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Vorwort 


r3as  Jahr  1905  brachte  eine  Umgestaltung:  der  politischen 
Verhältnisse  in  den  nördlichsten  Monarchien  Europas:  Norwegen 
sagte  sich  von  der  Union  mit  Schweden  los  und  entsetzte  den 
über  die  bisher  vereinigten  Länder  regierenden  Fürsten  des 
norwegischen  Thrones.  Diese  Ereignisse  zogen  schon  durch  die 
Form,  in  der  sie  sich  vollzogen,  vielfach  die  Aufmerksamkeit 
der  übrigen  Welt  auf  sich,  teils  aus  allgemeinen  weltpolitischen 
Gründen,  teils  aber  auch,  weil  der  Vorfall  mancherlei  Fragen 
völkerrechtlicher  und  staatsrechtlicher  Natur  aufwarf  oder 
eigenartig  beleuchtete.  Doch  weder  sind  die  tatsächlichen 
Verhältnisse,  die  hier  in  Betracht  kommen,  überall  genügend 
bekannt,  noch  die  Prinzipien,  nach  denen  sich  die  Geschehnisse 
entwickelten,  überall  richtig  aufgefasst  worden,  so  dass  sich 
zum  Teil  recht  irreführende  Beurteilungen  der  Vorgänge  geltend 
gemacht  haben.  Es  erschien  deshalb  angemessen,  eine  Darstellung 
zu  geben,  aus  der  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  der  Gang  der 
Entwicklung,  die  treibenden  Kräfte  und  der  rechtliche  Charakter 
des  Gegebenen  und  Geschehenen  erkennbar  würden.  Dies  zu 
unternehmen  beschloss  —  auf  Anregung  des  Mitherausgebers  dieser 
Sammlung  Staats-  und  völkerrechtlicher  Abhandlungen  Professor 
Dr.  Fleischmann  —  der  eine  der  mitunterzeichneten  Ver- 
fasser, Dr.  A.  Aall,  damals  Privatdozent  für  Philosophie  an  der 
Universität  Halle- Wittenberg.  Auf  Ansuchen  von  Dr.  Aall  beteiligte 
sich  der  Professor  der  Jurisprudenz  an  der  Universität  Kristiania 
N.  Gjelsvik  an  dem  geplanten  Werke.  Ursprünglich  war  die 
Verteilung  der  Aufgabe  so  geplant,  dass  Dr.  Aall  den  zweiten 
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prinzipiellen  Teil  und  Prof.  Gjelsvik  den  ersten  Teil  des  Werkes 
schreiben  sollte,  dessen  Veröffentlichung  bereits  für  das  Jahr  1906 
in  Aussicht  genommen  war.  Im  Februar  1906  war  auch  der  zweite 
Teil  des  Werkes  von  Dr.  Aall  ausgearbeitet;  nur  wenige  Zusätze 
sind  später  hinzugekommen.  Umstände,  auf  die  Prof.  Gjelsvik 
keinen  Einfluss  hatte,  verhinderten  diesen,  in  der  vorgesehenen 
Zeit  seinen  Teil  der  Arbeit  fertigzustellen.  Im  Frühjahr  d.  J., 
als  Dr.  Aall  an  die  Universität  Kristiania  berufen  ward,  wurde 
die  Arbeit  von  beiden  wieder  aufgenommen  und  im  Laufe  des 
Jahres  1910  beendigt.  So  wie  das  Werk  jetzt  vorliegt,  verteilt 
sich  die  Autorschaft  folgendermassen :  Prof.  Gjelsvik  hat  den 
ersten,  zweiten  und  dritten  Abschnitt  des  ersten  Teils  verfasst, 
ebenso  die  Seiten  300—306  aus  dem  §  46  vom  dritten  Abschnitt 
des  zweiten  Teiles.  Alles  übrige  ist  von  Prof.  Aall  verfasst. 
Die  für  das  Verständnis  der  Rechtslage  bis  zur  Gegenwart 
wesentlichen  Urkunden  sind  in  einem  Anhange  beigegeben. 
Soweit  sie  ins  Deutsche  übertragen  sind,  übernehmen  die  Ver- 
fasser des  Werkes  die  Verantwortung  für  die  Übersetzung. 
Anmerkungen  und  Verweisungen  zum  norwegischen  Grund- 
gesetze und  zur  Reichsakte  sind  von  den  Verfassern  gemein- 
sam mit  Prof.  Fleischmann  hinzugefügt. 

Kristiania,  im  Oktober  1911 

A.  Aall  N.  (jfjelsvik 
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Erster  Teil 

Historiscli -juristische  Darstellung 
und  Cliarakteristik. 


Erster  Abschnitt 

Einleitung.    Die  Union  mit  Dänemark. 
§1. 

Die  Union  mit  Dänemark  als  Personalunion. 

Norwegens  Geschichte  bis  1905  kann  man  mit  Rücksicht 
auf  die  äusseren  Schicksale  des  Landes  in  zwei  ungefähr  gleich 
lange  Zeiträume  einteilen: 

a)  die  alte  Selbständigkeitszeit  von  der  Sammlung  des  Reiches 
im  Jahre  872  bis  1380  (508  Jahre),  darin  einberechnet 
zwei  kürzere  Personalunionen  mit  Schweden  im  14.  Jahr- 
hundert; 

b)  die  ünionszeit  von  1380—1905  (525  Jahre);  erst  die 
Union  mit  Dänemark  von  1380—1814  (434  Jahre),  dann 
die  Union  mit  Schweden  von  1814—1905  (91  Jahre). 

Die  Union  mit  Dänemark  entstand  dadurch,  dass  Olav,  der 
Sohn  des  norwegischen  Königs  Haakon  VI.,  1376  zum  König 
von  Dänemark  gewählt  wurde.  Dänemark  war  schon  damals 
Wahlmonarchie,  Norwegen  dagegen  erbliches  Königreich. 

Als  daher  im  Jahre  1380  der  norwegische  König  Haakon  VI. 
starb,  fiel  seinem  Sohne  die  norwegische  Krone  zu,  da  keinerlei 
Bestimmungen  getroffen  waren,  um  zu  verhindern,  dass  das 
Land  dem  Regenten  eines  anderen  Reiches  durch  Erbschaft  zu- 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  1 
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fallen  könnte.  Auf  diese  Weise  entstand  eine  Personalunion 
zwischen  Norwegen  und  Dänemark,  und  die  damit  eingeleitete 
Verbindung 'dauerte,  unter  verschiedenen  Formen,  aber  wenig 
Segen  bringend,  bis  zum  Jahre  1814. 

§3. 
Die  Umwaiidhing-  der  Persoiialuiiioii  in  eine  vertragsmässige 
Union  (ßealunion).     Das  ünionsveiiiältnis  bis  1661. 

Ob  die  sogenannte  Kalmarer  Union  von  1397  zwischen 
Norwegen,  Schweden  und  Dänemark,  Norwegens  Union  mit 
Dänemark  (und  nun  also  auch  mit  Schweden)  zu  einer  vertrags- 
mässigen  Union  (Realunion ^))  machte,  ist  bestritten  worden. 
Diese  Streitfrage  hat  jedoch  für  den  uns  interessierenden  Ge- 
sichtspunkt keine  Bedeutung,  weshalb  sie  nicht  näher  erörtert 
zu  werden  braucht. 

Eine  Union  zwischen  Norwegen  und  Dänemark,  die  unbe- 
streitbar auf  Vertrag  beruhte,  kam  durch  eine  Vereinbarung 
des  norwegischen  und  des  dänischen  Reichsrats  in  Bergen  im 
Jahre  1450  zustande.  Nach  dieser  Vereinbarung  sollten  Norwegen 
und  Dänemark  in  Zukunft  „in  brüderlicher  Liebe  und  Freund- 
schaft" zusammenhalten,  und  das  eine  Reich  keine  Oberherr- 
schaft über  das  andere  haben,  sondern  jedes  seinen  Privilegien 
gemäss  durch  seine  eigenen  Landeskinder  regiert  werden.  Die 
beiden  Reiche  sollten  auf  ewige  Zeiten  unter  Einem  König 
bleiben  und  einander  im  Notfalle  beistehen. 

Wenn  der  König  stürbe,  so  sollte  der  Reichsrat  in  dem 
Lande,  wo  der  Todesfall  eintraf,  sofort  den  Rat  des  anderen 
Reiches  zu  einer  Zusammenkunft  einladen.  Wenn  der  König 
eheliche  Söhne  hinterliesse,  sollten  beide  Reiche  einträchtig  den- 
jenigen zum  König  erwählen,  der  dazu  am  besten  geeignet 
schiene;  hinterliess  er  keine  ehelichen  Söhne,  dann  sollten  beide 
Räte  einträchtig  denjenigen  zum  König  wählen,  der  ihnen  für 
beide  Reiche  am  besten  dazu  geeignet  schiene. 

Bei  dieser  Wahl  sollte  jedes  Reich  freie  Hand  haben,  oline 
Hindernisse  oder  Arglist,   doch  so,   dass   die  Räte  sich    nicht 


»)  Wenn  in  dieser  Schrift  von  Realunion  die  Rede  ist,  so  ist  damit  ein 
zwischen  zwei  oder  mehreren  selbständigen  Staaten  getroffenes  Ibiriiii- 
K'oinnicii   hctrctfciid  ein   ^-ciiicinsaiiics  Staatsobcrliaiipt   ^oiiiciiit. 
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trennen  sollten,  ehe  sie  um  Einen  Herrn  und  König  einig  ge- 
worden wären. 

Also:  eine  auf  grundsätzlicher  Gleichheit  aufgebaute  ver- 
tragsraässige  Union  zwischen  zwei  selbständigen  Reichen. 

Die  Verabredung  in  Bergen  1450  ist  die  Rechtsgrundlage 
für  die  spätere  Verbindung  mit  Dänemark,  und  diese  Rechts- 
grundlage wurde  durch  die  Wahlkapitulation  („Handfeste") 
Kristians  III.  im  Jahre  1536  nicht  aufgehoben. 

In  dieser  „Handfeste"  versprach  allerdings  Kristian  III. 
dem  dänischen  Reichsrat,  dass  Norwegen,  wenn  es  mit  Hilfe 
des  Rates  und  der  Bewohner  gelingen  sollte,  Norwegen  zu  er- 
obern, künftig  unter  Dänemarks  Krone  sein  und  bleiben  sollte, 
wie  eines  der  anderen  Länder,  Jütland,  Fünen,  Seeland  oder 
Schonen,  und  dass  es  künftig  nicht  ein  Königreich  für  sich 
selber  heissen  oder  sein,  sondern  ein  Glied  unter  Dänemarks 
Krone  auf  ewige  Zeiten  bilden  sollte.  Von  diesem  Versprechen 
erfuhren  aber  die  Norweger  nichts;  das  Dokument  wurde  erst 
1778  gedruckt;  von  einer  stillschweigenden  Anerkennung  kann 
schon  aus  diesem  Grunde  keine  Rede  sein. 

Eines  ist  Versprechen,  ein  anderes  Halten.  Dies  gilt 
besonders  von  Versprechungen  in  den  Handfesten  (Wahlkapitu- 
lationen) der  Thronkandidaten.  Leider  haben  wir  Norweger 
gerade  in  den  Handfesten  der  norwegisch-dänischen  Könige  ein 
allzu  gutes  Beispiel  dafür.  Kristian  I.  leitete  bekanntlich  die 
Familien- Traditionen  der  oldenburgischen  Dynastie  in  Nor- 
wegen damit  ein,  dass  er  in  den  Jahren  1468  und  69  die 
norwegischen  Inselgruppen,  die  Orkneyinseln  und  Hjaltland 
(die  Shetlandsinseln),  ohne  Zustimmung  des  norwegischen 
Reichsrats  an  den  schottischen  König  verpfändete.  Die  Pfand- 
summe war  58000  Gulden,  die  zusammen  mit  2000  Gulden  in 
barem  Gelde  die  Hälfte  der  Mitgift  seiner  Tochter  Margarete 
bildeten,  welche  sich  mit  dem  schottischen  König  verheiratete. 
Die  andere  Hälfte  der  Mitgift  wurde  durch  Verzicht  auf  die 
Abgaben  von  den  Hebriden  („  Suder öyarne")  geleistet,  Abgaben, 
welche  infolge  einer  Vereinbarung  mit  Schottland  vom  Jahre 
1266  Norwegen  zukamen.  Die  Verpfändung  war  mit  dem  Vor- 
behalt des  Einlösungsrechts,  doch  ohne  Zeitfrist,  geschehen.  So- 
lange   man    königliche    Wahlkap itulationen    hatte    (bis    1648), 

1* 
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versprach  jeder  König,  die  Orkney inseln  und  Hjaltland  einzu- 
lösen, um  sie  wieder  mit  der  Krone  in  Verbindung  zu  bringen. 
Kristian  III.  versprach  es  auch,  aber  weder  er  noch  irgendeiner 
der  anderen  Könige  löste  sein  Versprechen  ein  —  ein  gutes 
Beispiel  dafür,  dass  —  „das  Versprechen  ehrlich,  das  Halten 
beschwerlich". 

Auch  das  Versprechen,  Norwegen  Dänemark  einzuverleiben, 
wurde  nicht  gehalten;  es  wurde  niemals  ein  Dekret  erlassen, 
dass  Norwegen  Dänemark  einverleibt  sein  solle,  was  sicher 
nicht  versäumt  worden  wäre,  wenn  man  die  Absicht  gehabt 
hätte,  Norwegen  zu  einem  Teil  von  Dänemark  zu  machen. 
(Vgl.  die  Inkorporationsakte  gegenüber  Schleswig  vom  22.  August 
1721,  in  der  es  heisst,  dass  der  König  den  fürstlichen  und 
den  königlichen  Anteil  von  Schleswig  „vereinigte  und  inkor- 
porierte".) In  dem  Schreiben,  welches  Trüed  Ulf  stand  und 
Klaus  Bilde  zur  Dämpfung  von  Unruhen  ausfertigten,  und 
das  König  Kristian  III.  später  bestätigte,  ist  kein  Wort  von 
dem  Inhalt  der  Handfeste  erwähnt;  im  Gegenteil  versichert 
Artikel  1,  das  norwegische  Volk  solle,  wie  es  ihm  von  früheren 
Königen  und  Herren  vergönnt  worden,  seinen  Gesetzen  und 
Privilegien  gemäss  regiert  werden^).  Kristian  III.  Hess,  nach- 
dem er  selbst  den  Plan  zu  einer  Huldigungsreise  nach  Nor- 
wegen gefasst  hatte,  seinem  Sohne  Friedrich,  dem  späteren 
Friedrich  II.,  als  norwegischen  Thronfolger  huldigen  und  be- 
stätigte „St.  Olavs  und  Norwegens  Gesetz,  Privilegien  und 
Vorrechte".    Dies  geschah  in  Oslo  1548. 

Die  Bestimmung  in  Kristians  III.  Wahlkapitulation,  dass 
Norwegen  als  ein  Teil  von  Dänemark  unter  dem  dänischen 
Reichsrat  stehen  solle,  findet  sich  nicht  in  den  späteren  Wahl- 
kapitulationen (nicht  in  der  Friedrichs  IL,  Kristians  IV.  und 
Friedrichs  III.),  die  doch  in  allen  anderen  Punkten  wortizvrriMie 
Abschriften  von  Kristians  III.  Wahlkapitulation  waren. 

Kristian  III.  hatte  um  so  weniger  Ursache,  sein  Ver- 
sprechen, Norwegen  zu  einer  dänischen  Provinz  zu  iii.kIhmi,  zu 
erfüllen,  als   die  Bedingung   zur  Erfüllung  des  VerspirclKMis. 


*)  Vgl.  den  schwedischen  Vert;i.ss(r  l.'ydiii:  i'iireningen  emclhiii  Sv»  ri^c 
och  Norge,  S.  3. 
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dass  nämlich  Norwegen  mit  Hilfe  des  dänischen  Eeichsrats  und 
der  Bewohner  zurückerobert  werden  sollte,  nicht  erfüllt  wurde. 
Dies  hätte  wohl  weder  ihn  noch  die  späteren  Könige  bis  zur 
Einführung  des  Absolutismus  verhindert,  Versuche  zur  Erfüllung 
des  Versprechens  zu  machen,  wenn  dies  überhaupt  in  ihrem 
eigenen  Interesse  gewesen  wäre. 

Daran  lag  aber  den  dänischen  Königen  gar  nichts ;  im  Gegen- 
teil hatten  sie  guten  Grund,  Norwegen  als  selbständiges  Reich 
zu  erhalten  und  damit  Einmischungen  des  dänischen  Reichsrats 
in  die  Regierung  Norwegens  zu  verhindern. 

Dass  der  Reichsrat  sich  mit  den  dänischen  Angelegen- 
heiten befasste,  war  oft  unangenehm  genug,  und  Friedrich  II. 
(1559 — 1588)  unterliess  es  nicht,  ihn  zurechtzuweisen,  als  er 
sich  in  norwegische  Angelegenheiten  mischen  wollte^). 

Norwegen  war  von  alter  Zeit  her  ein  erbliches  Königreich 
und  blieb  es  im  Volksglauben  auch,  nachdem  es,  formell  be- 
trachtet, im  Jahre  1450  Wahlmonarchie  geworden  war;  selbst- 
redend lag  es  im  Interesse  der  Könige,  diesen  Volksglauben  zu 
erhalten,  weshalb  sie  auch  nach  1450  und  1536  bei  jeder  Ge- 
legenheit auf  ihr  Erbrecht  in  Norwegen  hinwiesen.  So  sandte 
Friedrich  I.  seinen  Sohn,  den  Herzog  Kristian  (den  späteren 
König  Kristian  III.)  1529  nach  Norwegen,  damit  er  den  Huldi- 
gungseid der  Norweger  als  ihr  Erbherr  in  Empfang  nehmen  sollte. 
Friedrich  III.,  der  spätere  absolute  Souverän,  der  die  Regierung  im 
Jahre  1648  antrat,  behauptete,  Erbkönig  in  Norwegen  zu  sein. 
Die  Thronfolger  Hessen  sich  immer  in  Norwegen  besonders 
huldigen,  und  damit  diese  Huldigung  ohne  Widerstand  vor  sich 
gehen  sollte,  war  es  von  Nutzen,  den  Erbrechtsanspruch  als 
Rückhalt  zu  haben  ^).  Auch  wählte  der  dänische  Reichsrat  nur 
denjenigen  zum  König  oder  Thronfolger,  der  nach  Norwegens 
alter  Erbfolge  zu  Norwegens  Krone  erbberechtigt  war. 

Mit  dem  Fall  der  katholischen  Kirche  verlor  Norwegen 
seinen  Reichsrat.     Das  ist  als   Beweis  dafür,  dass  Norwegen 

^)  J.  E.  Sars:  Nordisk  üniversitets  tidsskrlft  IV,  Heft  3,  S.  52. 

'^)  Dass  die  Huldigung  nicht  nur  Formalität  war,  beweist  die  In- 
struktion vom  30.  Dezember  1581.  welche  Nils  Kaas  mit  nach  Norwegen  ge- 
geben wurde,  als  er  die  Huldigung  des  Herzogs  Kristian  (des  späteren 
Kristian  IV.)  zum  Thronfolger  in  Norwegen  zustande  bringen  sollte. 
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aufhörte,  ein  selbständiges  Reich  zu  sein,  angeführt  worden. 
Dieser  Beweis  wäre  jedoch  nur  stichhaltig,  wenn  gleichzeitig 
bewiesen  würde,  dass  der  dänische  Reichsrat  de  jure  an  Stelle 
des  norwegischen  bei  der  Behandlung  norwegischer  Angelegen- 
heiten getreten  war.  Ein  solcher  Beweis  kann  nicht  erbracht 
werden;  die  oben  erwähnte  Zurechtweisung,  welche  Friedrich  II. 
dem  dänischen  Reichsrat  gab,  scheint  eher  das  Gegenteil  zu 
beweisen. 

An  Stelle  des  Reichsrats  traten  norwegische  Herrentage 
und  Ständeversammlungen.  Als  Kristian  IV.  (1588 — 1648)  eine 
Kommission  norwegischer  „Lagmenn"  (die  vornehmsten  Richter) 
einen  Vorschlag  zu  einem  neuen  Gesetzbuch  ausarbeiten  Hess  ^), 
legte  er  diesen  Entwurf  einem  Herrentage  in  Bergen  vor,  wo 
er  auch  in  Gegenwart  des  Königs  1604  angenommen  wurde. 

Es  war  also  nicht  nötig,  das  Gesetz  dem  dänischen  Reichsrat 
vorzulegen,  was  doch  hätte  geschehen  müssen,  wenn  Norwegen 
ein  Teil  von  Dänemark  gewesen  wäre. 

Die  für  Dänemark  ausgearbeitete  Kirchenordonnanz  wurde 
auf  einer  Zusammenkunft  von  Bischöfen  in  Bergen  1604  durch- 
gegangen und  norwegischen  Verhältnissen  angepasst.  Auch  bei 
dieser  wichtigen  Angelegenheit  hatte  der  dänische  Reichstag 
kein  Wort  mitzureden. 

Nicht  nur  seinem  Entstehen,  sondern  auch  seinem  Inhalt 
nach,  beweist  das  Gesetzbuch  Kristians  IV.,  dass  Norwegen 
noch  ein  selbständiges  Reich  war.  Dasselbe  enthält  nämlicli 
folgende  Bestimmung: 

„Es  soll  künftig  immer  und  auf  ewige  Zeiten  Ein  Herr 
und  König  über  die  Reiche  Dänemark  und  Norwegen  sein,  ge- 
mäss dem  Übereinkommen,  das  die  Reiche  zur  Zeit  der  Königin 
Margarete  und  des  Königs  Kristians  I.  getroffen  haben". 

Hier  wird  u.  a.  also  das  Übereinkommen  von  1450  in  die  Er- 
innerung zurückgerufen,  während  die  oben  erwähnte  Bestimmung 
in  der  Wahlkapitulation  Kristians  III.  mit  keinem  Wort  erwähnt 
wird.  Auch  in  mehreren  Verträgen  im  Zeitraum  von  1536  bis 
1661  wird  Norwegen  als  eigenes  Reich  und  Rechtssubjikt   i  r- 


*)  Dem   Inhalt    nach    iui  wesentlichen    eine  schlechte   Übersetzuns;  des 
Landesgesetzes  von  Magnus  Lagabüter  vom  Jahre  1276. 
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wähnt.  Im  Vertrage  zu  Stettin  1570  zwischen  Norwegen,  Däne- 
mark und  Schweden  heisst  es  z.  B.:  „Die  Grenzen  zwischen  den 
beiden  Königreichen  Norwegen  und  Schweden  sollen  sein  wie 
von  alters  her". 

In  dem  Friedensschluss  zu  Sjöröd  und  Knäröd  vom  Jahr 
1613  heisst  es: 

„Die  Rechte  der  schwedischen  Krone,  das  jus  und  die 
Herrschaft  in  geistlichen  und  weltlichen  Angelegenheiten,  do- 
minium maris  und  die  oben  erwähnte  russische  Steuer  sollen 
Uns  und  der  norwegischen  Krone  auf  ewige  Zeiten  folgen". 
Die  norwegische  Krone  ist  hier  als  das  Rechtssubjekt,  dem  die 
erwähnten  Rechte  zukommen  sollen,  aufgefasst. 

Der  Friedensvertrag  von  Roskilde  1658  fängt  mit  folgenden 
Worten  an:  „Da  zwischen  diesen  drei  Reichen,  Dänemark, 
Norwegen  und  Schweden,  Krieg  war"^). 

Alles  dies  sind  Beweise  dafür,  dass  Norwegen  im  allge- 
meinen Rechtsbewusstsein  als  eigenes  internationales  Rechts - 
Subjekt  weiterlebte. 

§3. 

Das  UnioiisYcrliältiiis  während  des  Absolutismus 

1661—1814. 

I.  Bei  der  Einführung  der  absoluten  Königsgewalt  wurde  für 
Norwegen  (7. — 17.  August  1661)  eine  besondere  Akte  ausgefertigt. 
Die  Akte  spricht  von  „dem  Reich  Norwegen,  von  den  Unter- 
tanen in  dem  Reich  Norwegen,  vom  Erbrecht  auf  das  Reich 
Norwegen  usw."  Sie  spricht  auch  davon,  dass  „die  beiden 
Königreiche  künftig  auf  keinen  Fall  geteilt  werden  sollten  oder 
irgend  etwas  davon  zergliedert". 

Und  weiter:  „Norwegens  sowie  auch  Dänemarks  Sicherheit 
ist  .  .  .  nur  Seiner  Majestät  dem  König  anheimgestellt". 

„Kongeloven"  (das  Königsgesetz)  —  „lex  Regia"  —  von 
1665,  welches  Friedrich  III.  mit  Bezugnahme  auf  die  Absolutäts- 
akte  gab,  war  Norwegens  und  Dänemarks  Grundgesetz  zur  Zeit 
des  Absolutismus.    Es  nennt  sich  selber  „ein  fundamentales, 


»)  In  L.  M.  B.  Auberts  Schrift:    „Norges  folkeretslige  stilling"   (1897) 
ist  der  hierher  gehörige  Vertragsstoff  gründlich  behandelt. 
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d.  h.  unveränderliches  Grundgesetz"   und  das   „richtige  un- 
veränderliche Fundamentalgesetz". 

In  §  19  wird  betont,  dass  „diese  unsere  Erbkönigreiche, 
Dänemark  und  Norwegen,  samt  allen  dazu  gehörigen  Provinzen 
und  Ländern,  Inseln,  Festungen  .  .  .  ungetrennt  und  ungeteilt 
unter  einem  absoluten  Erbkönig  von  Dänemark  und  Norwegen 
bleiben  sollen".  In  §  20  wird  wiederholt,  dass  „diese  unsere 
Reiche  .  .  .  keineswegs  getrennt,  zerstückelt  oder  geteilt  werden 
dürfen".  Aus  den  Akten  des  Absolutismus  scheint  man  also, 
wie  L.  M.  B.  Aubert  dies  (in  der  obengenannten  Schrift)  tut, 
das  Recht  zu  haben,  den  Ausdruck,  „dass  Norwegens  wie  auch 
Dänemarks  Sicherheit  nur  dem  König  anvertraut  war",  hervor- 
zuheben. Wie  Aubert  bemerkt,  wäre  es  ein  Widerspruch,  wenn 
diese  Sicherheit  auf  solche  Weise  wahrgenommen  werden  könnte, 
dass  der  König  eines  der  Reiche  in  einem  Gesamtstaat  ver- 
schwinden, oder  gar  Norwegen  eine  Provinz  von  Dänemark 
werden  Hesse. 

Wenn  man  aufgezehrt  werden  soll,  ist  es  ziemlich  gleich- 
gültig von  wem,  ob  von  einem  näher  verwandten  Wesen  oder 
einem  fernerstehenden.  Wie  für  ein  Einzelwesen  gilt  dies 
auch  für  ein  Volk,  das  in  einem  anderen  aufgehen  soll.  Es  ist 
nicht  viel  angenehmer,  einer  näher  verwandten,  als  einer  fremderen 
Nation  einverleibt  zu  werden.  Im  Gegenteil,  hier  gilt  gerade 
das  norwegische  Sprichwort:  „Frende  er  frende  verst".  (Ver- 
wandte sind  einander  die  schlimmsten  Gegner.) 

IL  Der  Gedanke,  dass  Norwegen  ein  eigenes  Reich  war,  kommt 
auch  in  einer  Reihe  von  Verträgen  zum  Ausdruck.  Als  Beispiel 
kann  der  Vertrag  mit  Holland  vom  Jahre  1666  angeführt  werden, 
der  in  Artikel  1  von  dänischen  und  norwegischen  Kauf- 
fahrteischiffen spricht;  der  Vertrag  mit  Holland  vom  Jahre 
1688,  der  von  niederländischen  Untertanen  in  „Dänemaik  und 
Norwegen"  spricht;  der  Handelsvertrag  mit  Holland  vom  Jahre 
1701,  der  ebenfalls  von  niederländischen  Untertanen  in  den 
Reichen  Dänemark  und  Norwegen  und  anderen  Ländern 
und  Fürstentümern  der  erwähnten  Königreiclie"  spricht. 

In  dem  Grenzvertrag  zwischen  Norwegen  und  Schweden 
von  1751  tritt  Norwegen  als  der  eine  kontrahierende  Teil  In  r 
vor;  Dänemark  ist  ausser  in  dem  Titel  des  Königs  nicht  ( i  w.ilint. 
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>ie  Vollmachten  lauteten  auf  Festsetzung  der  Grenzen  zwischen 
len  Reichen  Norwegen  und  Schweden.  Von  dem  Inhalt 
les  Vertrags  kann  Artikel  5  hervorgehoben  werden,  in  dem  es 
leisst:  „Das  Königreich  Schweden  soll  die  Steuer,  die  früher  das 

Königreich  Norwegen  eingezogen,  erheben  .  .  .,  dagegen  fallen 
dem  Königreich  Norwegen  alle  Steuern  zu  —  ..." 

Auch  kann  Artikel  2  erwähnt  werden,  der  so  lautet:  „Da 
nun  die  Reichsgrenze  zwischen  den  Königreichen  Norwegen  und 
Schweden,  wie  in  obigem  Artikel  steht,  festgesetzt  worden,  so 
seien  hiermit  alle  Ansprüche  irgendwelcher  Art,  die  eines  der 
Reiche  oder  deren  Untertanen  über  diese  Grenzen  hinaus  zu 
haben  glaubten,  aufgehoben  und  erloschen.  Infolgedessen  kommt 
es  allein  dem  Königreich  Norwegen  zu,  in  Kautokeino  und  Af- 
jovara  Steuern  zu  erheben  und  geistliche  und  weltliche  Juris- 
diktion auszuüben;  dem  Königreich  Schweden  kommt  es  einzig 
und  allein  zu,  Steuern  von  den  Utziocki  und  Teno  Lappen  zu 
erheben,  wie  auch  Norwegen  früher  Abgaben  von  den  Enara 
Lappen  erhielt".  Dass  es  die  Königreiche  Norwegen  und  Schwe- 
den sind,  die  hier  eine  Verabredung  miteinander  treffen,  geht 
auch  sonst  noch  aus  einer  Reihe  Bemerkungen  sowohl  in  dem 
Grenzvertrag  selber,  als  auch  in  den  ihm  beigefügten  2  Codi- 
cillen  hervor.  Das  Angeführte  berechtigt  zweifelsohne  zu  der 
Behauptung,  dass  Norwegen  unter  der  Vereinigung  mit 
Dänemark  ein  eigenes  Reich  und  besonderes  internationales 
Rechtssubjekt  war.  Vom  juristischen  Gesichtspunkt  aus  waren 
die  beiden  Reiche  einander  gleichgestellt,  in  Wirklichkeit  aber 
war  Dänemark  das  Hauptland;  es  hatte  damals  die  grösste  Ein- 
wohnerzahl und  war  Wohnsitz  des  Königs.  Nach  den  obigen 
Angaben  hatte  der  dänische  Reichsrat  nicht  einmal  in  dem  Zeit- 
raum von  1537—1661  das  Recht,  sich  in  die  Regierung  Nor- 
wegens einzumischen,  und  die  Könige  konnten  eine  solche 
Einmischung  zurückweisen.  Dies  hinderte  jedoch  nicht,  dass 
die  Rücksichtnahme   auf  Dänemark   eine  grosse   oder  gar  die 

'össte  Rolle  in  der  Leitung  norwegischer  Angelegenheiten  von 
Seiten  des  Königs  mit  oder  ohne  Einmischung  des  dänischen 
Reichsrats  spielte. 

III.  Bei  der  Einführung  des  Absolutismus  1661  verschwand 
der  dänische  Reichsrat,  wie  die  norwegischen  Herrentage  und 


IQ       Teil  I:  PI  ist. -Jurist.  Darstellung  —  1.  Abschnitt:  Union  mit  Dänemark 

Ständeversammlungen,  als  staatsrechtliche  Institutionen.  Der 
König  hatte  von  da  an  sowohl  die  gesetzgebende,  wie  auch  die 
ausübende  und  richterliche  Gewalt  in  seinen  Händen,  und  zwar 
in  beiden  Reichen. 

Die  Unselbständigkeit,  welche  in  dieser  Periode  (1661  bis 
1814)  Norwegens  Los  war,  bestand,  wie  der  schwedische  Ver- 
fasser Rydin  bemerkt^),  nicht  in  einer  untergeordneten  Stellung 
unter  dem  Reich  Dänemark,  sondern  in  der  unselbständigen 
Position,  die  ein  Volk  unter  einem  absoluten  Königshaus 
einnimmt.  Dies  unselbständige  Verhältnis  Norwegens  einer 
Dynastie  gegenüber,  welche  gleichzeitig  Dänemarks  Krone  trug, 
kann  nach  den  heutzutage  geltenden  staatsrechtlichen  Grund- 
sätzen nicht  als  Abhängigkeitsverhältnis  von  dem  Reich  Däne- 
mark bezeichnet  werden,  und  noch  weniger  nach  damaliger 
Auftassung.  Wenn  Norwegen  unter  dem  Absolutismus  eine 
provinzielle  Stellung  eingenommen  hätte,  raüsste  Dänemark 
gleichfalls  eine  solche  eingenommen  haben.     Soweit  Rydin. 

So  steht  die  Sache  vom  Rechtsstandpunkt  aus  gesehen; 
aber  dies  hinderte  nicht,  dass  die  Rücksicht  auf  Dänemark  die 
erste  Rolle  bei  dem  König  spielte,  auch  bei  der  Erledigung  der 
inneren  und  äusseren  Angelegenheiten  Norwegens.  Handelsprivi- 
legien wurden  in  Norwegen  und  auf  Island  zugunsten  dänischer 
Kaufleute  und  zum  Schaden  für  die  beiden  ersteren  erteilt.  Auch 
sorgten  die  Könige,  solange  sie  es  konnten,  getreulich  dafür,  dass 
keine  Zentralanstalten  (Reichsbank,  Universität  u.  ä.)  dort  errichtet 
wurden;  sie  fürchteten  nämlich,  solche  könnten  Norwegen  in 
geistiger  oder  materieller  Beziehung  Dänemark  gegenüber 
eine  selbständigere  Stellung  verschaffen.  Erst  im  Jahre  1811 
bequemte  sich  der  König  dazu,  dem  dringenden  Verlangen  nach 
einer  besonderen  norwegischen  Universität  nachzugeben. 

Eine  besondere  norwegische  Armee  wurde  jedoch,  auf  Be- 
schluss  der  Ständeversammlung  in  Kristiania  1628  und  dos 
Herrentags  in  Bergen  1641,  unter  Kristian  IV.  erriciittt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Verteidigung  des  Landes  i^vizvn 
Schweden  waren  die  späteren  Könige  genötigt,  dies  nationale 
norwegische  Heer,  das  im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  sehr 


ige  och  Norge"  S.  5. 
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ililreich  war,  zu  erhalten  (1814  betrug  es  über  4"/o  der  Volkszahl, 
(ie  damals  zwischen  800-  und  900000  ausmachte).  Die  Regierung 
latte  einmal  in  Erwägung  gezogen,  deutsche  Söldner  nach  Nor- 
wegen anzuwerben;  dieser  Gedanke  wurde  jedoch  als  unprak- 
5ch  sofort  wieder  aufgegeben.  Die  norwegischen  Festungen 
raren  folglich  während  der  Union  mit  Dänemark  ausschliesslich 
von  norwegischen  Truppen  besetzt.  Wenn  in  Artikel  15  Abs.  6 
des  Kieler  Vertrags  vom  14.  Januar  1814  vorausgesetzt  wird,  dass 
schwedische  Truppen  die  norwegischen  Festungen  Fredrikshall, 
Kongsvinger,  Fredrikstad  und  Akershus  besetzen  sollten,  so  war 
damit  nicht  gemeint,  dass  dänische  Truppen  von  schwedischen 
abgelöst  werden  sollten,  sondern  norwegische,  ein  Umstand,  auf 
den  der  neuerwählte  norwegische  König  Kristian  Fredrik  in 
seiner  Antwort  auf  die  Note  der  fremden  Mächte  vom  1.  Juli 
1814  nicht  unterliess,  aufmerksam  zu  machen,  indem  er  folgen- 
des schrieb:  „Die  norwegische  Nation  habe  Ursache,  gereizt  zu 
werden,  wenn  sie  als  erste  Bedingung  erfahre,  dass  schwedische 
Truppen  Festungen  in  Besitz  nehmen  sollten,  die  niemals, 
solange  Norwegen  und  Dänemark  vereinigt  gewesen,  von  Dänen 
besetzt  worden  waren". 

Aus  dem  Grunde,  dass  das  Landheer  norwegisch,  und 
forwegen  nie  von  dänischen  Truppen  besetzt  war,  konnte  in 
m  Friedensvertrag  von  Kiel  keine  Bestimmung  aufgenommen 
werden  dahin  gehend,  dass  Norwegen  von  den  dort  befind- 
lichen Truppen  geräumt  werden  sollte;  dagegen  konnte  festge- 
setzt werden,  dass  Pommern  und  Rügen,  die  in  demselben 
Vertrag  von  Schweden  an  Dänemark  abgetreten  wurden,  von 
den  schwedischen  Truppen  geräumt  und  den  dänischen  Truppen 
übergeben  werden  sollten. 

§4. 
Treues  Verhalten  der  Norweger  gegen  das  Königshaus. 

Weil  Norwegen  ein  so  grosses  Heer  hatte,  dass  die  Dänen 
nie  daran  denken  konnten,  das  Land  im  Fall  eines  Abfalls  von 
der  Union  zu  erobern,  musste  die  Regierung  bei  der  Anwendung 
der  Grundsätze  der  damaligen  Kolonialpolitik  in  bezug  auf  Nor- 
wegen mit  einer  gewissen  Vorsicht  vorgehen.  Auch  in  der 
Besteuerung  musste  sie  massig  verfahren,  damit  nicht  die  Treue 
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der  Norweger  dem  Königshaus  gegenüber  auf  eine  allzu  starke 
Probe  gestellt  würde.  Man  war  sich  sehr  wohl  bewusst,  dass 
die  Union  nur  in  der  Treue  der  Norweger  gegen  die  Dynastie 
ihren  Halt  hatte  ^),  weshalb  auch  keine  Gelegenheit  versäumt 
wurde ,  diese  „  nationale  Kardinaltugend "  des  norwegischen 
Volkes  zu  rühmen  und  zu  loben.  Auch  in  dem  Abschiedsbrief 
Friedrichs  VI.  an  die  Norweger,  vom  18.  Januar  1814,  wurde 
diese  Tugend  mit  starken  Worten  gepriesen.  Es  heisst  hier 
unter  anderem:  „Niemals  können  und  niemals  wollen  Wir  die 
Treue  und  Ergebung  gegen  uns  und  unser  Haus  vergessen, 
welche  das  edle  norwegische  Volk  zu  allen  Zeiten  und  bei 
allen  Gelegenheiten  so  rührend  bewiesen  hat.  Solange  Treue 
zwischen  den  Völkern  als  Tugend  betrachtet  wird,  sollen  die 
Norweger  immer  als  diejenigen  gepriesen  werden,  welche  jedes 
andere  Volk  in  der  Ausübung  dieser  Tugend  übertrafen". 

Ich  muss  gestehen,  dass  ich,  als  Norweger,  diese  Lobrede 
mit  etwas  gemischten  Gefühlen  lese.  Eine  so  rührende  Treue, 
wie  die  Norweger  sie  jahrhundertelang  einem  Königshaus 
gegenüber  erwiesen,  welches  sein  Bestes  tat,  um  die  Interessen 
eines  anderen  Landes  auf  unsere  Kosten  wahrzunehmen,  und 
zu  guter  Letzt  das  Land  „gegen  passende  anderweitige  Ent- 
schädigung" abtrat,  diese  Art  Treue  darf  man  heutzutage 
unter  zivilisierten  Völkern  für  keine  ruhmvolle  Tugend  mehr 
rechnen. 

Im  Laufe  der  Zeit  war  ein  nicht  geringer  Vorrat  an 
Redensarten,  die  das  herzliche  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Reichen  und  zwischen  Königshaus  und  Volk  be- 
zeichnen sollten,  gang  und  gäbe  geworden.  Die  bevor- 
zugteste der  Redensarten  scheint  „das  Zwillingsreich"  oder 
„die  Zwillingsreiche"  und  der  „Landesvater"  gewesen  zu 
sein.  Diese  Redensarten  waren  so  gut  eingeübt,  dass  sie  im 
Jahre  1814  ohne  weiteres  auf  das  neue  Verhältnis  zu  Schweden 
übertragen  werden  konnten.  So  heisst  es  unter  anderem  in  der 
Rede  des  Stortingspräsidenten  vom  10.  November  nach  der  Eides- 
ablegung  der  Mitglieder  des  Stortings:  „Wenn  der  gemoiiismm» 
König  des  Zwillingsreiches  seine  Räte  mit  AVeisheit  wühlt 

»)  Vgl.  I.  E.  Sars:  Udsigt  over  Norges  historie  IV  S.  60—61. 
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luul  mit  Aufmerksamkeit  anhört,  niemals  die  Interessen  des 
einen  Reiches  von  denen  des  anderen  trennt,  und  niemals  ver- 
aisst,  dass  beide  Geschwister  sind,  welche  den  gleichen  An- 
spruch auf  seine  väterliche  Fürsorge  haben"  usw. 

Erwähnt  werden  kann  auch  die  Ansprache  der  norwegischen 
Stortingsdeputation  an  den  neuen  König  in  dem  Reichssaal  in 
Stockholm  am  14.  Dezember  1814,  in  der  es  unter  anderem  heisst: 
„Ehrenwerte  schwedische  Mitbrüder!  Nehmt  unsere  und  unserer 
Landsleute  brüderlichen  Grüsse  entgegen!  Wir  haben  künftig 
nur  ein  Ziel:  Die  Selbständigkeit,  das  Glück  und  die  Ehre  des 
Zwillingsreiches!" 

Alles  dies  waren  Redensarten,  die  unter  der  Union  mit 
Dänemark  gut  eingeübt  waren  und  nur  einer  neuen  Adresse 
bedurften. 

In  einer  Beziehung  wurde  die  norwegische  Nation^)  von 
dem  oldenburgischen  Königshaus  nicht  stiefmütterlich  behandelt, 
nämlich  bei  der  Schmückung  unserer  Städte  mit  Königsnamen. 
Hier  kann  man  beinahe  sagen,  dass  Norwegen  eine  bevorzugte 
Stellung  einnahm.  Leider  beschränkte  der  Umstand,  dass  alle 
oldenburgischen  Könige  Kristian  oder  Fredrik  hiessen,  diese 
Verschönerungslust  ein  wenig;  aber  innerhalb  dieser  engen 
Grenzen  wurde  unleugbar  eine  gewisse  Erfindungsgabe  ent- 
faltet: vgl.  Kristiania  (für  das  alte  Oslo),  Kristianssand, 
Kristianssund,  Fredrikshall,  Fredrikstad,  Fredriksvern. 

Trotz  alledem  hörten  die  Norweger  nicht  auf,  sich  als 
eigene  Nation  zu  fühlen;  dies  zeigte  sich  z.  B.  im  Herbst  1813, 
als  die  Regierung  versuchte,  durch  Abtreten  des  nördlichen 
Norwegens   an   Schweden,    Frieden   mit   den    gegen   Napoleon 


^)  Die  Norweger  als  Nation  wurden  beiseite  gesetzt,  wogegen  die 
einzelnen  Individuen  nicht  eigentlich  zu  klagen  hatten.  Bei  der  Trennung 
im  Jahre  1814  sassen  mehr  Norweger  in  dänischen  Ämtern  als  umgekehrt 
i'änen  in  norwegischen.  Die  Militärpflicht  war  schwer  in  Norwegen,  weil 
'las  Heer  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  sehr  gross  war;  aber  die  Städte 
und  die  oberen  Klassen,  welche  am  ehesten  Gelegenheit  zu  Klagen  hatten, 
waren  frei  von  Wehrpflicht.  Alles  war  augenscheinlich  darauf  berechnet, 
ilass  die  nationale  Zurücksetzung  ohne  Murren  getragen  werden  sollte.  Dies 
war  einer  der  Gründe,  dass  sich  die  Union  mit  Dänemark  so  lange  erhalten 
konnte. 
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alliierten  Mächten  zu  bekommen.  In  Norwegen  war  kein 
Zweifel  darüber,  dass  von  den  zwei  Alternativen:  das  ganze 
Norwegen  oder  einen  Teil  von  ihm  abzutreten,  die  erstere 
vorzuziehen  wäre.  Die  Nation  sollte  nicht  gespalten  werden, 
gleichviel  ob  der  König  in  Kopenhagen  oder  in  Stockholm 
wohnte. 

Im  Jahre  1814  war  man  in  Norwegen  auch  darüber  auf- 
gebracht, dass  Island,  die  Färöerinseln  und  Grönland  von  Nor- 
wegen getrennt  wurden^).  Solche  Gedanken  hätten  nicht  ent- 
stehen können,  wenn  sich  die  Norweger  als  Eine  Nation  mit 
den  Dänen  gefühlt  hätten. 

§5. 
Die  Oültigkeit  der  Verträge  aus  der  Unionszeit. 

Da  Norwegen  während  seiner  Vereinigung  mit  Dänemark 
ein  eigenes  Reich  und  ein  besonderes  völkerrechtliches  Rechts- 
subjekt war,  so  galten  auch  alle  Verträge,  welche  während  der 
Vereinigung  abgeschlossen  worden  waren,  nachher  wie  zuvor, 
und  zwar  sowohl  was  Norwegen  wie  auch  was  Dänemark  be- 
trifft, insofern  nicht  die  Union  mit  Dänemark  eine  Voraus- 
setzung für  die  Verbindlichkeit  eines  Vertrages  war. 

Für  die  Gültigkeit  aller  politischen  Verträge  für  Norwegen 
war  es  eine  natürliche  Voraussetzung,  dass  Norwegen  mit  Däne- 
mark verbunden  war;  etwas  anderes  war  es  mit  wirtschaft- 
lichen und  ähnlichen  Verträgen  (Verwaltungs  -  oder  Verkehrs- 
verträgen). So  wurde  es  auch,  soweit  bekannt,  in  der  inter- 
nationalen Praxis  gehalten.  Der  Vertrag  mit  Grossbritannien 
vom  Jahre  1670  z.  B.  blieb  gültig,  und  auf  ihn  beriefen  sich 
auch  die  Engländer  in  der  bekannten  Bodo-Sache  (1819 — 21). 

Der  Grenzvertrag  vom  21.  September  /  2.  Oktober  1751 
mit  Schweden  galt  weiterhin,  nicht  nur,  was  die  darin  ent- 
haltene   P>stsetzung   der   Grenzlinie   betraf,    sondern    auch   in 


*)  In  der  Adresse,  die  das  Störung  am  24.  November  1814  dem  neu- 
gewählten König  sandte,  heisst  es  in  Ziffer  2:  „Hass  \h'\  der  Oniimni:  <li'i' 
gegenseitigen  Forderungen  zwischen  Norwegen  und  Düiumaik  nanuMitlidi 
Norwegens  Recht  auf  Island,  Grönland  und  die  Färöerinseln  als  ikuwi -;isrli( 
Kolonien  Berücksichtigung  findi  n  nii.ditL^    V^gl.  Stortingsvcrli.  von  \S{  1  s  sj 
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seinen  regulatorischen  Bestimmungen,  wie  z.  B.  über  die  Er- 
richtung und  Erhaltung  von  Grenzzeichen ,  gegenseitige  Erlaub- 
nis zur  Benutzung  von  Renntierweiden  etc.  In  dem  Notenaus- 
tausch mit  dem  Minister  des  Äusseren  1896  über  den  Vertrag 
zwischen  Norwegen  und  Dänemark  einerseits  und  Tunis  anderer- 
seits vom  8.  Dezember  1751  behauptete  der  französische  Ge- 
sandte in  Stockholm  nicht,  der  Vertrag  gelte  nicht  länger  für 
Norwegen  aus  dem  Grunde,  dass  die  Vereinigung  mit  Dänemark 

felöst  sei,  sondern  er  betrachtete   den  Vertrag  überhaupt  als 

linfällig  („caduc")  ^). 

§6. 
Die  Union  eine  internationale  Maclit,  kein  inteniationales 

ßeclitssubjckt. 

Obgleich  Norwegen  und  Dänemark  während  ihrer  Vereini- 
gung als  besondere  völkerrechtliche  Subjekte  gerechnet  werden 
müssen,  so  waren  sie  doch  als  Eine  Macht  zu  betrachten. 

Ein  internationales  Rechts  Subjekt  und  eine  internatio- 
nale Macht  werden  oft  verwechselt,  müssen  aber  in  der 
Rechtswissenschaft  streng  voneinander  unterschieden  werden. 
Wenn  zw^ei  Staaten  (z.  B.  Österreich  und  Ungarn)  in  einem 
Rechtsverhältnis  zueinander  stehen,  welches  eine  gewisse  starke 
Garantie  dafür  gibt,  dass  sie  beide  dieselbe  äussere  Politik 
befolgen  und  in  Krieg  und  Frieden  zusammenstehen  werden, 
können  die  Staatsmänner  in  der  praktischen  Politik  mit  diesen 
Staaten  als  mit  einer  einzigen  Macht  rechnen,   aber  dies  will 

(keineswegs  sagen,  dass  sie  ein  einziges  gemeinsames  Rechts- 
subjekt sind  ^).  Die  Bedeutung  des  Unterschieds  ergibt  sich 
u.  a.  aus  §  5  dieses  Abschnitts. 


^)  Die  Frage,  ob  die  während  der  Union  mit  Dänemark  abgeschlossenen 
\  ertrage  mit  der  Türkei  noch  für  Norwegen  Gültigkeit  hatten,  wurde 
aktuell  mit  der  Errichtung  eines  Konsularwesens  für  Norwegen  nach  1905. 
Sollte  dann  z.  B.  die  Konsulargerichtsbarkeit  nach  den  alten  Verträgen 
gelten?  Diese  Frage  wurde  nicht  ausdrücklich  gelöst,  indem  man  sich 
darüber  einigte,  dass  die  beiden  Nationen  sich  gegenseitig  als  meistbegünstigste 
Nation  behandeln  sollten  (vgl.  das  Protokoll  vom  13.  Juni  1907  „Recueil  des 
trait^s  de  la  Norvöge"  S.  676). 

^)  Vgl.  Jellinek,  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  182.  — 
Vgl.  auch  Recht  des  modernen  Staates  von  demselben  Verfasser  S.  691—92. 
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Wenn  man  oft  dazu  geneigt  war,  in  Abrede  zu  stellen,  dass 
Norwegen  während  seiner  Vereinigung  mit  Dänemark  ein  selb- 
ständiger Staat  war,  so  kommt  dies  grossenteils  daher,  dass 
der  juristische  (völkerrechtliche)  Begriff:  internationales 
Rechtssubjekt,  und  der  politische  Begriff:  eine  internationale 
Macht  nicht  scharf  genug  auseinandergehalten  wurden.  Gerade 
weil  Norwegen  und  Dänemark  in  der  praktischen  äusseren 
Politik  als  einzige  Macht  gerechnet  wurden  und  gerechnet 
werden  konnten,  ist  es  leicht  erklärlich,  dass  in  einer  Reihe 
Verträge  Ausdrücke  benutzt  wurden,  als  ob  nur  Ein  Reich: 
Dänemark,  existierte. 

Die  Meinung,  die  hier  vertreten  ist,  nämlich,  dass  Nor- 
wegen während  der  ganzen  Zeit  seiner  Vereinigung  mit  Däne- 
mark ein  eigener  Staat  und  besonderes  Subjekt  im  völkerrecht- 
lichen Sinn  war,  ist  unter  anderen  auch  von  dem  schwedischen 
Verfasser  Rydin  ^)  und  dem  norwegischen  Verfasser  Aubert  ^) 
samt  mehreren  dänischen  Verfassern  des  18.  Jahrhunderts  ver- 
fochten worden. 


Zweiter  Abschnitt 

Die  Gründung  der  norwegisch-schwedischen  Union. 

§7. 
Schwedens  politische  Ziele  nach  dem  Verlust  von  Finnland. 

Als  Schweden  im  Frieden  zu  Fredrikshamn  1809  Finnland 
verloren  hatte,  hielten  die  schwedischen  Staatsmänner  es  für  eine  Le- 
bensbedingung Schwedens,  entweder  Finnland  wiederzubekommen 
oder  Norwegen  an  dessen  Stelle  zu  erhalten.  Das  schwedische 
Volk  hatte  von  alter  Zeit  her  davon  geträumt,  Norwegen  sich 
unterzuordnen,  um  auf  diese  Weise  über  die  ganze  skaiulina- 


»)  Pöreningen  emellan  Sverige  och  Norge  S.  1—17. 
«)  Norges  folkeretslige  stilling  S.  1—69. 
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vische  Halbinsel  zu  herrschen;  doch  war  der  Verlust  von  Finn- 
land so  schmerzlich,  dass  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  lieber 
Finnland  zurückerhalten  wollte  als  Norwegen  statt  dessen  zu  er- 
werben. Im  Anfang  glaubte  man  in  Schweden,  durch  eine  Ver- 
änderung der  Politik  Frankreich  gegenüber,  Finnland  wieder 
erlangen  zu  können.  Die  Gewalttat  des  russischen  Kaisers 
gegen  Schweden  in  bezug  auf  Finnland  war  nämlich  dargestellt 
worden  als  eine  Art  Sicherheitsmassregel,  um  Schweden  zur  An- 
nahme des  Kontinentalsystems  zu  zwingen. 

Wenn  sich  also  Schweden  diesem  System  anschloss,  so  sollte  der 
Grund  zu  Russlands  Besetzung  von  Finnland  w^egfallen.  Man 
glaubte  deshalb,  durch  Napoleons  Vermittlung  seine  Wiederab- 
tretung erwirken  zu  können.  Als  man  sich  aber  in  dieser 
Angelegenheit  an  Napoleon  wandte,  hatte  er  nur  die  spöttische 
Antwort:  „Wendet  Euch  an  den  Kaiser  Alexander,  er  ist  gross 
und  edelmütig"  ^).  Man  versuchte  daraufhin  in  Schweden  einen 
Bund  mit  Napoleon  auf  die  Bedingung  hin  zustande  zu 
bringen,  dass  er  sich  dafür  interessieren  solle,  dass  Schweden 
entweder  Finnland  zurück  oder  Norwegen  statt  dessen  be- 
kommen würde.  Napoleon  wollte  auch  darauf  nicht  hören, 
und  die  letztere  Alternative  war  ihm  sicher  nicht  weniger, 
sondern  eher  noch  mehr  zuwider  als  die  erste.  In  einem  Brief 
an  den  französischen  Gesandten  in  Petersburg  vom  23.  September 
1809  äusserte  er:  „Es  geziemt  weder  Kaiser  Alexander  noch 
mir,  dass  Dänemark  infolge  seiner  Verbindung  mit  uns  etwas 
verliert.  Der  Vorschlag,  es  Norwegens  zu  berauben,  klingt  wie 
ein  Roman"  ^).  Auf  diesem  Wege  etwas  zu  erlangen,  schien 
demnach  unmöglich. 

Im  Jahre  1810  wählten  die  Schweden  den  französischen 
Marschall  Bernadotte  (den  späteren  Carl  Johann)  zum  Kronprinzen ; 
dies  taten  sie,  um  bei  den  Bestrebungen,  Finnland  zurück  oder 
Norwegen  an  seiner  Stelle  zu  erhalten,  einen  sowohl  in  der 
Kriegskunst  als  auch  in  der  äusseren  Politik  geschulten  Mann  zum 
Führer  zu  haben.  Schon  vor  seiner  Ankunft  in  Schweden  wurde 
Carl  Johann  in  die  schwedischen  Pläne  eingeweiht.     Er  glich 


^)  Rydin:  Föreningen  emellan  Sverige  och  Norge  S.  19. 
2)  Rydin  S.  21. 
Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegiscb-seliwedische  Union 
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Napoleon  darin,  dass  er  nicht  in  erster  Linie  danach  fragte, 
was  nach  nationaler  Gesinnung  und  nationaler  Denkweise  zu- 
sammengehörte, sondern  er. warf  einen  Blick  auf  die  Landkarte, 
und  da  schien  es  ihm  so  natürlich,  dass  Norwegen  und  Schweden 
zusammengehörten,  oder  wie  er  sich  ausdrückte:  „Norwegen 
scheint  nur  darum  von  der  Natur  seine  Lage  bekommen  zu 
haben,  dass  es  zusammen  mit  Schweden  Ein  Königreich  aus- 
machen soll".  Finnland  dagegen,  das  der  russischen  Hauptstadt 
so  gerade  vorgelagert  war,  für  die  Dauer  zu  behalten,  konnte 
man  seiner  Meinung  nach  wenig  Hoifnung  hegen,  selbst  wenn 
es  in  den  kommenden  Kriegen  gelingen  sollte,  es  zurückzu- 
erobern. 

Carl  Johann  war  also  nicht  über  das  Ziel  im  Zweifel, 
welches  die  schwedische  Politik  sich  setzen  musste.  Auch  im 
Fall  eines  Friedensbruches  zwischen  Russland  und  Frankreich 
und  einer  allgemeinen  europäischen  Koalition  gegen  Napoleon 
war  Carl  Johann  darüber  im  klaren,  was  für  einen  Weg  Schwe- 
den einzuschlagen  hätte.  Es  konnte  keine  Rede  davon  sein,  sich 
an  Napoleon  anzuschliessen ,  nicht  nur  weil  er  einer  Abtretung 
Norwegens  an  Schweden  ganz  und  gar  abgeneigt  war,  sondern 
auch  weil  Schweden  dadurch  in  einen  Krieg  mit  England  ver- 
wickelt und  von  der  See  abgeschnitten  werden  könnte,  was  zum 
Ruin  des  Landes  führen  musste. 

Auch  konnte  Schweden  nicht  gut  an  einem  Kriege  teil- 
nehmen, ohne  Subsidien  vom  Ausland  zu  bekommen,  und  Eng- 
land war  die  einzige  Macht,  die  imstande  war,  solche  zu  bezahlen. 

Schweden  schloss  also  zuerst  einen  Allianzvertrag  mit 
Russland  am  5.  April  1812;  dieser  Vertrag  wurde  noch  am 
15.  Juni  in  Wilna  und  am  30.  August  desselben  Jahres  in  Aabo 
bekräftigt.  In  Artikel  5  dieses  Allianzvertrages  heisst  es:  „Da 
einerseits  Seine  Majestät  der  König  von  Schweden  unmöglich 
eine  Diversion  zugunsten  der  allgemeinen  Sache  vornehmen  kann, 
solange  er  Norwegen  eine  so  grosse  Strecke  seines  Gebietes 
entlang,  in  feindlicher  Stellung  im  Rücken  behält,  und  andrer- 
seits die  geographische  Lage  des  Landes  Norwegen  dazu  be- 
stimmt zu  haben  scheint,  früher  oder  später  einen  integrierrndcii 
Teil  des  Königreichs  Schweden  auszumachen,  so  vers])i  i(  lit  uiul 
verpflichtet  sich  der  Kaiser  aller  Reussen,  entwc  de  r  duidi  l  ntii- 
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^■1  liaiidluijg  oder  durch  Aufbieten  seiner  Kriegsstärke  dem  Koni g- 
H|reich  Scliweden  Norwegen  zu  verschaffen,  ihm  den  friedlichen 
^^  Besitz  Norwegens  zu  sichern,  und  die  Waffen  nicht  eher  nieder- 
zulegen, als  diese  Vereinigung  zustande  gekommen  ist". 

Nachdem  diese  Allianz  geschlossen  war,  wollte  man  in 
Schweden  England  zum  Beitritt  und  zur  Übernahme  der  Garantie 
einer  Vereinigung  von  Norwegen  und  Schweden  bewegen.  Die 
englische  Regierung  war  wenig  geneigt,  auf  eine  solche  Allianz- 
bedingung einzugehen.  Man  führte  ja  im  Kampf  gegen  Napoleon 
die  Redensart  „eines  Kampfes  für  die  Sache  der  Freiheit  der 
Völker"  im  Munde.  Da  hätte  es  sich  weniger  gut  ausge- 
genommen,  gleichzeitig  dabei  mitzuwirken,  ein  ganzes  Volk 
einem  anderen  zu  unterwerfen,  mit  dem  es  augenscheinlich  niclits 
^,  zu  tun  haben  wollte.  Die  Opposition  im  Parlament  widersetzte 
sich  daher  einer  jeden  Allianz  mit  Schweden,  welche  die  An- 
wendung von  Zwangsmitteln  zur  Herbeiführung  einer  Verbindung 
von  Norwegen  mit  Schweden  mit  sich  bringen  sollte.  Als  aber 
Napoleon  im  Anfang  des  Jahres  1813  an  der  Spitze  eines  Heeres 
stand,  welches  sich  mit  dem,  das  ein  Jahr  vorher  in  Russland  zu- 
grunde gegangen,  messen  konnte,  trat  England  am  3.  März  1813 
den  Norwegen  betreffenden  Bestimmungen  in  dem  schwedisch- 
russischen Vertrage  bei.  Am  Schluss  des  Artikels  2  in  diesem 
Vertrage  wurde  eine  Wendung  darüber  eingeflochten,  dass  „Seine 
Majestät  der  König  von  Schweden  sich  verpflichte,  die  Verbin- 
dung („reunion")  mit  aller  möglichen  Schonung  und  grösst- 
möglichen  Rücksichtnahme  auf  das  Glück  und  die  Freiheit  des 
norwegischen  Volkes  vorzunehmen  (que  cette  reunion  se  fera 
avec  tous  les  menagements  et  tous  les  egards  possibles  pout*  le 
bonheur  et  pour  la  liberte  du  peuple  de  la  Norvege)".  Zu  einer 
ähnlichen  Redensart  brauchte  sich  der  russische  Kaiser  freilich 
niclit  herbeizulassen,  weil  er  nicht  wie  die  englische  Regierung 
auf  eine  Opposition  im  Parlament  Rücksicht  zu  nehmen  hatte. 
Ebenso  war  es  auch  mit  der  preussischen  Regierung,  die  in 
Artikel  5  des  Allianzvertrages  mit  Schweden  vom  22.  April 
1813  der  Bestimmung  des  schwedisch-russischen  Allianzvertrages 
in  bezug  auf  Norwegen  ohne  solche  verhüllende  Redewendung 
beitrat.  Der  Inhalt  dieser  Allianzverträge  zwischen  Schweden 
einerseits  und  Russland,  England  und  Preussen  andrerseits  war, 

2* 
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dass  Schweden  an  dem  Kriege  gegen  Napoleon  teilnehmen  und 
als  Lohn  für  diese  Hilfe  Norwegen  bekommen  sollte.  Diese 
Vergütung  sollte  Schweden  erhalten,  auch  wenn  die  norwegisch- 
dänische Regierung  sich  in  nichts,  was  nach  dem  Völkerrecht 
Kriegsursache  sein  konnte,  verging. 

Die  dänisch -norwegische  Regierung  wollte  nichts  lieber, 
als  sich  der  Koalition  gegen  Napoleon  anschliessen,  wenn  nur 
die  Vereinigung  von  Norwegen  und  Dänemark  weiterbestehen 
durfte  1). 

Im  Jahre  1813  ging  der  norwegisch-dänische  König  sogar 
soweit,  dass  er  seine  Truppen  bei  Hamburg  gegen  die  franzö- 
sischen Truppen  operieren  liess. 

Wenn  Russland,  England  und  Preussen  unter  solchen  Um- 
ständen ein  Versprechen  auf  Schwedens  Hilfe  annahmen  und 
gleichzeitig  das  Versprechen  abgaben,  Norwegen  als  Preis  für 
die  Hilfe  zu  opfern,  so  nennt  man  dies,  „Riemen  aus  der  Haut 
andrer  Leute  schneiden".  Die  Bezahlung  auf  Kosten  andrer 
Leute  ist  unleugbar  am  billigsten.  Angemessener  wäre  es  je- 
doch gewesen,  wenn  Russland  ein  Versprechen  auf  Schwedens 
Hilfe  gegen  Rückgabe  Finnlands  bekommen  hätte,  was  nach 
dem  oben  erwähnten  von  den  Schweden  mit  Freuden  angenommen 
worden  wäre. 

Die  Allianz  zwischen  Schweden,  Russland,  England  und 
Preussen  war,  was  die  Bestimmung  über  Norwegens  Einver- 
leibung in  Schweden  betrifft,  in  Widerstreit  mit  dem  Völker- 
recht und  fällt  unter  die  Charakteristik,  welche  Bluntschli  (in 
seinem  Werk :  Das  moderne  Völkerrecht  §  447  Anmerkung  3)  in 
folgenden  Worten  gibt:  „Niemals  ist  der  Alliierte  schuldig,  auch 
dann  Hilfe  zu  leisten,  wenn  es  ihm  offenbar  ist,  dass  der  die 
Hilfe  fordernde  Staat  Unrecht  verübt,  sei  es  indem  dieser  recht- 
mässige Forderungen  zu  erfüllen  ohne  Grund  verweigert,  sei  es 
indem  derselbe  ohne  Grund  einen  anderen  Staat  mit  (Jcwalr 
mit  J\i  icn-  überzieht.  In  einem  offenbar  ungerechten  Krie^i^  die 
Hille  verweigern,  heisst  nicht,  die  Allianz  brechen,  sondern 
die  völkerrechtliche  Pflicht  üben". 

■}  Vgl.  Kydin:  Föreningen  emellan  Sverige  och  Norge  S,  38—39. 
Vgl.  auch  Friedrichs  VI.  Abschiedsbrief  an  die  Norweger,  abgednukt  in 
Rydin,  Beilage  S.  14—19. 
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§8. 
>cr  Krici^  der  Alliierten  gegen  Dänemark  und  der  Friede 
zu  Kiel  am  14.  Januar  1814. 

Nach  der  Schlacht  bei  Leipzig'  marschierte  der  schwedische 
Kronprinz  mit  einem,  aus  seinen  schwedischen  Truppen,  aus 
12000  Russen  und  der  sogenannten  hanseatischen  Legion  be- 
stehenden Heer  gegen  Dänemark  und  machte  einen  Einfall  in 
Holstein.  Die  Dänen,  welche  von  der  Seeverbindung  abge- 
I  schnitten,  deshalb  keine  Hilfe  von  Norwegen  zu  erwarten  hatten, 
konnten  sich  gegen  die  Übermacht  nicht  halten.  Daraufhin 
wurde  am  15.  Dezember  1813  ein  Waffenstillstand  auf  3  Wochen 
zwischen  Schweden  und  Dänemark  geschlossen,  die  Friedens - 
Unterhandlungen  wurden  eingeleitet  und  durch  den  Vertrag  zu 
Kiel  am  14.  Januar  1814  abgeschlossen. 

In  Artikel  4  dieses  Vertrages  verzichtete  der  bisherige  ge- 
meinsame norwegisch-dänische  König  auf  seine  Rechte  an  Nor- 
wegen, ausgenommen  Grönland,  die  Färöerinseln  und  Island. 

Die  norwegisch-dänische  Regierung  hatte  zuerst  die  Friedens- 
unterhandlungen auf  der  Grundlage  geführt,  dass  nur  ein  Teil 
von  Norwegen,  nämlich  das  Stift  Drontheim  abgetreten  werden 
sollte;  dies  missglückte  jedoch,  und  sie  musste  deshalb  anfangs 
Januar  1814  darauf  eingehen,  die  Verhandlungen  auf  der  Grund- 
lage völliger  Verzichtleistung  auf  Norwegen  zu  führen.  Als 
diese  Verhandlungsgrundlage  erst  festgesetzt  war,  dachte  die 
I  norwegisch-dänische  Regierung  nicht  daran,  eine  Forderung  auf 
Island,  die  Färöerinseln  und  Grönland  geltend  zu  machen.  In 
lem  schwedischen  Vorschlage  zum  Friedensvertrag  aber,  wo  die 
verschiedenen  Bistümer,  die  übertragen  werden  sollten,  aufge- 
zählt waren,  fehlten  Island,  die  Färöerinseln  und  Grönland.  Der 
schwedische  Unterhändler  Graf  Wetterstedt,  eines  der  18  Mit- 
glieder der  schwedischen  Akademie,  erzählt  selbst,  er  habe  nicht 
gewusst,  dass  Island,  die  Färöerinseln  und  Grönland  zu  Norwegen 
gehörten^),  und  diese  Unwissenheit  soll  nach  Wetterstedts  An- 


^)  Dieser  Ausdruck  „zugebörten"  ist,  was  Island  betrifft,  eigentlich  nicht 
korrekt,  denn  Island  war  nie  ein  Teil  von  Norwegen.  Die  Verbindung  Is- 
lands mit  Norwegen  schreibt  sich  vom  Jahr  1262,  da  zwischen  den  Isländern 
und  dem  norwegischen  König  (uorweg.  Staat)  ein  Vertrag  errichtet  wurde,  in 
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gaben  die  Ursache  gewesen  sein,  dass  diese  drei  Länder  in 
den  schwedischen  Vorschlag  zum  Friedensvertrag  nicht  aufge- 
nommen waren. 


dem  es  hiess,  dass  der  norwegische  König  zu  allen  Zeiten  Islands  Souverän 
sein  solle.  Dies  war  also  ein  Abkommen  über  einen  gemeinsamen  Staats- 
chef, in  der  Weise,  dass  das  Staatsoberhaupt  in  Norwegen  auf  Island  dieselbe 
Stellung  einnehmen  sollte.  In  demselben  Vertrag  nahm  der  norwegische 
König  gewisse  Verpflichtungen,  unter  anderem  mit  Rücksicht  auf  die  Schiff- 
fahrt, auf  sich.  Dass  aber  Island  nicht  aufhörte,  ein  besonderer  Staat  zu 
sein,  geht  deutlich  aus  der  Bestimmung  des  Vertrags  hervor,  derzufolge  die 
Isländer  das  Recht  haben  sollten,  den  Vertrag  zu  kündigen,  wenn  der  nor- 
wegische König  nicht  seine  Verpflichtungen  dem  Vertrage  gemäss  hielt.  Bis 
zum  Jahre  1262  war  Island  Republik,  als  es  dann  durch  den  Vertrag  von  1262 
Monarchie  wurde,  bestimmte  man  keinen  Titel  für  diese  neue  Monarchie,  es 
wurde  nichts  darüber  festgesetzt,  ob  sie  Königreich  oder  z.  B.  „.Tarledöme" 
(Grafschaft)  sein  solle.  Dies  war  ja  auch  ein  ziemlich  gleichgültiger  Um- 
stand. Das  Abkommen  von  1262  war  ein  Vertrag  zwischen  dem  norwegischen 
und  dem  isländischen  Staat.  Die  Isländer  verpflichteten  sich,  dasselbe  Staats- 
oberhaupt wie  Norwegen  zu  haben ,  solange  das  norwegische  Staatsoberhaupt 
seinen  Verpflichtungen  Island  gegenüber  nachkam,  aber  sie  waren  nicht  ver- 
pflichtet, denselben  König  wie  Dänemark  zu  haben ;  denn  die  Isländer  waren 
natürlich  nicht  verpflichtet,  Dänemark  als  Mitkontrahent  an  Norwegens  Stelle 
anzunehmen.  Deshalb  wären  die  Isländer  1814  vollständig  berechtigt  gewesen 
zu  sagen:  „Mit  Dänemark  oder  dem  dänischen  König  haben  wir  nichts  zu 
tun".  Die  Isländer  behaupten,  dass  der  Vertrag  vom  Jahr  1262  die  Rechts- 
basis ist,  auf  welche  sie  sich  immer  gestellt  haben,  auch  nach  1814.  Ihr 
Verhalten  muss  man  daher  unter  folgendem  Gesichtspunkte  auffassen:  sie 
haben  zwar  nach  1814  die  Herrschaft  des  dänischen  Königs  geduldet  oder 
gar  anerkannt,  aber  mit  dem  Vorbehalt,  dass  Dänemark  den  Vertrag  vom 
Jahr  1262  seinerseits  anerkennen  will.  Bei  der  erfolgten  Anerkennung  dieses 
Vertrages  von  selten  Dänemarks  ist  sodann  Dänemark  an  die  Stelle  Norwegens 
als  Mitkontrahent  getreten.  Das  Verhalten  Islands  dem  dänischen  König 
und  Dänemark  gegenüber  seit  1814  ist  demnach  in  der  Tat  als  ein  Vertrags- 
angebot anzusehen.  Wenn  aber  Dänemark  sich  weigert,  dies  Angebot  an- 
zunehmen, und  diese  Weigerung  unzweideutig  zutage  tritt,  hat  Island  das 
Recht,  sich  von  der  Verbindung  mit  dem  dänischen  König  und  mit  Dänemark 
loszusagen.  Gegenwärtig  werden  Verhandlungen  über  eine  (neue)  Rechts- 
grundlage zwischen  Island  und  Dänemark  gepflogen,  und  die  !\lelirzahl  der 
Isländer  ist  bereit,  ein  Übereinkommen  mit  unkündbarer  lu  nu  insamkeit  des 
Staatsoberhaupts  zu  schliessen.  Eine  geraeinsame  dänisch-isländische  Kommis- 
sion hat  jedoch  einen  Vorschlag  ausgearbeitet,  nach  welchem  Island  ein  inte- 
grierender Bestandteil  des  dänischen  Staates,  obschon  mit  limi  uvwisMii  w.it- 
geheuden  Selbstverwaltung  (Autonomie),  werden  soll.  Wenn  die  IsIukU  i  am 
diese  Bedingungen  eingehen,  so  verkaufen  sie  ihr  Erstgebuitsiedit   tüi    ein 
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Es  ist  jedoch  nicht  so  ganz  sicher,  ob  wir  den  Erklärungen 
Wetterstedts  betreffs  seiner  Unwissenheit  in  dieser  Beziehung 
Glauben  schenken  dürfen.  Die  Sache  war  die:  von  ökonomischem 
oder  militärischem  Gesichtspunkt  aus  hatten  weder  Island  noch 
die  Färöerinseln  den  geringsten  Wert  für  Schweden,  und  das 
nationale  Moment,  welches  für  die  Norweger  so  schwer  wiegen 
musste,   konnte   für  die  Schweden   nicht  in  Betracht  kommen. 

Im  Gegenteil,  für  die  schwedischen  Pläne  —  nämlich  die 
norwegische  Nation  in  der  schwedischen  aufgehen  zu  lassen  — 
war  es  am  besten,  dass  die  Isländer  und  die  Färöerbewohner  von 
den  Norwegern  getrennt  wurden.  Es  ist  deshalb  nicht  unmög- 
lich, dass  es  eine  leere  Ausrede  war,  wenn  Wetterstedt  sich 
hinterdrein  mit  Unwissenheit  entschuldigte.  Doch  darüber  kann 
nichts  bestimmtes  behauptet  werden.  Genug,  als  der  dänische 
Unterhändler  hier  Gelegenheit  für  seinen  Vorteil  sah,  stellte  er 
die  Forderung,  dass  Island,  die  Färöerinseln  und  Grönland  nicht 
mit  Norwegen  folgen  sollten.  Der  schwedische  Unterhändler 
ging  darauf  ein,  allem  Anschein  nach  ohne  Schwierigkeit. 

§9. 

Verzicht  des  norwegisch -dänischen  Königs   auf  Norwegen 

gegen  Entschädigung. 

Nach  dem  „Kongelov"  (Königsgesetz)  von  1665  (§  19,  vgl. 
i^  20) ,  dem  Grundgesetz  Dänemarks  und  Norwegens  zur  Zeit  des 


Linsengericht,  indem  sie  die  Stellung  des  Landes  als  eines  selbständigen  Staates 
aufgeben,  ohne  etwas  Reelles  als  Entschädigung  zu  bekommen :  denn  weitgehende 
Selbstverwaltung  müssen  die  Isländer  ja  auf  jeden  Fall  wegen  der  grossen 
Entfernung  von  Dänemark  und  des  Nationalitäts-  und  Sprachenunterschieds 
haben.  Die  Dänen  verstehen  kein  Wort  isländisch  und  die  Isländer  ebenso- 
wenig dänisch,  wenn  sie  sich  nicht  mit  grosser  Mühe  die  dänische  Sprache 
aneignen.  Es  mag  hinzugefügt  werden,  dass  sowohl  Kristian  IL  als  auch 
Kristian  III.  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  versuchten,  Island 
nebst  den  Färöerinseln  an  den  englischen  König  zu  verpfänden,  aber  diese  Be- 
sitzungen wurden  von  dem  englischen  König  für  so  wenig  wertvoll  betrachtet, 
dass  das  Geschäft  nicht  zustande  kam.  (Torkelson  und  Arnorsson :  ßikisret- 
tindi  Islands  S.  45  und  51).  Das  Verhältnis  zwischen  Island  und  Norwegen 
(später  Dänemark)  ist  dargestellt  z.  B.  in  „Dänemark  imd  Island"  von  Einar 
Hjörleif  SSO  n  (1907);  Islands  Staatsrechtlichestellung  vonRagnarLundborg 
(Berlin  1908) ;  Rikisrettindi  Islands  von  Jon  T o r k e  1  s o n  und  Einar  Arnorsson 
(Reykjavik  1908);  [K.Berlin,  Islands  staatsrechtliche  Stellung  (Berlin  1910)]. 
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Absolutismus,  hatte  der  König  kein  Recht,  eines  seiner  Länder 
aufzugeben  oder  seine  Besitzungen  zu  vermindern.  Im  Jahre 
1814  wurde  er  jedoch  dazu  genötigt,  und  da  die  Anwendung 
von  Zwang  einem  Staate  gegenüber  zum  Zweck  der  Vertrags- 
abschliessung  ein  nach  dem  Völkerrecht  anerkanntes  Mittel  ist, 
hat  Dänemarks  und  Norwegens  Staatsrecht  in  diesem  Zusammen- 
hang freilich  keine  Bedeutung.  Dass  das  Völkerrecht  diesen 
Standpunkt  einnehmen  muss,  ist  klar.  Denn  es  kann  einem  Staat 
nicht  freistehen,  mit  bindender  Wirkung  für  andere  Länder 
festzusetzen,  dass  sein  Ländergebiet  niemals  vermindert  werden 
darf;  ebensowenig  kann  es  zwei  Staaten  zukommen,  mit  bin- 
dender Wirkung  für  andere  Staaten  zu  bestimmen,  dass  sie 
niemals  getrennt  werden  sollen. 

Der  bis  zum  14.  Januar  1814  gemeinsame  dänisch -nor- 
wegische König  verzichtete  auf  Norwegen  zugunsten  des  schwe- 
dischen Königs,  bekam  aber  in  dem  Herzogtum  Pommern  und 
dem  Fürstentum  Rügen  Entschädigung  von  Schweden.  Die 
Bevölkerungszahl  in  diesen  Ländern  betrug  damals  ungefähr 
ein  Siebentel  derjenigen  Norwegens,  doch  war  die  Be- 
völkerung in  Pommern  und  Rügen  verhältnismässig  wohlhabender, 
und  die  Lage  dieser  Länder  bedeutend  vorteilhafter.  Die  Ent- 
schädigung, welche  Dänemark  bekam,  war  also  keine  geringe. 
Auch  versprach  der  schwedische  König  in  Artikel  13  des  Friedens- 
vertrages bei  seinen  Alliierten  seinen  Einfluss  dahin  geltend  zu 
machen,  dass  Dänemark  bei  dem  allgemeinen  Frieden sschluss 
eine  weitere  Entschädigung  erhalten  sollte.  Dass  diese  in  Aus- 
sicht gestellte  Entschädigung  auf  Kosten  Deutschlands  gehen 
sollte,  war  selbstverständlich. 

Ausserdem  bekam  Dänemark  von  Schweden  eine  Million 
Reichstaler.  Dies  wurde  in  einem  geheimen  Vertrag  festgesetzt, 
und  der  dänische  Unterhändler  wollte  diese  Summe  in  dem  Ver- 
trag als  zur  Bestreitung  der  Unkosten  für  dänische  Tni]>]ien. 
die  dem  Heer  der  Alliierten  in  dem  Kriege  gegen  Frauke  ich 
beigesellt  werden  sollten,  aufgeführt  haben.  Es  geschah  auf 
Wunsch  des  Königs,  dass  der  dänische  Unterhändler  den  Vertrag 
so  formuliert  wissen  wollte;  denn  der  König  scheute  sich,  wie 
er  sagte,  „dass  man  ihm  jemals  vorwerfen  sollte,  er  habe  ^vuw 
Untertanen  verkauft".  *  Dies  war  jedoch  nur  ein  FciizdiMatt, 


» 
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denn  jedermann  versteht  gleich,  dass  nur  in  Verbindung*  mit  der 
Abtretung  Norwegens  von  dieser  Million  die  Rede  war. 

Wozu  die  Dänen  das  Geld  brauchten,  war  natürlich  ihre 
Sache.  Auch  versteht  man  nicht  leicht,  weshalb  es  so  viel 
schlimmer  sein  sollte,  eine  Entschädigung  für  Norwegen  in  Geld 
anzunehmen  als  in  Ländergebiet  (Pommern  und  Rügen),  das 
später  gegen  Geld  weiter  abgetreten  werden  konnte. 

Das  Schmähliche  dieses  Handels  bestand  nicht  in  der  Art 
der  Entschädigung,  sondern  darin,  dass  überhaupt  von  Ent- 
schädigung die  Rede  war.  Norweger  und  Dänen  hatten  viele 
hundert  Jahre  lang  zusammen  gestritten;  die  Norweger  hatten 
Dänemark  mehr  als  einmal  geholfen,  und  jetzt  sollte  dies  „Zu- 
sammenarbeiten" damit  endigen,  dass  Dänemark  zu  guter  Letzt 
Norwegen  gegen  gewisse  Entschädigung  an  Land  und  Geld 
abtrat!  Und  dies  obgleich  die  dänische  Regierung  erkennen 
musste,  dass  Norwegens  ünionsverhältnis  zu  Schweden  mit  dieser 
„Entschädigung"  schwieriger  werden  musste,  als  ohne  sie.  Man 
musste  davon  ausgehen,  dass  die  Schweden  immer  auf  die  von 
ihnen  gebrachten  Opfer  hinweisen  würden,  um  die  Union  mit 
.  Norwegen  zustande  zu  bringen,  was  sie  auch  nicht  versäumten. 
Die  psychologische  Erklärung  dafür,  dass  vieles,  was  eigent- 
lich Kleinigkeiten  waren,  doch  das  Zusammenleben  in  der  nor- 
wegisch-schwedischen Union  so  bitter  machte,  haben  wir 
zum  Teil  hier  zu  suchen. 

Man  hätte  erwarten  sollen,  dass  der  bis  zum  14.  Januar  1814 
gemeinsame  norwegisch-dänische  König  für  Norwegen  so  gute 
Bedingungen  als  möglich  unter  der  Vereinigung  mit  Schweden 
zu  verschaffen  suchte.  Aber  dies  war  ein  ihm  völlig  fremder 
Gedanke. 

Nach  den  Lehren  der  Geschichte  haben  wir  Norweger  je- 
doch kein  Recht,  uns  über  andere  als  uns  selber  zu  beklagen; 
denn  wenn  ein  Reich  seine  äusseren  Angelegenheiten  von  Be- 
hörden in  einem  anderen  Lande  leiten  lässt,  kann  es  ihm  nicht 
besser  gehen.  In  der  äusseren  Politik  backt  ein  jeder  seinen 
eigenen  Kuchen,  so  gut  er  kann.  Die  traurige  Erfahrung, 
welche  die  Norweger  mit  dem  Frieden  in  Kiel  machten,  war 
wohl  geeignet,  es  einleuchtend  zu  machen,  wie  nötig  es  für  das 
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Land  war,  die  Leitung  seiner  äusseren  Angelegenheiten  selbst 
in  die  Hand  zu  nehmen^). 

Um  Missverständnissen  vorzubeugen,  muss  noch  ausdrücklich 
betont  werden,  dass  gegen  die  Abtretung  Norwegens  seitens  des 
norwegisch  -  dänischen  Königs  an  und  für  sich  nichts  zu  sagen 
ist.  Das  Schmähliche  besteht  nur  darin,  dass  er  anstatt  Nor- 
wegen eine  würdige  Stellung  in  der  neuen  Union  zu  sichern, 
eine  Entschädigung  für  die  Abtretung  bedingte  oder  annahm. 

Gemäss  Artikel  6  des  Kieler  Vertrages  sollte  der  schwe- 
dische König  in  seiner  Eigenschaft  als  Souverän  des  Königreichs 
Norwegen  einen  entsprechenden  Teil  der  dänisch -norwegischen 
Schuld  übernehmen. 

§  10. 

Die  im  Kieler  Vertrage  Norwegen  zugedachte 
Rechtsstellung. 

Zu  wessen  Gunsten  leistete  Friedrich  VL  im  Vertrage  zu 
Kiel  auf  Norwegen  Verzicht?  War  es  zugunsten  Schwedens 
oder  des  schwedischen  Königs?  Sollte  Norwegen  nach  dem 
Vertrag  ein  Teil  von  Schweden  werden? 

Der  Vertrag  selbst  drückt  sich  so  aus:  dass  Friedrich  VI. 
zugunsten  des  schwedischen  Königs  und  seiner  Nachfolger  auf 
dem  schwedischen  Throne  auf  seine  Anrechte  an  Norwegen  ver- 
zichtet, und  dass  Norwegen  mit  vollem  Eigentumsrecht  und 
Souveränität  dem  König  von  Schweden  angehörend,  ein  eigenes 
Königreich,  vereinigt  mit  Schweden,  bilden  solle.  Aus  dieser 
Ausdrucksweise  an  und  für  sich  kann  man  nicht  den  Schluss 
ziehen,  dass  Norwegen  im  Sinne  des  Kieler  Vertrages  nicht 
Schweden,  sondern  dem  schwedischen  König  gehören  solle.  Es 
sind  nicht  die  Könige,  sondern  die  Staaten,  welche  Krieg  führen, 
und  die  Kriegsbeute  muss  deshalb  dem  Staat  und  nicht  dem 
Fürsten  zufallen,  d.  h.  wenn  nicht  der  Zusammenhang  etwas 
anderes  zeigt;  aber  ein  solcher  Ausdruck,  dass  ein  Land  dem 
Fürsten  gehören  solle,  ist  an  und  für  sich  nicht  deutlich  genug, 


•)  Vergleiche  die  Erfahrungen  Luxemburgs  nach  d(i  Anflr.sung  des 
deutschen  Bundes,  als  der  König  von  Holland  das  Land  an  l-iankreich  ver- 
kaufen wollte. 
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um  an  der  sonst  natürlichen  Ordnung,  derzufolge  ein  Land  dem 
Staat  und  nicht  dem  Fürst  gehört,  etwas  zu  ändern. 

Wenn  man  in  vorliegendem  Fall  zu  einem  anderen  Ergeb- 
nisse kommen  muss,  so  liegt  die  Ursache  dazu  in  besonderen 
Gründen. 

Im  Artikel  7  des  Kieler  Vertrages  verzichtete  Schweden 
zugunsten  Dänemarks  auf  das  Herzogtum  Pommern  und  das 
Fürstentum  Rügen;  von  diesen  beiden  Ländern  heisst  es:  dass 
sie  mit  vollem  Eigentumsrecht  und  Souveränität  dem  Königreich 
Dänemark  gehören  und  einverleibt  bleiben  sollten  („et  lui 
restent  incorporees").  Hier  sehen  wir,  dass  auch  wörtlich 
genommen  Pommern  und  Rügen  Dänemark  einverleibt  werden 
sollten. 

Es  wäre  deshalb  sonderbar,  wenn  nicht  derselbe  Vertrag 
dieselben  Ausdrücke  benützt  hätte,  wenn  die  Meinung  gewesen, 
Norwegen  zu  einem  Schweden  einverleibten  Teil  zu  machen. 
In  dem  dänischen  Vorschlag  zum  Friedensvertrag  stand,  dass 
Norwegen  der  schwedischen  Krone  abgetreten  werden  solle. 
In  dem  schwedischen  Entwurf,  wie  er  von  Anfang  an  lautete, 
war  mit  reinen  Worten  gesagt,  dass  Norwegen  künftig  Schweden 
angehören  und  demselben  einverleibt  bleiben  solle.  Aber 
auf  Initiative  Carl  Johanns  wurde  dies  verändert  dahin:  Frie- 
drich VI.  verzichtet  zugunsten  des  schwedischen  Königs  auf 
sein  Recht  auf  Norwegen,  und  Norwegen  soll  ein  eigenes,  mit 
dem  Königreich  Schweden  vereinigtes,  Königreich  bilden  ^).  Gegen 
diese  Formulierung  des  schwedischen  Unterhändlers  hatte  der 
dänische  Unterhändler  nichts  einzuwenden.  Nach  der  Ent- 
stehungsgeschichte dieser  Bestimmung  kann  es  nicht  wohl 
zweifelhaft  sein,  dass  die  Meinung  in  der  Tat  war,  Norwegen 
solle  auch  in  Zukunft  ein  selbständiges  Königreich  und  nicht 
ein  Schweden  einverleibter  Teil  sein. 

Eine  zweite  Frage  ist  die:  weshalb  Carl  Johann  diese  Be- 
stimmung, trotzdem  der  dänische  Unterhändler  keinen  Anspruch 
darauf  machte,  so  geformt  wünschte? 

^)  Der  Ausdruck  in  dem  französischen  Text  ist  folgender:  Ces  6v6ch6s 
.  .  .  appartiendront  desormais  en  toute  propri6t(5  et  souverainete  ä  Sa  Majest(5 
le  roi  de  Suöde  et  formeront  un  royaume  r6uni  ä  celui  de  Suede.  Der  Ver- 
trag ist  ganz  abgedruckt  in  Martens,  Nouveau  recueil  des  traitös  I  S.  666  flg. 
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Verschiedene  Vermutungen  zur  Erklärung  des  ungewöhn- 
lichen Phänomens,  dass  ein  Sieger  nicht  all  das  Recht  haben 
mag,  das  er  über  ein  ihm  zediertes  Land  bekommen  kann,  sind 
aufgestellt  worden.  Einige  glaubten,  dass  Carl  Johann  aus  per- 
sönlichen Gründen  wünschte,  Norwegen  sollte  ein  eigenes,  mit 
Schweden  vereinigtes,  Königreich  sein.  Er  fühlte  sich,  sagte 
man,  in  Schweden  nicht  besonders  fest  im  Sattel;  die  Schweden 
hätten  so  viele  Könige  abgesetzt,  die  Reihe  könnte  auch  an  ihn 
kommen.  Deshalb  war  es  von  Wichtigkeit,  dass  Norwegen  ein 
eigenes  Königreich  war,  so  konnte  er  es  als  ultimum  refugium 
haben;  jedenfalls  konnten  sich  die  Schweden  dessen  bewusst 
sein,  und  dies  konnte  sie  davon  abhalten,  ihn  abzusetzen,  weil 
dann  gleichzeitig  die  Vereinigung  mit  Norwegen  aufhören  würde. 

Es  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich,  dass  dies  Carl  Johanns 
Gedankengang  war.  Als  ultimum  refugium  konnte  er  Norwegen 
ebensogut  benützen,  wenn  es  formell  ein  Teil  von  Schweden 
war;  denn  durch  die  Einverleibung  an  sich  wären  die  Norweger 
in  ihrer  nationalen  Gesinnung  und  ihrer  Denkweise  nicht 
mit  einmal  Schweden  geworden.  Man  könnte  vielleicht  den 
Einwand  erheben:  wenn  Norwegen  ein  einverleibter  Teil  von 
Schweden  geworden  wäre,  so  wären  schwedische  Truppen 
als  Garnison  in  die  Festungen  usw.  verlegt  worden,  folglich 
konnte  Carl  Johann  im  Falle  einer  solchen  Einverleibung  Nor- 
wegen nicht  als  Zuflucht  benützen,  da  die  schwedischen 
Truppen  ihn  in  Norwegen  nicht  wohlwollend  empfangen  würden, 
nachdem  er  in  Schweden  abgesetzt  wäre.  Dieser  Einwand  wäre 
auch  entscheidend,  wenn  es  nicht  von  vornherein  die  Voraus- 
setzung gewesen  wäre,  dass  schwedische  Truppen  auf  jeden 
Fall  —  auch  wenn  Norwegen  die  Eigenschaft  eines  besonderen 
Königreichs  beibehalten  sollte  —  nach  Norwegen  verlegt  werden 
sollten.  Vergleiche  Artikel  15  Absatz  6  des  Kieler  Vertrages, 
wo  es  zum  Ausdruck  kommt,  dass  schwedische  Truppen  in  die 
norwegischen  Festungen  gelegt  werden  sollten. 

Der  schwedische  Rechtsgelehrte  Alin*)  und  seine  Schule  ver- 
suchen die  Bestimmung,  dass  Norwegen  dem  König  von  Schweden 
angehören  und  ein  eigenes  Königreich,  vereinigt  mit  Schweden, 

»)  Vgl.  sein  Werk:  Den  svensk-norska  Unionen  (1889)  S.  10—13. 
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sein  solle,  als  beinahe  ohne  irgendwelclie  Bedeutung  hinzustellen. 
Um  eine  Erklärung  dafür  zu  finden,  weshalb  der  Ausdruck  „dem 
Königreich  Schweden  angehören"  mit  „Seiner  Majestät  dem 
König  von  Schweden"  vertauscht  wurde,  nimmt  Alin  seine  Zu- 
flucht zu  Rücksichten  auf  die  Schönheit  der  Sprache.  Man 
wollte  das  Wort  „royaume"  nicht  zweimal  in  einem  kurzen 
Satze  haben.  Dieser  Erklärungsgrund  ist  nicht  sehr  wahr- 
scheinlich. Verträge  brauchen,  was  den  Wohlklang  betrifft, 
keine  Kunstwerke  zu  sein;  auf  die  Deutlichkeit  kommt  es  in 
erster  Linie  an,  der  Wohlklang  steht  erst  an  zweiter  Stelle. 
Man  hat  nichts  davon  gehört,  dass  Carl  Johann  anders  darüber 
dachte. 

Und  selbst  wenn  der  Ausdruck  „royaume  de  Sufede"  aus 
Wohlklangsrücksichten  mit  „Sa  Majeste  le  roi  de  Suede"  um- 
getauscht worden,  so  wird  damit  nicht  die  Bestimmung,  Nor- 
wegen solle  ein  eigenes  Königreich  bilden,  vereinigt  mit 
Schweden,  erklärt. 

Nein,  Carl  Johann  hatte  sicher  andere  Gründe.  Der  nor- 
wegische Rechtsgelehrte  L.  M.  B.  Aubert  spricht  in  seinem  Buch, 
„Norges  folkeretslige  Stilling"  S.  86— 87,  die  Vermutung  aus, 
Carl  Johann  habe  diese  Bestimmung  gemacht,  um  seinen  seiner- 
zeit der  englischen  Regierung  und  verschiedenen  hervorragenden 
Norwegern  gegebenen  Versprechen  nachzukommen.  Es  verhält 
sich  zwar  so,  dass  während  der  Verhandlungen  mit  England  im 
Jahre  1812  über  einen  Vertrag,  in  welchem  England  Norwegens 
Vereinigung  mit  Schweden  garantieren  sollte,  von  schwedischer 
Seite  hervorgehoben  wurde,  Norwegen  solle  ein  selbständiges 
Reich  sein,  um  die  englische  Regierung  zur  Mitwirkung  bei  der 
Losreissung  von  Dänemark  und  Vereinigung  mit  Schweden  zu 
bewegen^).  Aber  die  englische  Regierung  wollte  damals  nichts 
davon  wissen,  und  als  England  im  Jahre  1813  dem  schwedisch- 
russischen Vertrag  beitrat,  wurde  die  Bestimmung  angenommen, 
Norwegen  solle  annektiert  und  für  immer  Schweden  einverleibt 
werden.  Auf  die  der  englischen  Regierung  1812  gegebenen 
Versprechungen  brauchte  Carl  Johann  also  im  Jahre  1814  nicht 
die  geringste  Rücksicht  zu  nehmen. 


')  Vgl.  Rydin :  Föreningen  emellan  Sverige  och  Norge  S.  25,  besonders  Note  1. 
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Dasselbe  gilt  von  den  Versprechungen,  welche  1812  Graf  Wedel 
und  anderen  Norwegern  gemacht  wurden,  um  diese  für  die  Los- 
reissung  des  Landes  von  Dänemark  und  dessen  Vereinigung  mit 
Schweden  zu  interessieren.  Damals  wurde  vorgeschlagen,  Nor- 
wegen solle  ein  föderatives  Königreich  sein.  Graf  Wedel  liess 
sich  aber  ebensowenig  wie  die  anderen  Norweger  auf  dieses 
Angebot  ein,  weshalb  Carl  Johann  auch  nicht  mehr  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen  brauchte. 

Der  Zusammenhang  war  gewiss  folgender:  Carl  Johann 
wusste  schon  im  Jahre  1814  sehr  gut,  dass  es  von  Bedeutung 
für  ihn  war,  dass  das  norwegische  Volk  ohne  Widerstand  zu 
einer  Vereinigung  mit  Schweden  bewegt  wurde. 

Norwegen  hatte  ein  Heer,  das  nach  den  damaligen  Ver- 
hältnissen weder  klein  noch  schlecht  ausgerüstet  war;  das  Land 
war  bei  seiner  geringen  Bebauung  und  Unwegsamkeit  leicht  zu 
verteidigen,  und  die  langen  Kriegsjahre  hatten  die  schwedischen 
Kräfte  stark  mitgenommen ;  auch  konnte  ein  vorsichtiger  Staats- 
mann sich  nicht  allzufest  auf  die  von  aussen  versprochene  Hilfe 
verlassen,  zumal  wenn  Norwegen  energischen  Widerstand  leisten 
sollte.  Man  hatte  wohl  noch  nicht  vergessen,  dass  der  russische 
Gesandte  Fürst  Dolgorucki  im  Winter  1812 — 1813  mit  dem  nor- 
wegisch-dänischen Hof  Unterhandlungen  auf  Grundlage  der 
Garantie  Russlands  für  die  Integrität  der  Besitzungen  des 
dänisch-norwegischen  Königs  gepflogen  hatte.  Als  dies  bekannt 
wurde,  rief  die  russische  Regierung  allerdings  Dolgorucki  zurück 
und  wollte,  wie  es  in  solchen  Fällen  zu  gehen  pflegt,  Dolgorucki 
die  Verantwortlichkeit  zuschieben.  Carl  Johann  kannte  jedoch 
diplomatische  Kunststücke  zu  gut,  um  solchen  Erklärungen 
Glauben  zu  schenken  und  konnte  deshalb  nicht  viel  Vertiaiuu 
zum  russischen  Garantievertrag  haben. 

Woran  alle  Länder  nach  den  napoleonischen  Kriegen  in 
erster  Linie  denken  mussten,  war,  Frieden  und  Ruhe  zu  er- 
langen. Schweden  in  einem  Krieg  gegen  Norwegen  zu  unter- 
stützen, wäre  sowohl  für  Russland  als  auch  z.  B.  für  Preusson 
eine  ausserordentlich  schwierige  und  kostspielige  Saclie  gewesen ; 
deshalb  konnte  es  von  Nutzen  sein,  den  Kieler  Vertrag  so  ab- 
zufassen, dass  es  den  Anschein  hatte,  als  ob  die  Norweger  dur(  li 
etwaigen  Widerstand  etwas  aufs  Spiel  zu  setzt  n  liätten.  w (slialb 
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sie  keinen  Widerstand  wagen  sollten,  um  nicht  möglicherweise 
vom  Regen  in  die  Traufe  zu  kommen. 

Dies  war  sicherlich  der  Gedankengang  Carl  Johanns.  Wenn 
dann  die  Vereinigung  Norwegens  und  Schwedens  erst  zustande 
gekommen,  die  norwegischen  Festungen  in  schwedischen  Händen 
und  vielleicht  neue  Festungen  gebaut  waren,  dann  —  dies  wusste 
Carl  Johann  sehr  gut  —  konnte  er  dem  „selbständigen"  König- 
reich Norwegen  ein  Ende  machen,  wann  er  wollte.  Dänemark, 
welches  nicht  gefordert  hatte,  dass  Norwegen  ein  besonderes 
Königreich  bleiben  solle,  würde  sicherlich  keinen  Finger  rühren, 
um  die  Einverleibung  Norwegens  zu  verhindern,  wenn  die 
Schweden  den  geeigneten  Augenblick  dazu  gekommen  glaubten. 

Die  Norweger  griffen  nicht  nach  dem  Lockbissen,  den  Carl 
Johann  auf  diese  Weise  in  den  Kieler  Vertrag  gebracht  hatte; 
aber  war  es  auch  nur  ein  Lockbissen,  so  muss  doch  daran  fest- 
gehalten werden,  dass  der  Kieler  Vertrag  wirklich  ausdrückte, 
Norwegen  solle  ein  besonderes  Königreich,  und  nicht,  dass  es 
ein  Teil  von  Schweden  sein  solle.  Dass  diese  Bedingung  als 
Lockspeise  gedacht  war,  kann  nicht  bewirken,  dass  man  ganz 
von  ihr  absehen  muss. 

§  11. 

Die  rechtliche  Bedeutung  des  Kieler  Vertrages 
für  Norwegen. 

Es  ist  oft  die  Frage  aufgeworfen  worden:  Konnte  der 
norwegisch-dänische  König,  wenn  er  selbst  auf  sein  Recht  auf 
j  die  norwegische  Krone  verzichtete,  auch  dieses  Recht  dem 
I  schwedischen  Könige  übertragen,  mit  der  Wirkung,  dass  die 
Norweger  von  Rechts  wegen  dadurch  verpflichtet  wurden?  Der 
Kieler  Vertrag  spricht  von  Verzicht  auf  das  Recht  an  Norwegen 
zugunsten  des  schwedischen  Königs,  und  dass  Norwegen  künftig 
dem  König  von  Schweden  angehören  und  ein  eigenes  König- 
reich, verbunden  mit  Schweden,  bilden  solle.  Waren  diese 
Bestimmungen,  abgesehen  von  dem  Verzicht,  bindend  für  Nor- 
wegen? Das  ist  zu  verneinen,  man  muss  es  vielmehr  als 
Grundsatz  des  modernen  Rechts  betrachten,  dass  ein  Fürst  die 
Regierungsgewalt  zur  Ausübung,  aber  nicht  zur  Abtretung  inne 
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hat^).  Der  Fürst  soll  die  Nationalität  des  Volkes  und  dessen 
freies  Leben  behaupten ;  zu  diesem  Zwecke  hat  er  seine  Macht, 
dazu  aber  ist  die  Abtretung  an  einen  fremden  Fürsten  freilich 
kein  geeignetes  Mittel. 

Für  einen  absoluten  König  gilt  hier  keine  Ausnahme;  auch 
er  hat  die  Regierung  nicht  als  private  Domäne,  die  er  nach 
Belieben  an  einen  fremden  Fürsten  oder  ein  fremdes  Land 
abtreten  kann.  In  dieser  Beziehung  muss  dieselbe  Regel  für 
Monarchie  wie  für  Republik,  für  absolutes  wie  für  konstitutio- 
nelles Königtum,  gelten.  Was  besonders  den  norwegisch  -  dä- 
nischen König  betrifft,  so  hatte  er  den  §§  19  und  20  des 
Grundgesetzes  (des  Königsgesetzes)  zufolge  kein  Recht,  seine 
Reiche  zu  trennen  oder  sein  Gebiet  zu  verkleinern.  Der  König 
hatte  nicht  einmal  das  Recht  dazu,  wenn  es  sich  darum  handelte, 
seine  Länder  unter  mehreren  Prinzen  des  königlichen  Hauses 
zu  verteilen;  um  so  weniger  konnte  er  irgendwelche  Staats-  % 
rechtliche  Befugnis  haben,  eines  der  Länder  an  einen  fremden 
Fürsten  abzutreten. 

Es  kann  also  nach  dem  „Kongelov"  (Königsgesetz)  keine 
Rede  davon  sein,  dass  Norwegen  oder  Dänemark  zur  Zeit  des 
Absolutismus  „Patrimonialstaaten"  waren,  welche  der  König  nach 
den  Grundsätzen  des  Privatrechts  abzutreten  befugt  war,  selbst 
wenn  man  der  Theorie  huldigen  wollte,  dass  innerhalb  der 
europäischen  Völkergemeinschaft  eine  juristische  Möglichkeit 
für  die  Existenz  von  Patriraonialstaaten  vorhanden  sei,  einer 
Theorie,  die  sich  jedoch  nicht  verteidigen  lässt^). 


^)  So  lehrt  schon  Grotius:  De  jure  belli  ac  pacis,  Buch  II,  Kap.  6, 
Abschn.  9. 

')  Im  englischen  Oberhaus  behauptete  1814  ein  Redner,  dass  Norwegen 
Patriraoriialstaat  sei.  Dies  zeigte  nicht  nur  Unwissenheit,  was  das  norwegisch- 
dänische Staatsrecht  betraf,  sondern  auch  einen  veralteten  Gedankengang  im 
ganzen.  Vattel  hat  Recht,  wenn  er  in  seinem  Werk  „Le  droit  des  gens"  I 
(Ausgabe  von  1863  Seite  57  [pröface])  die  Patrimonialstaatenidee  als  eine 
Beleidigung  gegen  die  Menschheit  charakterisiert.  Man  müsste  doch  als 
erste  Bedingung  für  das  Vorliegen  eines  Patrimonialstaats  verlangen,  dass 
es  in  der  Verfassung  ausdrücklich  gesagt  sei,  dass  der  Fürst  nach  eigenem 
Ermessen  den  Staat  und  das  Volk  nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  ab- 
treten könne.  Literatur  für  diese  Frage  bei  Klüber:  Europiiisi  Ik  s  \M]ker- 
recht  §  81  Note  f. 
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Darüber,  dass  niclit  ein  ganzer  Staat  mit  bindender  Wir- 
kniio-  für  das  Volk  abgetreten  werden  kann,  scheint  man  jedoch 
jt'tzt  ziemlich  einig  zu  sein;  dagegen  stösst  man,  wenn  es  sich 
um  die  Abtretung  einer  Provinz  handelt,  leider  immer  noch  auf 
Reminiszenzen  einer  privatrechtlichen  Anschauungsweise,  die 
dem  Völkerrecht  (oder  Staatsrecht)  in  der  Tat  ganz  fremd  ist. 
Es  muss  auf  das  Bestimmteste  hervorgehoben  werden,  dass  nicht 
einmal,  wenn  es  sich  um  einen  einzelnen  Landesteil  handelt, 
die  Staatsgewalt  mit  bindender  Wirkung  für  die  auf  dem  be- 
treffenden Territorium  wohnende  Bevölkerung,  eine  Abtretung 
vornehmen  kann.  Die  Staatsgewalt  kann  nur  auf  die  Territorial- 
lioheit  über  einen  Landesteil  zugunsten  einer  bestimmten  anderen 
]\racht  verzichten.  Aus  einer  solchen  Abtretung  folgt,  dass  der 
Staat,  zu  dessen  Gunsten  die  Abtretung  erfolgte,  ohne  die  Rechte 
des  abtretenden  Staates  zu  kränken,  den  betreffenden  Landesteil 
sich  unterwerfen  kann;  dies  ist  die  einzige  völkerrechtliche 
Wirkung,  welche  das  Abtreten  einer  Provinz  hat.  Kann  die 
Bevölkerung  der  Provinz  sich  widersetzen,  so  hat  sie  das 
Recht  dazu. 

Die  Richtigkeit  dieser  Sätze  scheint  an  sich  einleuchtend. 
Es  sei  nur  folgendes  bemerkt :  es  ist  einer  der  Fundamentalsätze 
des  Völkerrechtes,  dass  eine  Vereinbarung  zwischen  zwei  Staaten 
nicht  einem  dritten  (dritten  Staat)  irgendwelche  Rechte  gibt,  d.  h. 
wenn  nicht  der  dritte  Staat  zum  Vertragsteil  gemacht  wird.  Als 
Beispiel  kann  man  Artikel  5  des  Prager  Friedens  vom  23.  August 
1866  nehmen,  welcher  lautet: 

„Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Österreich  überträgt  auf 
leine  Majestät  den  König  von  Preussen  alle  seine  im  Wi.ener 
'rieden  vom  30.  Oktober  1864  erworbenen  Rechte  auf  die 
[erzogtümer  Holstein  und  Schleswig  mit  der  Massgabe,  dass 
lie  Bevölkerungen  der  nördlichsten  Distrikte  von  Schleswig, 
|wenn  sie  durch  freie  Abstimmung  den  Wunsch  zu  erkennen 
feben,  mit  Dänemark  vereinigt  zu  werden,  an  Dänemark  ab- 
getreten werden  sollen". 

Der  Friedensvertrag  zu  Prag  war  eine  Verabredung  zwischen 

'reussen  und  Österreich,  Dänemark  war  ein  Dritter,  der  nicht 

^an  dem  Friedensschluss  teilnahm  und  daher  auch  keine  Rechte 

erhielt;  ebensowenig  bekam  die  Bevölkerung  von  Nordschleswig 
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irgendwelche  Rechte  durch  diesen  Artikel,  sie  spielte  ebenfalls 
die  Rolle  des  „Dritten".  Österreich  dagegen  hatte  das  Recht 
zu  verlangen,  dass  die  preussische  Regierung  eine  Volksab- 
stimmung halten  liess  und  sich  nach  dem  Ausfall  derselben 
richtete.  Als  daher  Österreich  1878  auf  dies  Recht  verzichtete, 
war  weder  Dänemark  noch  die  Bevölkerung  in  Nordschleswig 
berechtigt,  sich  über  Kränkung  ihres  juristischen  Rechtes  zu 
beklagen;  sie  hatten  ja  kein  juristisches  Recht,  da  sie  nicht 
Vertragsteil  waren.  Wenn  dem  so  ist,  kann  einem  Dritten 
durch  eine  solche  Verabredung  zwischen  zwei  anderen  auch 
keine  Verpflichtung  entstehen.  Eine  andere  Lehre  für  Ver- 
pflichtungen als  für  Rechte  in  dieser  Beziehung  aufzustellen, 
wäre  absurd.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  in  dem  Augen- 
blick, in  dem  ein  Landesteil  abgetreten  wird,  der  Staat  seine 
Herrschaft  daselbst  verliert  und  seinem  ehemaligen  Landesteil 
keine  bindenden  Verordnungen  geben  kann. 

Der  abgetretene  Landesteil  ist  also  ein  Dritter,  der  nicht 
gebunden  ist,  was  vielleicht  aus  folgendem  deutlich  hervorgeht : 
In  einem  Zessionsvertrage  zwischen  zwei  Staaten  können  ver- 
schiedene Bestimmungen  zugunsten  der  abgetretenen  Provinz  — 
z.  B.  dass  dieselbe  eine  gewisse  Selbstherrschaft  haben,  oder 
dass  eine  Schule  oder  Universität  nicht  aufgehoben  werden 
solle ^)  —  aufgenommen  werden;  auf  diese  Art  Bestimmungen 
zugunsten  der  Bevölkerung  des  abgetretenen  Ländergebiets  kann 
sich  aber  die  betreffende  Bevölkerung  mit  keinem  vertrags- 
mässigen  Recht  berufen. 

Es  kommt  dem  Zedenten  zu,  die  Ausführung  solcher  Be- 
stimmungen vonseiten  des  Zessionars  zu  überwachen.  Man  kann 
nicht  einwenden,  das  abgetretene  Gebiet  sei  in  Wirklichkeit 
Mitkontrahent,  weil  es  zur  Zessionszeit  ein  Teil  des  abtretenden 
Staatsgebietes  war.  Diese  Einwendung  ist  ohne  Bedeutung ;  die 
Staaten  sind  es,  nicht  die  Landesteile,  welche  Verträge  schliessen ; 
folglich  werden  auch  die  Staaten  und  nicht  die  einzelnen  Landes- 
teile (oder  Individuen)  die  Berechtigten.  Dies  gilt  sogar,  wenn 
der  Vertrag  speziell  in  bezug  auf  eine  Provinz  abgeschlossen  ist, 

'j  \ii\.  Kieler  Vertrag,  dessen  Artikel  12  bestimmt,  dass  dn  ilimisclu 
St;i;it  (li(    Inivorsität  Greifswalde  beibehalten  solle. 
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Über  welche  der  Staat  seine  Territorialholieit  behält.  Ist  aber 
das  abgetretene  Ländergebiet  als  imbeteiligter  Dritter  zu  be- 
trachten, wenn  es  sich  um  Bestimmungen  zu  seinen  Gunsten 
handelt,  so  muss  es  auch  als  unbeteiligter  Dritter  zu  betrachten 
sein,  wenn  es  sich  um  Bestimmungen  handelt,  die  dem  abge- 
tretenen Ländergebiet  Verpflichtungen  auferlegen;  die  weit- 
gehendste von  allen  Verpflichtungen  ist  nun  aber  diejenige,  sich 
in  einen  anderen  Staat  inkorporieren  zu  lassen. 

Einen  Landesteil  abtreten  ist  dasselbe  wie  die  Territorial- 
hoheit (Staatshoheit)  abtreten;  dass  aber  die  Staatshoheit 
kein  veräusserlicher  Gegenstand  in  privatrechtlichem  Sinne  sein 
kann,  zeigt  sich  in  mehreren  Beziehungen. 

Wenn  ich  nach  dem  Privatrecht  einen  Gegenstand  ver- 
äussere, verzichte  ich  auf  das  Recht,  das  ich  habe.  Der 
Käufer  erwirbt  das  Recht,  das  ich  hatte,  weder  mehr  noch 
weniger.  Ich  bin  Gewährsmann  und  muss  Schadensersatz  leisten, 
wenn  die  Gewährsleistung  nicht  Stich  hält.  Dies  ist  die  de- 
rivative Erwerbs  weise,  die  nach  dem  Privatrecht  die  Regel  bildet. 
Wenn  aber  eine  Regierung  einen  Landesteil  abtritt,  so  ist  es 
nicht  einmal  die  Voraussetzung  der  Beteiligten,  dass  der  er- 
werbende Staat  dieselbe  Territorialhoheit,  welche  der  abtretende 
Staat  hatte,  erhalten  solle.  Der  Erwerber  setzt  seine  eigene 
Staatshoheit  über  das  erworbene  Landesgebiet.  Staatsrechtliche 
oder  völkerrechtliche  Schranken,  welche  der  abtretende  Staat 
auf  sich  genommen  und  welche  die  Handlungsfreiheit  der 
Regierung  beschränkten,  gehen  den  erwerbenden  Staat  ohne 
besondere  Vereinbarung  nichts  an.  Deutschland  wurde  z.  B. 
1871  in  seiner  Staatshoheit  über  Elsass  -  Lothringen  nicht 
an  Verträge  oder  andere  völkerrechtliche  Bande,  welche 
Prankreich  auf  sich  genommen  hatte,  gebunden.  Die  fran- 
zösischen Verträge  hörten,  was  Elsass -Lothringen  betraf,  zu 
gelten  auf  und  die  deutschen  Verträge  traten  an  ihre  Stelle^). 
Es  zeigt  sich  also,  dass  hier  nach  dem  Völkerrecht  keine  Rede 
von  Veräusserung  in  privatrechtlichem   Sinne  sein   kann;   und 

*)  Man  kann  keine  Ausnahme  für  die  Bestimmung  des  zweiten  Pariser 
Friedens  1815  über  die  festungsfreie  Zone  drei  franz.  Meilen  ausserhalb  Basels 
machen.  Dies  war  eine  Verpflichtung,  welche  der  französischen  Territorial- 
hoheit über  Elsass  oblag,  nicht  der  deutschen. 
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dass  jeder  Erwerb  von  Staatsgebiet  in  Wirklichkeit  originär 
ist,  worüber  ja  moderne  Völkerrechtslelirer  sich  auch  klar  ge- 
worden sind.  Hier  hat  jedoch  die  bedenkliche  Lehre  ^)  über  „völker- 
rechtliche Servituten",  welche  aktiv  und  passiv  dem  Territorium, 
in  welchen  Staates  Besitz  dies  auch  übergehen  möge,  folgen 
sollten,  in  nicht  geringem  Grade,  besonders  früher,  die  richtige 
Auffassung  störend  beeinflusst^). 

Manchmal  hat  man  wohl  auch  einen  solchen  Gedankengang 
verfolgt:  Ein  Staat  muss  das  Recht  haben,  sich  durch  Aufgeben 
eines  Landesteiles  vom  Untergang  zu  retten;  deshalb  muss  er 
die  Möglichkeit  haben,  mit  bindender  Wirkung  für  die  Bevöl- 
kerung eines  Landesteiles,  diesen  an  einen  anderen  Staat  zu  ver- 
äussern. 

Der  erste  Satz  ist  allerdings  richtig;  ein  Staat  muss  natür- 
lich sich  durch  Aufgeben  eines  Landesteiles  vom  Untergang 
retten  können,  doch  kann  man  daraus  nicht  den  Schluss  ziehen, 
dass  die  Bevölkerung  in  dem  betreffenden  Landesteil  dadurch 
gebunden  sein  soll.  Der  Staat  rettet  sich,  indem  er  auf  seine 
Herrschaft  über  einen  Teil  seines  Gebietes  verzichtet,  es  bleibt 
dann  Sache  des  anderen,  zu  dessen  Gunsten  der  Verzicht  ge- 
schah, seine  eigene  Staatshoheit  in  dem  betreffenden  Landesteil 
zur  Geltung  zu  bringen.  Dass  das  Recht,  einen  Landesteil  mit 
bindender  Wirkung  für  die  Bevölkerung  zu  „übertragen",  kein 
zur  Selbsterhaltung  des  Staates  notwendiges  Recht  ist,  geht  unter 
anderem  daraus  hervor,  dass  manchmal  ein  Staat,  welcher  in 
einem  Krieg  besiegt  ist,  seine  eigenen  Besitzungen  dadurch  rettet, 
dass  er  sich  der  Beeinflussung  eines  dritten  Staates  von  selten 
des  Siegers  nicht  widersetzt.  Vgl.  Artikel  2  des  Friedensver- 
trages zwischen  Japan  und  Russland  vom  5.  November   1905"^). 

Eines  der  Ziele,  welche  Japan  durch  den  Krieg  mit  Russ- 
land erreichen  wollte,  war  gerade,  dass  Russland  Japan  freie 


»)  Siehe  z.  B.  Klüber,  Europäisches  Völkerrecht  §§  187—40. 

')  Von  Servituten,  welche  aktiv  und  passiv  einem  Eigentum  folgen 
sollen,  kann  im  Privatrecht  (d.  h.  dem  bürgerlichen  Recht  der  einzelnen 
Staaten)  die  Rede  sein;  da  gibt  es  ein  Recht  über  den  einzelnen  Individuen. 
aber  etwas  dementsprechendes  kann  es  im  Völkerrecht,  das  oin  Recht 
zwischen,  nicht  über  den  einzelnen  Rechtssubjekten,  dm  s,.\iv(r,iii< n 
Staaten,  ist,  nicht  geben. 

*)  Martens:  N.  R.  ö.  II.  Band  33  S.  4. 
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Hände  in  Korea  lassen  sollte.  In  diesem  Vertrag  verzichtete 
Russland  auf  sein  Recht,  Korea  Hilfe  gegen  Japan  anzu- 
bieten oder  auf  eigene  Hand  zu  versuchen,  Japan  an  der 
Unterwerfung  Koreas  zu  hindern.  Diesen  Verzicht  hielt  Japan 
für  so  wichtig,  dass  es  ihm  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
des  ganzen  Friedensvertrages  war,  obwohl  Russland  freilich 
kein  Recht  über  Korea  zu  verfügen  hatte  ^).  Es  handelt  sich 
in  solchen  Fällen  allerdings  nur  um  eine  Verzichtleistung  des 
Betreffenden  auf  das  Recht,  zu  verhindern,  dass  der  Mitkon- 
trahent sich  auf  Kosten  eines  dritten  Staates  bereichert.  Aber 
das  Übertragen  eigenen  Landesgebietes  unterscheidet  sich  davon 
nur  dadurch,  dass  der  Staat  auf  sein  Recht,  zu  verhindern,  dass 
der  Mitkontrahent  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grad  auf  seine 
eigenen  Kosten  bereichert,  verzichtet.  Damit  hat  der  Zessionar 
—  um  dies  Wort  zu  gebrauchen  —  in  den  meisten  Fällen  er- 
reicht, was  für  ihn  von  Wichtigkeit  war.  Will  er  aber  noch 
mehr,  so  steht  es  ihm  frei,  zu  verlangen,  dass  der  Zedent  mit 
ihm  einen  Allianzvertrag  zur  Unterwerfung  des  abgetretenen 
Gebietes  eingehe. 

Der  abtretende  Staat  kann  sich,  wenn  notwendig,  durch 
einen  solchen  Allianzvertrag  retten ;  es  ist  also  nicht  nötig,  die 
mit  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  schlecht  übereinstimmende 
Lehre  aufzustellen,  dass  ein  Staat,  um  sich  vom  Untergang 
retten  zu  können,  die  Befugnis  haben  müsse,  einen  Teil  seines 
Territoriums  mit  bindender  Wirkung  für  dessen  Bevölkerung, 
abzutreten.  Mit  Rücksicht  auf  das  eben  Angeführte  kann  es 
für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  norwegisch -dänische 
König,  mit  bindender  Wirkung  für  die  Norweger,  Norwegen  an 
den  schwedischen  König  abtreten  konnte,  von  keinerlei  Interesse 

tsein,  ob  man  die  im  ersten  Abschnitt  vertretene  Auffassung,  dass 
Norwegen  zur  Zeit  der  Union  mit  Dänemark  ein  eigenes  Reich 
war,  annim_mt  oder  verwirft.  In  anderer  Beziehung  kann  jedoch 
diese  Frage  Bedeutung  haben;  sie  wird  später  erörtert  werden. 
')  Es  kommt  in  der  Geschichte  nicht  selten  vor,  dass  eine  der  wichtigsten 
Bedingungen  in  einem  Friedensvertrage  von  ähnlichem  Inhalt  ist,  wie  es 
Artikel  2  des  Friedensvertrags  zwischen  Russland  und  Japan  von  1905  war. 
Vgl.  z.  B.  Artikel  6,  2.  Absatz  des  Prager  Friedens  zwischen  Preussen  und 
Österreich. 
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Der  nun  hervorgehobenen  Auffassung,  dass  kein  Staat  irgend 
einen  Teil  seines  Territoriums  mit  bindender  Wirkung  für  die 
Bevölkerung  desselben  einem  anderen  Staat  abtreten  könne, 
huldigt  schon  Hugo  Grotius  in  „De  jure  belli  ac  pacis",  wenn 
auch  mit  anderer  Begründung.  Besonders  scharf  hat  Vattel 
dieselbe  Meinung  verteidigt^).  Er  räumt  ein,  dass  ein  Staat 
ein  Stück  seines  Gebietes  müsse  aufgeben  können,  wenn  sein 
Bestehen  auf  dem  Spiel  steht,  aber  die  abgetretene  Provinz  oder 
Stadt  sei  durchaus  nicht  verpflichtet,  den  neuen  Herrscher,  den 
man  ihr  geben  will,  anzunehmen.  Kann  sie  sich  widersetzen, 
so  tut  sie  dies  mit  Recht.  Daraus  folgt,  dass  die  richtige  Aus- 
drucksweise in  solchen  Landabtretungsverträgen  ist,  dass  man 
verzichtet  („renonce")  auf  N.  N.  zugunsten  des  Staates  N.  N., 
und  nicht,  dass  man  überträgt  („cede"). 

Die  Verträge  bedienen  sich  bald  der  einen,  bald  der 
anderen  Ausdrucks  weise,  ohne  dass  man  ihnen  verschiedene 
Meinungen  beilegen  kann.  Dies  geht  unter  anderem  daraus 
hervor,  dass  ein  und  derselbe  Vertrag  beide  Ausdrücke  will- 
kürlich benützt,  z.  B.  der  Wiener  Frieden.  „Verzichten"  („re- 
noncer")  dürfte  doch  die  gewöhnliche  Ausdrucksweise  sein;  sie 
findet  man  im  Kieler  Traktat  von  1814,  in  den  Friedenspräli- 
minarien zu  Versailles  1871,  in  dem  Wiener  Frieden  vom  30.  Ok- 
tober 1864  usw.  Der  Friedensvertrag  zwischen  Japan  und 
Russland  vom  5.  November  1905  benutzt  dagegen  den  Ausdruck 
„ceder". 

Aus  dem  oben  Erwähnten  folgt,  dass  der  Krieg,  welcher 
dadurch  entsteht,  dass  eine  abgetretene  Provinz  sich  zum  Wider- 
stand gegen  den  neuen  Staat,  zu  dessen  Gunsten  die  Zession 
vor  sich  ging,  aufrafft,  kein  Bürgerkrieg  sein  kann.  Da  aber 
die  abgetretene  Provinz  nicht  Mitglied  der  Völkerrechtsgemein- 
schaft  wird,  ehe  sie  anerkannt  ist  (d.  h.  in  regelmässigen  völker- 
rechtlichen Verkehr  mit  den  anderen  Staaten  eintritt),  ist  der 
Krieg  als  zwischen  einem  in  der  völkerreclitlichen  Gemeinschaft 
und  einem  ausserhalb  derselben  stehenden  Staat  zu  betrachten  ^). 


')  Le  droit  des  gens  I  Kap.  XXI  (§  264  vgl.  263). 
')  Der  Staat,  welcher  eine  Provinz   zugunsten  eines  tuidenn  Stautis 
abgetreten  hat,  kann  die  Selbständigkeit  der  abgetretenen  Provinz  nicht  an- 
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Anders  stellt  sich  die  Sache,  wenn  man  der  Auffassung 
Riviers^)  und  anderer^)  huldigt,  dass  ein  neuer  Staat,  welcher 
innerhalb  der  Völkerrechtsgemeinschaft  entstanden  ist,  nicht  erst 
der  Anerkennung  bedarf,  um  Mitglied  derselben  zu  sein.  Daraus 
würde  folgen,  dass  ein  bewaffneter  Kampf  zwischen  der  abge- 
tretenen Provinz  und  dem  Zessionar  als  Krieg  zwischen  zwei 
Staaten  innerhalb  der  Völkerrechtsgemeinschaft  zu  betrachten 
ist.  Wenn  man  dagegen  in  diesem  Punkt  nicht  derselben  Auf- 
fassung wie  Rivier  huldigt,  so  ist  es  von  Bedeutung,  ob  das 
abgetretene  Gebiet  im  juristischen  Sinne  ein  eigenes,  selbstän- 
diges Reich  ist  oder  nicht;  im  ersteren  Fall  ist  ein  möglicher- 
weise zwischen  dem  abgetretenen  Staat  und  dem  Zessionar 
entstehender  Kampf  als  Krieg  zwischen  zwei  Mitgliedern  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  zu  betrachten.  Da,  wie  oben  im  ersten 
Abschnitt  erwähnt,  Norwegen  während  der  Union  mit  Dänemark 
ein  eigenes  Reich  war,  wurde  der  kurze  1814  zwischen  Nor- 
wegen und  Schweden  geführte  Krieg  ein  bewaffneter  Kampf 
in  völkerrechtlichem  Sinne  wie  jeder  andere  zwischen  zwei  Mit- 
gliedern der  Völkerrechtsgemeinschaft  geführte  Krieg. 

Ein  Recht,  sich  gegen  Einverleibung  zu  erheben,  hat  ein 
abgetretener  Landesteil  dann  nicht,  wenn  er  schon  zur  Zeit  der 
Abschliessung  des  Zessionsvertrages  von  dem  Zessionar  besetzt 
ist;  wie  es  ja  auch  als  Aufruhr  erachtet  wird,  wenn  die  Be- 
völkerung eines  Landesteiles  sich  gegen  einen  schon  das  Land 
besetzt  haltenden  Feind  empört.  So  hatte  z.  B.  die  Bevölkerung 
in  Elsass-Lothringen  kein  Recht,  sich  nach  dem  Abschluss  der 
Friedenspräliminarien  zu  Versailles  1871  gegen  die  deutsche 
Staatsgewalt  aufzulehnen,  denn  wie  bekannt,  war  das  Land 
schon  lange  vorher  von  deutschen  Truppen  besetzt. 

Anders  stellte  sich  die  Sache  in  Norwegen  1814:  Nicht  ein 
einziger  schwedischer  Soldat  stand  in  Norwegen,  nicht  ein  Zoll 
norwegischer  Erde  war  besetzt!    Die  Norweger  hatten  daher 

erkennen,  ehe  der  Zessionar  seine  Anerkennung  mitgeteilt  hat.  Dies  ist  eine 
natürliche  Voraussetzung  des  Abtretungsvertrags.  Dagegen  brauchen  die 
unbeteiligten  Mächte  mit  ihrer  Anerkennung  nicht  auf  die  des  Zessionars 
zu  warten. 

^)  Rivier,  Principes  I  S.  57. 

2)  Gareis,  Institutionen  des  Völkerrechts  S.  64. 
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nicht  nur  volles  moralisches,  sondern  volles  juristisches 
Recht,  sich  im  Jahre  1814  eine  freie  Verfassung  zu  geben  und 
die  Staatsorgane  einzusetzen,  welche  nach  der  Auflösung  der 
Union  mit  Dänemark  notw^endig  geworden  waren,  und  zwar,  wie 
gesagt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  man  Norwegen  zur  Zeit  der 
dänischen  Union  als  eigenes  Reich  betrachten  will  oder  nicht. 
Wenn  oben  hervorgehoben  wurde,  dass  kein  Staat  berechtigt 
sei,  einen  Landesteil  mit  bindender  Wirkung  für  die  darauf 
wohnende  Bevölkerung  abzutreten,  so  darf  diese  Lehre  nicht 
mit  der  Frage  verwechselt  werden,  inwieweit  es  bei  einer  Ge- 
bietsabtretung notwendig  sei,  dass  die  betreffende  Bevölkerung 
ihre  Zustimmung  durch  ein  Plebiszit  zum  Ausdruck  bringe.  Wenn 
Napoleon  III.  sich  so  lebhaft  dafür  interessierte,  dass  die  Notwen- 
digkeit von  Plebisziten  bei  Landesabtretungen  zur  völkerrechtlichen 
Regel  erhoben  werden  sollte,  wollte  er  wahrscheinlich  aucli, 
dass  die  Zustimmung  der  Bevölkerung  durch  ein  freies  entschie- 
denes Plebiszit  notwendig  sein  solle,  auch  wenn  der  abgetretene 
Landesteil  schon  zur  Zeit  der  Abschliessung  des  Zessionsvertrags 
okkupiert,  oder  später,  nach  einer  unterdrückten  Erhebung  der 
Bevölkerung,  besetzt  war.  Von  der  Notwendigkeit  solcher 
Plebiszite  kann  jedoch  keine  Rede  sein,  und  zwar  schon  aus 
dem  Grunde,  weil  bei  einer  derartigen  Lehre  Staaten  mit  einer 
national -einheitlichen  Bevölkerung,  von  der  kein  Teil  sich  von 
seinem  Lande  trennen  will,  eine  gewisse  völkerrechtliche  Un- 
verantwortlichkeit  genössen. 

§  13. 
Die  Neuorganisation  in  Norwegen  (1814). 

Nach  dem  unter  §  11  Ausgeführten  hatte  der  Kieler  Vertrag 
für  Norwegen  die  Bedeutung,  dass  die  Union  mit  Dänemark 
aufgelöst  wurde;  diese  Wirkung  war  schwerwiegend  genug.  ;nu  li 
wenn  man  ihr  nicht  noch  die  Bedeutung  beilegt,  dass  Norwegen 
durch  den  Vertrag  rechtlich  verpflichtet  sein  sollte,  den  schwe- 
dischen König  als  König  von  Norwegen  anzuerkennen. 

Das  norwegische  Volk  benützte  1814  sein  Recht,  sich  eine 
freie  Verfassung  zu  geben  und  die  notwendigen  Staatsorgane 
einzusetzen.  Dies  geschah- auf  folgende  Weise:  Zuerst  iilu  inaliin 
der  dänische  Prinz  Kristian  Fredrik,  der  damals  iioiwc^isduM- 


I 
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Statthalter  war  und  in  Wirklichkeit  Norwegen  ganz  selbständig 
regierte,  die  Leitung  des  Reiches  unter  dem  Titel  Regent 
(19.  Februar  1814).  Das  Volk  erkannte  dies  an,  indem  es  die 
von  ihm  erlassenen  Verordnungen  befolgte  und  besonders  der 
Weisung  nachkam,  Abgeordnete  zu  einer  grundgesetzgebenden  Ver- 
sammhing auf  Eidsvold  zu  wälilen  und  einen  Eid  darauf  zu  leisten, 
dass  es  die  Selbständigkeit  des  Landes  verteidigen  wolle.  Die 
Reichsversammlung,  welche  in  Eidsvold  am  10.  April  1814  zu- 
sammentrat, nahm  ein  Grundgesetz  von  110  Paragraphen  an, 
und  wählte  am  17.  Mai  Prinz  Kristian  Fredrik  zum  König. 
Damit  wai*  Norwegen  mit  den  notwendigen  Staatsorganen  aus- 
gestattet. Man  hat  gefragt:  Mit  welchem  Recht  übernahm  Kristian 
Fredrik  die  Leitung  des  Reiches  als  Regent?  Dass  das  nor- 
wegische Volk  das  Recht  hatte,  sich  ein  Grundgesetz  zu  geben, 
scheint  klar  genug  zu  sein;  aber  welches  Recht  hatte  Kristian 
Fredrik  dazu,  sich  als  Regent  einzusetzen  und  so  gewisserraassen 
der  Ausarbeitung  des  Grundgesetzes  vorzustehen?  Nachdem  er 
von  der  Bestimmung  des  Kieler  Vertrags,  nämlich  der  Trennung 
Norw^egens  von  Dänemark,  Kunde  erhalten  hatte,  war  er  selbst 
auf  den  Gedanken  gekommen,  als  Erbberechtigter  zu  der  nor- 
wegischen Krone  die  Regierung  zu  übernehmen,  gab  aber  den  ab- 
surden Gedanken  sofort  wieder  auf,  nachdem  er  eine  Beratung  mit 
den  einflussreichsten  Männern  des  Landes  darüber  gehabt  hatte. 

Man  hat  zuweilen  gesagt,  er  habe  das  historische  Recht 
gehabt,  sich  an  die  Spitze  der  nationalen  Organisationsarbeit  zu 
stellen,  nicht  aber  das  juristische.  In  einem  solchen  Fall, 
besonders  wo  keine  Zeit  zu  verlieren  ist,  kann  man  kaum 
zwischen  historischem  und  juristischem  Recht  unterscheiden.  Wer 
in  solchen  Zeiten  die  grösste  Autorität  besitzt  und  das 
grösste  Zutrauen  beim  Volk  geniesst,  der  hat  das  Recht,  sich 
an  die  Spitze  zu  stellen.  Ob  man  dieses  Recht  juristisch  oder 
historisch  nennen  will,  ist  eine  theoretisch-systematische  Frage 
ohne  Bedeutung  für  das  praktische  Leben. 

Auch  darf  man  nicht  genauer  untersuchen,  ob  die  Autorität 
des  Mannes  in  seinen  persönlichen  Qualifikationen  fest  begründet 
ist.  In  solchen  Fällen  kann  wenigstens  eine  Zeitlang  eine  falsche 
Ansicht  dieselben  Dienste  leisten,  wie  eine  w^ohlbegründete.  Ein 
Mann,  der  an  der  Spitze  einer  nationalen  Neugestaltung  stehen  soll, 
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braucht  in  erster  Reihe  Autorität  und  das  Zutrauen  des  Volkes. 
Diese  beiden  Eigenschaften  besass  der  dänische  Prinz.  Man  sagt 
deshalb  mit  Recht,  es  war  ein  Glück  für  das  Land,  dass  er  im 
Lande  anwesend  und  bereit  war,  sich  an  die  Spitze  der  staatlichen 
Organisationsarbeit  zu  stellen.  Es  war  auch  deshalb  ein  Glück, 
weil  seine  Person,  nachdem  er  am  17.  Mai  1814  in  Eidsvold 
zum  König  gewählt  worden,  so  in  den  Vordergrund  rückte,  dass 
es  den  Schweden  und  dessen  Alliierten  als  Hauptziel  erschien, 
ihn  wegzubringen.  Wurde  dies  Ziel  erreicht,  so  legte  man  ver- 
hältnismässig weniger  Gewicht  auf  den  Inhalt  des  norwegischen 
Grundgesetzes  oder  die  einzelnen  Bestimmungen  des  Unionsver- 
trages. Man  kann  deshalb  mit  gutem  Grund  sagen,  dass  Kristian 
Fredrik  von  allen  Oldenburgern  der  einzige  war,  dessen  wir 
uns,  wenn  auch  nicht  mit  Begeisterung,  so  doch  mit  ein  wenig 
Erkenntlichkeit  erinnern  können. 

Irgendwelche  offizielle  diplomatische  Verbindung  mit  fremden 
Mächten  bekam  Norwegen  1814  nicht.  Die  Gesandten,  welche 
Kristian  Fredrik  nach  England  schickte,  wurden  nicht  empfangen. 
Der  Grund  dazu  war,  dass  sich  England  ebenso  wie  Preussen 
und  Russland  im  voraus  verpflichtet  hatten,  Schweden  behilflich 
zu  sein,  auf  die  eine  oder  andere  Weise  Norwegen  unter  einen 
Hut  mit  Schweden  zu  bringen.  Nach  dem  Frieden  von  Kiel 
hatte  sich  sogar  Frankreich  und  Österreich  gebunden,  eine  solche 
Ordnung  anzuerkennen. 

Wenn  jedoch  Norwegen  1814  auch  keine  diplomatische  Ver- 
bindung mit  anderen  Staaten  bekam ,  so  war  es  trotzdem  ein 
selbständiger  Staat,  denn  nach  dem  Völkerrecht  ist  es  nicht  die 
diplomatische  Verbindung  oder  Anerkennung  von  anderen  Staaten, 
welche  die  Selbständigkeit  schafft^).  Etwas  anderes  zu  behaup- 
ten, wäre  ebenso  abgeschmackt  wie  zu  sagen,  der  Sohn  könne 
älter  sein  als  der  Vater. 

§13. 

Die  Vcriiaiid lullten  zwischen  Norwegen  und  Schweden  über 

die  Union  1814. 

Als  selbständiger  Staat  schloss  Norwegen  zuerst  die  Kon- 
vention zu  Moss  am   14.  August  1814.     Diese  Konvention  (in 

*)  Vgl  z.  B.  Ernest  Nys:  L'fitat  independant  du  Congo  S.  20. 
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erbindung  mit  der  Vereinbarung-  über  einen  Waffenstillstand 
om  selben  Tage)  wurde  zwischen  Seiner  königl.  Hoheit  dem 
ronprinzen  von  Schweden  als  Vertreter  Seiner  Majestät  des 
Königs  von  Schweden  einerseits  und  der  norwegischen  Regierung 
andrerseits  abgeschlossen;  sie  wurde  für  Norwegen,  unter  dem 
Vorbehalt  der  Ratifikation,  von  den  Staatsräten  Jonas  Collet  und 
Aall,  und  für  Schweden  von  Generalleutnant  A.  F.  Skjöldebrand 
und  Generalmajor  M.  Björnstjerna  unterzeichnet,  von  selten  Nor- 
wegens von  Kristian  Fredrik  und  von  selten  Schwedens  von 
Carl  Johann  ratifiziert^).  Gemäss  Artikel  1  in  diesem  Überein- 
kommen sollte  Kristian  Fredrik  sofort  das  norwegische  Storting 
(Reichstag)  nach  den  Vorschriften  des  norwegischen  Grundge- 
setzes einberufen.  Das  Storting  sollte  am  30.  September  oder, 
wenn  dies  nicht  möglich  war,  innerhalb  der  ersten  8  Tage  des 
Oktober  eröffnet  werden.  In  Artikel  2  wurde  bestimmt,  dass 
der  König  von  Schweden  mit  dem  norwegischen  Storting  direkt 
durch  einen  oder  mehrere  Kommissäre  verhandeln  solle.  In 
Artikel  3  verspricht  der  schwedische  König,  das  Grundgesetz, 
das  in  Eidsvold  zustande  kam,  anzunehmen  und  nur  solche  Ver- 
änderungen,  wie  sie  durch   die  Vereinigung  der  beiden  Reiche 

,  bedingt  wurden,  vorzuschlagen. 

Gemäss  Artikel  1  in  der  Vereinbarung  über  einen  Waffen- 

^  stillstand,    sollte   Wafi'enstillstand   zwischen   den    norwegischen 
und  den  schwedischen  Streitkräften  zu  Wasser  und  zu  Lande 

'^  eintreten  und  bis  14  Tage  nach  Eröffnung  des  Stortings  dauern, 
nach  welcher  Zeit  er  von  beiden  Seiten  mit  8tägiger  Frist 
kündbar  sein  sollte.  Da  das  Storting  am  7.  Oktober  zusammen- 
trat, konnte  der  Waffenstillstand  also  am  21.  Oktober  gekündigt 
werden  und  die  Feindseligkeiten  am  28.  Oktober  wieder  be- 
^  ginnen.  Diesen  Verabredungen  war  unter  anderem  ein  geheimer 
Ji  Artikel  beigefügt,  nach  welchem  Kristian  Fredrik  unter  dem 
einen  oder  anderen  Vorwand  die  ausübende  Gewalt  dem  Staats- 
rat übertragen  sollte,  und  dieser  sollte  sie  behalten  bis  zur 
Vertagung  des  Stortings  oder  bis  das  Storting  über  die  Regie- 


')  Die  Konvention  ist  in  Härtens  N.  R,  Bd.  2  S.  62—65  zu  finden.  Die 
Katifikationsunterschriften  sind  dort  jedoch  nicht  vollständig  und  geben  des- 
halb kein  deutliches  Bild. 


b 
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riingsforra  entschieden  hatte.  Der  Staatsrat  sollte  seine  Funk- 
tionen in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  ausführen  und 
seine  Verwaltungsakte  auf  „allerhöchsten  Befehl"  unterzeichnen. 
Es  war  ja  verhältnismässig  leicht,  sich  darüber  zu  einigen,  dass 
der  Staatsrat  das  Land  regieren  sollte,  schwieriger  war  es  schon, 
zu  bestimmen,  in  wessen  Namen  dies  zu  geschehen  habe.  Von 
schwedischer  Seite  wurde  die  Forderung  gestellt,  der  norwegische 
Staatsrat  solle  das  Land  im  Auftrag  des  schwedischen  Königs 
regieren^).  Darauf  konnte  man  norwegischerseits  natürlich 
nicht  eingehen;  denn  damit  hätte  man  den  schwedischen  König 
schon  als  norwegischen  König  anerkannt.  Die  schwedischen 
Unterhändler  ihrerseits  wollten  nicht  darauf  eingehen,  dass  der 
Staatsrat  im  Auftrag  Kristian  Fredriks  regieren  sollte,  weil 
ihnen  dies  als  Anerkennung  Kristian  Fredriks  als  norwegischer 
König  vorkam.  Deshalb  einigte  man  sich  schliesslich  auf  die 
Formel  „auf  allerhöchsten  Befehl";  dann  stand  es  jedem  frei, 
sich  darunter  zu  denken,  wen  er  wollte. 

Das  ausserordentliche  Storting,  das  gemäss  der  Konvention 
zu  Moss  gewählt  und  einberufen  werden  sollte,  trat  am  7.  Ok- 
tober 1814  zusammen  und  wurde  am  8,  Oktober  durch  den 
Kammerherrn  Staatsrat  Rosenkrantz  im  Namen  Kristian  Fre- 
driks eröffnet.  Rosenkrantz  verlas  bei  dieser  Gelegenheit  eine 
längere  Rede  des  Königs,  worin  dieser  unter  anderem 
auch  die  Gründe,  die  ihn  bewegt  hatten,  auf  die  Konvention 
zu  Moss  einzugehen,  auseinandersetzte^).  Durch  ein  Schreiben 
vom  10.  Oktober,  das  am  selben  Tage  einer  Stortingsdeputation 
übergeben  und  am  11.  Oktober  im  Storting  verlesen  wurde, 
übergab  Kristian  Fredrik  die  Krone  „in  die  Hände  des  Volkes". 
Das  Storting  fasste  daraufhin  den  Beschluss,  das  Reich  solle 


')  Näheres  über  diese  Verhandlungen  in  einem  Aufsatz  von  Professor 
Dr.  Yngvar  Nielsen:  „Die  Konvention  zu  Moss"  in  Grünhiits  Zeitschrift  für 
1901  S.  219—227.  Hier  wird  auch  erwähnt,  dass  die  Schweden  bei  Ab- 
schliessung  dieses  Vertrages  darauf  verzichten  mussten,  Norwegen  in  dem 
schwedischen  Königstitei  zu  benutzen,  eine  Formalität,  die  nicht  ohne  Be- 
deutung ist,  wenn  man  die  richtige  juristische  Auffassung  von  der  Konven- 
tion zu  Moss  bekommen  soll. 

■)  Die  Rede  findet  sich  in  den  Verhandlungen  des  ausserordentlichen 
Stortings  von  1814  S.  21—28. 
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nach  den  Vurschrilten  regiert  werden,  die  das  Grundgesetz  in 
§  42  und  §  43  für  den  Fall,  dass  das  Königsgeschlecht  ausge- 
storben war,  aufstellte:  nämlich,  dass  der  Staatsrat  zusammen 
mit  vom  Storting  berufenen  Männern  regieren  solle.  Das  Stor- 
ting  wählte  zwei  ]\[ilitärs:  Oberst  Hegermann  und  den  Kom- 
mandeurkapitän Fasting  als  Beigeordnete  des  Staatsrats.  Das 
Kollegium,  das  nun  regierte,  hatte  seine  Vollmacht  vom  Storting 
und  sollte  folglich  seine  Beschlüsse  ohne  die  Formel  „auf  aller- 
höchsten Befehl"  unterzeichnen,  was  auch  ganz  richtig  beob- 
achtet wurde  ^).  Carl  Johann  gab  den  Kommissären,  die  dazu 
ernannt  waren,  direkt  mit  dem  Storting  zu  verhandeln,  und 
welche  dem  Storting  ihre  Vollmachten  am  13.  Oktober  über- 
reichten, die  Instruktion:  Sie  sollten  daran  festhalten,  dass  das 
norwegische  Volk  das  Recht,  welches  Carl  XIII.  durch  den 
Kieler  Vertrag  erhalten  hatte,  durch  sein  Verhalten  in  der  Tat 
anerkannt  habe,  und  sich  keineswegs  in  Unterhandlungen  über 
Änderungen  des  Grundgesetzes  einlassen,  ehe  Carl  XIII.  auf  die 
eine  oder  andere  Weise  als  norwegischer  König  anerkannt  wäre. 
Das  Storting  ging  auf  dies  Verlangen  nicht  ein,  sondern  hielt 
daran  fest,  dass  das  Grundgesetz  erst  die  mit  Rücksicht  auf 
eine  Vereinigung  mit  Schweden  passende  Form  haben  müsse, 
ehe  die  Königswahl  vor  sich  gehen  könnte.  Das  Storting  setzte 
diese  Forderung  durch:  damit  war  die  Frage,  welche  in  dem 
geheimen  Artikel  vom  14.  August  1814  umgangen  war,  nämlich 

kauf  wessen  „Befehl"  der  norwegische  Staatsrat  regieren  solle, 
in  norwegischem  Sinne  gelöst. 
f  Am  20.  Oktober  fasste  das  Storting  gegen  5  Stimmen  den 
beschluss  zu  einer  Vereinigung  mit  Schweden,  einen  Beschluss, 
welchen  der  Präsident  des  Stortings  am  gleichen  Tage  den  schwe- 
dischen Kommissären  übersandte  ^).  Es  sind  besonders  zwei  Be- 
stimmungen innerhalb  des  Beschlusses  zu  bemerken: 

1.  Norwegen  soll  als  ein  selbständiges  Reich  unter  Einem 
König  mit  Schweden  vereinigt  werden. 

2.  Sobald  das  Storting  die  aus  Anlass  einer  Vereinigung  mit 
Schweden     notwendigen     Grundgesetzveränderungen     be- 


^)  Vgl.  Yngvar  Nielsen  a.  a.  0.  S.  225. 
'^)  Abdruck  unten  in  der  Anlage. 
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schlössen  hat,  wird  es  Schwedens  König  Carl  XIII.  als 
Norwegens  konstitutionellen  König  wählen  und  anerkennen. 

Damit  hatte  das  Storting  von  zwei  wichtigen  Grundsätzen 
Mitteilung  gemacht,  nämlich:  dass  Norwegen  ein  selbstän- 
diges Reich  bleiben  solle;  und  dass  es  das  Storting 
war,  das  die  notwendigen  Änderungen  des  Grundge- 
setzes vorzunehmen  hatte. 

Als  das  Grundgesetz  vom  Storting  angenommen  war,  wurde 
Carl  XIII.  am  4.  November  einstimmig  zum  norwegischen  König 
gewählt. 

Am  19.  November  fasste  das  Storting  den  Beschluss,  „dass 
das  Grundgesetz,  das  seiner  Natur  nach  nicht  zu  den  Gesetzen 
gehöre,  welche  der  Sanktion  des  Königs  bedürfen,  um  Gesetz 
zu  werden,  im  Namen  der  Volksvertreter  und  nicht  des  Königs 
veröffentlicht  w^erden  solle,  wogegen  es  dem  König  gemäss  dem 
früher  in  dieser  Sache  gefassten  Beschluss  überlassen  bleiben 
solle,  ob  er  dasselbe  mit  einer  anderen  Unterschrift  als  der 
schon  von  den  Kommissären  gemachten  versehen  wolle"  ^). 

Die  Auffassung,  dass  das  Grundgesetz  seiner  Natur  nach 
zu  den  Gesetzen  gehörte,  welche  der  Sanktion  des  Königs  nicht 
bedurften,  musste  sich  ganz  natürlicherweise  in  Norwegen  geltend 
machen.  Die  Reichsversammlung  zu  Eidsvold  hatte  zuerst  ein 
Grundgesetz  gegeben,  und  erst  nachdem  dies  geschehen,  diesem 
Grundgesetz  gemäss  einen  König  gewählt.  Von  einer  Sanktion 
des  Grundgesetzes  von  Seiten  des  neugewählten  Königs  konnte 
also  keine  Rede  sein;  ebensowenig  wie  ein  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Grundgesetz  gewähltes  Storting  dem  Grundgesetze  seine 
Bestätigung  geben  konnte.  Als  das  Grundgesetz  auf  dem  ausser- 
ordentlichen Storting  1814,  um  eine  Vereinigung  mit  Schweden 
zu  ermöglichen,  umgearbeitet  wurde,  ging  man  auf  dieselbe 
Weise  vor  wie  in  Eidsvold:  erst  das  Grundgesetz,  dann  die 
Königswahl;  man  konnte  also  nicht  dem  Gedanken  einer  Sank- 
tionierung des  Grundgesetzes  Raum  geben.  Es  hatte  folglich 
seine  besonderen  historischen  Gründe,  dass  der  Gedanke  der 
Volkssouveränität  in  dieser  Form  präzisiert  wurde.  Dass  die 
französische  Nationalversammlung   unter   der    Revolution   eine 


*)  Siehe  Stortingsverhandlungen  von  1814  S.  773. 
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ähnliche   Erklärung   abgegeben   hatte,    spielte   wohl    auch    mit. 

lie  Bedeutung  der  Erklärungen,  welche  die  schwedischen  Kom- 
missäre und  der  König  das  Grundgesetz  betreffend  abgaben, 
soll  weiter  unten  behandelt  werden. 

§  14. 
Das  Ziistaiidekoinmen  dor  Reiclisakte. 

Wie  in  dem  vorhergehenden  ausgeführt,  ging  Norwegen 
als  selbständiges  Reich  auf  die  Union  mit  Schweden  ein.  Die 
endgültige  Urkunde  zu  dieser  Union  bildete  die  Reichsakte  vom 
31.  Juli  und  6.  August  1815.  Im  Anschluss  an  das  unter  §  12 
Erwähnte  sollen  nun  die  Hauptpunkte  des  Zustandekommens  der 
Reichsakte  geschildert  werden. 

Auf  dem  ausserordentlichen  Storting  Oktober — November 
1814  wurden  unioneile  Bestimmungen  in  das  norwegische  Grund- 
gesetz aufgenommen.  Diese  Bestimmungen  nahm  das  Storting 
in  das  Grundgesetz  auf  nach  Verhandlungen  und  Beratungen  mit 
schwedischen  Männern,  nämlich  den  schwedischen  Kommissären, 
die  dazu  gemäss  der  Konvention  zu  Moss  vom  14.  August  1814 
von  dem  schwedischen  König  ernannt  waren. 

In  der  Zuschrift,  welche  die  schwedischen  Kommissäre  dem 
Grundgesetz  vom  4.  November  mitgaben  ^),  machten  sie  den  Vor- 
behalt, dass  der  schwedische  Reichstag  das  Recht  haben  sollte, 
seine  Zustimmung  allen  denjenigen  Teilen  zu  geben  oder  zu 
verweigern,  die  Veränderungen  oder  Modifikationen  in  der  schwe- 
dischen „Regierungsform"  (dem  Hauptgrundgesetz  in  Schweden) 
mit  sich  brächten. 

Diese  Zuschrift  wurde  als  eine  Art  Ratifikation  aufgefasst; 
so  z.  B.  nach  den  Stortingsverhandlungen  vom  14.  November  1814 
S.  664,  wo  mitgeteilt  wird,  dass  das  eine  der  von  der  Präsident- 
schaft ausgearbeiteten  Exemplare  von  dem  nun  veränderten  Grund- 
gesetz des  Reiches  „versehen  mit  der  Ratifikation  der  schwedischen 
'ommissäre"  vorliege.  Aus  dem  Vorbehalt,  den  die  schwedischen 
Kommissare  machten,  folgte,  dass  alle  Vorschriften  unioneller 
Natur  in  dem  norwegischen  Grundgesetz  Vertragsangebote  oder 
Vorschläge   zu   unioneller  Verabredung  zwischen   den  Reichen 

*)  Stortingsverhandlungen  1814  S.  702. 
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wurden,  ein  Gesichtspunkt,  der  auch  von  der  norwegischen  Re- 
gierung 1847  stark  betont  wurde  ^).  Ebenso  von  dem  Schweden 
Höjer  in  seiner  Schrift  „Statsförbundet  mellan  Sverige  och 
Norge"  (1885)  S.  24. 

Georg  Jellinek  muss  auch  denselben  Gedankengang  gehabt 
haben,  wenn  er  in  seiner  Polemik  gegen  die  Meinung,  eine 
Realunion  könne  auf  Gesetz  (Grundgesetz)  beruhen,  in  seinem 
Werk  „Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen"  S.  199  mit  Rück- 
sicht auf  das  norwegische  Grundgesetz  §  39^),  wie  dasselbe  vor 
der  Auflösung  der  Union  im  Jahre  1905  lautete,  schreibt:  „Mit 
welchem  Recht  kann  das  norwegische  Gesetz  dem  schwedischen 
Staatsrate  gebieten,  sich  mit  dem  norwegischen  zu  vereinigen? 
Diese  Bestimmung  hat  überhaupt  nur  einen  Sinn,  wenn  eine 
Willenseinigung,  also  ein  Vertrag  Schwedens  mit  Norwegen 
vorangegangen  ist,  welcher  Norwegen  das  Recht  erteilt,  seinem 
Staatsrate  zu  gebieten,  gegebenen  Falles  gemeinsame  Handlungen 
mit  dem  schwedischen  Staatsrate  vorzunehmen"  ^).  Dies  ist 
richtig,  wenn  man  hinzufügt,  dass  der  Vertrag  mit  Schweden 
endgültig  erst  nach  Annahme  der  erwähnten  Grundgesetzbe- 
stimmungen zustande  kam,  nicht  vorher;  und  dass  folglich  diese 
Grundgesetzbestimmungen  wie  die  anderen,  die  sich  auf  die 
Union  bezogen,  Vorschläge  zu  einem  Unionsvertrag  waren.  Am 
korrektesten  wäre  das  ausserordentliche  Storting  im  Jahre  1814 
vorgegangen,  w^enn  es  alle  Vorschläge  zu  Unionsbedingungen  in 
einer  besonderen  Urkunde  angenommen  und  sich  im  übrigen 
darauf  beschränkt  hätte,  die  gegen  eine  Vereinigung  mit  Schweden 
streitenden  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  zu  streichen. 

Die  Unionsakte  wäre  dann  durch  Annahme  dieser  besonderen 
Urkunde  von  selten  Schwedens  endgültig  zustande  gekommen. 
Ein  Vorschlag,  auf  diese  Weise  vorzugehen,  wurde  auch  wirklich 
von  dem  Stortingsabgeordneten  Kreisarzt  Möller  am  27.  Oktober*) 


»)  Clason :  Unionsf rägans  tidligare  Skeden  S.  80. 

')  Dieser  Paragraph  lautete:  Stirbt  der  König  und  ist  der  Thronfolger 
noch  unmündig,  so  sollen  der  norwegische  und  der  schwedische  Staatsrat 
sogleich  zusammentreten,  um  gemeinschaftlich  die  Einberufung  zum  Stortin<r 
in  Norwegen  und  zum  Reichstage  in  Schweden  auszufertigen. 

')  Vgl.  dasselbe  Werk  S.  221. 

*)  Stortingsverhandlungcn  1814  S.  396—399. 


§  14.    Das  Zustandekommen  der  Reichsakte  49 

gemacht  und  mit  guten  Gründen  begleitet;  er  erwähnte  unter 
anderem,  dass  die  Unionsbedingungen  in  dem  norwegischen 
Grundgesetz  nichts  zu  tun  hätten:  „Nicht  die  Konstitution  soll 
uns  mit  Schweden  verbinden  —  sie  verbindet  uns  selbst  — 
sondern  die  Unionsakte  soll  dies  tun".  Die  von  Möller  ge- 
machten Vorschläge  wurden  nicht  angenommen,  vermutlich  weil 
man  sowohl  in  Schweden  wie  auch  in  Norwegen  bei  dem  Ge- 
danken verharrte,  dass  die  notwendigen  unioneilen  Bestimmungen 
in  die  Grundgesetze  der  beiden  Reiche  aufgenommen  werden 
sollten.  Nachdem  das  norwegische  Grundgesetz  umgearbeitet 
worden,  nahm  Möller  am  12.  November  seinen  Vorschlag  zu 
einer  besonderen  Unionsakte  mit  der  Bemerkung  zurück,  dass 
er  noch  von  der  Richtigkeit  des  Vorschlags  überzeugt  sei,  „was 
vielleicht  auch  in  der  Folge  erkannt  werde". 

Die  Vertragsangebote,  die  das  ausserordentliche  Storting 
1814  in  das  Grundgesetz  aufnahm,  waren  für  Norwegen  bindend, 
bis  der  schwedische  Reichstag  seine  Zustimmung  geben  konnte. 
Ein  ausserordentlicher  schwedischer  Reichstag  trat  in  Stockholm 
am  27.  Februar  1815  zusammen.     Wie  der  schwedische  Jurist 

Lydin^)  bemerkt,   konnte   der  schwedische  Reichstag  eine   der 

Irei  Alternativen  wählen: 

1.  Er  konnte  sich  weigern,  die  Vereinigung  einzugehen. 

2.  Er  konnte  dem  schwedischen  Grundgesetz  ähnliche  Ver- 
änderungen und  Zusätze  geben,  wie  sie  Norwegen  dem 
seinigen  gegeben  hatte. 

3.  Er  konnte  einen  Vertrag  mit  Norwegen  über  eine  Ver- 
einigung, wie  sie  in  den  norwegischen  Grundgesetzen  vor- 
geschlagen war,  eingehen.  In  diesen  Vertrag  waren  dann 
alle  Unionsbedingungen  aufzunehmen. 

Die  Proposition,  die  der  schwedische  König  am  12.  April 
[815  dem  Reichstag  vorlegte,  ging  von  dem  Gedanken  aus,  dass 
lie  2.  Alternative  gewählt  werden  sollte,  indem  die  Notwendig- 
[eit  einer  Veränderung  des  schwedischen  Grundgesetzes  aus 
.nlass  der  Vereinigung  mit  Norwegen  hervorgehoben  war; 
lolche  Veränderungen,  glaubte  der  König,  könnten  ohne  Beob- 
achtung   der   gewöhnlichen   Vorschriften    für    grundgesetzliche 


»)  a.  a.  0.  S.  225. 
Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union 
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Veränderungen  vorgenommen  werden,  da  solche  Formalitäten  ja 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  innere  Verfassung  vorgeschrieben 
waren.  Im  übrigen  ging  die  Vorlage  nicht  näher  auf  die  vor- 
zunehmenden Veränderungen  ein;  diese  wurden  dem  Reichstag 
überlassen;  der  Reichstag  wählte  jedoch  die  3.  Alternative:  die 
Ausarbeitung  eines  ünionsvertrags  zwischen  den  beiden 
Reichen  vorzuschlagen  und  das  schwedische  Grundgesetz  un- 
verändert zu  lassen.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  unter  anderem 
hervorgehoben,  dass  die  Klugheit  geböte,  die  Verbindung  der 
beiden  Reiche  durch  Vertrag  zu  befestigen.  Dies  würde  auch 
das  beste  sein,  für  den  unvermuteten  und  beklagenswerten,  aber 
sicherlich  denkbaren  Fall,  dass  die  Union  wieder  aufgelöst 
würde;  denn  da  brauchte  weder  Schwedens  noch  Norwegens 
Verfassung  zur  Erhaltung  der  Staaten  in  ihrer  selbständigen 
Gestaltung  verändert  zu  werden. 

Der  Reichstag  gab  seinem  Konstitutionsausschusse  den  Auf- 
trag, einen  Entwurf  zu  der  Unionsakte  abzufassen;  dieser  Ent- 
wurf wurde  von  Schwedens  Reichsständen  am  20.  Juni  ange- 
nommen und  dem  norwegischen  Storting  am  7.  Juli  von  dem 
König  zur  Annahme  vorgelegt.  Das  Storting  nahm  diesen 
Vorschlag  am  13.  Juli  mit  verschiedenen  Veränderungen  und 
Zusätzen  an.  Einige  dieser  vorgeschlagenen  Veränderungen  hatten 
den  Zweck,  den  Sinn  deutlicher  zu  machen;  von  den  übrigen  sind 
die  wichtigsten  die  Bestimmung  des  Paragraph  7,  nach  welcher 
die  Interimsregierung  ihren  Sitz  in  Stockholm  haben,  und  der 
Hofkanzler  vor  der  Interimsregierung  die  diplomatischen  und 
die  beide  Reiche  betreffenden  Angelegenheiten  vortragen  solle. 
Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  das  Storting  einen  neuen 
Paragraphen  (§  12)  vorschlug,  der  bestimmte,  dass  die  Reiclis- 
akte  in  Norwegen  die  Eigenschaft  eines  Grundgesetzes  haben 
solle. 

Am  20.  und  21.  Juli  nahmen  die  schwedischen  Reichsstände 
den  Entwurf  zu  der  Reichsakte  in  der  von  dem  norwopscheii 
Storting  vorgeschlagenen  Form  an,  mit  Ausnahme  von  ^  7,  in 
welchem  die  Reichsstände  eine  Veränderung  wünschten.  Diese 
Veränderung  wurde  von  dem  norwegischen  Storting  am  31.  Juli 
angenommen,  und  die  Reichsakte  von  den  Stortingsabgeordneten 
am  selben  Tage  unterschrieben.    In  dieser  Form  wurde  sie  dann 
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am  6.  August  1815  von  den  scliwedischen  Reichstagsabgeordneten 
unterschrieben  und  von  dem  König  am  selben  Tage  gut  geheissen 
(oder  richtiger:  promulgiert  oder  publiziert).  Der  ünionsvertrag 
(die  Reiclisakte)  vom  Jahre  1815  kam  also  durch  Verhandlung 
zwischen  dem  norwegischen  Storting  und  dem  schwedischen 
Reichstag  zustande. 

Die  Reichsakte  wurde  in  zwei  Exemplaren  angenommen: 
jinem  norwegischen ,  in  dem  Norwegen  vor  Schweden  genannt 
wird  und  welches  die  norwegischen  Abgeordneten  vor  den 
schwedischen  unterschrieben,  und  einem  schwedischen  Exemplar, 
bei  dem  umgekehrt  vorgegangen  wurde.  Dies  tat  man,  wie  es 
auch  besonders  betont  wurde,  um  diplomatischer  Sitte  gerecht 
zu  werden. 

Die  beiden  Originalexemplare  lauten  dem  Inhalt  nach  gleich, 
mit  Ausnahme  von  kleinen  Abweichungen,  z.  B.  ist  in  dem  nor- 
wegischen Exemplar  §  3  eine  Bestimmung  aufgenommen,  die 
sich  in  dem  schwedischen  Exemplar  nicht  findet^).  Ihrem  Inhalt 
nach  brachte  die  Reichsakte  in  der  Hauptsache  teils  eine  Wieder- 
holung der  unionellen  Bestimmungen,  die  1814  in  das  norwe- 
^gische  Grundgesetz  aufgenommen  wurden,  teils  Vorschriften  über 
'ragen,  die  mit  Bezug  auf  die  §§  7  und  42  des  norwegischen 
rundgesetzes  durch  gleichlautende  Gesetze  in  beiden  Ländern 
geordnet  werden  sollten. 

Dass  die  Reichsakte  im  wesentlichen  eine  Abschrift  von 
Bestimmungen  des  norwegischen  Grundgesetzes  war,  hatte  auf 
die  Form  einen  ungünstigen  Einfluss.  Als  Beispiel  dafür  kann 
§  1  der  Reichsakte  angeführt  werden,  der  folgendermassen 
lautete:  „Das  Königreich  Norwegen  soll  ein  freies,  selbständiges, 
unteilbares  und  unveräusserliches  Reich  sein,  mit  Schweden  unter 
Einem  König  vereinigt.  Seine  Verfassung  ist  beschränkt  und 
erblich  monarchisch".  Dieser  Paragraph  ist  eine  direkte  Ab- 
schrift von  §  1  des  norwegischen  Grundgesetzes,  nur  mit  der 
Veränderung,  dass  „ist"  im  ersten  Satz  mit  „soll  sein"  ver- 
tauscht wurde.     In  dem  norwegischen  Grundgesetz  passte  es 


')  Das  norwegische  Exemplar  findet  sich  in  französischer  Übersetzung 
bei  Martens,  Nouveau  recueil  des  traitös  2  S.  582. 
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gut  ZU  besagen,  „Norwegen  ist  ein  freies,  selbständiges  und 
unveräusserliches  Reich,  mit  Schweden  unter  Einem  König  ver- 
einigt". Wäre  man  in  Schweden  dem  ursprünglichen  Gedanken, 
nämlich  unioneile  Bestimmungen  in  das  schwedische  Grundgesetz 
aufzunehmen,  gefolgt,  so  hätte  man  in  dem  schwedischen  Gesetz 
eine  Bestimmung  etwa  wie  die  folgende  bekommen:  „Das  König- 
reich Schweden  ist  ein  freies,  selbständiges,  unteilbares  und 
unveräusserliches  Reich,  mit  Norwegen  unter  Einem  König 
vereinigt". 

In  einer  gemeinsamen  Unionsakte  dagegen  wäre  die 
passendste  Form  gewesen:  „Die  Königreiche  Norwegen  und 
Schweden  .  .  .  etc.  miteinander  unter  Einem  König  vereinigt". 
Wenn  die  Redaktion  eine  andere  wurde,  so  hat  dies  seine  histo- 
rische Erklärung  in  dem  oben  erwähnten  Umstand^). 

Die  meisten  der  1814  als  Unionsbedingungen  gedachten 
Bestimmungen  des  norwegischen  Grundgesetzes  wurden  in  die 
Reichsakte  aufgenommen,  aber  nicht  alle.  So  fehlt  die  Be- 
stimmung des  §  111,  2:  „Norwegens  Kriegsflagge  soll  eine 
Unionsflagge  sein".  Man  meinte  damit,  Norwegen  und  Schweden 
sollten  eine  gemeinsame  Kriegsflagge  haben,  während  jeder 
der  beiden  Staaten  seine  eigene  nationale  Handelsflagge  führen 
sollte.  Die  Bestimmung  über  die  gemeinsame  Kriegsflagge  kam 
nicht  in  die  Reichsakte.  §  93  des  norwegischen  Grundgesetzes, 
besagt:  „Norwegen  haftet  für  keine  andere  als  seine 
eigene  Staatsschuld",  war  auch  als  Unionsbedingung  ge- 
dacht, und  sollte  Norwegen  davor  bewahren,  dass  es  durch 
Eingehen  der  Union  den  im  Kieler  Vertrage  Art.  VI  erwähnten 
Teil  der  dänischen  Staatsschuld  übernehmen  müsste.  Der  schwe- 
dische Reichstag   nahm    diese  Reservation   nicht  an,    weshalb 


')  Ein  gutes  Beispiel  hat  man  auch  in  §  4,  der  eine  Abschrift  von  §  36 
des  norweg.  (Grundgesetzes  ist.  In  dem  norweg.  Grundgesetz  war  es  ganz 
natürlich  zu  bestimmen,  dass  der  König  Beschlüsse,  die  er  für  den  „Staat" 
dienlich  hielt,  fassen  und  ausführen  könne.  „Staat"  in  Einzahl  war  hier 
selbstverständlich,  wo  die  Rede  von  dem  norwegischen  Staat  war;  in  der 
Reichsakte  dagegen  war  .Staat  in  Einzahl  am  unrechten  Platz;  und  ist  nur 
aus  dem  Umstand,  dass  der  betreffende  Paragraph  eine  Abschrift  des  norweg. 
Grundgesetzes  war,  zu  erklären.  Man  muss  sich,  wie  unten  S.  88  näher 
erwähnt  wird,  wohl  hüten,  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  es  die  Meinung  dieses 
Paragraphen  war,  Norwegen  und  Schweden  sollten  Ein  Staat  sein. 
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eine  dementsprechende  Bestimmung  nicht  in  die  Reichsakte 
kam;  1815  wurde  auch  von  Norwegen  kein  Versuch  gemacht, 
eine  solche  Bestimmung  als  Unionsbedingung  in  die  Reichsakte 
zu  bringen. 

Welche  juristische  Folge  hatte  der  Umstand,  dass  eine  Be- 
stimmung des  norwegischen  Grundgesetzes,  die  ihrer  Natur  nach 
einen  unioneilen  Charakter  hatte,  nicht  in  die  Reichsakte  auf- 
genommen wurde? 

Einige  schwedische  Verfasser  meinen,  dass  solche  Be- 
stimmungen, ungeachtet  dass  sie  nicht  in  die  Reichsakte  aufge- 
nommen wurden,  doch  ihren  Charakter  als  unioneile  Bestimmungen 
behielten;  dies  ist  aber  offenbar  unrichtig,  namentlich  streitet 
es  in  erster  Linie  gegen  den  ausdrücklichen  Wortlaut  der 
Reichsakte. 

Es  heisst  nämlich  in  der  Einleitung  (Intimation) ,  dass  die 
Reichsakte  die  Bedingungen  für  die  entstandenen  konstitutio- 
nellen Verhältnisse  zwischen  Norwegen  und  Schweden  enthalte 
„ganz  so  wie  sie  Wort  für  Wort  unten  folgen".  Es  wäre  auch 
ein  wenig  rationelles  Vorgehen,  einen  Teil  der  in  dem  norwe- 
gischen Grundgesetz  enthaltenen  Bestimmungen  unioneilen  Cha- 
rakters in  einer  besonderen  Unionsurkunde  aufzunehmen  und  die 
anderen  1814  von  Norwegen  vorgeschlagenen  Unionsbedingungen 
wegzulassen,  wenn  diese  trotzdem  ihre  Kraft  als  solche  be- 
halten sollten. 

Als  die  Frage  von  der  Verpflichtung  Norwegens,  den  in 
Artikel  6  des  Kieler  Vertrags  behandelten  Teil  der  norwegisch- 
dänischen Staatsschuld  zu  übernehmen,  nach  Annahme  der 
Reichsakte  aufkam,  hörte  man  auch  von  schwedischer  Seite 
nichts  davon,  dass  §  93  des  Grundgesetzes,  der  darauf  berechnet 
war,  Norwegen  vor  der  Verpflichtung,  diese  Schuld  zu  über- 
lehmen,  zu  bewahren,  als  Unionsbedingung  anzusehen  war. 
'enn  man  sich  den  oben  erwähnten  Gesichtspunkt  vor  Augen 
lält,  dass  alle  Bestimmungen  unionellen  Charakters  in  dem 
lorwegischen  Grundgesetz  als  Vertragsangebote  von  norwegischer 
leite  zu  gelten  haben,  so  wird  es  sich  von  selbst  ergeben,  dass 
alle  Bestimmungen,  die  von  schwedischer  Seite  nicht  akzeptiert 
wurden  und  deshalb  nicht  in  die  Reichsakte  kamen,  als  unioneile 
Bestimmungen  wegfallen  mussten.   Alle  Bestimmungen  unioneller 
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Natur  in  dem  norwegischen  Grundgesetz  waren,  wie  oben  er- 
wälint,  so  lange  bindend  für  Norwegen,  bis  der  schwedische 
Reichstag  dem  Vorbehalt  der  schwedischen  Unterhändler  gemäss, 
seine  Zustimmung  geben  oder  verweigern  konnte,  also  bis  der 
Reichstag  1815  zusammentrat  und  die  Unionsbedingungen  be- 
handelte, aber  nicht  länger. 

Man  könnte  noch  erwähnen,  dass  das  norwegische  Storting 
1815  das  Recht  gehabt  hätte,  folgenden  Standpunkt  einzunehmen: 
Entweder  muss  der  schwedische  Reichstag  alle  in  dem  nor- 
wegischen Grundgesetz  enthaltenen  Vorschläge  zu  Unionsbe- 
dingungen annehmen,  oder  auch  Norwegen  ist  durch  keine 
derselben  gebunden.  Diesen  Standpunkt  nahm  jedoch  das  nor- 
wegische Storting  nicht  ein;  es  ging  darauf  ein,  die  Unionsbe- 
dingungen, über  die  Einverständnis  mit  dem  scliwedischen 
Reichstag  erreicht  wurde,  in  eine  besondere  Unionsurkunde 
aufzunehmen^),  und  verzichtete  damit  auf  sein  Recht,  ein  „ent- 
weder —  oder"  zu  stellen. 

Die  Bestimmungen  unioneller  Natur  des  norwegischen 
Grundgesetzes,  die  nicht  in  die  Reichsakte  aufgenommen  wurden, 
fielen  nicht  nur  als  Unionsbedingungen,  sondern  auch  als  bin- 
dendes norwegisches  Grundgesetz  weg,  es  sei  denn,  dass  sie 
einen  selbständigen  und  vernünftigen  Zweck  nach  einer  etwaigen 
Auflösung  der  Union  hatten.  Im  letzteren  Fall  wurden  solche 
Bestimmungen  nur  während  des  Bestehens  der  Union  suspendiert, 
fielen  aber  nicht  endgültig  weg.  Ein  Beispiel  der  Art.  hatte 
man  in  der  Vorschrift  des  §  47  des  Grundgesetzes,  wonach  die 
Leitung  der  Erziehung  des  unmündigen  Königs  nach  schrift- 
lichen Angaben  von  selten  seines  Vaters,  sofern  sich  solche 
vorfanden,  geordnet  werden  sollte.  Eine  dementsprechonde 
Vorschrift  kam  nicht  in  die  Reichsakte  und  konnte  also  wälirnul 
des  Bestehens  der  Union  nicht  gelten:  denn  man  koiiiito  nidit 
die  eine  Vorschrift  für  die  Erziehung  des  Königs  in  Norwegen 
haben  und  eine  andere  Vorschrift  in  Schweden.  Diese  Vor- 
schrift des  norwegischen   Grundgesetzes    konnte  jedoch    einen 

')  Udcr  „bcsoiulcre  Unionsurkunden",  insofern  man  das  Gesetz  über  das 
Mündigkeitsalter  des  Königs,  welches  1815  dem  §  8  des  norwegischen  Grund- 
gesetzes gemäss  erlassen  wurde,  dahin  rechnen  will. 
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selbständigen  und  vernünftigen  Zweck  nach  Auflösung  der  Union 
bekommen,  konnte  deshalb  nur  als  während  der  Unionszeit  sus- 
pendiert betrachtet  werden.  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
Bestimmung  des  §  111,  2  des  Grundgesetzes,  dass  die  Kriegs- 
flagge Unionsflagge  sein  solle.  Diese  konnte  einerseits  nicht 
als  Unionsbedingung  gelten,  nachdem  der  schwedische  Reichstag 
sie  nicht  als  solche  annehmen  wollte,  auch  konnte  sie  nicht  als 
norwegische  Grundgesetzbestimmung  gelten,  solange  die  Union 
bestand,  weil  es  ausserhalb  des  Machtbereichs  der  norwegischen 
Staatsgewalt  stand,  dies  auf  eigene  Hand  abzumachen;  auch 
konnten  solche  Bestimmungen  nach  Auflösung  der  Union  keinen 
selbständigen  oder  vernünftigen  Zweck  haben.  Die  Folge  davon 
muss  notwendigerweise  sein,  dass  solche  Bestimmungen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  norwegische  Grundgesetzbestimmungen  weg- 
fallen, sobald  es  i»s  Reine  gebracht  war,  dass  sie  von  dem 
schwedischen  Reichstag  nicht  als  Unionsbedingungen  angenom- 
men wurden. 

Wenn  man  auf  dem  ausserordentlichen  Storting  1814  den 
korrektesten  Weg  eingeschlagen  hätte,  nämlich:  die  Vorschläge 
zu  Unionsbedingungen  in  einer  besonderen  Urkunde 
aufzusetzen,  würde  die  soeben  erwähnte  Lösung  von  keiner 
Seite  Einspruch  erfahren  haben ;  aber  die  Vorschläge  zu  Unions- 
bedingungen konnten  ihre  rechtliche  Natur  nicht  dadurch  ver- 
ändern, dass  sie  in  das  Grundgesetz  aufgenommen  wurden.  Die 
einzige  Wirkung,  welche  ihre  Aufnahme  in  das  Grundgesetz 
haben  konnte,  war  die,  dass  derjenige  Teil,  der  einen  selbstän- 
digen und  vernünftigen  Zweck  nach  etwaiger  Auflösung  der 
Union  haben  konnte,  als  norwegische  Grundgesetzbestimmung 
nach  Auflösung  der  Union  1905  wieder  ins  Leben  trat. 

Die  Reichsakte  war  auf  dem  Grundsatz  vollständiger  Gleich- 
stellung der  beiden  Reiche,  sowohl  dem  Inhalt  als  der  Form 
nach  aufgebaut.  Man  hat  geglaubt,  eine  kleine  Ausnahme  von 
dieser  Regel  in  zwei  Bestimmungen  der  Reichsakte  §  7  zu 
finden:  Erstens  in  der  Bestimmung,  dass  die  Interimsregierung, 
bestehend  aus  10  norwegischen  und  10  schwedischen  Mitgliedern, 
welche  der  Regierung  der  beiden  Reiche  für  den  Fall  der  Minder- 
jährigkeit des  Königs,  oder  wenn  dieser  sich  auf  Reisen  ausser- 
halb der  beiden  Reiche  befand,  oder  durch  Krankheit  verhindert 
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war,  die  Regierung  zu  führen,  vorzustehen  hatten,  ihren  Sitz 
in  Stockholm  haben  sollte.  Zweitens  in  der  Bestimmung,  dass 
der  schwedische  Beamte,  der  Hofkanzler,  in  der  Interimsregie- 
rung die  diplomatischen  Sachen  und  solche  Angelegenheiten  vor- 
tragen sollte,  die  beide  Reiche  betrafen  und  nicht  unter  die 
Geschäfte  eines  besonderen  Departements  gehörten. 

Wie  oben  erwähnt,  wurden  diese  Bestimmungen  auf  Vor- 
schlag des  norwegischen  Stortings  in  die  Reichsakte  aufgenommen; 
und  dasselbe  Storting,  das  am  11.  Juli  1815  seine  grosse  Zu- 
friedenheit über  die  vollständige  Gleichheit  in  Rechten  und 
Pflichten  aussprach,  die  so  deutlich  bei  den  schwedischen 
Reichstagsbeschlüssen  betreffend  Ordnung  der  durch  die  Ver- 
einigung zwischen  Norwegen  und  Schweden  entstandenen  kon- 
stitutionellen Verhältnisse^)  zum  Ausdruck  kam,  dasselbe  Storting 
kann  nicht  leicht  in  den  Verdacht  kommen,-  die  Absicht  gehabt 
zu  haben,  einen  Bruch  in  diese  vollständige  Gleichheit  zum 
Nachteil  Norwegens  vorzuschlagen.  Man  findet  in  den  Stortings- 
verhandlungen  keine  Aufklärung  über  die  Gründe  des  Stortings 
für  den  Vorschlag  der  erwähnten  zwei  Bestimmungen ;  aber  der 
Zusammenhang  war  sicherlich  folgender:  die  Aussicht,  dass  eine 
Anzahl  Schweden  nach  Kristiania  kommen  sollten,  um  zusammen 
mit  der  gleichen  Anzahl  Norweger,  Norwegens  (und  Schwedens) 
Angelegenheiten  zu  leiten,  kam  den  Norwegern  nicht  sehr  ver- 
lockend vor.  Man  konnte  nicht  gut  wissen,  welche  Gedanken 
dies  bei  den  Schweden  hervorrufen  und  wozu  das  Ganze  führen 
konnte;  da  war  es  viel  unbedenklicher,  dass  eine  Anzahl  Nor- 
weger dann  und  wann  nach  Stockholm  reisten,  um  zusammen 
mit  den  Schweden  die  schwedischen  (und  teilweise  norwegischen) 
Angelegenheiten  zu  erledigen. 

Dies  würde  die  Schweden  an  Norwegens  gleichen  Anteil 
in  der  ausübenden  Gewalt  erinnern,  und  ihnen  zeigen,  dass  sie 
in  der  Tat  im  Jahre  1814  keine  Eroberung  gemacht  hatten. 
Und  ganz  richtig:  die  Ordnung  mit  der  Interimsregierung  wurde 
den  Schweden  ein  Dorn  im  Auge,  weshalb  sie  bald  den  lebhaften 
Wunsch  hegten,  die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  die  Interims- 
regierung zusammentreten  sollte,  so  viel  als  möglich  einzuschrän- 


>)  Stortingsverhandlungen  Juli— August  1815  S.  137—138. 
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keil.  Das  norwegische  Storting  fügte  sich  auch  den  schwedischen 
Wünschen,  indem  es  1863  einen  Zusatz  zu  §  41  des  Grundge- 
setzes machte,  dass  der  dem  Throne  am  nächsten  stehende  Prinz, 
sofern  er  das  festgesetzte  Mündigkeitsalter  hatte,  der  Regierung 
vorstehen  sollte,  wenn  der  König  durch  Krankheit  oder  Reisen 
verhindert  war,  die  Regierungsgeschäfte  zu  besorgen.  Im  selben 
Jahr  wurde  eine  entsprechende  Grundgesetzveränderung  in 
Schweden  angenommen;  dadurch  wurde  die  Funktion  der  In- 
terimsregierung auf  die  voraussichtlich  selten  vorkommenden 
Fälle  der  Unmündigkeit  des  Königs  und  der  Ledigkeit  des 
Thrones  beschränkt.  Bis  zum  Jahr  1863  war  es  nicht  vorge- 
kommen, dass  die  Interimsregierung  aus  diesen  Gründen  zu- 
sammengetreten war,  und  auch  in  Zukunft  war  wohl  der  Fall 
nicht  oft  zu  erwarten.  Die  Bestimmung,  dass  die  Interims- 
regierung ihren  Sitz  in  Stockholm  haben  sollte,  war  also  von 
der  Art,  dass  die  Schw^eden  ihren  Wirkungskreis  so  viel  als 
möglich  beschränken  wollten,  während  die  Norweger  nichts 
gegen  ihre  grösstmögliche  Anwendung  hatten.  Dies  auch  aus 
dem  Grunde,  dass  die  norwegische  Regierung,  die  aus  einem 
Staatsminister  und  wenigstens  5  anderen  Mitgliedern  des  Staats- 
rats bestehen  sollte,  nach  §  13  des  Grundgesetzes  während  der 
Dauer  der  Interimsregierung  wie  auch  während  des  Aufenthalts 
des  Königs  ausserhalb  des  Landes,  die  Befugnis  hatte,  die 
weniger  wichtigen,  d.  h.  der  Zahl  nach  meisten  norwegischen  An- 
gelegenheiten zu  erledigen.  Ausserdem  sollten  nach  §  15  3  des 
Grundgesetzes  die  anderen  norwegischen  Sachen  in  der  Regel 
nicht  entschieden  werden,  ohne  dass  ein  Gutachten  der  norwe- 
gischen Regierung  eingeholt  war^).  Auch  dies  hätte  sich  anders 
geartet,  wenn  die  Interimsregierung  ihren  Sitz  in  Kristiania 
gehabt  hätte;  besonders  wäre  es  nicht  angezeigt  gewesen,  dass 
die  Befugnis  der  norwegischen  Regierung,  weniger  wichtige 
ngelegenheit  zu  erledigen,  aufgehört  hätte.  Im  rechten  Lichte 
etrachtet,  war  es  also  ein  Vorteil  für  Norwegen,  dass  die  In- 
terimsregierung ihren  Sitz  in  Stockholm  haben  sollte,  und  im 


*)  Dies  waren  Umstände,  welche  das  Stortingskomitee,  das  den  schwe- 
dischen Vorschlag  zur  ßeichsakte  im  Jahr  1815  behandelte,  gleichzeitig  mit 
dem  Vorschlag,  dass  die  Interimsregierung  ihren  Sitz  in  Stockholm  haben 
sollte,  erwähnte.    Vgl.  Stortingsverhandlungen  1815—16  Juli— August  S.  131. 
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Bewusstsein  davon  war  es  sicherlich,  dass  das  Storting  gleich- 
zeitig den  Vorschlag  machte,  dass  der  Hofkanzler,  eines  der 
schwedischen  Mitglieder  der  Interimsregierung,  die  diplomatischen 
und  gewisse  andere  Sachen  vortragen  sollte.  Dies  Vortragsrecht 
hatte  an  und  für  sich  ^)  keine  reelle  Bedeutung,  konnte  aber  wohl 
dazu  geeignet  sein,  den  Vorschlag  über  den  Sitz  der  Interims- 
regierung annehmbar  zu  machen. 

§  15. 

Eigenschaft  der  schwedischen  Kommissäre  bei  den  Untcr- 

handhini^en  mit  dem  Storting. 

Es  ist  manchmal  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die 
sechs  Schweden,  die  1814  mit  dem  norwegischen  Storting  ver- 
handelten, Unterhändler  des  schwedischen  Königs  und  damit 
Schwedens  waren,  oder  ob  dieselben  nicht  vielmehr  Unterhändler 
eines  norwegischen  Thronkandidaten  waren.  In  Norwegen  haben 
die  Staatsrechtslehrer,  z.  B.  Aschehoug,  mit  Vorliebe  das  letztere 
behauptet,  denn  sonst  würde  ihrer  Meinung  nach  das  norwegische 
Grundgesetz  zu  einem  Übereinkommen  mit  Schweden,  und  die 
Folge  davon  würde  wieder,  dass  dasselbe  seinerzeit  nicht  ohne 
Einverständnis  der  schwedischen  Staatsmächte  oder  jedenfalls 
des  schwedischen  Königs  verändert  werden  konnte. 

Meiner  Ansicht  nach  muss  man  den  schwedischen  Verfassern 
Recht  geben,  wenn  sie  behaupten,  dass  die  sechs  Schweden 
wirklich  Unterhändler  des  schwedischen  Königs^)  und  damit 
des  schwedischen  Staates  waren;  die  Verhandlungen  zwischen 
ihnen  und  dem  norwegischen  Storting  wurden  jedoch  nicht  auf 
der  Grundlage  geführt,  dass  das  norwegische  Grundgesetz  ein 
übereinkommen  werden  sollte,  das  nicht  ohne  Zustimmung 
Schwedens  verändert  werden  konnte.  Die  Verhandlungen  drehten 
sich  in  Wirklichkeit,  wie  früher  erwähnt,  um  die  Vorschläge 
zu  Unionsbedingungen ,   die  in  das  Grundgesetz  aufgenommen 

')  Das  heisst,  wenn  aus  demselben  nicht  der  unbedingte  Schluss  gezogen 
würde,  dass  Schwedens  Minister  des  Auswärtigen  auch  gleichzeitig  Norwegens 
Minister  des  Auswärtigen  sein  solle. 

')  In  der  Stortingssitzung  am  13.  Oktober  1814,  wo  die  schwcdischtn 
Unterhändler  dem  Storting  ihre  Vollmachten  überreichten,  wurden  sie  von 
dem  Präsidenten  des  Stortings  auch  als  „die  Kommissarien  Seiner  schwr- 
dischcn  Majestät"  angeredet.    (Stortingsverh.  1814  S.  60.) 
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werden  sollten;  aber  auch  hier  behielt  das  Storting  sich  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Beschluss  vom  20.  Oktober  1814  das 
Recht  vor,  selbst  die  endgültige  Entscheidung  zu  haben. 

Es  kann  also  keine  Rede  davon  sein,  dass  das  norwegische 
Grundgesetz  eine  Unionsurkunde  wurde ;  nur  der  Teil  des  Grund- 
gesetzes, der  die  Union  betraf,  enthielt  vorläufig  Unionsbestim- 
mungen —  vorläufig  —  d.  h.  bis  zur  Annahme  der  Reichsakte. 
Nachdem  die  Reichsakte  angenommen  und  die  Unionsbedingungen 
in  sie  aufgenommen  waren,  hatte  die  norwegische  Staatsgewalt 
dieselbe  Herrschaft  über  das  norwegische  Grundgesetz  wie  die 
schwedische  Staatsgewalt  über  das  schwedische.  Eine  andere 
Regel  würde  auch  eine  Grundverschiedenheit  in  der  Stellung 
der  beiden  Reiche  zu  einander  herbeigeführt  haben,  eine 
Verschiedenheit,  die  ebensowenig  mit  dem  norwegischen  Grund- 
gesetz wie  mit  den  Bestimmungen  der  Reichsakte  in  Einklang 
zu  bringen  wäre.  Wenn  das  norwegische  Grundgesetz  an  und 
für  sich  als  ein  übereinkommen  zwischen  Norwegen  und  Schwe- 
den zu  betrachten  gewesen  wäre,  hätte  dies  ausdrücklich  ent- 
weder in  §  112  der  Grundgesetzveränderungen  behandelt,  gesagt 
sein  müssen,  oder  die  schwedischen  Kommissäre  hätten  die  Be- 
merkung hinzufügen  müssen,  dass  es  nicht  ohne  das  Einver- 
ständnis Schwedens  verändert  werden  könnte. 

Die  Anschauung,  dass  die  schwedischen  Herren,  die  mit 
dem  Storting  verhandelten,  Unterhändler  für  einen  norwegischen 
Tlironprätendenten  waren,  wurde  in  den  70  er  und  80  er  Jahren 
unter  dem  Vetostreit  bei  der  „Beweisführung"  dafür,  dass  die 
norwegische  Künigsgewalt  ein  absolutes  Veto  in  Grundgesetz- 
sachen habe,  angeführt.  Man  betrachtete  das  Grundgesetz  als 
Ergebnis  eines  Übereinkommens  zwischen  einem  norwegischen 
Thronprätendenten  und  dem  norwegischen  Storting,  also  ein 
Verhandlungsergebnis,  das  der  eine  Vertragsteil,  nämlich  das 
Storting,  nicht  befugt  war,  auf  eigene  Hand  zu  verändern. 
Diese  ganze  Betrachtung  scheitert  aber  an  der  Tatsache,  dass 
es  die  Unionsbedingungen  waren,  über  welche  im  Jahre  1814 
zwischen  den  Kommissären  des  schwedischen  Königs  (Schwedens) 
für  Schweden  und  dem  norwegischen  Storting  für  Norwegen, 
verhandelt  wurde. 
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Wesen  und  Hauptinhalt  der  Union. 
§  16. 

Die  in  der  Literatur  yertreteneii  Tlicorien. 

Eine  Unmenge  von  Schriften  und  Aufsätzen  ist  im  Lauf 
der  Zeit  über  die  Union  geschrieben  worden,  und  zwar  sowohl 
von  juristischem  als  von  politischem  Gesichtspunkt  aus.  Es 
würde  in  dieser  Arbeit  zu  weit  führen,  sich  auf  eine  detaillierte, 
ins  einzelne  gehende  Besprechung  dieser  Literatur  einzulassen. 
Zur  Orientierung  kann  jedoch  bemerkt  werden,  dass  drei 
Haupttheorien  vertreten  sind: 

1.  Die  Alinsche  Theorie  (Schule),  nach  welcher  der  Kieler 
Vertrag  die  eigentliche  Rechtsgrundlage  der  Union  wäre;  diese 
Theorie  hat  nur  in  Schweden  Vertreter,  davon  sind  drei  unten 
auf  S.  65—66  genannt. 

2.  Die  zweite  Theorie  möchte  ich  als  die  Vertragstheorie 
schlechthin  bezeichnen.  Nach  ihr  bildete  ein  zwischen  Norwegen 
und  Schweden  abgeschlossener  völkerrechtlicher  Vertrag  die 
Rechtsgrundlage  der  Union.  Als  Vertreter  dieser  Theorie  sind 
insbesondere  Jellinek  (Die  Lehren  von  den  Staatenverbindungen, 
1882),  Brie  (Theorie  der  Staatenverbindungen,  1885)  und  Ber- 
natzik  (in  einer  Abhandlung  in  Grünhuts  Zeitschrift,  1899)  zu 
erwähnen. 

Von  norwegischen  Juristen  hat  sich  dieser  Theorie  nament- 
lich Bernhard  Getz  (in  dem  nach  dem  Tode  des  Verfassers  er- 
schienenen „Samlede  Afhandlinger",  1903)  angeschlossen.  Nicht 
immer  zieht  man  indessen  alle  Konsequenzen  aus  dieser  Theorie. 
Insbesondere  sträubt  man  sich,  die  für  völkerrechtliche  Verträge 
sonst  geltenden  Endigungsgründe  auf  den  norwegisch -schwe- 
dischen Unionsvertrag  (sowie  auf  Unionsverträge  im  allgemeinen) 
anzuwenden  (vgl.  z.  B.  Brie  a.  a.  0.  S.  71.).  Dies  scheint  in 
inniger  Verbindung  mit  den  monarchischen  Gefühlen  zu  stehen, 
wie  sie  sich  in  denjenigen  Monarchien  entwickelt  haben,  wo 
man  seit  alters  her  einen  eigenen  einheimischen  Monarchen 
gehabt  hat,  den  man  als  Verkör])erung  der  Staatsidee  und  der 
Selbständigkeit  des  Landes  anzusehen  gewöhnt  ist. 


I 
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3.  Die  dritte  Theorie  möchte  ich  die  Rydinsche  nennen 
[nach  ihrem  Hauptvertreter,  dem  schwedischen  Juristen  Rydin). 
im  haben  sich  ausser  dem  schwedischen  Verfasser  Nils  Höyer 
^uch  die  norwegischen  Professoren  Aschehoug  (Norges  nuvoerende 
Itatsforfatning  I),  Aubert  (Norges  folkeretslige  stilling)  und 
orgenstierne  (Den  unioneile  ret)  in  der  Hauptsache  ange- 
jschlossen.  Nach  dieser  Theorie  war  die  Reichsakte  zwar  die  (ein- 
zige) Rechtsgrundlage  der  Union,  in  einigen  Beziehungen  wurde 
sie  auch  als  Vertrag  aufgefasst  (vgl.  weiter  unten),  in  anderen 
Anwendungen  wurde  sie  aber  als  das  „Grundgesetz  der  Union" 
angesehen,  die  Union  selbst  als  eine  staatsrechtliche  (nicht  nur 
als  eine  völkerrechtliche)  Verbindung  oder  gar  als  ein  inter- 
nationales Rechtssubjekt  aufgefasst.  Dabei  hat  man  sich  auf 
die  unhaltbare  Theorie  ^)  einer  staatsrechtlichen  neben  einer 
völkerrechtlichen  Souveränität  gestützt.  Wenn  man  auf  diese 
Weise  den  Souveränitätsbegritf  erst  als  eine  Quantitätsbestim- 
mung auffasst,  liegt  es  nahe,  auf  demselben  Wege  weiter  vor- 
wärts zu  schreiten,  indem  man  wiederum  die  völkerrechtliche 
Souveränität  in  ihre  verschiedenen  „Bestandteile"  zerlegt^).  Die 
Folge  davon  war,  dass  die  „Unionsreiche"  Norwegen  und 
Schweden  als  völkerrechtliche  Persönlichkeiten  (und  völkerrecht- 
lich souveräne  Reiche)  bezeichnet  wurden,  was  diejenigen 
internationalen  Beziehungen  betraf,  in  welche  jedes  Reich  befugt 
war,  ohne  die  Einwilligung  des  anderen,  einzutreten;  in  bezug 
auf  die  anderen  internationalen  Verhältnisse,  die  als  politische 
charakterisiert  wurden,  waren  die  einzelnen  Reiche  dagegen 
nicht  als  völkerrechtliche  Persönlichkeiten  aufzufassen;  was 
derartige  Beziehungen  betraf,  so  lag  die  Souveränität  bei  der 


^)  Näheres  darüber  beiJ  e  1 1  i  n  e  k :  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen 
S.  22—25. 

2)  Auch  bei  sehr  modernen  Verfassern  kann  man  bisweilen  eine  Aus- 
drucksweise finden,  die  an  die  Auffassung  von  der  Souveränität  als  einer 
Quantitätsbestimmung  erinnert.  Fr.  v,  Liszt  z.  B.  schreibt  in  seinem  Lehr- 
buch des  Völkerrechts  folgendes:  „Die  Souveränität  wird  insbesondere  zwar 
wesentlich  beschränkt  aber  nicht  ausgeschlossen  durch  die  dem  Staate  auf- 
erlegte oder  von  ihm  übernommene  Verpflichtung  zu  dauernder  Neutralität 
(§  6  III)".  Nicht  die  Souveränität,  sondern  die  (politische)  Handlungs- 
freiheit des  Staates  wird  durch  die  dauernde  Neutralität  wie  durch  andere 
Staatsverträge  beschränkt. 
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Union,  die  insofern  als  ein  Völkerrechtssubjekt  aufgefasst  wurde. 
Um  dies  zu  begründen,  musste  man  entweder  die  Union  als  einen 
souveränen  Staat  auffassen  oder  annehmen,  dass  nicht  nur  die 
souveränen  Staaten,  sondern  auch  gewisse  Rechtsverhältnisse 
unter  Umständen  Völkerrechtssubjekte  sein  konnten.  Die  ganze 
Theorie  bot  ein  sehr  wenig  erfreuliches  Bild  dar.  Es  muss 
vielmehr  erkannt  werden,  dass  vom  rein  theoretischen  Stand- 
punkt aus  die  Alinsche  Lehre  bedeutend  vorzuziehen  ist;  denn 
der  Irrtum  der  Alinschen  Schule  ist,  das  muss  man  ihr  lassen, 
wenigstens  logisch  durchgeführt. 

§  17. 
Die  Rechtsgrundlage  der  Union. 

Wie  im  zweiten  Abschnitt  erwähnt,  bekundet  die  Reichs- 
akte in  ihrer  Intimation,  dass  sie  die  Unionsbedingungen  enthalte. 
Demnach  sollte  es  selbstverständlich  sein,  dass  die  Union  ausser- 
halb der  Reichsakte  keine  Rechtsgrundlage  haben  könnte.  Deshalb 
muss  man  befugt  sein,  zu  behaupten:  Auch  wenn  der  Kieler 
Vertrag  jemals  für  Norwegen  verpflichtende  Kraft  gehabt  hätte, 
würde  er  diese  Verbindlichkeit  verloren  haben  von  dem  Augen- 
blicke an,  als  die  Reichsakte  angenommen  wurde,  ja  er  müsste 
schon  im  Jahre  1814,  als  man  darüber  einig  geworden,  wie  die 
Vorschläge  zu  einem  Unionsvertrag  in  dem  norwegischen  Grund- 
gesetz geformt  werden  sollten,  aufgehört  haben,  die  Rechtsgrund- 
lage zu  sein.  Der  schwedische  Graf  Axel  Gabriel  Silferstolpe, 
welcher  im  Jahre  1815  Mitglied  des  Konstitutionsausschusses 
des  schwedischen  Reichstags  war,  schrieb  ein  Gutachten  über 
die  von  dem  Reichstag  dem  Konstitutionsausschuss  vorgelegten 
unionellen  Fragen.  In  demselben  geht  er  allerdings  von  der 
Anschauung  aus,  dass  der  Kieler  Vertrag  für  Norwegen  ver- 
pflichtend war,  aber  er  hebt  doch  hervor,  dass  das  norwegische 
Volk  durch  die  Konvention  zu  Moss  von  einem  „Unterworftiien" 
zu  einem  „Unterhandelnden"^)  übergegangen  wäre. 

Eine  neue  Verabredung  hebt  bekanntlich  die  alte  auf,  d.  h. 
wenn  sie  denselben  Gegenstand  behandelt  und  von  denselben 
Parteien  getroffen  wird. 


*)  Das  Gutachten   Silferstolpes   ist   gedruckt   in   Rydin:     .FiMciiingen 
emellan  Sverige  och  Norge",  Bilag  «.  119—124. 
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Hier  verfolgen  jedoch  Alin  und  seine  Schule  folgenden 
Gedankengang:  Die  Reichsakte  war  keine  Vereinbarung  zwischen 
denselben  Parteien,  wie  der  Kieler  Vertrag.  Die  Reichsakte 
war  ein  Abkommen  zwischen  Norwegen  und  Schweden,  der 
l  Kieler  Vertrag  dagegen  zwischen  Schweden  und  Dänemark;  also 
konnte  die  Reichsakte  den  Kieler  Vertrag  nicht  aufheben,  der 
Vertrag  bleibt  daher  die  eigentliche  Rechtsgrundlage  der  Union. 

Dies  sieht  sehr  logisch  aus,  ist  aber  doch  nur  ein  Sophismus, 
wenn  damit  bewiesen  sein  soll,  dass  der  Kieler  Vertrag  die 
eigentliche  Rechtsgrundlage  der  Union  war.  Natürlich  war  die 
Reichsakte  eine  Vereinbarung  zwischen  anderen  Staaten  als  der 
Kieler  Vertrag,  wenn  aber  Norwegen  nicht  Vertragspartei  bei 
Abschliessung  des  Kieler  Vertrags  war,  so  konnte  es  auch  durch 
diesen  nicht  gebunden  werden,  folglich  musste  dann  die  Reichs- 
akte die  einzige  Rechtsgrundlage  der  Union  sein. 

War  dagegen  Norwegen  bei  der  Abschliessung  des  Kieler 
Vertrags  als  beteiligt  zu  betrachten,  so  war  es  allerdings  durch 
den  Vertrag  gebunden ;  aber  dann  ist  die  Reichsakte  als  neuere 
Verabredung  zwischen  denselben  Parteien  zu  betrachten,  die  also 
die  ältere,  soweit  sie  denselben  Gegenstand  behandelt,  aufhebt. 
Oder,  um  die  Sache  von  einer  anderen  Seite  zu  sehen:  Die 
Norweger  wollten  nicht  anerkennen,  dass  der  Kieler  Vertrag 
bindend  für  sie  war,  weshalb  ein  Streit  zwischen  Norwegen 
und  Schweden  entstand.  Das  Ergebnis  dieses  Streites  war  eine 
neue  Verabredung,  welche  die  Rechtsgrundlage  für  die  Verbin- 
dung der  beiden  sein  sollte. 

Wenn  die  Alinsche  Schule  behauptet:  Norwegen  war  durch 
die  Bestimmungen  des  Kieler  Vertrags  gebunden,  so  muss  man 
nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  antw^orten:  Aber  dann 
muss  Norwegen  auch  eine  der  Parteien  bei  der  Abschliessung 
des  Vertrages  gewesen  sein,  und  folglich  muss  auch  die  Reichsakte 
den  Kieler  Vertrag,  soweit  er  Norwegen  betrifft,  aufheben 
können.  Wenn  die  Alinsche  Schule  die  Richtigkeit  dieses 
Schlusses  nicht  anerkennt,  so  muss  sie  ihre  Zuflucht  zu  der 
Behauptung  nehmen,  dass  Norwegen  keinen  Teil  an  der  Ab- 
schliessung des  Kieler  Vertrags  hatte,  aber  dann  muss  man  auf 
Grundlage  des  Völkerrechts  antworten:  In  dem  Fall  war 
Norwegen   auch   durch   den   Kieler  Vertrag   nicht   ge- 
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bunden.  Wie  man  sie  auch  dreht  und  wendet,  so  kann  man 
doch  die  Alinsche  Lehre  mit  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts 
nicht  in  Einklang  bringen. 

Dass  Norwegens  unionelle  Verbindung  mit  Schweden 
seinerzeit  durch  eine  Verabredung  zwischen  Norwegen  und 
Schweden  und  nicht  durch  den  Kieler  Vertrag  begründet  war, 
wäre  von  grosser  Bedeutung  gewesen,  auch  wenn  die  Unions- 
bedingungen an  und  für  sich  genau  dieselben  geworden  wären. 
Man  darf  nicht  vergessen,  dass,  wie  schon  erwähnt,  der  Kieler 
Vertrag  eine  Verabredung  zwischen  Schweden  und  Dänemark 
war,  Norwegen  war  nicht  Mitkontrahent  und  hatte  deshalb  kein 
Recht,  darüber  zu  wachen,  dass  Schweden  seinen  Verpflichtungen 
gegen  Norwegen  dem  Kieler  Vertrag  gemäss  nachkam;  dies 
Recht  kam  Dänemark  zu.  Wenn  Schweden  anders  gegen  Nor- 
wegen aufgetreten  wäre,  als  es  dem  Kieler  Vertrag  nach  befugt 
war,  wenn  z.  B.  Schweden  im  Widerspruch  mit  dem  Kieler 
Vertrag  das  Land  zu  einer  Provinz  gemacht  hätte,  so  wäre  eine 
solche  Handlungsweise  keine  Rechtsverletzung  gegen  Norwegen, 
sondern  gegen  Dänemark  gewesen. 

Anders  gestaltete  sich  die  Sache,  nachdem  die  Rechtsgrund- 
lage der  Union  auf  einer  Verabredung  zwischen  Norwegen  und 
Schweden  beruhte.  Wenn  Schweden  nunmehr  seinen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkam,  so  konnte  Norw^egen  als  die  andere 
Vertragspartei  sein  Recht  fordern,  und,  wenn  es  dies  nicht  er- 
langen konnte,  aus  dem  Unionsverhältnis  austreten. 

Die  Alinsche  Schule,  die  den  Kieler  Vertrag  als  die  eigent- 
liche Rechtsgrundlage  für  die  Union  betrachtet,  kann  nicht 
leugnen,  dass  diese  Rechtsgrundlage  in  nicht  geringem  Masse 
durch  die  Reichsakte  modifiziert  wurde.  Nach  der  Ansicht  der 
Alinschen  Schule  hatte  die  Reichsakte  Norwegen  Selbstherrschaft 
(Autonomie)  für  seine  inneren  Angelegenheiten  zugesprochen;  da- 
durch war  jedoch  der  Kieler  Vertrag  nicht  endgültig  weggefallen, 
nicht  einmal,  soweit  er  die  durch  die  Reichsakte  eingerichtete  innere 
Selbstverwaltung  betraf;  nein,  der  Kieler  Vertrag  war  nur  in 
seiner  Wirksamkeit  suspendiert.  Daraus  musste  folgen:  Wenn 
Norwegen  die  Reichsakte  verletzte,  so  hatte  Schweden  das  Recht, 
sie  zu  kündigen,  und  der  Kieler  Vertrag  trat  dann  wieder  als 
einzige  Rechtsgrundlage  hervor.    Diesen  Schluss  hat  die  Alinsche 
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Schule  auch  gezogen,  wahrscheinlich  nach  einer  Analogie  des 
Völkerrechts.  Wenn  aber  Schweden  die  Reichsakte  verletzte, 
was  dann?  Darüber  hat  sich,  soviel  ich  weiss,  die  Alinsche 
Theorie  nicht  geäussert,  aber  Norwegen  hätte  wohl  auch  nach 
dieser  Theorie  dann  das  Recht  gehabt,  die  Reichsakte  zu  kün- 
digen, würde  aber  dadurch  nur  vom  Regen  in  die  Traufe  ge- 
kommen sein,  denn  auch  in  diesem  Fall  müsste  folgerichtig  der 
Kieler  Vertrag  zu  neuem  Leben  erwachen.  Nach  der  Alinschen 
Schule  wäre  demnach  die  Kränkung  der  Reichsakte  von  Seiten 
Schwedens  mit  einem  rechtlichen  Vorteil  für  eben  dasselbe 
Scliwcden  verbunden;  dann  bleibt  es  ein  Rätsel,  aus  welchen 
Gründen  die  Norweger  seinerzeit  auf  eine  derartige  Vereinbarung 
eingingen.  Wenn  man  der  Lehre  der  Alinschen  Schule  auf  den 
Grund  geht  und  sich  klar  macht,  zu  welchen  Folgen  sie  führen 
muss,  wird  man  verstehen,  dass  die  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  Norwegen  und  Schweden  nicht  nur  in  der  verschiedenen 
Auslegung  einzelner  Paragraphen,  sondern  auf  Verschiedenheit 
der  Anschauungen  über  die  eigentliche  Rechtsgrundlage  der  Union 
bestanden,  d.  h.  prinzipieller  Natur  waren.  In  Schweden  stand 
der  Kieler  Vertrag  im  Vordergrund,  in  Norwegen  wurde  er  nur 
als  die  historische  Veranlassung  zur  Union  betrachtet. 

Die  Auffassung  der  Alinschen  Schule  hatte  immer  Anhänger 
in  Schweden;  seitdem  aber  Alins  Werk:  „Den  svensk-norska 
Unionen"  im  Jahre  1888  erschienen,  muss  diese  Auffassung  als  die 
herrschende  nicht  nur  unter  den  Staatsmännern  und  Politikern  ^), 
sondern  auch  unter  den  Rechtsgelehrten  betrachtet  werden.  So 
z.  B.  Reute rsskjöld  „Den  svensk-norska  unions  forfatningen" 


*)  Der  Merkwürdigkeit  halber  kann  hier  folgendes  Beispiel  dafür  erwähnt 
werden,  wie  einige  schwedische  Staatsmänner  glaubten,  die  Alinsche  Theorie 
sogar  im  einzelnen  praktizieren  zu  müssen.  In  den  90er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  sollte  man  ein  Grenzzeichen  an  dem  geographischen 
Punkt  errichten,  wo  die  Grenzen  zwischen  den  Reichen  Norwegen,  Schweden 
und  Finnland  zusammenstossen.  Die  Unkosten  sollten  auf  die  drei  Reiche 
verteilt  werden.  Man  hätte  glauben  können,  es  ergäbe  sich  von  selbst,  dass 
jedes  der  drei  Reiche  ein  Drittel  von  den  Unkosten  zu  tragen  hätte.  Aber 
nein!  Nach  der  Alinschen  Lehre  sollten  Norwegen  und  Schweden  zusammen 
als  „ein  Reich  dem  Auslande  gegenüber"  die  Hälfte  bezahlen,  Finnland  (bzw. 
Russland)  die  andere  Plälfte.  Der  Streit  darüber  wurde  ja,  wie  man  sich 
leicht  denken  kann,  ein  wenig  belächelt. 

Aall  und  Gjelsvik:   Die  norwegiscli-scbwedische  Union  O 
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und  Eden  „Die  schwedisch -norwegische  Union  und  der  Kieler 
Friede  (Leipzig  1895).  Gerade  weil  diese  Theorie  durch  Alins 
Sclirift  oder  doch  zur  Zeit  ihrer  Herausgabe  die  herrschende  in 
Schweden  wurde,  ist  sie  und  die  Schule  nach  ihm  benannt 
worden,  obwohl  die  Theorie,  wie  oben  erwähnt,  älter  als  Alins 
Werk  ist.  Zwei  schwedische  Schriftsteller  sind  zu  erwähnen, 
die  von  der  Auffassung  der  Alinschen  Schule  bestimmten  Abstand 
genommen  haben,  nämlich  Rydin  in  dem  1863  erschienenen 
Werk  „Föreningen  emellan  Sverige  och  Norge"  und  N.  Höyer: 
„Statsförbundet  mellan  Sverige  och  Norge"  (1885). 

Wenn  man  einen  richtigen  Einblick  in  das  Wesen  der  nor- 
wegisch-schwedischen Union  gewinnen  will,  muss  man  auf  den 
Satz  zurückgehen,  dass  die  Rechtsgrundlage  der  Union  eine 
völkerrechtliche  Verabredung  zwischen  zwei  selbständigen 
Reichen  war. 

Dass  die  Rechtsurkunde  der  Union  —  die  Reichsakte  — 
auf  diese  Weise  zu  betrachten  ist,  wird  man  aus  ihrer  Ent- 
stehungsgeschichte gesehen  haben.  Der  Umstand,  dass  die 
Reichsakte  in  Norwegen  Grundgesetz  form  hatte,  kann  auf  ihren 
Charakter  als  Vertrag  keinen  Einfluss  haben.  Ein  Vertrag  ist 
ein  Vertrag,  welche  Form  ihm  auch  staatsrechtlich  beigelegt 
wird,  ob  Gesetz,  Grundgesetz  oder  irgend  eine  andere  Form. 
Wenn  einem  Vertrag  auch  Grundgesetzform  gegeben  wird,  so 
ist  er  doch  stärker  als  eine  gewöhnliche  Grundgesetzbestimmung, 
indem  er  nicht  wie  eine  solche  von  der  Staatsgewalt  des  Landes 
allein  verändert  werden  kann,  sondern  die  Zustimmung  des 
anderen  Kontrahenten  dazu  natürlich  erforderlich  ist  ^).  Darüber 
kann  natürlich  nur  eine  Meinung  sein,  und  was  die  Reichsakte 
betrifft,  so  machte  sich  auch  kein  dementsprechender  Meinungs- 
unterschied geltend.  Andrerseits  behält  doch  ein  Vertrag  alle 
schwachen  Seiten  eines  solchen,  selbst  wenn  er  Grundgesetz  form 
hat,  so  z.  B.  die  schwache  Seite,  dass  er  von  selten  desjc  ni«^(Mi 
Teiles,  der  nicht  zu  seinem  Recht  der  Verabredung  gemäss 
kommt,  gekündigt  werden  kann. 

.  Gegen  die  Auffassung,  dass  die  Rechtsgrundlage  der  Union 
eine  völkerreclitliche  Vereinbarung  zwischen  selbständigen  Reichen 


')  Vgl.  .Telllnck:  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  201. 
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war,  könnte  man  vielleicht  folgenden  Einwand  machen:  Aller- 
dings waren  Norwegen  und  Schweden  bei  Eingehen  der  Union 
selbständige  Reiche,  wie  auch  z.  B.  Bayern  und  Württemberg 
bei  der  Bildung  des  Deutschen  Reiches.  Durch  Eingehen  der 
Union  gaben  sie  aber  gerade  ihre  Selbständigkeit  auf  und  bildeten 
einen  gemeinsamen  Staat.  Der  Vertrag,  den  sie  schlössen,  hörte 
auf,  die  Rechtsgrundlage  zu  sein  und  wurde  von  da  an  nur  eine 

listorische  Urkunde,  die  zeigt,  wie  die  Union  zustande  kam; 
in  gleicher  Weise,  wie  wenn  zwei  oder  mehrere  Staaten  einen 

Bundesstaat  bilden.  Der  Bundesstaat  hat  seinen  historischen 
Ausgangspunkt  in  dem  Einverständnis  der  Staaten,  einen  solchen 
Staat  zu  bilden,  seine  Rechtsgrundlage  hat  er  jedoch  nicht  in 
diesem  Einverständnis,  sondern  in  seiner  eigenen  Machtvoll- 
kommenheit^). Beispiele  dafür  sind  das  Deutsche  Reich,  die 
Schweiz  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Dieser  Einwand  scheitert  unter  anderem  an  der  Tatsache, 
dass  die  Reichsakte  ihrem  Inhalt  nach  nicht  als  Staatsverfassung 
betrachtet  werden  kann.  Nur  norwegische  Staatsbürger  und 
schwedische  Staatsbürger  existierten,  nicht  Unionsbürger; 
auch  konnte  die  Reichsakte  nur  durch  Vertrag  zwischen 
len  beiden  Reichen  verändert  werden  oder  einen  Zusatz  be- 
kommen; daher  muss  die  Reichsakte  als  das  juristische  Funda- 
ment und  nicht  nur  als  der  historische  Ausgangspunkt  der 
Verbindung  zu  betrachten  sein.  Sollte  man  die  Union  als 
„Staat"  betrachten,  so  müsste  es  ein  sonderbarer  Staat  gewesen 


^)  Diesen  Gedanken  kann  man  vielleicht  auch  folgendermassen  aus- 
drücken :  Wenn  zwei  oder  mehrere  selbständige  Staaten  darüber  einig  werden, 
einen  neuen  Staat  (entweder  Einheitsstaat  oder  Bundesstaat)  zu  bilden,  so 
ist  dieses  ihr  Einverständnis  als  transitorischer  (dispositiver)  Vertrag  zu  be- 
trachten, der  sozusagen  mit  einem  Schlag  erfüllt  wird,  und  dann  als  Vertrag 
ausgespielt  hat,  während  der  durch  den  Vertrag  geschaffene  Rechtszustand 
(die  Staatenbildung)  weiterbesteht.  Auf  diese  Weise  wird  man  sich  das 
Phänomen,  das  eine  Staatenbildung  durch  Vertrag  hervorruft,  erklären  können. 
Das  Bestehen  eines  durch  transitorischen  Vertrag  geschaffenen  Rechtszustandes 
ist  unabhängig  von  veränderten  Umständen  oder  anderen  Gründen,  die  sonst 
das  Aufhören  eines  Vertrages  verursachen.  Aus  demselben  Grunde  kann  von 
keiner  Kontrolle  die  Rede  sein  seitens  der  früheren  Staaten  (oder  im  Bundes- 
staat seitens  der  Gliedstaaten)  zur  Erlangung  der  „Rechte",  die  sie  sich  in 
dem  Vertrage,  der  den  Staat  bildete,  vorbehalten  haben. 

5* 
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sein,  der  nicht  einmal  juristisch  das  Recht  hatte,  seine  eigene 
Kompetenz  gegenüber  den  Gliederstaaten  oder  Provinzen,  aus 
denen  er  bestand,  zu  bestimmen. 

Wenn  §  1  der  Reichsakte  ausdrücklich  sagte,  dass  Norwegen 
ein  selbständiges  Reich  sein  solle,  so  stand  dieser  Ausdruck 
nicht  nur  zum  Schmuck  da,  wie  z.  B.  der  Ausdruck:  die  „sou- 
veränen Kantone"  in  Artikel  1  der  Bundesverfassung  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

Von  schwedischer  Seite  ist  oft  behauptet  worden,  dass  mit 
den  Ausdrücken  „Norwegen  ist"  (im  Grundgesetz)  „und  Nor- 
wegen soll  ein  selbständiges  Reich  sein"  (in  der  Reichsakte) 
nicht  ein  „souveränes"  Reich,  sondern  nur  ein  autonomes 
Reich  gemeint  war.  Zur  Begründung  dieser  Behauptung  beruft 
man  sich  auf  §  1  des  Eidsvoller  Grundgesetzes,  in  welchem 
das  Wort  unabhängig  gebraucht  war,  was  auf  dem  ausser- 
ordentlichen Storting  im  Jahre  1814  mit  selbständig  ver- 
tauscht wurde. 

Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  die  Worte  „selbständig"  und 
„unabhängig"  nach  norwegischem  Sprachgebrauch  damals  wie 
heutigen  Tages  noch  synonyme  Begriife  sind.  In  den  Stortings- 
verhandlungen  von  1814  wie  auch  in  anderen  Urkunden  findet 
man  Belege  genug  dafür  ^).  In  der  Sprache,  in  der  das  norwegische 
Grundgesetz  geschrieben  ist,  heisst  ein  autonomes  Reich  „et 
selvstyret  rige"  nicht  „et  selvstsendigt  rige". 

Irgendwelche  Auskunft  über  die  Beweggründe  des  ausser- 
ordentlichen Stortings,  das  Wort  „unabhängig"  mit  „selbständig" 
zu  vertauschen,  ist  in  den  Stortingsverliandlungen  nicht  zu  finden. 
Es  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  man  der  Meinung  war, 
es  passe  für  ein  Unionsverhältnis  zweier  Reiche  unter  Einem 
König  der  Ausdruck  „selbständig"  besser  als  „unabhängig". 
Obwohl  die  Worte  juristisch  das  Gleiche  bedeuten,  ist  doch  die 
Möglichkeit  vorhanden,  dass  man  mit  dem  Wort  „unabhängig" 
die  Vorstellung  von  grösserer  politischer  Handlungsfreiheit 
verbunden  hat,  als  sie  mit  dem  Unionsvertrag  vereinbar  schien, 

')  Vgl.  z.  B.  den  offenen  Brief  des  neuerwählten  Königs  Kristian  Fredrik 
vom  19.  Mai  1814,  wo  es  unter  anderem  heisst:  „Die  Freiheit  des  svlh- 
ständiKen  Norwci^rens  zu  behaupten,  ist  unsere  erste  I*flicht".  Niemand 
kann  im  Zweifel  darüber  sein,  was  selbständig  hier  bedeuten  soll. 
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und  dass  deshalb  das  Wort  „unabhängig"  mit  „selbständig", 
das,  weil  letzteres  den  juristischen  Begriff  „Souveränität" 
urgiert,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwaigen  Beschränkungen,  die 
der  politischen  Handlungsfreiheit  durch  Verträge  mit  anderen 
Reichen  auferlegt  sein  können,  vertauscht  werden  musste^). 

§  18. 
Schlüsse  aus  der  Vcrtragstlieoric  für  den  Chfirakter  der  Union. 

Aus  dem  eben  Entwickelten  geht  hervor, 

1.  dass  beide  Reiche  bei  der  Abschliessung  des  Unionsvertrages 
selbständig  waren; 

2.  dass  der  Unionsvertrag  keinen  neuen  Staat  bildete;  die 
Reichsakte  war,  mit  anderen  Worten,  nicht  nur  als  der 
historische  Ausgangspunkt  einer  neuen  Staatsbildung, 
sondern  als  die  Quelle,  die  Rechtsgrundlage  des  Unions- 
verhältnisses zu  betrachten. 

Daraus  folgt,  dass  die  Reichsakte  ein  Vertrag  sein  muss, 
auf  den  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  anzuwenden  sind.  Aus 
dieser  juristischen  Betrachtung  müssen  alle  Folgen  ohne  Scheu 
gezogen  werden.  Der  Hauptfehler  der  allermeisten  Darstellungen 
des  unionellen  Rechts  ist  gerade,  dass  man  sich  erstens  nicht 
immer  die  völkerrechtliche  Vertragsnatur  der  Reichsakte  scharf 
genug  vor  Augen  gestellt  hat,  und  zweitens,  dass  man,  auch 
wenn  man  die  Vertragsnatur  der  Reichsakte  zugrunde  legt,  doch 
nicht  alle  diejenigen  Konsequenzen  zieht  oder  entwickelt,  die 
dem  Völkerrecht  gemäss  mit  Notwendigkeit  aus  dieser  Eigen- 
schaft der  Reichsakte  zu  ziehen  sind,  nämlich: 

1 .  Staaten,  die  gegeneinander  nur  durch  Verträge  verpflichtet 
sind,  sind  souverän,  welchen  Inhalt  die  Verträge  auch  haben 


^)  In  der  Rede,  die  der  König  Kristian  Fredrik  zur  Eröffnung  des 
ausserordentlichen  Stortings  Oktober  1814  hielt,  scheint  er  auf  die  im  Texte 
erwähnte  Weise  zwischen  „Unabhängigkeit"  und  „Selbständigkeit"  zu  unter- 
scheiden, indem  er  sich  folgendermassen  äussert:  „Es  fehlten  die  Mittel,  das 
grosse  Werk  der  Unabhängigkeit  Norwegens  durchzusetzen  .  .  .  Seine 
konstitutionelle  Verfassung  gesichert  und  damit,  soweit  als  möglich,  seine 
Selbständigkeit  bewahrt"  (Stortingsverh.  1814  S.  28).  In  einem  Brief  von 
Karl  Johann  an  seinen  Sohn  Oskar  sprach  er  von  Norwegen  als  „un  royaume 
separe  et  indöpendant". 
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mögen.  Die  wissenschaftliche  Begründung  dieses  Satzes  findet 
sich  bei  Jellinek:  „Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen", 
worauf  hingewiesen  werden  kann. 

Wenn  man  sagt,  dass  zwei  Staaten  einander  gegenüber 
souverän  sind,  so  bedeutet  dies  nichts  anderes,  als  dass  ihre 
Beziehungen  nach  dem  Völkerrechte  zu  beurteilen  sind,  oder 
mit  anderen  Worten:  dass  diese  Staaten  in  keinem  staatsrecht- 
lichen, sondern  nur  in  einem  völkerrechtlichen  Verhältnis  zu- 
einander stehen.  Eben  weil  ein  Vertrag,  insofern  er  die 
Rechtsgrundlage  des  Verhältnisses  verbleibt,  nur  ein  völker- 
rechtliches Verhältnis  erzeugen  kann,  müssen  die  nur  durch 
Vertrag  verbündeten  Staaten  ohne  weiteres  als  souverän  an- 
gesehen werden.  Ist  es  demnach  im  reinen,  dass  die  Reichsakte 
ein  Vertrag  ist,  so  ist  damit  auch  gegeben,  dass  sowohl  Norwegen 
wie  Schweden  souveräne  Reiche  waren;  in  dieser  Hinsicht 
braucht  man  nicht  erst  den  näheren  Inhalt  des  Vertrages  zu 
untersuchen.  Von  rein  theoretischem  Gesichtspunkt  aus  war  es 
deshalb  unnötig,  die  ausdrückliche  Bestimmung  in  die  Reichsakte 
aufzunehmen,  dass  Norwegen  ein  selbständiges  Reich  sein  sollte. 
Vom  praktischen  Gesichtspunkt  aus  war  die  Bestimmung  aber 
nützlich;  in  der  Theorie  kann  sie  insofern  von  Bedeutung  sein, 
als  sie  ausser  Zweifel  stellt,  dass  die  Reichsakte  ein  völker- 
rechtlicher Vertrag  war,  denn  andern  Falls  könnte  weder  Nor- 
wegen noch  Schweden  während  der  ünionszeit  selbständige 
Reiche  gewesen  sein. 

2.  Durch  den  Unions vertrag  beschränkte  Norwegen  seine 
politische  Handlungsfreiheit  in  gewissen  Beziehungen.  Dasselbe 
tat  auch  Schweden.  Die  Reichsakte  hatte  insofern  dieselbe 
Eigenschaft  wie  jede  andere  völkerrechtliche  Vereinbarung, 
welche  die  Handlungsfreiheit  der  Vertragsparteien  beschränkt; 
da  aber  der  Unionsvertrag  —  die  Reichsakte  —  eine  inter- 
nationale Vereinbarung  zwischen  selbständigen  Reichen  war,  so 
hatte  Norwegen  in  seinem  Verhältnis  zu  Schweden  alle  Rechte 
und  Befugnisse,  auf  die  es  durch  die  Reichsakte  oder  ein  anderes 
Abkommen  mit  Schweden  nicht  positiv  verzichtet  hatte  ^);  und 

•j  VkI.  u.  a.  Brie:  Theorie  der  Staatenverbindungen  (1885)  S.  73,  der 
sich  in  bczug  auf  die  Kealunion  im  allgemeinen  folgendermassen  äussert:  ^In- 
sofern aber  jeder  .Staat  die  Vermutung  für  sich   hat,   seine  Aufgabe   allein 
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diejenigen  Rechte,  die  Schweden  für  sich  in  Anspruch  nahm, 
miisste  es  auch  Norwegen  zugestehen,  es  sei  denn,  dass  die 
Reichsakte  etwas  anderes  positiv  bestimmte.  Diese  Sätze  müssen 
sowohl  auf  die  äussere  wie  auf  die  innere  Verwaltung  ange- 
wendet werden.  Wenn  man  demnach  untersuchen  wollte,  ob 
Norwegen  (oder  Schweden)  das  Recht  auf  besondere  Organe  der 
äusseren  Verwaltung  hatte,  so  sollte  man  nicht  danach  fragen, 
ob  die  Reichsakte  Norwegen  dies  Recht  positiv  einräumte.  Nein, 
man  sollte  fragen:  Hatte  Norwegen  durch  die  Reichsakte  oder 
durch  ein  anderes  Abkommen  mit  Schweden  auf  das  Recht  ver- 
zichtet, das  es  vor  dem  Eingehen  des  ünionsvertrages  auf  eigene 
auswärtige  Verwaltungsorgane  hatte.  Wenn  dies  der  Unter- 
suchungsgegenstand wird,  kommt  man  sofort  in  einen  anderen 
juristischen  Gedankenkreis  hinüber  als  den,  in  welchem  sich  eine 
grosse  Anzahl  der  Verfasser  von  Darstellungen  des  unioneilen 
Rechts  leider  bewegt  hat  ^).  Es  war  mit  anderen  Worten 
nicht  Norwegen,  das  mit  der  Reichsakte  in  der  Hand  nachzu- 
weisen hatte,  dass  ihm  das  Recht  auf  eigene  Verwaltungsorgane 
des  Äusseren  zukam;  nein,  derjenige,  der  dies  Recht  leugnete, 
hatte  mit  der  Reichsakte  als  Grundlage  zu  beweisen,  dass  Nor- 
wegen auf  dies  Recht  verzichtet  hatte  ^). 

Wie  man  leicht  einsieht,  ist  es  bei  der  Auslegung  der 
Reichsakte  von  grosser  Bedeutung,  dass  man  sich  diesen  richtigen 
Ausgangspunkt  klar  macht. 

3.  Da  die  Reichsakte  ein  Vertrag  ist,  muss  sie  nach  den 
Regeln  ausgelegt  werden,  die  für  die  Auslegung  der  Ver- 
träge gelten,  nicht  nach  den  Auslegungsregeln  der  Gesetze. 
Im  allgemeinen  sind  ja  keine  anderen  Auslegungsregeln  auf 
Verträge  als  auf  Gesetze  anzuwenden.  Jedoch  gibt  es  Aus- 
nahmen; so  kann  z.  B.  gewohnheitsrechtliche  (usuelle)  Auslegung 


erfüllen  zu  können,  wird  naturgemäss  der  Kreis  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten positiv  bestimmt  werden,  während  alle  übrigen  staatlichen  Betätigungen 
in  die  ausschliessliche  Kompetenz  der  Einzelstaaten  fallen". 

')  Vgl.  z.  B.  L.  M.  B.  Aubert:  Norges  folkeretslige  stiHing  S.  197,  wo 
er  sich  folgendermassen  ausdrückt:  „Nicht  mehr  beweisend  für  Norwegens 
Recht  auf  besondere  auswärtige  Vertretung  ist  der  Grund,  den  man  in  der 
letzten  Zeit  anführt,  nämlich  dass  Norwegen  im  §  1  des  Grundgesetzes  und 
der  Reichsakte  ein  selbständiges  Reich  genannt  wird". 

^j  Vgl.  Jellinek:  Die  Lehre  von  den  Staaten  Verbindungen  S.  183. 
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jedenfalls  keine  Anwendung  auf  rechtsgeschäftliche  Verträge 
finden.    Vgl.  unten  in  diesem  Abschnitt  §  20  5  b. 

4.  Da  die  Reichsakte  als  Vertrag  die  Rechtsgrundlage  der 
Union  bildete,  und  die  Union  folglich  nach  dem  unter  1  Aus- 
geführten ein  völkerrechtliches  Verhältnis  zwischen  selbständigen 
Reichen  war,  konnte  die  Union  kein  internationales  Rechtssubjekt 
(Völkerrechtssubjekt)  sein.  Rechtsverhältnisse,  mögen  sie  auch 
als  Sozietätsverhältnisse  charakterisiert  werden,  können  keine 
Völkerrechtssubjekte  sein^).  Nur  Staaten,  und  zwar  nur 
souveräne  Staaten  sind  als  Völkerrechtssubjekte  aufzufassen. 
Dass  Norwegen  und  Schweden  demnach  auch  während  der  Union 
besondere  Völkerrechtssubjekte  waren,  hinderte  nicht,  dass  sie 
in  der  praktischen  Politik  (der  äusseren  Politik)  als  Eine  inter- 
nationale Macht  angesehen  und  behandelt  werden  konnten^). 

Dass  der  politische  Begriff:  eine  internationale  Macht 
und  der  juristische  Begriff:  ein  internationales  Rechtssubjekt 
streng  auseinander  gehalten  werden  müssen,  zeigt  eben  die 
norwegisch-schwedische  Union  in  augenfälliger  Weise.  Es  sind 
nicht  die  verschiedenen  Mächte,  sondern  die  verschiedenen 
Völkerrechtssubjekte,  die  Verträge  miteinander  abschliessen,  und 
zwar  auch  wenn  mehrere  Völkerrechtssubjekte  zusammen  als 
Eine  Macht  auftreten  und  gemeinsame  Vereinbarungen  mit 
anderen  Reichen  treffen^).     Während  der  ünionszeit  schlössen 


*)Jellinek  bemerkt  ganz  richtig:  „Das  Völkerrecht  kennt  die  juristische 
Person  nicht"  (Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  180). 

2}  Vgl.  oben  im  ersten  Abschnitt  §  5.  In  dem  sogenannten  November- 
traktat (vom  21.  November  1855)  zwischen  Norwegen,  Schweden,  England 
und  Frankreich  werden  Norwegen  und  Schweden  Eine  Macht  genannt; 
im  Artikel  2  steht  nämlich  der  Ausdruck:  „die  drei  Mächte":  1.  England, 
2.  Prankreich,  3.  Norwegen  und  Schweden. 

*)  Es  mag  auch  sein,  dass  die  Verträge  den  Ausdruck  „die  Vortrairs- 
mächte"  (les  puissances  contractantes")  benützen;  darauf  darf  man  alu  r  Im  in 
Gewicht  legen.  Der  schwedische  Minister  Baron  von  Bildt,  der  Nurwcgtii 
und  Schweden  auf  der  ersten  Friedenskonferenz  zu  Haag  1899  vertrat, 
machte  darauf  aufmerksam,  dass  „sur  sa  demande  expresse,  les  mots  6tats 
ou  Gouvernements  ont  6t6,  aux  pages  1,  8  et  10  de  Tacte  final  rcmplacfes 
par  le  raot  Puissances".  (Die  Konferenzakte  1899  s.  DS.i  Ms  ist  nidit 
schwierig,  zu  erraten,  welche  Absicht  Baron  von  Bildt  dabei  gehübt  hat: 
Norwegen  und  Schweden  sollten  zusammen  als  Eine  Vertragspartei 
angesehen  werden.  Diese  Absicht  aber  wurde  fnilicli  uidif  dunli  (l;is  lin- 
tauschen  dieser  Worte  auf  einer  Fiicilcuslvoiitrrcn/  vi  rwirkinlu. 
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forwegen  und  Schweden  teils  gemeinsame  Verträge  mit 
in  deren  Staaten,  teils  schloss  jedes  Reich  seine  besonderen 
''ertrage.  Auf  beide  Arten  Verträge  ist  jedoch  die  Regel  an- 
iwenden,  dass  sie  in  Wirklichkeit  besondere  Verträge  für  jedes 
ler  beiden  Reiche  waren.  Es  war  daher  ganz  logisch,  dass  die 
.uflösnng  der  Union  ohneEinfluss  auf  Norwegens  und  Schwedens 
rertragsmässiges  Verhältnis  zu  anderen  Reichen  war^). 

Die  Verträge  behielten  ihre  Gültigkeit,  ob  sie  gemeinsam 
geschlossen  waren  oder  für  jeden  Staat  für  sich^).     Wenn  ein 
remder  Staat  einen  Vertrag  mit  Norwegen  oder  Schweden  unter 
)lchen  Umständen  abgeschlossen  hätte,  dass  das  Bestehen  der 
^nion  als  natürliche  Voraussetzung  für  die  verpflichtende  Kraft 
les  Vertrages  zu  betrachten  wäre,   so  konnte   der  betreffende 
Staat   diese   Voraussetzung   geltend   machen   und   den   Vertrag 
kündigen.    Ein  solches  Kündigungsrecht  musste  man  Frankreich 
und  England  zusprechen,  was  den  Novembertraktat  betraf  (den 
Vertrag  vom  21.  November  1855).   Wenn  England  und  Frankreich 
in  Artikel  2  desselben  Norwegen  und  Schweden  Truppenhilfe  zu 
Land   und    zur   See    bei    gewissen   Eventualitäten   versprochen 
hatten,  so  ist  es  offenbar,  dass  jedem  der  beiden  Staaten  ge- 
trennt seine  Hilfe  zukommen  zu  lassen,  nicht  dasselbe  ist,  wie 
dem  vereinten  Norwegen  und  Schweden  beizustehen. 

Durch  die  Erklärung  vom  2.  November  1907  wurde  der 
Novembervertrag  in  folgenden  Worten  aufgehoben:  „Unter- 
zeichnete, von  ihren  respektiven  Regierungen  in  gehöriger  Form 
bevollmächtigt,  erklären,  dass  der  Vertrag,  der  von  Norwegen 
und  Schweden  mit  Frankreich  und  Grossbritannien  die  Integrität 
der  Vereinigten  Königreiche  Norwegen  und  Schweden  betreffend, 
abgeschlossen,  und  in  Stockholm  am  21.  November  1855  unter- 
zeichnet wurde,  infolge  der  Auflösung  der  Union  zwischen 
Norwegen  und  Schweden  von  der  Zeit  der  Auflösung  an,  auf- 
gehört hat  zu  gelten,  was  ihre  drei  Regierungen  betrifft".    Lord 


')  Auch  nicht  auf  das  gegenseitige  vertragsmässige  Verhältnis,  die 
Reichsakte  ausgenommen. 

2)  Vgl.  Abs.  2  der  Note  der  norwegischen  Regierung  an  die  fremden 
Milchte  vom  November  1905  (unten  Beilage),  wo  dieselbe  Auffassung  den  Mächten 
mitgeteilt  wird,  ohne  Einsprache  zu  erfahren.  Die  gleiche  Mitteilung  hat 
auch  die  schwedische  Regierung  den  Mächten  gemacht. 
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Grey,  der  englische  Minister  des  Auswärtigen,  äusserte  schon 
am  29.  November  1906  im  Unterhaus,  dass  der  Novembervertrag, 
zwar  nicht  formell  aufgehoben,  dass  er  aber  unter  Verhältnissen, 
die  ihren  Charakter  vollständig  geändert  hatten,  abgeschlossen 
worden  wäre. 

Wenn  Norwegen  und  Schweden  zur  Zeit  der  Union  ein 
einziges  Völkerrechtssubjekt  gewesen  wären,  so  wäre  die  Auf- 
lösung der  Union  als  Teilung  eines  Staates  in  zwei  selbständige 
Staaten  zu  betrachten  gewesen.  Seiner  Grösse  und  Volkszahl 
nach  w^äre  Schweden  als  das  Land  zu  betrachten  gewesen,  dem 
die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  des  ursprünglichen  Staates 
anhafteten,  während  Norwegen  der  neue  Staat  wäre,  der  keine 
anderen  vertragsmässigen  Verpflichtungen  oder  Rechte  den 
andern  Staaten  gegenüber  hätte,  als  die,  welche  die  Zukunft 
ihm  brachte. 

So  hätte  sich  die  Sache  verhalten,  nicht  nur  was  die  ge- 
meinsamen, sondern  auch  was  die  anderen  Verträge  betrifft, 
wenn  Norwegen  und  Schweden  Ein  Rechtssubjekt  im  völker- 
rechtlichen Sinne  gewesen  wären.  Dass  man  in  dem  Falle  nicht 
einmal  berechtigt  wäre,  für  die  spezifisch  norwegischen  Verträge 
eine  Ausnahme  zu  machen,  geht  daraus  hervor,  dass  auch  diese 
zwischen  dem  gemeinsamen  Staat,  der  Union,  einerseits  und  dem 
betreffenden  fremden  Staat  andrerseits  abgeschlossen  sein  mussten. 
Wir  können  ein  in  dieser  Beziehung  vollständig  analoges  Beispiel 
wählen:  Angenommen,  dass  Kanada  ein  selbständiges  Reich 
würde,  so  verlören  die  z.  B.  mit  Nordamerika  geschlossenen 
Zollverträge  ihre  Gültigkeit,  denn  die  kanadischen  Verträge 
sind  englische  Verträge,  d.  h.  sie  betreffen  einen  Teil  des  eng- 
lischen Territoriums  (Kanada),  und  der  betreffende  fremde  Staat, 
der  mit  Kanada  zur  Zeit  der  englischen  Herrschaft  einen  Vertrag 
abgeschlossen,  ist  weder  berechtigt  noch  verpflichtet,  Kanada  an 
Englands  Stelle  als  Mitkontrahent  anzunehmen. 

Er  ist  nicht  dazu  berechtigt  gegen  den  Willen  des  selb- 
ständigen Kanadas,  und  nicht  dazu  verpflichtet  ^egen  seinen 
eigenen  Willen. 

Allerdings  würden  aucli  unter  dieser  Voraussetzunji .  die- 
jenigen welche  der  Anffassung  huldigen,  dass  (völkerrrchtlii  In ) 
Selbständigkeit  kein  BegritlsuKM  kmal  des  Staates  sei,  Norwegen 
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während  der  Unionszeit  als  Staat  gerechnet  haben;  aber  solchem 
iünterschied  zwischen  Norwegen  und  Kanada  kann  in  dieser 
Hinsicht  keine  Bedeutung  beigelegt  werden.  Weder  in  dem 
einen  noch  in  dem  anderen  Falle  kann  man  ohne  Einwilligung 
des  Mitkontrahenten  einen  Vertrag  von  einem  Völkerrechtssubjekt 
[auf  ein  anderes  übertragen. 

5.  Die  Reichsakte  gehörte  zu  den  sogenannten  „ewigen 
JStaatsverträgen",  d.  h.  sie  war  auf  „ewige  Zeiten"  geschlossen, 
rwas  zwar  nicht  ausdrücklich  bestimmt  war,  indessen  aus  den 
Bestimmungen  des  Artikel  3  deutlich  hervorging.  Sie  konnte 
also  nicht  einseitig  von  dem  einen  Kelche  gekündigt  werden 
mit  der  einfachen  Begründung,  dass  sie  ihm  nicht  länger  an- 
gemessen schiene.  Daraus  war  indessen  freilich  nicht  zu  folgern, 
dass  die  Reichsakte  von  Rechts  wegen  nie  erlöschen  konnte; 
keineswegs,  denn  die  für  Staatsverträge  im  allgemeinen  geltenden 
Endigungsgründe  waren  auch  auf  die  Reichsakte  anwendbar. 
So  musste  sie  z.  B.  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts gemäss  von  dem  einen  Reiche  wegen  veränderter  Umstände 
oder  im  Falle  eines  Bruches  seitens  des  anderen  Reiches  ge- 
gekündigt werden  können^). 

Auf  selten  Norwegens  war  es  das  Storting,  das  den  Unions- 
vertrag abgeschlossen  hatte ;  daher  war  es  auch  ganz  natürlich, 
dass  das  Storting  befugt  sein  musste,  die  Aufsicht  darüber  zu 
haben,  dass  Norwegen  sein  Recht  in  der  Union  bekam,  und  im 
entgegengesetzten  Falle  das  Kündigungsrecht  in  Anwendung  zu 
bringen,  was  unten  im  zweiten  Teil  näher  erörtert  wird. 

Dass  es  in  dieser  Beziehung  das  Storting  sein  musste, 
welches  die  kompetente  Staatsgewalt  war,  ist  eine  rechtliche 
Notwendigkeit,  denn  das  Storting  war  die  einzige  Staatsgewalt, 
die  einen  selbständigen  Willen  Norwegens  im  Unionsverhältnis 
zur  Geltung  bringen  konnte.  Dem  Einwand,  dass  nach  §  26 
des  norwegischen  Grundgesetzes  die  auswärtige  Vertretung 
darunter  auch  das  Recht,  Verträge  zu    kündigen,    dem  König 


^)  Hätte  die  Keichsakte  eine  Kündigungsklausel  enthalten,  wäre  sie 
freilich  kündbar  auch  ohne  „veränderte  Umstände''  oder  Bruch  von  selten 
der  anderen  Vertragspartei  gewesen.  Insofern  würde  eine  Kündigungsklausel 
von  Bedeutung  gewesen  sein. 
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zukam,  kann  man  kein  Gewicht  beilegen;  denn  der  gesunde, 
juristische  Verstand  verlangt  entschieden,  dass  diese  Be- 
stimmung des  Grundgesetzes  nur  auf  Anwendung  dem  übrigen 
Ausland  gegenüber,  nicht  im  Verhältnis  zu  Schweden,  be- 
rechnet war.  Es  muss  ja  offenbar  sein,  dass  es  eine  unhalt- 
bare Doppelfunktion  gewesen  wäre,  wollte  man  annehmen,  dass 
der  König  in  seiner  Eigenschaft  als  norwegischer  König  sich 
selbst  in  seiner  Eigenschaft  als  schwedischer  König  kontrol- 
lieren sollte,  ob  Norwegen  im  ünionsverhältnis  sein  Recht 
bekäme,  und  dass  er  im  verneinenden  Fall  den  Unionsvertrag 
kündigen  sollte. 

Die  eben  dargestellten  Sätze  sind  eine  notwendige  Folge 
der  Stellung  Norwegens  als  selbständiges  Reich.  Wo  Selb- 
ständigkeit vorhanden  ist,  muss  man,  soweit  möglich,  die  recht- 
lichen Mittel  zu  ihrer  Behauptung  ausfindig  machen,  „übi  jus, 
ibi  remedium". 

Dem  Einwand,  dass  diese  Ansicht  nur  schlecht  zu  der 
traditionellen  monarchischen  Auffassung  passe,  nach  welcher  der 
König  eine  Verkörperung  der  Staatsidee  und  der  Selbständigkeit 
des  Staates  ist,  kann  man  kein  Gewicht  beilegen.  Eine  solche 
monarchische  Auffassung  kann  sich  in  Reichen  mit  Vertrags- 
massig  gemeinsamem  König  niclit  halten  oder  einbürgern;  eine 
und  dieselbe  Person  kann  ebensowenig  die  Verkörperung  der 
Selbständigkeit  zweier  Reiche  sein,  wie  sie  physisch  zwei  Per- 
sonen sein  kann. 

Die  norwegisch -schwedischen  Könige  machten  auch  nicht 
einmal  einen  Versuch,  dem  norwegischen  Volk  die  Auf- 
fassung beibringen  zu  wollen,  dass  sie  eine  Verkörperung  von 
Norwegens  Selbständigkeit  seien.  So  vermieden  sie  sorgfältig 
auch  nur  ein  einziges  Mal  bei  der  Feier  des  Nationaltages  des 
Landes  am  17.  Mai  innerhalb  dessen  Grenzen  zu  sein.  Einmal 
reiste  der  König  sogar  am  16.  Mai  von  Kristiania  nach  Stock- 
holm ab;  niemand  war  im  Zweifel  über  die  Ursache:  der  König 
wollte  am  Nationaltag  nicht  in  Norwegens  Hauptstadt  sein. 

Kein  Wunder,  dass  das  ganze  Volk  von  der  Auffassung 
durchdrungen  wurde,  dass  das  Storting  die  Verkörperung  der 
Selbständigkeit  des  Landes  war.  Das  Storting  war,  wie  Johann 
Sverdrup,  der  grösste  Staatsmann  Norwegens  im  19.  Jahrhundert, 
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einmal  sagte,  der  „Notanker  Norwegens  in  der  Stunde 
der  Gefahr". 

Diese  Auffassung  und  die  damit  verbundene,  dass  das 
Storting-,  und  nicht  der  König,  die  historische  Verantwortung 
für  die  Regierung  des  Landes,  dessen  Wohl  und  Weh  habe, 
ist  in  dem  norwegischen  Volk  derart  festgewurzelt,  dass  sie 
keineswegs  in  dem  Augenblick,  da  Norwegen  seinen  eigenen 
König  bekam,  verschwand;  sie  wird  noch  in  Generationen 
weiterleben.  Dieses  Moment  muss  man  sich  klar  vor  Augen 
halten,  wenn  man  verstehen  will,  was  im  Jahre  1905  in  Nor- 
wegen vor  sich  ging. 

Ich  will  nicht  behaupten,  dass  die  norwegisch-schwedischen 
Könige  die  Absicht  hatten,  dem  norwegischen  Volke  einzuprägen, 
dass  das  Storting,  und  nicht  der  König,  die  Verkörperung  der 
Selbständigkeit  war,  aber  was  nicht  die  Absicht  ist,  kann 
manchmal  die  Folge  werden  —  so  auch  hier. 

Aus  dem  Angeführten  wird  man  ersehen,  dass  das  rechtliche 
Wesen  der  norwegisch-schwedischen  Union  von  Jellinek  nicht 
ganz  richtig  gewürdigt  ist,  wenn  er  (in  seinem  Werk:  Die 
Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  217)  folgendes  bemerkt: 
„Da  eine  Sezession  eines  der  unierten  Staaten  nur  durch  den 
Willen  des  gemeinsamen  Monarchen  erfolgen  könnte,  so  ist  es 
unwahrscheinlich,  dass  ein  Konflikt  zwischen  durch  die 
rechtliche  Gemeinschaft  des  Monarchen  verbündeten  Staaten 
jemals  die  Höhe  erreichen  könnte,  wie  unter  solchen,  denen  das 
feste  Band  eines,  wenn  auch  rechtlich  gespaltenen,  doch  natürlich 
in  sich  einheitlichen  Willens  mangelt.  Das  persönliche  In- 
teresse des  Monarchen  wirkt  hier  ausgleichend  und 
beruhigend,  die  gegenseitige  Eifersucht  der  Träger  der 
Souveränität,  welche  den  Staatenbund  zu  politischer  Ohnmacht 
zu  verdammen  pflegt,  hat  in  dem  Herzen  eines  gemeinsamen 
Fürsten  keine  Stätte,  und  kein  erdenklicher  Umstand  kann  ein- 
treten, der  den  Herrscher  vermöchte,  aus  eigenem  Antriebe  das 
zu  zerreissen,  was  ihm  seine  Väter  als  ein  einziges  Erbe  über- 
liefert haben". 

Wenn  ein  Staatsvertrag  z.  B.  mit  Dänemark  oder  England 
von  dem  König  gekündigt  oder  ungültig  erklärt  wird,  so  haben 
weder  die  Bürger  noch  die  Behörden  das  Recht  oder  die  Pflicht, 
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ihre  Handlungsweise  nach  ihrer  eigenen  Auffassung  über  das 
Berechtigte  oder  Unberechtigte  der  Kündigung  zu  richten.  Alle 
haben  davon  auszugehen,  dass  der  Vertrag  aufgehoben  ist. 
Etwas  anderes  ist  es,  dass  das  Storting  in  diesem  wie  in 
anderen  Fällen  die  konstitutionelle  Verantwortlichkeit  zur 
Geltung  bringen  kann.  Derselbe  Gesichtspunkt  kam  zur  An- 
wendung, da  das  Storting  als  die  kompetente  Staatsgewalt  die 
Reichsakte  aus  völkerrechtlichen  Gründen  kündigte.  Das  Volk 
und  die  Behörden  hatten  davon  auszugehen,  dass  die  Reichsakte 
endgültig  aufgehoben  war.  Darüber  war  man  in  Norwegen  im 
Jahre  1905  auch  nicht  im  geringsten  Zweifel. 

Die  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs  konnte  nicht 
weiterbestehen,  wenn  das  Storting  die  Reichsakte  wegen  Ver- 
tragsbruches seitens  des  Mitkontrahenten  kündigte.  Der  Rechts- 
grund für  das  Bestehen  dieser  Gemeinsamkeit  war  ja  gerade  in 
der  Reichsakte  zu  suchen,  und  die  Gemeinsamkeit  in  der  Person 
des  Königs  musste  also  das  Schicksal  der  Reichsakte  teilen. 
Es  konnte  demnach  keine  Rede  davon  sein,  dass  sich  die  Union 
durch  die  Kündigung  der  Reichsakte  von  einer  Realunion  in 
eine  Personalunion  verwandeln  konnte^). 

Zu  diesem  Ergebnis  muss  man  auch  durch  die  Betrachtung 
kommen,  dass  es  gerade  diese  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des 
Königs  war,  welche  Schweden  die  äussere  Veranlassung,  sich  in 
norwegische  Angelegenheiten  zu  mischen,  gegeben  hatte.  Sollte 
dieser  Art  Einmischung  ein  Ende  gemacht  werden,  so  musste 
man  das  Übel  mit  der  Wurzel  ausreissen. 

Wenn  die  nach  der  Verfassung  kompetente  Staatsgewalt 
einen  Vertrag  kündigt,  kann  solches  Verfahren  unter  keinen 
Umständen  (mag  die  Kündigung  nach  dem  Völkerrechte  berechtigt 
sein  oder  nicht)  als  Revolution  charakterisiert  werden.  Den  Re- 
volutionsbegriif  derartig  zu  bestimmen,  dass  Vertragskündigung 
unter  Umständen  darunter  gehen  konnte,  hiesse  ihn  unbrauchbar 
machen.     Demzufolge  ist  der  Ansicht  Treitschkes  nicht  bei- 


')  Vgl.  .lellinek,  Die  Lehre  von  den  Staaten  Verbindungen  S.  203:  Die 
Lösung  eines  völkerrechtlichen  Verhältnisses  zieht  ipso  facto  die  Aufhebung 
aller  auf  die  Fortdauer  desselben  bezüglichen  staatsrechtlichen  Anordnungen 
nach  sich. 
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zupflichten,  wenn  er  in  seinem  Werke:  „Die  Politik"  das  Aus- 
treten Preussens  aus  dem  Deutschen  Bunde  im  Jahre  1866  als 
Revolution  bezeichnet.  Auch  kann  man  keine  Ausnahme  für 
den  Fall  machen,  dass  die  Kündigung  eines  Vertrages  den 
Thronverlust  eines  Monarchen  als  notwendige  Rechtsfolge  nach 
sich  zieht,  wie  es  gerade  mit  der  Reichsakte  der  Fall  war. 

Was  als  Bruch  der  Reichsakte  anzuseilen  war,  musste  nach 
den  allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts  über  Vertragsbruch 
entschieden  werden.  Es  gehört  nicht  hierher,  dies  näher  zu 
entwickeln,  nur  soll  bemerkt  werden,  dass  die  Reichsakte  ihre 
Voraussetzungen  hatte.  Sie  setzte  nicht  nur  ein  freundschaft- 
liches Verhältnis,  sondern  auch  ein  Vertrauensverhältnis  zwischen 
den  Reichen  voraus.  Ein  Bruch  einer  dieser  Voraussetzungen 
war  einem  Bruch  der  Reichsakte  selbst  gleichzustellen^). 

6.  Da  die  Union  auf  einem  völkerrechtlichen  Vertrag  beruhte, 
konnte  vom  juristischen  Gesichtspunkte  aus  nach  der  Auflösung 
der  Union  keine  Rede  von  einer  Notwendigkeit  der  Anerkennung 
Norwegens  seitens  der  anderen  Mächte  sein.  Als  selbständige 
Staaten  waren  Norwegen  und  Schweden  Mitglieder  der  Völker- 


^)  Was  als  Bruch   der  Reichsakte  anzusehen  war,   habe  ich  in   zwei 
Aufsätzen  im  Jahre  1905  näher  entwickelt,  nämlich  in  einem  Aufsatz:   „Die 
Reichsakte  als  Vertrag"  in  der  norwegischen  Zeitschrift  „Samtiden",  Februar 
1905,  und  in    einem  Aufsatz    in    der    norwegischen  Zeitung  „Aftenposten", 
25,  Juli  1907,   „Wer  hat  sich  des  Vertragsbruches   schuldig  gemacht?"     In 
dem   ersten  Aufsatz   schrieb  ich   u.  a.   folgendes:    „Wenn    es    die  Ehre   und 
Würde  des  Landes  als  eines   selbständigen  Reiches   fordert,   dass   die   nor- 
^wegische  Königsgewalt  von  ihrem  Recht,  im  Einverständnis  mit  dem  Storting 
lorwegisches  Konsulatwesen  zu  errichten,  Gebrauch  macht,  diese  sich  aber 
^weigert,  dies  zu  tun  und  die  verfassungsmässige  Regierungsgewalt  dadurch 
ins  Stocken  zu  geraten  droht,  oder  die  Selbständigkeit  des  Landes  in  Gefahr 
commt,  weil  man  zögert,  die  nötigen  Massregeln   zu  treifen,  um  die  Selb- 
ständigkeit Schweden  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten,   da  besteht  vom  ju- 
ristischen Gesichtspunkt   aus   kein  Zweifel   darüber,   dass   das  Storting   be- 
rechtigt, ja  unter  Umständen  sogar  verpflichtet  ist,  die  Königsgewalt  ausser 
iFunktion  zu  setzen;   denn  in  diesem  Fall   hat  die  Königsgewalt  sich  selbst 
sals  Leiterin   eines   selbständigen   Reiches  verleugnet.     Das  Storting  hat  die 
Lage   und    ihre    Anforderungen   zu    beurteilen,    und    zwar   mit   endgültiger 
Wirkung  für  das  Volk  und  die  einzelnen  Individuen".    Die  Lage,  die  ich  vor 
Augen  hatte,   als  ich  dies  schrieb,   trat  im  Mai  desselben   Jahres  in  einer 
etwas  zugespitzten  Form  ein. 
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reclitsgemeinschaft  auch  zur  Zeit  des  Bestehens  der  Union;  die 
Auflösung  dieses  Vertragsverhältnisses  aber  ging  nur  die  Be- 
teiligten an.  Als  Preussen  im  Jahre  1866  aus  dem  deutschen 
Bunde,  der  ein  völkerrechtliches  (vertragsmässiges)  Verhältnis 
war,  austrat,  konnte  selbstverständlich  keine  Rede  von  der 
Notwendigkeit  der  Anerkennung  Preussens  als  selbständiger 
Staat  von  selten  der  anderen  Mächte  sein. 

Ein  Unterschied  war  allerdings  in  der  Stellung  Preussens 
1866  und  Norwegens  1905:  Preussen  hatte  nach  wie  vor  seinen 
eigenen  König;  die  Notwendigkeit  eines  Königs-  oder  Regierungs- 
wechsels war  also  nicht  vorhanden.  In  Norwegen  musste  wegen 
der  Auflösung  der  Union  ein  Regierungswechsel  eintreten,  was 
eine  gewisse  „Anerkennung"  nötig  machte,  nämlich  die  Aner- 
kennung der  neuen  Regierung.  Die  fremden  Mächte  mussten 
mit  anderen  Worten  erst  darüber  klar  werden,  ob  die  am 
7.  Juni  1905  eingesetzte  Regierung  fest  im  Sattel  sass,  ehe  sie 
sich  auf  regelmässige  völkerrechtliche  Verbindung  mit  ihr  ein- 
lassen konnten.  Diese  Frage  musste  durch  die  Volksabstimmung 
am  13.  August  1905  deutlich  entschieden  sein,  denn  zur  Aner- 
kennung der  neuen  Regierung  brauchten  die  fremden  Mächte 
nur  die  Haltung  des  norwegischen  Volkes  abzuwarten. 

Anders  hätte  die  Sache  gestanden,  wenn  Norwegen  während 
der  Unionszeit  kein  selbständiger  Staat  und  Mitglied  der  Völker- 
rechtsgemeinschaft gewesen  wäre;  dann  hätten  nämlich  die 
fremden  Mächte  die  Haltung  der  schwedischen  Staatsgewalt 
vor  Mitteilung  der  Anerkennung  abw^arten  müssen.  Sie  hätten 
nicht,  ohne  Schweden  zu  kränken,  ein  von  der  Union  mit  Schweden 
getrenntes  Norwegen  anerkennen  können,  ehe  es  gemäss  objektiver 
Erwägung  klar  war,  dass  die  Union  nicht  in  der  einen  oder 
anderen  Form  wieder  errichtet  werden  konnte.  Es  ist  wohl 
möglich,  dass  die  Diplomatie  diese  zwei  sehr  verschiedenen 
Fälle  nicht  immer  auseinander  hält,  der  Jurist  aber  darf  sich 
hier  keiner  Verwechslung  schuldig  machen.  Als  selbständiger 
Staat  brauchte  Norwegen  1905  nicht  mehr  Anerkennung  als 
Preussen  1866.  Dass  zwischen  Norwegen  und  Schweden  ein 
Streit  über  das  Unionsverhältnis  oder  dessen  Bestehen  bestand, 
legte  den  fremden  Mächten  nicht  die  Pflicht  auf,  einem  der 
streitenden    Teile    diplomatische    Verbindung    zu     v»  i  \\  (  ii:' in 
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Ebensowenig:  wie  dies  der  Fall   ist,  wenn  zwei  Mächte  sonst 
>er  Vertragsverhältnisse  im  Streit  sind^). 

7.      Da     die    Union    auf    Vertrag-    beruhte    und    folglich 
jin  völkerrechtliches  Verhältnis  zwischen  selbständigen  Staaten 
rar,  würde  ein  bewaffneter  Kampf  zwischen  den  Reichen  als 
^rieg  im  völkerrechtlichen  Sinne,  nicht  als  Bürgerkrieg  aufzu- 
Lssen  gewesen  sein.     Die  anderen  Staaten  hätten  demzufolge 
lie  allgemeinen  Neutralitätsregeln  genau  wie  in  einem  anderen 
•lege  beobachten  müssen.     Dem  steht  nicht  entgegen,  dass  die 
bcichsakte  dahin  auszulegen  war,  dass  der  Krieg  als  Zwangs- 
mittel unter  den  Staaten  ausgeschlossen  war^).    Dies  tut  freilich 
nichts    zur  Sache,    ebensowenig   wie    wenn    zwei    Staaten    die 
schiedsgerichtliche   (kompromissarische)  Klausel   in  einem  Ver- 
trag aufnehmen.     Wenn   man   auf   diese  Weise   bestimmt  hat, 
dass  Streitigkeiten  in  bezug  auf  die  Auslegung  oder  Anwendung 
des  Vertrages  einem  Schiedsgericht  unterbreitet  werden  sollen, 
so   hat  man,    was   dieses   Vertragsverhältnis   betrifft,    auf  den 
Krieg  als   völkerrechtliches  Zwangsmittel  von  vornherein  ver- 
zichtet. Gesetzt,  dass  der  Vertrag  trotzdem  Kriegsursache  wird,  so 
ist  freilich  kein  Zweifel  darüber,  dass  dieser  Krieg  als  Krieg  im 
völkerrechtlichen  Sinne  aufzufassen  ist.    Hier  zeigt  es  sich,  dass 
ein  Vertrag  wohl  die  politische  Handlungsfreiheit  beschränken 
kann,    er   kann   aber   nicht   die   völkerrechtliche   Handlungs- 
fähigkeit (und  Rechtsfähigkeit),  das  heisst:   die  Souveränität 
ausschliessen. 

Die  politische  Handlungsfreiheit  ist  insofern  be- 
schränkt, als  ein  Krieg,  der  den  Vertrag  als  Kriegsursache 
hat,  nicht  ohne  Vertragsbruch  entstehen  kann,  die  völker- 
rechtliche Handlungsfähigkeit  ist   aber  noch  vorhanden, 


^)  Jelliuek,  der  sonst  so  scharf  den  vertragsmässigen  Charakter  der 
Realunion  betont,  schreibt  doch  (die  „Lehre  von  den  Staatenverbindungen" 
S.  220),  „dass  die  Realunion  als  eine  Gesamtmacht  in  politischen  Fragen  der 
völkerrechtlichen  Anerkennung  bedarf ^  Folglich  sollte  auch  die  Auflösung 
einer  derartigen  Union  der  völkerrechtlichen  Anerkennung  bedürfen.  Die 
Richtigkeit  dieser  Auffassung,  die  nicht  zu  den  Ausführungen  Jellineks  sonst 
passt,  muss  entschieden  beanstandet  werden. 

2)  Vgl.  unten  in  den  §§  23  und  24. 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegiscli-sclivvedischo  Union  6 
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indem  der  Krieg,  wenn  er  trotzdem  ausbricht,  als  Krieg  im 
völkerrechtlichen  Sinne  aufzufassen  ist. 

Das  jetzt  Gesagte  darf  nicht  so  verstanden  werden,  als  ob 
die  Union  während  eines  bewaffneten  Kampfes  zwischen  den 
Reichen  liätte  weiter  bestehen  können.  Nein,  in  der  Beziehung 
muss  man  vielmehr  sagen:  Entweder  wäre  der  Unionsvertrag 
die  Kriegsursache  gewesen,  dann  musste  er,  sobald  der  Krieg 
ausbrach,  genau  wie  ein  anderer  Vertrag,  der  Kriegsursache 
ist,  sofort  wegfallen;  oder  die  Kriegsursache  würde  ausserhalb 
des  Unionsvertrages  gelegen  haben,  dann  musste  der  Unions- 
vertrag in  seiner  Eigenschaft  als  politischer  Vertrag  sofort 
wegfallen,  genau  wie  ein  (anderer)  Allianzvertrag  sofort  hinfällig 
wird,  wenn  ein  Krieg  zwischen  den  Alliierten  ausbricht;  dies 
ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Stellung  einer  und  derselben 
Person  als  Staatsoberhaupt  in  zwei  Staaten,  die  in  Krieg  ge- 
raten sind,  an  sich  unmöglich  ist^). 

8.  Wenn  ein  internationaler  Vertrag  von  selten  der  kom- 
petenten Staatsgewalt  im  Namen  der  einen  Vertragsmacht 
gekündigt  wird,  so  fällt  derselbe  für  beide  Vertragsmächte 
weg,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Kündigung  mit 
Recht  oder  Unrecht  geschehen  ist.  Die  Frage  von  der  Recht- 
mässigkeit der  Kündigung  hat  nur  insofern  Bedeutung,  als  eine 
verneinende  Antwort  darauf  dem  anderen  Vertragsteil,  zur 
Erlangung  von  Genugtuung,  nach  dem  Völkerrecht  die  recht- 
mässige Anwendung  von  Zwangsmitteln  gestattet.  Führt  dies 
letztere   zu   dem   Ergebnis,    dass   der  Vertrag  auch   fernerhin 


^)  Näheres  über  diese  Frage  im  zweiten  Teile.  Wenn  man  die  Frage 
über  die  Möglichkeit  eines  Krieges  zwischen  persönlich  unierten  Staaten 
aufwirft,  muss  man  auseinanderhalten:  1.  die  Frage,  ob  ein  bewaffneter 
Kampf  zwischen  zwei  persönlich  unierten  Staaten  als  Krieg  im  völkerrecht- 
lichen Sinne  aufzufassen  ist;  2.  die  Frage,  ob  die  Union  während  eines 
Krieges  bestehen  kann.  Die  erste  Frage  ist  zu  bejahen;  die  zweite  da- 
gegen ebenso  entschieden  zu  verneinen ,  indem  die  Union  hinfällig  wird, 
sobald  der  Krieg  ausbricht;  denn  selbstverständlich  kann  ein  und  derselbe 
Monarch  nicht  in  zwei  Staaten,  die  in  Krieg  geraten  sind,  seine  Pflichten 
als  Staatsoberhaupt  erfüllen.  Insofern  hat  Jellinek  ganz  recht,  wenn  er 
(„Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen"  S.  88)  schreibt:  „Dri'  Kric^ 
zwischen  persönlich  unierten  Staaten  wird  auf  ewig  nur  in  den  K(»ll(  liicu- 
heften  und  Kompendien  von  Professoren   des  Staatsrechts  gefüllt  t    wnden  . 


i 
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weiterbestehen  soll,  so  ist  in  Wirklichkeit  ein  neuer  Vertrag 
desselben  Inhalts  wie  der  alte  geschlossen.  Der  Unterschied 
zwischen  dem  Völkerrecht  und  dem  Privatrecht  schreibt  sich  in 
diesem  Fall,  wie  so  oft  sonst,  daher,  dass  die  Völkerrechts- 
jzeineinschaft  einer  über  die  einzelnen  souveränen  Staaten 
stt'heiuleii  (Richter-  und)  Exekutivgewalt  entbehrt. 

Auch  in  dieser  Beziehung  war  die  Reichsakte  wie  ein 
anderer  völkerrechtlicher  Vertrag  zu  behandeln.  Als  ihn  das 
Stört ing  am  7.  Juni  1905  kündigte,  fiel  er  für  beide  Vertragsteile 
weg,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechtmässigkeit  der  Kündigung  ^). 

§  19. 
Der  Hauptinhalt  des  XJii  Ions  Vertrages. 

1.  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs. 

Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs  war  der  wichtigste 
Inhalt  des  Unionsvertrages.  Nachdem  die  Reichsakte  in  §  1  den 
ersten  Paragraphen  des  norwegischen  Grundgesetzes  wiederholt 
liatte,  nämlich,  dass  Norwegen  ein  freies,  selbständiges,  unteil- 
bares und  unveräusserliches  Reich  mit  Schweden  unter  Einem 
König  vereinigt  sein  solle,  ging  sie  schon  in  §  2  daran,  nähere 
Vorschriften  über  die  Gemeinsamkeit  des  Königs  zu  geben. 
Diese  Gemeinsamkeit  war  darauf  berechnet,  ewig  zu  währen, 
und  die  Reichsakte  muss  insofern  zu  den  „ewigen  Verträgen" 
gerechnet  werden.  Sollte  aber  die  Gemeinsamkeit  des  Staats- 
oberhauptes andauern,  so  musste  man  in  erster  Linie  ein  ge- 
meinsames Erbfolgegesetz  haben;  §  2  der  Reichsakte  bestimmt 
daher  die  gemeinsame  Erbfolge,  indem  er  auf  die  schwedische 
Sukzessionsordnung  vom  26.  September  1809  hinwies.  Diese 
Erbfolgeordnung  wurde  dadurch  in  allem,  was  auf  die  Erbfolge 
Einfluss  haben  konnte,  ein  Anhang  zu  der  Reichsakte  und  folglich 
der  alleinigen  Machtvollkommenheit  Schwedens  entzogen.  Sollte 
die  Sukzessionsordnung  in  einem  die  Erbfolge  betreffenden  Punkt 
verändert  werden,  so  musste  die  Zustimmung  Norwegens  ein- 
geholt  werden.     Dagegen   konnte  Schweden  auf   eigene   Faust 


^)  Vgl.  Jellinek:  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  8.  17.') 
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diejenigen  Bestimmungen  der  Sukzessionsordnung,  die  keinen 
Einfluss  auf  die  Erbfolge  hatten,  verändern,  z.  B.  §  6,  der  eine 
für  die  Erbfolge  gleichgültige  Bestimmung  über  Heiraten  der 
Prinzessinnen  enthält. 

Sollte  die  Gemeinsamkeit  des  Königs  auf  „ewige  Zeiten" 
bestehen,  musste  man  in  nächster  Linie  Vorschriften  haben  für 
die  gemeinsame  Thronfolger-  oder  Königs  wähl  für  den  Fall, 
dass  kein  erbberechtigter  Prinz  vorhanden  oder  der  Thron  ledig 
war.  §  3  der  Reichsakte  gibt  sehr  ausführliche  und  umständliche 
Vorschriften  darüber  und  ist  ebensolang  wie  alle  11  anderen 
Paragraphen  zusammen.  Es  hat  kein  Interesse,  diese  Vor- 
schriften näher  zu  besprechen.  Der  Grundsatz  vollständiger 
Gleichstellung  der  beiden  Reiche  war  in  ihnen  durchgeführt. 
Bei  mangelndem  Einverständnis  über  den  Kandidaten  hatte 
Norwegen  ebensogrosse  Chance  wie  Schweden,  seinen  Kandi- 
daten durchzubringen.  Das  aus  gleichvielen  norwegischen  und 
schwedischen  Abgeordneten  bestehende  Komitee,  das  die  Wahl 
besorgen  sollte,  nachdem  die  Nationalversammlungen  ihre  Kan- 
didaten gewählt  hatten,  sollte  in  Karlstadt  zusammentreten, 
einer  Stadt,  die  ungefähr  gleichweit  von  Kristiania  wie  von 
Stockholm  entfernt  liegt  ^). 

Nicht  nur  in  der  Person  des  Königs  sollte  die  Gemeinsamkeit 
bestehen,  sondern  sie  sollte  sich  auch  auf  die  Ausübung  der 
Königsgewalt  erstrecken;  deshalb  musste  man  Vorschriften 
über  die  Ausübung  der  Königsgewalt  im  Fall  der  Erledigung  des 
Thrones,  der  Minderjährigkeit  des  Königs,  Krankheit  oder  bei 
Abwesenheit  des  Königs  im  Auslande  haben.  Ausführliche  und 
erschöpfende  Vorschriften  darüber  hatte  man  in  den  Paragraphen 
6,  7,  8  und  9  (vgl.  das  norwegische  Grundgesetz  §  41  und 
entsprechende  Grundgesetzbestimmung  in  Schweden  vom  6.  Juni 
1863.)  Diese  Vorschriften  folgten  wie  die  schon  erwähnten 
dem  Grundsatz  vollständiger  Gleichstellung  der  beiden  Reiche. 
Ein  paar  Kleinigkeiten,  die  man  manchmal  glaubte,  zuungunsten 
Norwegens  auslegen  zu  können,  sind  früher  schon  besprochen 
(S.  55-58). 

*)  Der  umstand,  dass  Karlstadt  1905  als  Verhandlungsort  gewählt 
wurde,  hatte  seine  Veranlassung  in  dieser  Bestimmung  der  Reichsakte. 
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Weiterhin  musste  der  König  in  beiden  Reichen  dasselbe 
Mündigkeitsalter  haben.  Gemeinsame  Vorschriften  darüber 
kamen  durch  ein  Gesetz  vom  18.  Juli  1815  zustande;  wie  schon 
früher  erwähnt,  wurde  dies  Gesetz  im  Anschluss  an  §  8  des 
norwegisclien  Grundgesetzes  gegeben,  der  bestimmte,  dass  ein 
Gesetz  durch  Vereinbarung  zustande  kommen  solle.  Dessen 
Inhalt  ist  also  auch  eine  internationale  Verabredung  zwischen 
Norwegen  und  Schweden.  Solange  der  gemeinsame  König  lebte, 
musste  man  annehmen,  dass  er  die  Erziehung  des  unmündigen 
Thronfolgers  auf  eine  für  beide  Länder  befriedigende  Weise 
besorgte;  dagegen  konnte  die  Leitung  der  Erziehung  des  un- 
mündigen Königs  möglicherweise  Meinungsverschiedenheiten 
in  den  beiden  Reichen  veranlassen.  Deshalb  bestimmt  §  10, 
dass  die  Leitung  der  Erziehung  des  unmündigen  Königs  ent- 
sprechend den  im  §  3  für  Königs-  oder  Thronfolgerwahl  ge- 
gebenen Vorschriften  geregelt  werden  solle.  Doch  sollte  es 
inumgängliche  Regel  sein,  dass  der  unmündige  König  genügenden 
Unterricht  in  der  norwegischen  Sprache  erhielte. 

Bei    der   Grundgesetzrevision    auf   dem    ausserordentlichen 

Jtorting   1814  hatte   man    in   §  47   eine   dementsprechende  Be- 

ftimmung  aufgenommen,   da  man  sich  in  Norwegen  gegen  alle 

Iventuali täten  sichern  wollte;  von  dem  Grundgesetz  ging  dann 

lie  Bestimmung  in  die  Reichsakte  über.    Was  unter  genügendem 

nterricht  in  der  norwegischen  Sprache  zu  verstehen  war, 

musste  natürlich  den  Anforderungen  der  Zeit  gemäss  entschieden 

werden.     Es  war  damit  nicht  gesagt,   dass  w^as  man  1815  als 

genügend  ansah,  es  auch  z.  B.  noch  1904  war. 

In  Norwegen  hat  man  und  hatte  seit  wenigstens  einem 
Menschenalter  zwei  offizielle  Sprachen :  1.  die  dänische,  die  sich 
während  der  Union  mit  Dänemark  eingebürgert  und  die  man 
bis  auf  den  heutigen  Tag  mit  sich  weiterschleppt;  2.  die  nor- 
wegische Volkssprache  (landsmaal),  die  sich  in  dem  letzten 
Menschenalter  mehr  und  mehr  zur  Schriftsprache  emporgearbeitet 
hat  und  ebenfalls  als  offizielle  Sprache  neben  der  dänischen 
anerkannt  ist^). 


^)  Die  dänische  Sprache  wird  in  Norwegen  nach  norwegischen  Sprach- 
gesetzen   ausgesprochen    und    hat    auch     sonst    mehr    oder    weniger    nor- 
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Sollte  nach  dieser  Sachlage  der  unmündige  König  ge- 
nügenden Unterricht  in  der  „norwegischen  Sprache"  bekommen, 
so  müsste  dieser  Unterricht  sowohl  in  der  norwegisch-dänischen 
als  auch  in  der  norwegischen  Sprache  erteilt  werden  (dänisch 
und  norwegisch  im  philologischen  Sinne  geraeint). 

2.  Die  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden. 
Die  §§  4  und  5  der  Reichsakte. 

I.  Von  den  12  Paragraphen  der  Reichsakte  behandeln  8 
(§§  2,  3,  6,  7,  8,  9,  10  und  11)  die  Gemeinsamkeit  des  Königs.  §  1 
ist  eigentlich  auch  dahin  zu  rechnen.  So  bleiben  nur  3  Para- 
graphen übrig.  §  12  enthält  die  Bestimmung,  dass  die  Reichs- 
akte von  Seiten  Norwegens  nur  in  Übereinstimmung  mit  §  112 
des  norwegischen  Grundgesetzes,  d.  h.  mit  den  Formalitäten, 
die  für  Grundgesetzveränderungen  vorgeschrieben  sind,  verändert 
werden  kann. 

Wir  haben  sodann  nur  die  §§  4  und  5,  die  folgender- 
massen  lauten: 

§  4.  Der  König  soll  das  Recht  haben,  Truppen  einzuberufen,  Krieg 
zu  beginnen  und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  einzugehen  und  aufzulösen, 
Gesandte  zu  entsenden  und  zu  empfangen. 

Wenn  der  König  einen  Krieg  beginnen  will,  so  soll  er  der  Regierung 
in  Norwegen  seine  Absichten  mitteilen  und  deren  Gutachten  darüber  einholen, 
nebst  einem  vollständigen  Bericht  über  den  Zustand  des  Reiches  hinsichtlich 
seiner  Finanzen  und  Verteidigungsmittel.  Nachdem  dies  geschehen  ist,  beruft 
der  König  den  norwegischen  Staatsminister  und  die  norwegischen  Staatsräte, 
sowie  die  schwedischen  zu  einem  ausserordentlichen  Staatsrat  zusammen  und 
legt  alsdann  die  Gründe  und  Umstände  dar,  die  in  diesem  Falle  in  Erwägung 
gezogen  werden  müssen,   wobei   zugleich   die  Erklärung   der   norwegischen 


wegische  Färbung  angenommen,  weshalb  viele  Anstoss  daran  nehmen,  wenn 
man  diese  Sprache  „dänisch"  nennt;  aber  einem  europäischen  Publikum  gegen- 
über braucht  man  nicht  näher  auszuführen,  dass  diese  Sprache,  trotzdem  sie, 
auf  norwegischen  Boden  verpflanzt,  daselbst  von  der  ihr  überall  im  Lande 
entgegentretenden  norwegischen  Sprache  Farbe  angenommen  hat.  doch  nicht 
norwegisch  im  philologischen  Sinne  geworden  ist,  solange  sie  in  ihicv  iinicisK  ii 
Wurzel  immer  dänisch  bleibt.  Zu  näherer  Beleuchtung  der  Sache  kann  liier 
angeführt  werden:  Wenn  ein  Isländer  oder  Färöerbewohner  dänisch  srlinilt, 
so  schreibt  er  echtes,  wenn  auch  oft  schlechtes  dänisch,  d.  h.  seine  Sjiük  ln> 
hat  keine  isländische  (färöerische)  Lokalfarbe.  Schreibt  dagegen  ein  Noi  \\  <  i:»  r 
dänisch,  so  ist  es  kein  echtes,  sondern  norwegisch-dänisch,  d  h  dänisi  h  mit 
der  Farbe,  welche  diese  Sprache  in  Norwegen  angenommen  hat. 
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Regierung  über  den  Zustand  dieses  Reiches  sowie  ein  ähnlicher  Bericht  über 
denjenigen  Schwedens  vorzulegen  ist.  Über  diese  Gegenstände  fordert  der 
König  ihr  Gutachten,  das  sie,  jeder  für  sich,  unter  der  Verantwortlichkeit, 
die  das  Grundgesetz  bestimmt,  zu  Protokoll  geben  sollen.  Der  König  hat 
alsdann  das  Recht,  den  ßeschluss  zu  fassen  und  auszuführen,  den  er  als  den 
zweckmässigsten  für  den  Staat  ansieht. 

§  5.  Sowohl  der  norwegische  Staatsminister  als  die  beiden  norwegischen 
Staatsräte,  die  dem  König  folgen,  haben  Sitz  und  beratende  Stimme  im 
schwedischen  Staatsrate,  wenn  daselbst  Gegenstände  verhandelt  werden,  die 
beide  Reiche  angehen. 

In  solchen  Sachen  soll  zugleich  das  Gutachten  der  in  Norwegen  be- 
findlichen Regierung  eingeholt  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Sachen  eine  so 
schleunige  Erledigung  erfordern,  dass  keine  Zeit  dazu  bleibt. 

So  oft  bei  dem  Könige  im  norwegischen  Staatsrate,  wann  und  wo 
derselbe  auch  versammelt  sein  mag,  Gegenstände  verhandelt  werden,  die 
beide  Reiche  betreffen,  sollen  drei  Mitglieder  des  schwedischen  Staatsrats 
auch  dort  Sitz  und  Stimme  haben". 

Um  diese  zwei  Paragraphen,  deren  Inhalt  viel  umstritten 
worden  ist,  richtig  erfassen  zu  können,  darf  man  nicht  ausser 
acht  lassen,  was  in  dem  letzten  Abschnitt  hervorgehoben  wurde, 
nämlich,  dass  die  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs  in 
der  Reichsakte  auf  das  sorgfältigste  geregelt  ist.  Diese  Regelung 
lässt,  was  Deutlichkeit  und  Vollständigkeit  angeht,  beinahe 
nichts  zu  wünschen  übrig.  Daraus  darf  man  den  Schluss  ziehen, 
dass  man  im  Jahre  1814  nicht  versäumt  hätte,  Bestimmungen 
auch  über  weitgehende  Gemeinsamkeit  in  anderen  Institutionen 
zu  treffen,  wenn  man  solche  Gemeinsamkeit  in  Gedanken  gehabt 
hätte.  Da  derlei  Bestimmungen  nicht  gemacht  wurden,  so  kann 
man  nicht  ohne  weiteres  in  §§  4  und  5  hinein  interpretieren, 
was  man  gern  darin  sehen  möchte.  Diese  Paragraphen  müssen 
nach  der  guten  alten  Ulpianischen  Regel:  „Semper  in  obscuris 
quod  minimum  est  sequi mur"  ausgelegt  werden. 

IL   §  4  Absatz  2  der  Reichsakte  geht  von  der  Betrachtung 

Lus,   dass  Norwegen  und  Schweden   in  Krieg  und  Frieden  ge- 

leinsame  Sache  machen  sollten.    Ausser  Gemeinsamkeit  in  der 

*erson  des  Königs  war  man  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis 

eingegangen.     Die  Union  sollte,    wie  es  in  der  Intiraation  der 

Reichsakte  steht,   zum   Schutz  der  Throne   der  beiden  Reiche 

dienen.   Um  die  Gemeinschaft  in  Krieg  und  Frieden  zu  sichern, 

hat  die  Reichsakte  in    §  4  Abs.  2    bestimmt,    dass  der  König 


h 
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(oder  der  oder  diejenigen,  welche  die  Funktion  des  Königs 
ausübten)  immer,  wenn  Krieg  in  Frage  kam,  das  Recht  haben 
solle,  den  Beschluss  zu  fassen  und  auszuführen,  den  er  als  den 
zweckmässigsten  für  den  Staat  ^)  ansieht. 

In  dem  norwegischen  Grundgesetz,  so  wie  es  nach  der 
Revision  auf  dem  ausserordentlichen  Storting  im  Jahre  1814 
zu  lauten  kam,  bestimmten  zwei  Paragraphen,  dass  der  König 
das  Recht  haben  solle,  einen  Beschluss  nach  eigenem  Gutdünken 
zu  fassen.  Das  stand  sowohl  in  §  26  wie  in  §  30.  Weshalb 
diese  scheinbare  Tautologie?  Dies  ist  einfach  daraus  zu  er- 
klären, dass  §  30  die  Angelegenheiten  betraf,  in  welchen  der 
König  für  Norwegen  allein  Beschlüsse  fassen  sollte,  es  waren 
die  ausschliesslich  norwegischen  Angelegenheiten.  Diese  Be- 
stimmung konnten  die  norwegischen  Staatsmächte  durch  Grund- 
gesetzveränderung aufheben^).  Es  stand  nichts  im  Wege, 
dass    das    norwegische    Grundgesetz    z.  B.    dahin    verändert 


*)  Manchmal  hat  man  gesagt:  Hier  steht  „den  Staat",  nicht  „die 
Staaten",  folglich  ist  die  Union  Ein  Staat,  ein  einziger  Staat!  Die 
Einzahl  ist,  wie  oben  S.  52  schon  angedeutet  wurde,  ganz  einfach  dadurch 
zu  erklären,  dass  vermutlich  (ausgenommen  davon,  dass  man  das  Wort 
„hat"  am  Anfang  zu  „soll  haben",  verändert  hat)  der  Paragraph  Wort  für 
Wort  eine  Wiederholung  von  §  26  des  norwegischen  Grundgesetzes  ist.  In 
dem  Grundgesetz  Norwegens  war  es  ja  das  einzig  Korrekte,  von  dem  Staat, 
d.  h.  dem  norwegischen  Staat  zu  reden.  Hätte  man  nun,  wie  man  ursprünglich 
vorhatte,  eine  dementsprechende  Bestimmung  in  die  „schwedische  Regierungs- 
form" aufgenommen,  so  würde  der  „Staat"  dort  ,,der  schwedische  Staat" 
bedeutet  haben.  Dass  das  Wort  „Staat"  nicht  mit  der  Mehrzahlform  ver- 
tauscht wurde,  ist  wie  die  anderen  Unförmlichkeiten  aus  dem  Umstand  zu 
erklären,  dass  die  Paragraphen  der  Keichsakte  zum  grossen  Teil  eine  Ab- 
schrift aus  dem  norwegischen  Grundgesetz  sind,  die  nicht  mit  Eücksicht 
darauf,  dass  sie  Bestimmungen  in  einer  gemeinsamen  Urkunde  sein  sollten, 
redigiert  wurden.  Aus  demselben  Grunde  blieb  im  §  4  Absatz  2  Prunkt  3 
des  norwegischen  Exemplars  der  ßeichsakte  das  Wort  Grundgesetz  in  der 
Einzahl  stehen;  im  schwedischen  Exemplar  wurde  dagegen  die  Einzahlform 
mit  der  Mehrzahl  (die  Grundgesetze)  vertauscht. 

'j  Dass  der  König  formell  (Jrundgesetzvcränderungen  tsanktioniert. 
ist  jetzt  in  Norwegen  gemäss  Beschluss  des  Königs  im  Staatsrat  am  24.  Oktober 
1908  aufgegeben.  Der  König  geht  jetzt  in  der  richtigen  Weise  vor:  Er  be- 
schränkt sich  nämli(;h  darauf,  die  vom  Storting  vorgenommenen  Grundgesetz- 
voränderungen als  Grundgesetzbestimmungen  bekannt  zu  machen.  (Im  Jahre 
1910  hat   das  Ministerium  Konow  die  Sanktionsform  wieder  benutzt.) 
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wurde,  dass  der  König  seinen  Beschluss  im  Einverständnis  mit 
dem  Rat,  den  er  von  der  Mehrzahl  der  Mitglieder  des  Ministeriums 
bekam,  fassen  musste.  §  26  dagegen  war  als  Unionsbedingung 
gedacht  und  konnte  nicht  ohne  Schwedens  Zustimmung  verändert 
werden;  deshalb  war  es  wichtig,  dass  auch  dieser  Paragraph 
die  Bestimmung  enthielt,  dass  der  König  einen  Beschluss,  den  er 
für  die  Reiche  förderlich  fand,  fassen  und  ausführen  konnte. 
Damit  war  abgemacht,  dass  die  Befugnis,  die  §  26  des  Grund- 
gesetzes und  später  §  4  der  Reichsakte  dem  König  erteilte,  näm- 
lich unabhängig  von  den  Ratschlägen  des  schwedischen  oder  nor- 
wegischen Staatsrats  nach  eigenem  Gutdünken  über  Krieg  und 
Frieden  zu  beschliessen,  ihm  nicht  von  dem  einzelnen  Reich 
entzogen  werden  konnte,  wie  auch  sonst  der  Machtbereich  des 
Königs  in  dem  betreffenden  Lande  bestimmt  werden  mochte. 

Auf  gleiche  Stufe  mit  dem  Beschluss  über  Krieg  und 
Frieden  musste  nach  dem  zweiten  Absatz  des  §  4  der  Reichs- 
akte auch  die  Abgabe  eines  Ultimatums,  oder  die  Zurückweisung 
eines  von  einer  fremden  Macht  gestellten  Ultimatums  gesetzt 
werden,  da  ja  auch  durch  solche  Beschlüsse  die  Frage  von  dem 
Eintreten  eines  Krieges  entschieden  wäre. 

Die  Frage  eines  Friedensschlusses  dagegen  nach  einem 
ausgebrochenen  Krieg  war  nicht  derart,  dass  man  sie  unbedingt 
unter  die  Behandlungsweise  nach  §  4  der  Reichsakte,  2.  und 
3.  Punkt,  einschalten  musste.  Im  Gegenteil,  starke  Gründe 
sprechen  dafür,  dass  beide  Reiche  —  wie  bei  einer  anderen 
Allianz  —  einig  sein  mussten,  ehe  ein  Friedensschluss  zustande 
kommen  konnte;  sonst  wäre  zu  befürchten,  dass  das  eine  Reich 
(oder  der  König  im  Namen  des  einen  Reiches)  geneigt  sein 
könnte,  zur  Unzeit  Frieden  zu  schliessen,  wenn  dieser  Friede 
nur  auf  Kosten  des  anderen  Reiches  erkauft  werden  konnte. 
Übrigens  ist  der  Paragraph  in  diesem  Punkt  etwas  unklar,  und 
die  Frage  wurde  glücklicherweise  auch  niemals  praktisch. 

Bei  der  Auslegung  von  §  4  Abs.  1  der  Reichsakte  haben  sich 
besonders  grosse  Meinungsverschiedenheiten  geltend  gemacht. 

Wenn  dort  gesagt  ist,  dass  der  „König  das  Recht  haben 
solle,  Truppen  einzuberufen,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  Bündnisse  einzugehen  und  aufzulösen,  Gesandte  zu 
entsenden  und  zu  empfangen",   so  hat  man  gefragt:    „Welcher 
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König?  Ist  es  der  König  als  norwegischer  und  als  schwedischer 
König,  oder  ist  es  eine  „Unionskönigsgewalt",  oder  ist  es  die 
schwedische  Königsgewalt,  die  diese  Befugnisse  hat?  Die 
Zweifel,  welche  man  bei  Auslegung  dieses  Absatzes  hatte, 
schreiben  sich  grossenteils  von  einer  gewissen  Geneigtheit  her, 
hier  viele  verborgene  Dinge  zu  finden,  um  in  einem  bestimmten 
Grade  der  Wortkargheit  der  Reichsakte,  wo  es  nicht  die  Ge- 
meinsamkeit des  Königs  galt,  abzuhelfen. 

§  26  Abs.  1  des  norwegischen  Grundgesetzes  lautet:  „Der  König 
hat  das  Recht,  Truppen  einzuberufen,  Krieg  zu  erklären  usw." 
Bei  Überführung  dieser  Bestimmung  in  die  Reichsakte  wurde 
der  Ausdruck  „hat  das  Recht"  mit  dem  „soll  das  Recht  haben" 
vertauscht  worden;  wie  ja  auch  „ist"  in  §  1  des  Grundgesetzes 
zu  „soll  sein"  in  der  Reichsakte  wurde. 

Hält  man  sich  dies  vor  Augen,  so  scheint  die  Auslegung 
dieser  Bestimmung  einfach  genug  zu  sein.  Sie  hat  die  Aufgabe, 
festzusetzen,  dass  die  Königsgewalt  in  jedem  der  beiden  Reiche 
die  in  §  4  Abs.  1  der  Reichsakte  genannten  Befugnisse  haben  solle, 
und  dass  keines  der  Reiche  einseitig  der  Königsgewalt  diese 
Funktionen  wegnehmen  und  einer  anderen  Institution  solle  unter- 
stellen können.  Deshalb  ist  es  in  sprachlicher  Beziehung  ganz 
richtig,  dass  das  norwegische  Grundgesetz  den  Ausdruck  „der 
König  hat  das  Recht"  benutzt,  während  die  Reichsakte,  welche 
das  Selbstbestimmungsrecht  der  Reiche  beschränken  will,  sich 
des  Ausdruckes  „der  König  soll  das  Recht  haben",  bedient. 

Der  norwegische  Verfasser,  der  nun  verstorbene  Professor 
Aubert  (vgl.  Aubert:  „Norges  folkeretslige  Stilling"  S.  193  und 
197),  hat  für  dieselbe  Auslegung  hervorgehoben,  dass  eine  der 
erwähnten  Funktionen  des  Königs  die  Annahme  unmöglich 
mache,   dass  er  diese  Funktion  als  „Unionskönig"  ^)  haben 


')  „Unionskönig"  war  ein  juristischer  Begriff,  der  manchmal  von  Staats- 
männern und  Juristen  zur  Bezeichnung  einer  „juristischen  Person",  die  neben 
oder  über  der  norwegischen  und  der  schwedischen  Königsgewalt  stehen  sollte, 
benützt  wurde.  Auf  diese  Weise  operierte  man  mit  drei  „Königsgewalten'': 
einer  Unionskönigsgewalt,  einer  norwegischen  Königsgewalt  und  einer 
schwedischen  Königsgewalt.  Diese  Unionskönigsgewalt  musste  voraussetzen, 
dass  die  Union  Ein  Staat  war,  und  zwar  ein  selbständiger  Staat.  Die  Unions- 
königsgewalt muss  folglich  ebenso  unbegründet  sein,  wie  die  Auffassung  von 
der  Union  als  Einem  Staat. 
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solle,  nämlich  das  Recht,  Truppen  einzuberufen.  „Denn  selbst, 
wenn  man  diesen  Ausdruck  darauf  beschränken  wollte,  dass  er 
nur  während  eines  Krieges  oder  vor  dem  Eintreten  eines  Krieges 
gelten  sollte,  so  kann  man  doch  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
§  25  des  Grundgesetzes  nicht  leugnen  (§  25  bestimmt,  dass  die 
Landwehr  niemals  ausserhalb  der  Grenzen  Norwegens  verwendet 
werden  kann),  dass  der  König  unter  Umständen  für  Norwegen 
allein  Beschluss  fassen  kann,  und  es  ist  unerklärlich,  dass  er 
in  einem  solchen  Falle  als  ünionskönig  beschliesst.  Da  aber 
alle  Funktionen  in  dem  Paragraphen  auf  derselben  Stufe  stehen, 
so  scheint  hervorzugehen,  dass  die  Reichsakte  über  die  Behand- 
lungs weise  nicht  entscheiden  wollte". 

Die  Alinsche  Schule  zieht  nur  die  notwendigen  Konsequenzen 
aus  ihrer  eigenen  Lehre,  wenn  sie  wenigstens  einen  Teil  der 
dem  König  durch  §  4  Abs.  1  der  Reichsakte  anheim  gegebenen 
Funktionen  ihm  ausschliesslich  in  seiner  Eigenschaft  als 
schwedischer  König  zukommen  lässt. 

III.  Es  ist  auch  viel  darüber  gestritten  worden,  wie  §  5  der 
Reichsakte  gedeutet  werden  solle.  Der  erste  und  zweite  Satz 
des  Paragraphen  haben  Wort  für  Wort  ihren  Ursprung  in  §  38 
des  norwegischen  Grundgesetzes.  Dieser  Paragraph  wurde  auf 
dem  ausserordentlichen  Storting  1814  anstatt  §  33  des  Eidsvoller 
Grundgesetzes  angenommen,  der  folgendermassen  lautete:  „Der- 
jenige Minister,  welcher  dem  Ministerium  des  Äusseren  vorsteht, 
soll  ein  besonderes  Protokoll  führen,  in  dem  alle  die  Angelegen- 
heiten, die  ihrer  Natur  nach  nicht  dem  gesammelten  Staatsrat 
vorgelegt  werden  sollen,  eingeführt  werden.  Im  übrigen  gelten 
für  diesen  Fall  dieselben  Bestimmungen,  wie  sie  in  §  32  fest- 
gesetzt sind". 

Dies  könnte  man  als  einen  Beweis  dafür  ansehen,  dass 
§  38  des  norwegischen  Grundgesetzes  die  Behandlung  der 
diplomatischen  (auswärtigen)  Angelegenheiten  vor  Augen  hatte. 
Sodann  könnte  man  die  weitere  Schlussfolgerung  ziehen,  dass 
die  diplomatischen  Angelegenheiten  im  gemischten  Staatsrat 
behandelt  werden  sollten. 

Es  ist  an  und  für  sich  weder  unmöglich  noch  unwahr- 
scheinlich, dass  das  norwegische  Storting  im  Jahre  1814  wirklich 
beabsichtigte,  auf  diese  Weise  eine  gemeinsame  Behandlung  der 
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diplomatischen  Angelegenheiten,  die  als  beide  Reiche  angehend 
betrachtet  werden  konnten  und  nicht  gemäss  §  4  behandelt 
werden  sollten,  anzubahnen^).  Dafür  spricht  meiner  Ansicht 
nach  stark  der  zweite  Satz  des  Artikels,  „dass  ein  Gutachten 
der  sich  in  Norwegen  befindenden  Regierung  eingeholt  werden 
solle,  es  sei  denn,  dass  die  Sachen  eine  so  schleunige  Erledigung 
erforderten,  dass  keine  Zeit  dazu  bleibe".  Sowohl  die  Regel, 
dass  ein  Gutachten  der  norwegischen  Regierung  eingeholt  werden 
solle,  als  auch  die  Ausnahme  von  der  Regel  sind  natürlich,  wenn 
man  erwägt,  dass  der  Paragraph  auswärtige  Angelegenheiten  im 
Auge  hatte. 

Allerdings  w^aren  die  diplomatischen  Angelegenheiten  gemäss 
§  11  des  schwedischen  Grundgesetzes  nicht  Gegenstand  der  Be- 
handlung im  Staatsrat,  sondern  im  sogenannten  ministeriellen 
Conseil,  es  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Storting 
glaubte,  das  schwedische  Grundgesetz  könnte  bei  diesem  Punkt 
anlässlich  der  Union  verändert  werden. 

Wenn  dies  die  Absicht  des  Stortings  mit  §  38  des  Grund- 
gesetzes war  (in  den  Stortingsverhandlungen  von  1814  sind  keine 
Belege  dafür  zu  finden),  so  wäre  sie  jedenfalls  gründlich  verfehlt 
gewesen. 

Bei  der  Ausarbeitung  der  Reichsakte  1815  glaubten  die 
Schweden,  dass,  wenn  die  drei  norwegischen  Staatsratsmitglieder, 
die  dem  König  folgten,  Sitz  und  beratende  Stimme  in  dem  schwe- 
dischen Staatsrat  haben  sollten,  so  oft  beide  Reiche  betreffende 
Angelegenheiten  zur  Verhandlung  vorlagen,  so  müssten  auch 
ihrerseits  drei  schwedische  Minister  Sitz  und  beratende  Stimme 
in  dem  norwegischen  Staatsrat  haben,  so  oft  beide  Reiche  be- 
treffende Angelegenheiten  dort  zur  Behandlung  vorlagen.  Auf 
diese  Weise  entstand  der  dritte  Absatz  des  Paragraphen. 

Damit  war  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Paragraph 
mit  dem  Ausdruck  „Angelegenheiten,  die  beide  Reiche  betreffen" 
trotzdem  diplomatische  Sachen  meinte.  Den  letzten  Absatz 
konnte  man  auch  als  Ausdruck  für  die  Voraussetzung,  dass 
diplomatische  Angelegenheiten  nicht  nur  in  dem  schwedischen. 


')  So  auch  (4ctz  in  seinen  „Samlede  Afhandlinger* 
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sondern  ancli  in  dem  norwegischen  Staatsrat  behandelt  werden 
sollten,  auffassen. 

Auf  diese  Auslegung-  wollten  die  Schweden  sich  jedoch  nie 
einlassen;  sie  behandelten  die  diplomatischen  Angelegenheiten 
nach  Annahme  der  Reichsakte  wie  vorher  in  dem  ministeriellen 
Conseil,  ohne  auf  die  Auslegung  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die 
Vorschriften  der  schwedischen  „Regierungsform"  über  die  Be- 
handlung der  diplomatischen  Angelegenheiten  irgendwie  vor  §  5 
der  Reichsakte  weichen  müssten. 

Man  könnte  weiterhin  vielleicht  auf  den  Gedanken  kommen, 
dass  §  38  des  norwegischen  Grundgesetzes  und  §  5  der  Reichs- 
akte mit  dem  Ausdruck  „der  schwedische  Staatsrat"  vielleicht 
ebensogut  den  ministeriellen  Conseil  als  den  schwedischen  Staats- 
rat im  eigentlichen  Sinne  meinte.  Die  Folge  davon  müsste  dann 
gewesen  sein,  dass  die  drei  in  §  5  der  Reichsakte  erwähnten 
Mitglieder  des  norwegischen  Staatsrats  Sitz  und  beratende  Stimme 
in  dem  ministeriellen  Conseil  haben  sollten,  so  oft  beide  Reiche 
betreffende  Angelegenheiten  in  demselben  behandelt  würden. 
Diese  Auslegung  ist  jedoch  nicht  gut  möglich,  ausser  unter  der 
Voraussetzung,  dass  in  dem  ministeriellen  Conseil  auch  drei 
schwedische  Mitglieder  anstatt  der  1814  und  15  dazu  gehörigen 
zwei  Mitglieder  Sitz  haben  würden.  Erst  1885  wurde  die 
„Re'gierungsform"  in  der  Weise  verändert,  dass  künftig  drei 
Mitglieder  in  dem  ministeriellen  Conseil  sein  sollten. 

Die  norwegische  Regierung  sprach  sich  in  einer  Eingabe 
vom  14.  Dezember  1861  dahin  aus,  dass  §  5  der  Reichsakte  nur 
diplomatische  Angelegenheiten  und  die  von  der  Reichsakte  be- 
stimmten konstitutionellen  Verhältnisse  zwischen  den  Reichen 
angehe,  und  dass  alle  übrigen  Angelegenheiten  der  Reiche  von 
dem  gemischten  Staatsrat  ausgeschlossen  werden  sollten.  Die 
norwegische  Staatsratsabteilung  bei  dem  König  ^)  schloss  sich 
jedoch  dieser  Auffassung  nicht  an,  worauf  sie  von  dem  König 
abgewiesen  wurde. 

Wenn  diese  Vorlage  der  norwegischen  Regierung  angenommen 
worden  wäre,  so  hätte  man  diesen  Paragraph  ins  richtige  Geleise 


*)  Nach  §  15  des  norwegischen  Grundgesetzes  sollten  sich  drei  Mitglieder 
des  norwegischen  Staatsrats  stets  beim  König  aufhalten. 
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gebracht;  da  aber  diese  Auslegung  nicht  gutgeheissen  wurde, 
war  es  ziemlich  unklar,  von  welclien  Sachen  man  sagen  konnte, 
dass  sie  beide  Reiche  „angingen".  Am  nächstliegendsten  wäre  es 
wohl,  anzunehmen,  dass  derartige  ökonomische  Verhältnisse,  wie 
sie  seinerzeit  das  sogenannte  „ Zwischenreichsgesetz''  behandelte 
(d.  i.  das  Gesetz,  das  zollfreie  Einfuhr  norwegischer  Waren  in 
Schweden  und  umgekehrt  bestimmte) ,  nach  diesem  Paragraph 
erledigt  werden  sollten.  Dies  könnte  darum  natürlich  erscheinen, 
weil  die  Aufhebung  solcher  Bestimmungen  seitens  des  einen 
Reiches  die  Folge  gehabt  hätte,  dass  auch  das  andere  Reich 
seinerseits  zu  einer  Aufhebung  der  entsprechenden  Bestimmungen 
schreiten  müsste,  und  die  Sache  also  dasselbe  ganz  unmittelbar 
„anging".  Auch  auf  diese  Weise  wurde  der  Paragraph  nicht 
praktiziert,  denn  als  die  Schweden  1895  das  betreffende  Gesetz 
kündigten,  wurden  die  Vorschriften  des  §  5  der  Reichsakte  nicht 
befolgt,  ebensowenig  wie  im  Jahre  1851,  als  der  König  auf 
Veranlassung  der  schwedischen  Regierung  eine  Verordnung  er- 
liess,  nach  der  für  raffinierten  Zucker,  der  von  Norwegen  nach 
Schweden  eingeführt  wurde,  höherer  Zoll  zu  erlegen  war,  als 
ihn  das  Übereinkommen  zwischen  den  beiden  Reiclien  vom 
24.  Mai  1825  vorschrieb. 

Dies  Verfahren  war  sicherlich  auch  das  richtige.  Die 
Vorschrift  im  zweiten  Satz  des  Paragraphen,  nämlich  dass*  ein 
Gutachten  der  sich  in  Norwegen  befindenden  Regierung  eingeholt 
werden  sollte,  würde  nicht  gut  auf  solche  Fälle  wie  den  oben- 
genannten passen,  bei  welchen  es  sich  um  Angelegenheiten 
handelt,  über  die  der  schwedische  Staat  nicht  nur  allein  ver- 
fügte, sondern  auch  seinen  Beschluss  ausschliesslich  mit  Rück- 
sicht auf  Schwedens  Wohl  fassen  konnte.  Wenn  aber  nicht 
die  Kündigung  von  gegenseitigen  Handelsver«:iiiisti,uuugen  als 
beide  Reiche  „angehend"  betrachtet  wurde,  was  sollte  man  dann 
unter  diese  Kategorie  stellen? 

Auf  diese  Frage  hat  man  viel  Gelehrsamkeit  und  Scliai  t- 
sinn  verschwendet,  doch  ohne  befriedigendes  Ergebnis,  w'w  aiuli 
nicht  anders  zu  erwarten  war,  denn  die  Saclu^  ist  an  iiiitl  tili' 
sich  eine  Unmöglichkeit.  Die  Folge  war  daher  audi.  dass  dii  sir 
Paragraph  einer  der  berüchtigsten  Streitparagrai)hi'ii  wuide, 
welche  die  norwegische  Rechtsgeschichte  kennt. 
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Wenn  der  Paragraph  weder  den  diplomatischen  Angelegen- 
heiten beider  Reiche,  noch  den  ökonomischen  Verhältnissen  der 
Reiche  gelten  sollte,  was  war  dann  sein  Zweck?  Als  das 
norwegische  Storting  beschlossen  hatte,  den  Statthalterposten 
aufzuheben,  behaupteten  die  Schweden,  dass  die  Frage  der 
Sanktion  dieses  Beschlusses  nach  §  5  der  Reichsakte  behandelt 
werden  müsse,  da  diese  Angelegenheit  auch  Schweden  angehe, 
indem  nicht  nur  ein  Norweger,  sondern  auch  ein  Schwede  zum 
Statthalter  in  Norwegen  ernannt  werden  könne.  Diese  Be- 
gründung würde  ziemlich  weit  führen.  Nach  §  92  des  nor- 
wegischen Grundgesetzes  können  Schweden  wie  auch  andere 
Ausländer  zu  norwegischen  Universitätslehrern  ernannt  werden. 
Die  Frage  der  Einschränkung  dieser  Möglichkeit  für  Ausländer, 
könnte  man  mit  demselben  Recht  sagen,  „gehe"  Schweden  wie  die 
übrige  Welt  etwas  „an",  und  wäre  also  nach  §  5  der  Reichsakte 
zu  behandeln.  Bei  dieser  Auslegung  wäre  es  schwierig  zwischen 
Himmel  und  Erde  etwas  zu  finden,  von  dem  man  nicht  sagen 
könnte,  dass  es  Schweden  „angehe"  (oder  was  schwedische 
Angelegenheiten  betrifft,   dass  sie  nicht  Norwegen  „angehen"). 

Man  kann  sich  ja  denken,  in  welche  Streitereien  man  auf 
diese  Weise  hineinkommen  konnte;  die  ünionsgeschichte  ist  auch 
nicht  zum  kleinsten  Teil  die  Geschichte  dieser  Streitig- 
keiten. Alles  dies  war  eine  natürliche  Folge  davon,  dass  die 
Schweden  den  Paragraphen  nicht  auf  die  einzig  natürliche  Weise 
verstehen  wollten,  nämlich  die,  dass  alle  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, die  weder  gerade  eines  der  beiden  Reiche  besonders 
betrafen,  noch  nach  §  4  Absatz  2  behandelt  werden  mussten, 
nach  §  5  hätten  behandelt  werden  sollen. 

Es  kann  noch  erwähnt  werden,  dass  Gesandte  ihren  Ab- 
schied in  Übereinstimmung  mit  §  5  der  Reichsakte  im  gemischten 
Staatsrat  erhielten,  wogegen  sie  im  ministeriellen  Conseil  ernannt 
wurden.  Dies  scheinbar  nicht  folgerichtige  Vorgehen  beruht 
auf  der  schwedischen  „Regierungsform",  die  in  §  32  bestimmt, 
dass  die  Ernennung  von  Gesandten  nach  denselben  Vorschriften 
wie  die  Erledigung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  vor  sich 
gehen  solle.  Über  die  Ernennung  und  Verabschiedung  von 
Konsuln  im  Staatsrat  nach  §  5  der  Reichsakte  siehe  weiter 
unten  S.  108. 
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IV.  Damit  sind  sämtliche  12  Paragraphen  der  Reichsakte  er- 
örtert und  ihr  Hauptinhalt  wiedergegeben.  Wenn  wir  das  eben 
Ausgeführte  noch  einmal  überblicken,  so  finden  wir,  dass  durch 
die  Union  mit  Schweden  geschaffen  war: 

1.  Ewige  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs. 

2.  Ewige  Gemeinschaft,  was  Krieg  und  Frieden  betraf,  samt 
der  Behandlung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  von 
welchen  das  Eintreten  eines  Krieges  abhängen  konnte 
(§  4  Absatz  2  der  Reichsakte). 

3.  Ausserdem  sollten  gewisse  Punktionen  dem  König  als 
norwegischem  König  in  Norwegen  und  als  schwedischem 
König  in  Schweden  immer  überlassen  bleiben  (§  4  Abs.  1 
der  Reichsakte). 

Dagegen  kam  die  wahrscheinlich  von  Anfang  an  geplante 
gemeinsame  Behandlung  der  beide  Reiche  betreffenden  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  abgesehen  von  den  in  §  4  Absatz  2 
3  und  4  besprochenen,  nicht  zustande,  weil  die  Schweden  die 
Vorschriften  ihres  Grundgesetzes  über  die  Behandlung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  nicht  vor  §  5  der  Reichsakte  zurück- 
treten lassen  wollten.  Daraus  muss  folgen,  dass  die  einzelnen 
Reiche  das  Recht  hatten,  die  Behandlungsweise  dieser  Ange- 
legenheiten nach  eigenem  Gutdünken  zu  bestimmen.  Von  diesem 
Recht  machten  die  Schw^eden  auch  1885  Gebrauch,  indem  sie 
eingreifende  Veränderungen  in  den  Bestimmungen  ihres  Grund- 
gesetzes über  die  Behandlung  der  diplomatischen  Angelegenheiten 
machten^). 

§  20. 
Streitfragen  über  den  Inhalt  der  Union. 

Zunächst  seien  einige  Verhältnisse  beleuchtet,  die  durch  die 
Reichsakte  nicht  geregelt  waren,  und  die  es  folglich  jedem 
Reich  zustand,  nach  eigenem  Gutdünken  zu  ordnen.  Dabei 
werden  wir  auf  die  Behandlung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
zurückkommen  und  diese  von  einer  anderen  Seite  betrachten. 
Wir  werden  bei  der  Gelegenheit  auch  sehen,  welche  Art  von 
Verträgen  jedes  Reich  unabhängig  von  dem  anderen  abzuscliliessen 

')  Näheres  darüber  unten  S.  128  ff. 
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berechtigt  war,  und  welche  Vertragsverhältnisse  mit  dritten 
Mächten  nach  dem  Grundsatz  der  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und 
l^rieden  für  beide  Reiche  dieselben  sein  sollten. 

1.  Titel  und  Namensziffer  des  Königs. 

Die  Reichsakte  enthält  keine  Bestimmung  über  den  Titel 
des  Königs  oder  seine  Namensziffer.  Es  war  also  nicht 
nötig,  dass  der  Titel  des  Königs  in  beiden  Reichen  der  gleiche 
war,  oder  dass  dieselbe  Namensziffer  benutzt  wurde.  Man 
könnte  vielleicht  einwenden,  dass  die  Gemeinsamkeit  in  der 
Person  des  Königs  auch  Gemeinsamkeit  des  Titels  und  der 
Xamenszitfer  zur  Folge  haben  müsste. 

Würde  man  diesem  Einwand  Gewicht  beigelegt  haben,  so 
hätte  die  Folge  sein  müssen,  dass  die  Namensziffer  der  Unions- 
könige mit  Nr.  I  hätte  anfangen  müssen.  Der  erste  gemeinsame 
König  nach  1814  war  Karl  XIII.  nach  schwedischer  Rechnung, 
Karl  IL  nach  norwegischer,  aber  in  der  neuen  Reihe  der  Unions- 
könige müsste  er  Karl  I.  gewesen  sein. 

Sollte  der  Titel  des  Königs  in  beiden  Reichen  derselbe 
gewesen  sein,  so  hätten,  da  irgendwelche  Vorschrift  in  der 
Reichsakte  fehlte,  die  beiden  Reiche  im  Königstitel  in  alpha- 
betischer Reihe  genannt  werden  müssen.  Norwegen  hätte  also 
in  Übereinstimmung  mit  internationaler  Sitte  vor  Schweden 
stehen  müssen.  Der  König  hörte  jedoch  nicht  auf,  sich  in 
Schweden  „Karl  XIII.,  König  von  Schweden  und  Norwegen" 
zu  nennen;  dies  tat  er  mit  vollem  Recht  als  schwedischer  König, 
nur  sollte  er  sich  dann  als  norwegischer  König  Karl  II.  ge- 
nannt und  den  Titel  „König  von  Norwegen  und  Schweden" 
angenommen  haben.  Dies  wurde  jedoch  1814  oder  1815  nicht 
beobachtet,  indem,  der  König  denselben  Titel  und  dieselbe 
Namensziffer  in  Norwegen  wie  in  Schweden  benutzte.  Im  Jahre 
1819  (durch  Verfügung  vom  18.  Januar)  wurde  jedoch  festgesetzt, 
dass  der  Titel  des  Königs  auf  den  norwegischen  Münzen  „König 
von  Norwegen  und  Schweden"  sein  solle,  und  durch  Ver- 
fügung vom  8.  März  1844  wurde  bestimmt,  dass  der  Titel  des 
Königs  überhaupt  in  Norwegen  „König  von  Norwegen  und 
Schweden"  sein  solle.  Dies  war  die  Folge  verschiedentlicher 
Beschwerden  von  norwegischer  Seite.     Dagegen   beharrten   die 

Aall  uud  Grjelsvik:  Die  uüiwegiscli-sclivvedische  Union  * 
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Könige  auch  als  norwegische  Könige  stets  bei  den  schwedischen 
Namenszitfern  (Karl  XIII.,  XIV.,  XV.).  Die  beiden  Könige,  die 
Oskar  hiessen  (Oskar  I.  und  II.),  hatten  keine  Gelegenheit,  be- 
sondere Form  zu  benützen,  da  weder  in  Norwegen  noch  in 
Schweden  irgendein  König  vor  1814  den  Namen  Oskar  führte. 
In  Norwegen  enthielt  das  Grundgesetz  keine  Bestimmung 
betreffend  den  Titel  des  Königs;  die  Bestimmung  darüber,  die 
sich  in  dem  Eidsvoldgesetz  fand,  wurde  bei  der  Revision  auf 
dem  ausserordentlichen  Storting  1814  weggelassen.  Da  auch 
die  Reichsakte,  wie  soeben  erwähnt,  keine  Bestimmung  in  dieser 
Richtung  enthielt,  hatte  der  König  das  Recht,  selbst  seinen 
Titel  in  Norwegen  zu  wählen.  Wie  aus  dem  oben  Gesagten 
ersichtlich  ist,  bediente  sich  der  König,  namentlich  im  Anfang, 
dieses  Rechtes  in  wenig  empfehlenswerter  Weise  und  in  Dis- 
harmonie mit  staatsmännischer  Klugheit,  die  in  internationalen 
Verhältnissen  gebietet,  dass  man  sich  immer,  nicht  am  wenigsten 
bei  äusserlichen  Kleinigkeiten,  streng  an  korrekte  Formen  liält. 
Ein  Volk  duldet  oft  grosse  Zurücksetzung  in  realen  Dingen, 
wenn  nur  Gleichberechtigung  und  Gleichheit  der  Behandlung  in 
den  äusseren  Formen  beobachtet  wird^). 

2.  Die  Flagge. 
Die  Reichsakte  enthielt  auch  keine  Vorschriften  über  Ge- 
meinsamkeit der  Flagge;  die  Folge  davon  war,  dass  jedes 
Reich  das  Recht  auf  eine  eigene  Flagge,  sowohl  Handels-  wie 
Kriegsflagge,  hatte,  und  zwar  sowohl  zur  Benutzung  innerlialb 
des  Landes  wie  auch  im  internationalen  Verkehr.  Dies  Recht 
der  Reiche,  jedes  für  sich  eine  eigene  Flagge  zu  führen,  ist  in 
guter  Übereinstimmung  damit  und  ein  richtiger  Ausdruck  dafür, 
dass  die  Union  nur  eine  vertragsmässige  (völkerrechtliche)  Ver- 

*)  Der  schwedische  Verfasser  Nils  Höyer  erwähnt  in  seiner  Schritt: 
Statsf örbundet  mellan  Sverige  og  Norge  S.  140—42  als  unriclitii:.  dass 
der  König  sogar  als  norwegischer  König  die  schwedische  NanuMiszitit  i  bc 
nützte.  Er  erwähnt  auch,  dass  es  in  der  Geschichte  nidit  hiiIm  k;\iint  war, 
dass  ein  Fürst,  wenn  seine  Stellung  eine  andere  wurde,  seine  Namensziftor 
veränderte.  So  nannte  Kaiser  B'ranz  II.  sich  nach  der  Auflösung  des  deutschen 
Reiche.«?  Kaiser  Franz  I.  von  Osterreich.  Man  kann  inicli  liinzufügen,  dass 
Jakob  VI.  von  Schottland  sich,  als  er  König  von  Knghind  wurde,  Jakob  I. 
(James  I.)  nannte. 
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bindung-  zwischen  selbständigen  Reichen  war.  Da  die  Plagge 
ein  Nationalitätszeichen  ist,  so  sollen  im  internationalen  Verkehr 
ebensoviele  Flaggen  wie  selbständige  Staaten  sein,  nicht  mehr 
und  nicht  weniger.  Wenn  Alphons  Ri vier  in  seinem  „Lehrbuch 
des  Völkerrechts"  (Ausgabe  von  1889)  S.  102  Note  1  es  einen 
„anomalen  Umstand"  nennt,  „dass  jedes  der  beiden  Länder 
seine  eigene  Handelsflagge  und  selbst  seine  eigene  Kriegsflagge" 
hatte,  so  beruht  dies  auf  einer  falschen  Auffassung  des  recht- 
lichen Wesens  und  Inhalts  der  norwegisch-schwedischen  Union. 

In  §  111  des  norwegischen  Grundgesetzes  war  auch  Nor- 
wegen ausdrücklich  das  Recht  zu  eigener  Handelsflagge  vor- 
behalten. Dieser  Vorbehalt  wurde  in  das  Grundgesetz  mit 
Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  aufgenommen,  dass  es  sich  für 
norwegische  Handelsschiife  praktischer  erweisen  könnte,  vor- 
läufig die  schwedische  Flagge  zu  benützen,  weil  diese  von 
den  damaligen  Seeräuberstaaten  in  Nordafrika  anerkannt  war, 
während  das  mit  einer  norwegischen  Flagge  noch  nicht  der 
Fall  war. 

Diese  Benutzung  sollte  dann  nicht  als  Ausfluss  einer  Ver- 
pflichtung Norwegens,  sich  der  schwedischen  Flagge  länger  zu 
bedienen,  als  es  selbst  für  gut  fand,  angesehen  werden.  Man 
hätte  freilich  die  Räuberstaaten  dazu  bringen  können,  auch  die 
norwegische  Flagge  anzuerkennen,  wenn  man  nur  bereit  ge- 
wesen wäre,  eine  genügende  Geldsumme  zu  bezahlen,  was  man 
jedoch  vermeiden  wollte.  Wie  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt, 
war  es  die  Meinung  des  Stortings  im  Jahre  1814,  dass  die 
Kriegsflagge  eine  gemeinsame  Flagge  sein  sollte;  vgl.  §  111,  2 
des  Grundgesetzes:  „Seine  (s.  Norwegens)  Kriegsflagge  wird  eine 
Ünionsflagge".  Trotzdem  diese  Bestimmung  nicht  in  die  Reichs- 
akte kam  und  daher  keine  Unionsbedingung  wurde,  gab  dieselbe 
doch  recht  unnötigen  Anlass  zu  einer  Reihe  Streitigkeiten^). 

Diese  Streitigkeiten  versuchte  man  vorläufig  durch  Aufnahme 
eines  Unionszeichens  sowohl  in  die  Handelsflagge  wie  auch  in 
die  Kriegsflagge  der  Reiche  zu  beseitigen.  (Königl.  Verfügung 
von  1844.)  Diese  Ordnung  war  vom  völkerrechtlichen  Stand- 
punkt aus  weder  Vogel  noch  Fisch.     Wenn  die  Union  erst  ein 

^)  Darüber  mehr  im  nächsten  Abschnitt. 
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Vertrags  Verhältnis  zwischen  selbständigen  Reichen  war.  so  sollte 
die  Flagge  der  beiden  Reiche  keinerlei  Zeichen  dieses  Vertrags- 
verhältnisses tragen.  Die  Flaggen  haben  ja  nicht  die  Aufgabe, 
auf  die  Vertragsverhältnisse  der  Staaten  liinzudeuten,  sonst 
müssten  sie  ja  auch,  so  oft  ein  Vertragsverhältnis  wechselt  oder 
aufhört,  einer  Veränderung  unterzogen  werden. 

War  die  Union  dagegen  kein  vertragsmässiges  Verhältnis, 
sondern  ein  selbständiger  Staat,  so  sollten  Norwegen  und 
Schweden  unter  keinen  Umständen  ihre  besonderen  Flaggen, 
nicht  einmal  mit  Unionszeichen  geliabt  haben.  Die  Ordnung 
von  1844  war  also  nicht  geeignet,  den  Anforderungen,  die  man 
an  eine  Flagge  stellen  muss,  zu  genügen,  welcher  Auffassung 
man  auch  in  bezug  auf  die  Union  huldigt.  Das  Unionszeichen 
in  der  norwegischen  Handelsflagge  wurde  daher  durch  ein  nor- 
wegisches Gesetz  vom  Jahre  1898,  welches  das  Storting  zufolge 
§  79  des  Grundgesetzes  ohne  königliche  Sanktion  durchtrieb, 
abgeschafft. 

3.  Die  Reihenfolge  der  Namen  Norwegen  und  Scliweden 
im  internationalen  Verkehr. 

flber  die  Reihenfolge,  in  der  Norwegens  und  Schwedens 
Namen  im  internationalen  Verkehr  stehen  sollten,  z.  B.  in 
welcher  Reihenfolge  Delegierte  von  Norwegen  und  Schweden 
das  Protokoll  auf  internationalen  Kongressen,  wo  beide  Länder 
vertreten  waren,  unterzeichnen  sollten,  enthielt  die  Reichsakte 
keine  Bestimmung.  Daraus  sollte  folgen,  dass  man  dem  allge- 
meinen internationalen  Brauch  gefolgt  wäre,  d.  h.  dass  Norwegen 
und  Schweden  zwischen  den  anderen  Staaten  in  alphabetisclur 
Reilie  (nach  ihren  französischen  Namen)  zu  stehen  gekommen 
wären.  Dann  hätte  Norwegen  seine  Stelle  unter  N.  (Norvege) 
und  Schweden  unter  S.  (Suede)  einnehmen  müssen.  Dies  wiirc 
in  guter  Übereinstimmung  mit  der  Regel,  welche  die  IJoiclisiiktc 
selbst  in  Anwendung  bringt,  gewesen  (Norwegen  zuerst  in  dem 
norwegischen  und  Schweden  zuerst  in  dem  schwedischen  Exem- 
plar). Die  norwegische  Königsgewalt  sorgte  jedoch  mir  scliUclit 
dafür,  dass  Norwegen  im  internutioiialcii  Vcikc^lir  den  Platz 
erhielt,  der  ihm  mit  Reclit  zukam.  In  dw  Ii'cl^vI  miti'rscliriclxMi 
die  Delegierten  auf  den    iiitcriiatioiiah'ii   Koiij^rcsscii.    wo   bcidr 
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Staaten  vertreten  waren,  unter  dem  „Firmanamen":  „La  Suede 
et  la  Norvege"  (unter  S.).  Doch  war  diese  Regel  nicht  ganz 
ohne  Ausnahme.  Auf  dem  internationalen  Kongress  in  Paris 
zur  Unterdrückung  des  weissen  Sklavenhandels  1902  erhielt 
Norwegen  seine  richtige  Stelle  unter  N.  und  Schweden  unter  S. 

4.   Das  Recht  jedes  Reiches,   internationale  Verträge 

zu  schliessen. 

Irgendeine  Bestimmung  darüber,  dass  Verträge  von  den 
Reichen  gemeinsam  abgeschlossen  werden  sollten,  enthielt  die 
Reichsakte  nicht.  Hieraus  folgte,  dass  das  Recht,  Verträge 
zu  schliessen  und  zu  kündigen,  jedem  der  Reiche  zukam.  Die 
Regel,  dass  das  Recht,  Verträge  zu  schliessen  und  aufzuheben, 
immer  dem  König  zukommen  sollte  (siehe  §  4  I  der  Reichsakte), 
tat  diesem  Grundsatz  keinen  Eintrag.  Solche  Befugnis,  die  dem 
König  auf  diese  Weise  immer  zukommen  sollte,  musste  er, 
wenn  das  Vorgehen  richtig  sein  sollte,  als  norwegischer  König 
in  Norwegen  und  als  schwedischer  König  in  Schweden  zur 
Geltung  bringen.  Indessen  stand  dem  nichts  im  Wege,  dass 
der  König,  wenn  die  Reiche  darüber  einig  waren,  Verträge  für 
beide  Reiche  gemeinsam  abschliessen  (oder  aufheben)  konnte, 
wenn  er  nur  die  für  jedes  Reich  vorgeschriebenen  Formen  be- 
obachtete. Der  Vertrag  wurde  trotzdem  ein  norwegischer  Vertrag 
und  ein  schwedischer  Vertrag. 

Wenn  der  Vertrag  derart  war,  dass  nach  dem  norwegischen 
Grundgesetz  die  Zustimmung  des  Stortings  eingeholt  werden 
musste,  so  musste  dies  in  gleicher  Weise  geschehen,  ob  der 
Vertrag  zusammen  mit  Schweden  oder  für  Norwegen  allein  ab- 
geschlossen wurde.  Dasselbe  gilt  für  die  Zustimmung  des 
schwedischen  Reichstags.  War  der  Vertrag  mit  dem  Vorbehalt 
der  Zustimmung  der  Nationalversammlungen  abgeschlossen,  so 
musste  er  fallen,  sobald  die  eine  derselben  ihre  Zustimmung 
versagte.  Das  andere  Reich  konnte  dann  natürlich  den  Vertrag 
für  sich  allein  abschliessen,  insofern  er  nicht  mit  den  Vorschriften 
der  Reichsakte  betreffend  die  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden 
in  Widerstreit  stand.  Diese  auf  ewige  Zeiten  verabredete  Ge- 
meinsamkeit in  Krieg  und  Frieden  beschränkte  natürlich  ge- 
wissermassen  die  politische  Handlungsfreiheit  der  beiden  Reiche, 
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folglich  auch  ihre  Freiheit,  auf  eigene  Hand  ohne  Einverständnis 
des  anderen  Reiches  gewisse  Verträge  abzuschliessen.  So  be- 
schränkt ja  auch  jedes  andere  Schutz-  und  Trutzbündnis,  selbst 
wenn  es  nicht  „ewig"  ist,  die  politische  Handlungsfreiheit  der 
verbundenen  Staaten. 

Es  wären  nun  die  verschiedenen  Vertragsgruppen  durch- 
zugehen, um  zu  sehen,  welche  Beschränkungen  die  Gemeinsamkeit 
in  Krieg  und  Frieden  jedem  Reich  beim  Abschluss  von  Verträgen 
auferlegte.  Man  unterscheidet  zwischen  rechtssetzenden  Verträgen 
(law-making  treaties)  und  Rechtsgeschäftsverträgen. 

Was  die  ersteren  betrifft,  so  kann  kein  Zweifel  darüber 
sein,  dass  jedes  der  beiden  Reiche  das  Recht  hatte,  auf  eigene 
Faust  derartige  rechtsetzende  Verträge  abzuschliessen,  die  keine 
Vorschriften  über  Kriegführung  oder  die  Anwendung  von  anderen 
völkerrechtlichen  Zwangsmitteln  enthielten. 

Wenn  wir  uns  die  Vertragsentwürfe  über  verschiedene 
Gegenstände  aus  dem  internationalen  Privatrecht  vergegen- 
wärtigen, die  auf  der  internationalen  privatrechtlichen  Konferenz 
zu  Haag  1900  ausgearbeitet  wurden,  so  finden  wir  keine  Gründe 
dagegen,  dass  das  eine  Reich  ohne  das  andere  diesen  Verträgen 
beitreten  konnte.  Dies  wurde  auch  faktisch  getan,  indem 
Schweden  diesen  Verträgen  beitrat,  Norwegen  dagegen  nicht  ^). 

Was  speziell  die  Verträge  betrifft,  die  kriegsrechtliche 
Vorschriften  enthalten,  z.  B.  die  Deklaration  zu  St.  Petersburg 
1868  und  den  Vertrag  über  die  Gesetze  und  die  Gebräuche  des 
Landkriegrechtes  von  1899,  so  war  es  zwar  wenig  rationell, 
dass  dieselben  von  einem  der  beiden  Reiche  abgeschlossen 
wurden.  Das  eine  Reich  sollte  ja  nur  in  Gemeinschaft  mit 
dem  anderen  Krieg  führen,  und  Verträge  der  eben  besprochenen 
Art  würden  während  eines  Krieges  keine  Gültigkeit  haben, 
wenn  nicht  beide  Reiche  sie  abgeschlossen  hätten-').    Aus  diesem 

')  Die  Folge  davon,  dass  jedes  Keich  für  sich  derartige  Verträge 
schliessen  konnte,  war,  dass  der  Vertreter  Norwegens  und  der  Schwedens 
auf  internationalen  Konferenzen  zur  Ausarbeitung  derartiger  Verträge  nicht 
den  gleichen  Standpunkt  einzunehmen  brauchten;  der  Vertreter  Norwegens 
konnte  z.  li.  die  Annahme  des  Domizilprinzips,  der  schwedische  Vertrete  i  dir 
Annahme  des  Nationalitätsprinzips  befürworten. 

')  Vgl.  das  Übereinkommen  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Land- 
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Grunde  war  nie  die  Rede  davon,  dass  das  eine  Reich  ein  solches 
Übereinkommen,  ausser  in  Gemeinschaft  mit  dem  anderen  ab- 
schliessen  wollte,  und  da  Norwegen  anfangs  seine  Bedenken 
dagegen  hatte,  der  Konvention  über  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkrieges  von  1899  beizutreten,  so  trat  auch  Schweden 
ihr  nicht  bei^). 

Obwohl  man  mit  Rücksicht  auf  das  oben  Erwähnte  aner- 
kennen muss,  dass  es  unpraktisch  und  irrationell  gewesen  wäre, 
wenn  das  eine  Reich  ohne  das  andere  einer  solchen  Konvention 
beigetreten  wäre,  so  könnte  man  doch  von  rein  theoretischem 
Standpunkt  aus  die  Zulässigkeit  dazu  nicht  in  Abrede  stellen. 

Die  Staatsorgane  in  dem  einen  Reich  könnten  so  überlegt 
haben:  „Allerdings  ist  ein  Übereinkommen  dieser  Art,  wenn 
unser  Reich  es  allein  abschliesst,  in  einem  Krieg  ohne  Bedeutung, 
wenn  nicht  das  andere  Reich  ihm,  ehe  Krieg  ausbricht,  bei- 
getreten ist;  doch  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  andere 
Reich,  wenn  wir  erst  beitreten,  früher  oder  später  nachkommen 
wird".  Das  Beitreten  des  einen  Landes  könnte  also  politische 
Bedeutung  haben,  selbst  wenn  es  im  Kriegsfall  wirkungslos 
wäre  aus  dem  Grunde,  dass  das  andere  Land  nicht  zur  richtigen 
Zeit  beigetreten  war. 

Die  Rechtsgeschäftsverträge  kann  man  in  zwei  Arten  ein- 
teilen: Dispositive  (transi torische)  Verträge  (Rivier:  „traites  de 
disposition")  und  Assoziationsverträge  (Rivier:  „traites  d'asso- 
ciations").  Der  Begriff  dispositive  Verträge  wird  nicht  von 
allen  auf  dieselbe  Weise  definiert.  Die  richtige  Auffassung 
scheint  die  zu  sein,  dass  man  unter  diesem  Begriff  alle  diejenigen 
Verträge  gehen  lässt,  welche  sozusagen  mit  einem  Schlag  erfüllt 
werden  und  der  Zukunft  nichts  mehr  zu  tun  überlassen^). 

Unter  diese  Kategorie  fallen  folglich:  1.  Grenzverträge, 
soweit  sie  die  Bestimmung  der  eigentlichen  Grenzlinie  betreffen, 
2.  Zessionsverträge.  Dagegen  fallen  diejenigen  Verträge,  welche 
eine   sogenannte   völkerrechtliche   „Servitut"   begründen,   z.  B. 

krieges  von  1899  Art.  2,  II;  vgl.  auch  Artikel  2  derselben  Konvention 
von  1907. 

*)  Später  hat  man  in  Norwegen  seine  Bedenken  gegen  diese  Konvention 
fallen  lassen  und  ist  ihr  deshalb  am  25.  Juni  1907  beigetreten. 

2j  Vgl.  Huber:  Staatensukzession  S.  44—45. 
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die  Verabredung  zwischen  Norwegen  und  Schweden  vom  Jahre 
1905  über  die  neutrale  Zone,  nicht  unter  diese  Kategorie^). 

Dispositive  Verträge  konnte  jedes  Reich  auf  eigene 
Hand  abschliessen ,  wenn  sie  nicht  derart  waren,  dass  ihre 
bleibende  Wirkung  die  gemeinsame  Verteidigung  erschwerte. 
So  verhielt  man  sich  auch.  Durch  den  Vertrag  von  1826 
zwischen  Norwegen  und  Russland  wurden  die  sogenannten  nor- 
wegisch-russischen „gemeinsamen  Distrikte"  zwischen  Russland 
und  Norwegen  geteilt  und  die  Grenze  festgesetzt. 

Im  Jahre  1877  verkaufte  Schweden  die  Insel  Bartholomäus 
in  Westindien  an  Frankreich  für  320000  Frk. 

Weder  die  Abtretung  dieser  Insel  noch  die  Teilung  der  nor- 
wegisch-russischen gemeinsamen  Distrikte  waren  Dispositionen, 
welche  die  gemeinsame  Verteidigung  erschwerten,  im  Gegenteil. 
Jedes  der  beiden  Reiche  konnte  deshalb  frei  und  auf  eigene 
Hand  auftreten.  Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die  Schweden 
Gotland  oder  öland,  oder  die  Norweger  Kristiansand  hätten 
abtreten  wollen. 

Die  Assoziationsverträge  sind  in  politische  Verträge 
und  Verkehrsverträge  (ökonomische  Verträge  oder  Ver- 
waltungsverträge ''^) )  einzuteilen.  Verkehrsverträge,  wie  Handels- 
und Schiffahrtverträge,  Verträge  für  den  Schutz  des  künstlerischen 
und  literarischen  Eigentumsrechts  usw.,  konnte  jedes  Reich  für 
sich  abschliessen,   was  auch  mehr  und  mehr   die  Regel  wurde. 


*)  Der  Grund  dafür,  dass  die  famose  Lehre  der  völkerrechtlichen  Ser- 
vituten, die  einem  Territorium  aktiv  und  passiv  folgen  sollten,  in  wessen 
Besitz  dasselbe  auch  überginge,  sich  solange  erhalten  hat.  liegt  nicht  zum 
geringsten  Teil  darin,  dass  man  Verträge,  welche  der  Territorialhoheit  eines 
Staates  solche  Beschränkungen  auferlegen,  als  dispositive  Verträge  gcrei  lim  t 
hat,  welche  der  Zukunft  nichts  zu  erfüllen  übrig  lassen.  Davon  kann  man  sich 
tiberzeugen,  wenn  man  vergleicht,  was  v.  Holtzendorff  8.41 — 42  in  seinem 
Handbuch  II  schreibt,  mit  dem,  was  er  in  demselben  Buch  S.  250  ausiiiliit. 

')  Man  sieht  oft  die  Einteilung  in  politische  und  Verkehrsvertriige 
neben  der  Einteilung  in  dispositive  und  Assoziationsverträge  in  der  Weise. 
dass  die  Verträge  nach  dem  einen  Einteilungsprinzip  in  Assoziations-  und 
dispositive  Verträge,  und  nach  einem  anderen  in  politische  und  Verkehrs- 
verträge zerfallen.  Dies  führt  leicht  zur  Verwirrung,  da  nur  «li»  \ss.> 
ziationsverträge  sich  in  politische  Verträge  und  Verkehrsvortrilgi  (iu- 
teilen  lassen. 
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Was  die  politischen  Verträge  betrifft,  so  kann  man 
licht  sagen,  dass  die  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden 
linderte,  dass  eines  der  beiden  Reiche  irgendeinen  Vertrag 
lieser  Art  abschliessen  konnte. 

So    wäre   z.   B.    nichts    dagegen    einzuwenden,    dass    eine 
swischen  Norwegen  oder  Schweden  einerseits  und  einem  fremden 
Staate  andrerseits  entstandene  Streitigkeit  einem  Schiedsgericht 
mterbreitet   worden   wäre,    insofern    dieselbe    nicht    die   Selb- 
ständigkeit  oder   ein   vitales   Interesse  des   Reiches   oder   eine 
Integritätsfrage  von  wesentlicher  Bedeutung  für  Norwegens  und 
Schwedens  gemeinsame  Verteidigungsinteressen  ^)  betroffen  hätte. 
Ist  man  aber  einig  darüber,  so  konnte  auch  nichts  im  Wege 
gewesen  sein,  dass  jedes  Reich  für  sich  generelle  Schiedsverträge 
zur  Lösung  internationaler  Streitigkeiten   mit  Ausnahme  ^j   der 
oben   erwähnten   hätte    abschliessen    können.     Solche   Verträge 
schlössen  die  Reiche  jedoch  immer  zusammen  ab. 

Garantieverträge  konnten  die  Reiche  dagegen  nicht  jedes 
für  sich  abschliessen.  Es  war  daher  richtig,  dass  der  Beitritt 
(vom  30.  April  1817)  zu  dem  Garantievertrag  der  Wiener 
Kongressmächte  die  Schweiz  betreffend  im  Namen  Norwegens 
und  Schwedens  gescliah.  (Vgl.  Recueil  des  Traites  de  la  Norvege 
(1907)  S.  654—55.) 

Ebensowenig  konnte  das  eine  Reich  ohne  das  andere  Neu- 
tralitätsgarantie oder  andere  Garantie,  welche  die  politische 
Handlungsfreiheit  desselben  beschränken  konnte,  entgegennehmen. 


^)  Selbständigkeit  und  „vitales  Interesse"  sind  hier  nach  allgemeinem 
Gebrauch  nebeneinander  gesetzt,  obwohl  dies  sicherlich,  streng  genommen, 
nicht  korrekt  ist.  Die  „Selbständigkeit"  im  juristischen  Sinne  kann  niemals 
unter  ein  internationales  Schiedsgericht  kommen,  da  der  internationale 
Schiedsspruch  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Selbständigkeit  der  streitenden 
Staaten  voraussetzen  muss.  Fragen,  die  „politisch"  die  Selbständigkeit  eines 
Landes  berühren,  sind  dagegen  Fragen  von  „vitalem  Interesse'".  Folglich 
brauchte  ein  Schiedsvertrag,  der  „die  vitalen  Interessen"  einem  Schiedsgericht 
nicht  unterbreitet  haben  will,  nicht  dieselbe  Ausnahme  für  die  „Selbständigkeit"' 
zu  machen. 

2)  Dass  in  einen  Verkehrsvertrag,  den  das  einzelne  Reich  abschloss, 
eine  Klausel,  nach  der  Fragen  über  die  Auslegung  und  Anwendung  des 
Vertrags  durch  Schiedsgericht  gelöst  werden  sollten  (kompromissarische 
Klausel),  aufgenommen  werden  konnten,  ist  selbstverständlich. 
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Dasselbe  miisste  für  das  Abgeben  von  Neutralitätserklärungen 
sowohl  während  eines  einzelnen  Krieges  wie  auch  für  beständig 
gelten,  insofern  die  Meinung  mit  einer  solchen  Erklärung  wäre, 
die  Handlungsfreiheit  in  irgendeiner  Weise  moralisch  oder 
rechtlich  zu  beschränken. 

Dagegen  konnte  das  eine  Reich  wohl  allein  eine  derartige 
Neutralitätszusage,  wie  sie  Luxemburg  1867  von  Belgien  empfing, 
annehmen. 

Aus  dem  Angeführten  wird  man  ersehen,  dass  die  Ge- 
meinsamkeit in  Krieg  und  Frieden  dem  Recht  des  einen  Reiches, 
Verträge  auf  eigene  Hand  abzuschliessen,  gewisse  Beschränkungen 
auferlegte,  jedoch  nicht  in  dem  Masse,  wie  man  sich  oft  vorge- 
stellt hat. 

Wenn  beide  Reiche  einem  Kollektivvertrag  beitraten,  so 
war  die  Folge  davon,  dass  sie  gegenseitig  Yertragsmächte 
wurden ;  die  Auflösung  der  Union  hatte  keinen  Einfluss  auf  dies 
Verhältnis.  Die  Petersburger  Konvention  z.  B.  gilt  demnach 
heutigen  Tags  zwischen  Norwegen  und  Schweden  wie  zwischen 
Norwegen  und  Frankreich. 

§  21.    (Fortsetzung.) 
Streitfragen  über  die  Organe  der  äusseren  Verwaltung. 

Die  Reichsakte  hatte  keine  anderen  gemeinsamen  Organe  ein- 
gerichtet, als  den  König,  nebst  den  zur  Aufrechterhaltung  der 
Gemeinscliaft  dieses  Organes  notwendigen  Reserveorganen;  sie 
hatte  also  nichts  über  Gemeinsamkeit  z.  B.  des  Ministers  des 
Auswärtigen,  des  Gesandtschafts-  oder  Konsulatwesens  bestimmt. 

Wenn  Norwegen  während  der  ünionszeit  kein  eigenes  Kon- 
sulatswesen, Gesandtschaf tswesen  oder  einen  eigenen  Minister 
des  Äusseren  hatte,  so  war  dies  also  eine  faktische  Ordnung 
ohne  rechtliche  Begründung  in  der  Reichsakte,  weshalb  Nor- 
wegen das  Recht  zustand,  besonderes  Konsulatwesen.  Gesandt- 
schaftswesen usw.  zu  errichten,  sobald  es  dies  füi'  an^tzrigt 
hielt.  Da  es  liii  die  richtige  Beurteilung  der  Ercii^iiissi  .  die 
1905  zur  Auflösung  der  Union  führten,  eine  gewisse  Bedeutung 
hat,  soll  im  folgenden  Norwegens  Recht  auf  eigenes  Konsulat- 
wesen usw.  kurz  nachgewiesen  werden.  Wie  bekannt,  war  es 
ja  diese  Streitfrage,  die  zur  Auflösung  der  Tnion  führte. 
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a)  Norwegens  Recht  auf  eigenes  Konsulatswesen. 

Die  Reichsakte  berührte  das  Konsulatwesen  mit  keinem 
Wort.  Sie  bestimmte  also  nicht,  dass  das  Konsulatwesen  ge- 
meinsam sein  sollte,  noch  dass  das  eine  Reich  kein  Recht  auf 
eigenes  Konsulatwesen  haben  sollte,  im  Falle  es  dies  wünschte. 

Nach  den  allgemein  anerkannten  Auslegungsregeln  ist  dies 
Schweigen  so  aufzufassen,  dass  das  Konsulatwesen  ausserhalb 
der  Unionsbedingungen  lag,  dass  die  Reiche  mit  anderen  Worten 
in  ihrer  Handlungsfreiheit  in  diesem  Punkte  nicht  beschränkt 
waren.  Man  konnte  dagegen  nicht  einwenden,  dass  die  Union 
vielleicht  auf  viele  Verhältnisse,  die  in  der  Reichsakte  nicht 
erwähnt  waren,  Bezug  haben  konnte;  nein,  es  war,  wie  früher 
berührt,  in  der  Intimation  der  Reichsakte  mit  klaren  Worten 
gesagt,  dass  sie  alle  Unionsbedingungen  enthalte. 

Die  Gemeinsamkeit  des  Konsulatwesens,  die  bis  zur  Auf- 
lösung der  Union  bestand,  war  deshalb  keine  vertragsmässige 
Gemeinsamkeit,  sondern  muss,  wie  schon  angedeutet  ist,  als 
eine  faktische  Ordnung  charakterisiert  werden,  deren  Aufhören 
jedes  der  beiden  Reiche  nach  Gutdünken  verlangen  konnte. 

Dies  war  auch  die  in  Norwegen  sowohl  unter  Politikern 
als  auch  unter  Rechtsgelehrten  herrschende  Meinung.  Eine 
Ausnahme  davon  scheint  jedoch  der  jetzt  verstorbene  Professor 
an  der  Universität  zu  Kristiania  T.  H.  Aschehoug  zu  machen, 
wenn  er  in  seinem  Buch  „Norges  nuvärende  statsforfatning"  I 
S.  169  folgendes  behauptet:  „Durch  königliche  Verfügung  vom 
18.  Januar  1815  wurde  befohlen,  dass  den  damaligen  schwedischen 
Konsuln  neue  Diplome  ausgefertigt  w^erden  sollten,  durch  die 
sie  ermächtigt  würden,  die  Handelsinteressen  der  Reiche  als 
schwedische  und  norwegische  Konsuln  wahrzunehmen.  Dies 
war  die  faktische  Sachlage,  an  welche  dies  Grundgesetz  der 
Union  sich  notwendigerweise  gehalten  haben  muss". 

Dies  scheint  man  so  verstehen  zu  müssen,  dass  nach  Asche- 
hougs  Ansicht  eine  durch  die  Reichsakte  bestimmte  (vertrags- 
mässige) Gemeinschaft  des  Konsulatwesens  bestanden  hätte. 
Seine  Beweisführung  ist  jedoch  nicht  haltbar.  Erstens  stimmt 
es  besser  mit  gesunden  Auslegungsgrundsätzen  überein,  zu  sagen, 
dass  die  Reichsakte  sicli  durcli  ihr  Schweigen  über  die  Frage 
der    faktischen   Ordnung   gegenüber   indifferent   gehalten   habe. 
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Eines  war.  die  schwedischen  Konsuln  1815  die  norwegischen 
Konsulatsangelegenheiten  besorgen  zu  lassen,  etwas  ganz 
anderes  wäre  es,  zu  behaupten,  dass  Norwegen  in  aller  Zukunft 
Schweden  gegenüber  verpflichtet  sein  solle,  diese  Ordnung 
beizubehalten. 

Zweitens:  Worin  bestand  die  faktische  Ordnung  im  Jahre 
1815?  —  Sie  bestand,  wie  oben  angedeutet,  darin,  dass  die 
schwedischen  Konsuln  die  norwegischen  Angelegenheiten  be- 
sorgten, also  nicht  in  einer  Gemeinschaft  des  Konsulatwesens. 

Wenn  das  Konsulatwesen  durch  die  Annahme  der  Reichsakte 
1815  gemeinsam  geworden  wäre,  so  hätten  die  Konsuln  von  da 
an  im  zusammengesetzten  Staatsrat  gemäss  §  5  der  Reichsakte 
ernannt  und  verabschiedet  werden  müssen;  auf  diese  Weise 
wurde  aber  erst  nach  dem  Erlass  einer  schwedischen  königlichen 
Verfügung  vom  23.  Januar  1836  verfahren. 

Bis  zum  Jahr  1836  konnte  man  daher  auch  nicht  mit  einem 
Schein  von  Recht  behaupten,  dass  die  Konsuln  gemeinsam  wären. 
Norwegens  Verhältnis  zu  den  schwedischen  Konsuln  bis  zum 
Jahr  1836  jedenfalls  war  ein  Mandatsverhältnis,  wie  seinerzeit 
dasjenige  von  Norwegen  und  Schweden  zu  den  niederländischen 
Konsuln  in  Japan,  die  seit  dem  Jahre  1870  die  norwegischen 
und  schwedischen  konsularen  Angelegenheiten  dort  besorgten^). 

Dass  die  Ernennung  der  Konsuln  vor  1836  nicht  im  zu- 
sammengesetzten Staatsrat  vor  sich  ging,  hält  Aschehoug  für 
einen  Fehler.  Dabei  widerspricht  er  sich  aber  selbst,  denn 
wenn  die  Reichsakte  sich  1815  an  die  faktische  Ordnung  ge- 
halten (und  dieselbe  legalisiert)  hätte,  so  wäre  es  ja  damit 
vertragsmässig  zwischen  den  Reichen  bestimmt  gewesen,  dass 
die  schwedischen  Konsuln  mit  der  im  Jahre  1815  benutzten 
Ernennungsweise  als  norwegische  Konsuln  fungieren  sollten: 
und  da  wäre  es  gerade  richtig  gewesen,  dass  sie  nicht  im  zu- 
sammengesetzten Staatsrat  ernannt  wurden. 

'}  Auch  nach  1836  war  in  Wirklichkeit  Norwegens  Verhältnis  zu  dem 
schwedischen  Konsulatwesen  ein  Mandatsverhältnis  derselben  Art  wir  vor 
1836.  Norwegische  Beamte  konnten  die  Konsuln  nicht  werden,  da  solche 
nicht  im  zusammengesetzten  Staatsrat  ernannt  werden  konnten,  d  li.  wenn 
die  Reichsakte,  wie  hier  angenommen  wird,  keine  (Gemeinschaft  des  Kousuiat- 
wesens  eingerichtet  hatte. 
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Wenn  das  Konsulatwesen  weder  durch  Annalime  der  Reichs- 
akte gemeinsam  wurde,  noch  die  Eeichsakte  Norwegen  die  Pflicht, 
dasselbe  Konsulatwesen  wie  Schweden  zu  benutzen,  auferlegte, 
so  konnte  auch  eine  königliche  Verfügung  weder  im  schwedischen 
noch  im  zusammengesetzten  Staatsrat  eine  Veränderung  hierin 
lierbeiführen.  Der  König  konnte  nicht  auf  diese  Weise  in 
seiner  Eigenschaft  als  norwegischer  König  mit  sich  selbst  in 
sL'iiier  Eigenschaft  als  schwedischer  König  kontrahieren. 

Wie  im  §  20  unter  4  erwähnt,  konnte  Norwegen  allerdings 
iii  niaiu'herlei  Vertragsverhältnissen,  die  nicht  in  der  Reichsakte 
festgesetzt  waren,  zu  Schweden  stehen,  jedoch  mussten  diese 
Vertragsverhältnisse  derart  sein,  dass  Norwegen  sie,  seinem 
(Grundgesetz  gemäss,  auch  mit  anderen  Reichen  eingehen  konnte. 
Niemand  wird  aber  behaupten  können,  dass  die  norwegische 
Staatsgewalt  Norwegen  die  andauernde  Verpflichtung,  sein  Kon- 
sulatwesen z.  B.  zusammen  mit  England  zu  haben,  auferlegen 
konnte. 

Danach  könnte  eine  Verpflichtung  Norwegens,  gemeinsames 
Konsulatw^esen  mit  Schweden  zu  haben,  nur  durch  Veränderung 
oder  Zusatz  der  Reichsakte  zustande  kommen,  und  was  Norwegen 
betrifft,  so  hätte  man  sich  also  der  für  Grundgesetzveränderungen 
bestimmten  Form  (§12  der  Reichsakte)  bedienen  müssen.  Eine 
königliche  Verfügung  war  nicht  genügend. 

Man  hat  auch  hierfür  ein  Präzedenz:  Durch  königliche 
Verfügung  vom  20.  Juni  1844  wurde  unter  anderem  bestimmt, 
dass  in  die  Handelsflagge  der  beiden  Länder  Unionszeichen 
aufgenommen  werden  sollten.  Da  diese  königliche  Verfügung 
nicht  einem  Vertrag  zwischen  den  Reichen  gleichkam,  konnte 
sie  von  dem  einen  Reich  einseitig  verändert  werden,  was  auch 
durch  das  norwegische  Flaggengesetz  vom  10.  Dezember  1898, 
das  das  ünionszeichen  wieder  abschaffte,  getan  worden  ist. 

Einige  schwedische  Juristen  (Prof.  Trygger:  Flaggfrägan, 
1899,  Prof.  Rydin:  Norska  flagglagens  rättslige  betydelse,  1899, 
Prof.  Kjellen:  Rätt  och  sanning  i  flaggfrägan,  1899)  behaupteten 
allerdings,  dass  dies  norwegische  Gesetz  ungültig  wäre;  sie 
fassten  nämlich  die  königliche  Verfügung  vom  Jahre  1844  als 
\  rrtra^  zwischen  den  Reichen  auf.  Die  schwedische  Regierung 
und  der  Reichstag  nahmen  jedoch,  als  es  zur  Entscheidung  kam, 
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diesen  Staiulpimkt  iiiclit  ein,  trotzdem  die  erwähnten  schwedischen 
Verfasser  in  ihren  Schriften  hervorhoben,  dass  Norwegen, 
wenn  es  durch  norwegisches  Gesetz  das  ünionszeichen  aus  der 
Handelsflagge  entfernen  könne,  auf  dieselbe  Weise  die  Gemein- 
samkeit des  Konsulatwesens  auch  aufheben  könne  ^).  In  dieser 
Schlussfolgerung  hatten  die  schwedischen  Verfasser  zweifellos 
Recht;  das  Flaggengesetz  war  insofern  ein  bindender  Präzedenz- 
fall von  norwegischer  Seite,  was  auch  schon  z.  B.  1898  in  der 
Zeitung  „Verdens  Gang"  hervorgehoben  wurde  ^). 

Danach  kann  kein  Zweifel  darüber  sein,  dass  die  sogenannte 
Gemeinsamkeit  des  Konsulatwesens  von  dem  einen  Reich  ohne 
Zustimmung  des  anderen  aufgehoben  werden  konnte. 

Die  Konsulatverordnung  vom  4.  November  1886  war  im 
zusammengesetzten  Staatsrat  ausgefertigt,  aber  auch  in  dem 
norwegischen  Exemplar  dieser  Verordnung  stand  Schwedens 
Name  immer  vor  dem  Norwegens.  Dies,  sollte  man  glauben, 
deutete  darauf  hin,  dass  diese  Verordnung  dem  schwedischen 
Konsulatwesen  als  schwedischer  Institution  gegolten  hatte.  Wäre 
wirkliche  Gemeinsamkeit  des  Konsulatwesens  vorhanden  gewesen, 
so  hätte  in  dem  norwegischen  Exemplar  dieser  Verordnung,  wie 
in  dem  der  Reichsakte  selbst,  der  Name  Norwegens  an  erster 
Stelle  stehen  müssen. 

Dass  man  auf  dem  ausserordentlichen  Storting  1814  davon 
ausging,  dass  Norwegen,  wenn  es  dies  wünschen  sollte,  ein 
Recht  auf  eigenes  Konsulatwesen  habe,  geht  deutlich  aus  den 
Verhandlungen  hervor. 

Der  Abgeordnete,  Konsul  A.  Konow,  machte  am  30.  Oktober 
den  Vorschlag,  Norwegen  solle  sein  besonderes  Konsulatwesen 
errichten  (Stortingsverhandlungen  1814  S.  481 — 83).  Dieser 
Vorschlag  wurde  mit  anderen  zusammen  einem  Ausschusse  (be- 
stehend aus  6  Mitgliedern,  worunter  Konow  selbst)  zur  Vor- 
beratung überwiesen.  Am  15.  November  gab  der  Ausschuss  sein 
(iutachten  dahin  lautend  ab:   Was  besondere  Konsuln  für  Nor- 


')  Trygger  a.  a.  O.  S.  17.  Rydin  a.  a.  O.  S.  66-67.  Kjellt^n  a.  a.  0. 
iS.  25. 

^}  Die  Ausführung  in  , .Verdens  Gang'*  wird  auch  beiKjellön:  Rätt  och 
Sanning  i  flaggfrilgan  S.  2n  erwähnt. 
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wegen  betrifft,  so  glaube  er,  dass  es  iiiitzlicli  wäre,  gegenüber 
Seiner  Majestät  den  Wunsch  zu  äussern,  dass,  falls  es  sich 
zeigen  sollte,  dass  Norwegen  darunter  litte,  mit  Schweden  zu- 
sammen gemeinsame  Konsuln  zu  haben,  besondere  Konsuln  für 
Norwegen  ernannt  werden  möchten  (Stortingsverhandlungen 
S.  708).  Am  16.  November  1814  fasste  das  Storting  mit  52 
Stimmen  folgenden  Beschluss:  „Das  Storting  beschliesst,  dass 
wegen  dieses  Antrags  und  Eingabe  nichts  in  dem  allgemeinen 
Gesuch  an  den  König  aufgenommen  werden  soll".  Wir  sehen: 
Der  Stortingsabgeordnete  Konow  ging  davon  aus,  dass  Norwegen 
ein  Reckt  auf  besondere  Konsuln  hätte.  Dieselbe  Auffassung 
hatte  der  Ausschuss.  Dass  das  Storting  diesen  Vorschlag  ver- 
warf, hatte  seinen  Grund  augenscheinlich  in  praktischen 
Rücksichten.  Hunderterlei  Dinge  sollten  1814  in  Norwegen 
neuorganisiert  werden,  und  mit  den  Geldmitteln  war  es  nach 
den  vorangegangenen  Kriegsjahren,  Missernten,  Geldkrisen  und 
dem  dänischen  Staatsbankrott  schlecht  bestellt.  Dazu  kam,  dass 
man  den  Konsuln  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  nicht  die 
Bedeutung  beilegte,  und  sie  auch  nicht  die  Bedeutung  hatten, 
wie  ein  Menschenalter  später.  Es  ist  daher  kein  Wunder,  dass 
das  Storting  keine  Lust  dazu  verspürte,  in  grösserer  oder 
kleinerer  Ausdehnung  eigene  Konsuln  zu  unterhalten.  Aber  eines 
ist  es  unterlassen,  den  König  um  besondere  Konsuln  zu  ersuchen, 
ein  anderes,  Norwegen  das  Recht  auf  eigenes  Konsulatwesen 
absprechen.  Dass  das  Storting  den  Vorschlag  des  Ausschusses 
nicht  verwarf,  weil  es  glaubte,  Norwegen  habe  nach  den  in 
dem  Grundgesetz  aufgenommenen  Unionsbedingungen  kein  Recht 
auf  eigenes  Konsulatwesen,  geht  deutlich  aus  der  Haltung  des 
Stortings  zu  den  Vorschlägen  der  schwedischen  Kommissäre 
hervor.  Diese  regten  an,  dass  „Gesandte  und  Konsuln"  nicht 
unter  den  Beamten,  die  ohne  vorhergehendes  Urteil  abgesetzt 
werden  konnten,  aufgezählt  werden  sollten.  Man  wollte  damit 
schwedischerseits  festgesetzt  haben,  dass  Norwegen  kein  Recht 
auf  eigene  Konsuln  und  Gesandte  haben  sollte.  Diese  Absicht 
wurde  auch  augenscheinlich  vom  Storting  sehr  gut  verstanden. 
Der  Ausschuss,  der  den  Vorschlag  der  schwedischen  Kommissäre 
behandelte,  sagte  mit  Rücksicht  auf  §  22:  „Der  Ausschuss  fand 
in   der  Vereinigung  von  Norwegen  und  Schweden  keinen  ge- 
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nügenden  Grund  zu  einer  Veränderung  dieses  Paragraplien,  wenn 
nicht  das  Storting  bei  der  Behandlung  der  folgenden  Paragraphen 
finden  sollte,  dass  ein  Generalgouverneur,  Statthalter  oder  Staats- 
minister für  Norwegen  angestellt  werden  könnte.  Denn  in  diesem 
Fall  glaubte  der  Ausschuss,  dass  ein  solcher  Beamter  unter 
denjenigen  einzuschalten  wäre,  die  der  König  ohne  vorher- 
gehendes Urteil  verabschieden  konnte". 

Seite  318  des  Verhandlungsberichts  des  ausserordentlichen 
Stortings  vom  Jahre  1814  sagen  die  schw^edischen  Kommissäre 
zu  dem  Standpunkt  des  Ausschusses:  Da  sie  erfahren  haben, 
dass  die  Benennungen  —  d.  h.  die  Benennungen  Gesandte  und 
Konsuln  — .  die  in  §  22  des  Grundgesetzes  gebraucht  sind,  in 
Norwegen  eine  bestimmtere  Bedeutung  als  die  in  dem  Vorschlag 
an  ihre  Stelle  gesetzten,  haben,  so  hätten  sie  nichts  dagegen, 
dass  es  mit  den  ersteren  sein  Bewenden  habe. 

Diese  an  und  für  sich  ganz  nichtssagende  Erklärung 
gaben  die  schwedischen  Kommissäre  offenbar  aus  diplomatischen 
Gründen  ab ;  es  sollte  nämlich  nicht  allzu  deutlich  werden,  wes- 
halb sie  vorgeschlagen  hatten,  dass  die  Worte  „Gesandte  und 
Konsuln"  aus  §  22  gestrichen  werden  sollten.  Da  sie  verstanden, 
dass  das  Storting  auf  keine  Veränderung  eingehen  wollte,  war 
es  ihnen  darum  zu  tun,  die  mit  dem  Vorschlag  verbundene 
Absicht  möglichst  gut  zu  verdecken. 

Das  Storting  trat  dem  erwähnten  Vorschlag  des  Ausschusses 
einstimmig  bei  (vgl.  Stortingsverhandl.  1814  S.  394—95).  Es 
ist  also  nicht  einem  Versehen  zu  verdanken,  dass  die  Worte 
„Gesandte  und  Konsuln"  in  §  22  stehen  blieben,  was  ich  aus- 
drücklich erwähnen  will,  weil  Aschehoug  in  seinem  Werke: 
„Norges  nuvärende  statsforfatning"  I  S.  168  anführt,  dass  die 
§§  22  und  92  sicher  aus  Unachtsamkeit  unverändert  geblieben 
seien. 

In  diesem  Zusanimenhan«:'  kann  aucli  erwähnt  werdcMi.  dass 
das  Exequatur  der  Konsuln  fremder  Länder  in  Norwegen  innuer 
im  norwegischen  Staatsrat  erteilt  wurde.  Dies  Vorgehen  ist  in 
t;bereinstimmung  mit  Norwegens  Keeht  auf  besonderes  I\(>nsuhir- 
wesen,  wenn  es  auch  an  nnd  iiir  sich  kein  Beweis  für  ein 
solches  Recht  ist.  Dagegen  steht  dio  \ Orj^ehen  in  direktem 
Widerspruch  mit  der  Behani)tini,u  der  Aliii-.hi'n    Lthiv.  dass  es 
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ausschliesslich  die  schwedische  Königsgewalt  war,  welche  die 
Reiche  in  ihrem  internationalen  Verkehr  vertrat. 

b)  Norwegens  Recht  auf  eigenes  Ministerium  des 
Äusseren  und  eigenes  Gesandtschaftswesen. 

Bei  dem  Versuch,  zu  beweisen,  dass  Norwegen  kein  Recht 
auf  einen  besonderen  Minister  des  Auswärtigen  und  besonderes 
Gesandtschaftswesen  habe,  ist  man  auf  verschiedentliche  Weise 
vorgegangen. 

I.  Die  Alinsche  Schule  hatte  ihre  Theorie,  wonach  Norwegens 
Nichtberechtigung  zu  einem  besonderen  Minister  des  Auswärtigen, 
zu  besonderem  Gesandtschaftswesen,  sowie  auch  eigenem  Kon- 
sulatwesen  aus  dem  Umstand  abzuleiten  ist,  dass  die  Reichsakte 
in  keinem  Paragraphen  Norwegen  ein  solches  Recht  ausdrücklich 
zuschrieb.  Nach  dieser  Auffassung  war  es  ja  Schweden,  welches 
infolge  des  Kieler  Vertrags  das  Recht  hatte,  alle  auswärtigen 
Angelegenheiten  der  beiden  Reiche  durch  seine  Organe  besorgen 
zu  lassen.  * 

Über  die  Unhaltbarkeit  dieser  Theorie  siehe  das  oben  S.  63 
bis  64  Ausgeführte. 

Die  schwedischen  Schriftsteller  Rydin  und  Nils  Höyer  sowie 
auch  die  norwegischen,  Aschehoug,  Aubert  und  Morgenstierne, 
schlugen  bei  der  Beweisführung  für  Norwegens  Nichtberechtigung 
zu  eigener  diplomatischer  Vertretung  einen  anderen  Weg  ein. 
In  den  Einzelheiten  der  Beweisführung  kann  man  kleine  Unter- 
schiede bei  ihnen  finden,  aber  in  der  Hauptsache  stimmen  ihre 
Ansichten  überein. 

Diese  Verfasser  verwerfen  zwar  entschieden  die  Alinsche 
Theorie,  wenn  sie  aber  trotzdem  zu  dem  Ergebnis  kommen,  dass 
Norwegen  kein  Recht  auf  besondere  Organe  der  auswärtigen 
^Verwaltung  hätte,  müssen  sie  annehmen,  dass  Norwegen  durch 
lie  Reichsakte  oder  ein  anderes  Übereinkommen  mit  Schweden 
buf  dieses  Recht  Verzicht  geleistet  hatte.  Solcher  Verzicht 
[önnte  entweder  ausdrücklich  sein  oder  auch  stillschweigend, 
h.  er  könnte  in  einer  Bestimmung  versteckt  liegen,  die  aller- 
dings kein  direktes  Entsagen  enthielt,  aus  der  man  jedoch  auf 
ein  Entsagen  schliessen  könnte,  weil  die  betreffende  Bestimmung 
eigene  norwegische  Verwaltung  des  Äusseren  unmöglicli  machte, 
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oder  unter  der  Voraussetzung  einer  besonderen  Verwaltung  des 
Auswärtigen  für  jedes  Reich  selbst  unmöglich  würde.  Der 
Verzicht  Norwegens  auf  das  Recht  zu  besonderem  Gesandtschafts- 
wesen und  einem  Minister  des  Auswärtigen  konnte  mehr  oder 
weniger  weitgehend  gedacht  werden. 

Norwegen  konnte  sich  dazu  verpflichtet  haben: 

1.  mit  Schweden  gemeinsame  Organe  der  auswärtigen  Ver- 
waltung, welche  nicht  mehr  schwedisch  als  norwegisch 
waren,  zu  haben  (gemeinsame  oder  unioneile  Organe  des 
Auswärtigen) ; 

2.  die  schwedischen  Verwaltungsorgane  des  Äusseren  in  der 
Form  zu  benützen,  die  sie  beim  Eingehen  der  Union  hatten; 

3.  die  schwedischen  Verwaltungsorgane  des  Äusseren  in  der 
Form  zu  benützen,  die  Schweden  denselben  zu  jeder  Zeit 
geben  mochte. 

Ein  ausdrücklicher  Verzicht  auf  das  Recht  auf  besondere 
Organe  des  Äusseren  enthält  die  Reichsakte,  wie  aus  dem  früher 
Angeführten  zu  ersehen  war,  nicht. 

Aber  vielleicht  einen  stillschweigenden? 

Darum  hat  sich  eben  der  Streit  der  Gelehrten  gedreht. 

Man  hat  erstens  geglaubt,  einen  solchen  stillschweigenden 
Verzicht  in  der  Gemeinsamkeit  der  Person  des  Königs  und 
in  Krieg  und  Frieden  finden  zu  können;  oder  wie  Rydin 
in  „Föreningen  mellan  Sverige  och  Norge"  S.  334  sagt:  „Die 
Realunion  fordert,  dass  der  Unionskönig  fremden  Mächten  gegen- 
über nur  von  Unionsgesandten  vertreten  wird,  dass  er  Unions- 
konsuln einsetzt  und  dass  diese  Beamten  nur  soweit  die  besonderen 
Interessen  der  Reiche  wahrnehmen,  als  sie  die  Unionsinteressen 
nicht  beeinträchtigen " . 

Den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Gemeinschaft  in  der  Person 
des  Königs  oder  in  Krieg  und  Frieden,  eo  ipso,  eine  notwendige 
Gemeinsamkeit  der  Organe  des  Äusseren  mit  sich  führen  müsse, 
ist  ganz  unbegründet. 

Aus  der  Gemeinschaft  in  der  Person  des  Königs  allein 
kann  man  eine  solche  Schlussfolgerung  nicht  ziehen;  denn  daini 
müsste  auch  eine  ganz  zufällige  Gemeinschaft  in  dt  i  rcisoii 
des  Königs,  wie  die  seinerzeit  zwischen  England  und  Hannover 
oder  zwischen   den   Niederlanden    und   Luxemburg   bestehende, 
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eine  notwendige  Gemeinsamkeit  der  Organe  des  Auswärtigen 
mit  sich  geführt  haben.  Dass  jene  Gemeinschaft  nicht  vertrags- 
mässig,  sondern  zufällig  war,  hat  in  dieser  Beziehung  keine 
Bedeutung.  Sollte  es  nämlich  an  sich  eine  juristische  Unmög- 
lichkeit sein,  dass  ein  und  derselbe  König  sich  im  Ausland  für 
jedes  seiner  Reiche  durch  besondere  Organe  vertreten  Hesse,  so 
wäre  es  vollständig'  gleichgültig,  aus  welchem  Grund  diese  Ge- 
meinschaft in  der  Person  des  Königs  entstanden  war.  Solange 
sie  andauerte,  musste  sie  jedenfalls  überall  dieselbe  Wirkung 
haben. 

Die  Gemeinschaft  in  Krieg  und  Frieden  (das  durch  die 
Reichsakte  eingerichtete  Schutz-  und  Trutzbündnis)  kann  an 
und  für  sich  auch  keine  Gemeinsamkeit  der  Organe  des  Aus- 
wärtigen notwendig  machen,  ebensowenig  wie  ein  solches 
Schutz-  und  Trutzbündnis  diese  juristische  Folge  bei  Staaten 
mit  verschiedenem  Staatsoberhaupt  hat.  Die  Gemeinsamkeit  in 
Krieg  und  Frieden  bringt  nur  mit  sich,  dass  die  verbundenen 
Mächte  in  ihrer  äusseren  Politik  Rücksicht  aufeinander  nehmen 
müssen.  Der  eine  der  Verbündeten  kann  nicht  ohne  Einver- 
ständnis des  anderen  auf  eigene  Faust  in  seiner  äusseren  Politik 
etwas  tun,  was  von  entschiedener  Bedeutung  für  das  Allianz- 
verhältnis ist,  oder  wahrscheinlich  werden  kann,  denn  das 
Allianz  Verhältnis  ist  ein  bonae  fidei- Verhältnis^). 

Verstösst  der  eine  Alliierte  gegen  diese  Regel,  so  kann  der 
andere,  wenn  die  in  dem  Allianzvertrag  vereinbarte  Hilfe  in 
Frage  kommt,  sagen:  „Casus  foederis  liegt  nicht  vor".  Dies 
musste  auch  bei  dem  Verhältnis  zwischen  Norwegen  und 
Schweden  der  Fall  sein-). 

Die  Rücksicht  jedoch,  welche  die  Reiche  einander  schuldig 
waren,  konnte  ebensowenig  wie  bei  einem  anderen  Allianz- 
jertrag,  die  Folge  haben,  dass  dieselben  Organe  die  auswärtigen 
.ngelegenlieiten  der  beiden  Reiche  wahrnehmen  mussten. 

Wenn  die  Gemeinsamkeit  der  Person  des  Königs  oder  die 
lemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden  jedes  für  sich  keine  not- 


^)  Vgl.  Bluntschli:  Das  Völkerrecht  §  449. 

2)  Vgl.  oben  unter  4  in  §  20,  wo  die  Frage,  welche  Beschränkungen  der 
Grundsatz  der  Gemeinsamkeit  von  Krieg  und  Frieden  der  Freiheit  der 
Reiche,  Verträge  für  sich  allein  zu  schliessen,  auferlegte. 
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wendige  Gemeinsamkeit  der  Organe  des  Auswärtigen  mit  sich 
führen  konnte,  so  konnten  sie  diese  Folge  auch  vereint  nicht 
haben.  Wenn  man  auch  der  Ansicht  wäre,  dass  es  mit  Rücksicht 
auf  die  Gemeinsamkeit  in  der  Person  des  Königs  und  auf  das 
Schutz-  und  Trutzbündnis  wünschenswert  gewesen  wäre,  ge- 
meinsame Organe  der  auswärtigen  Verwaltung  herzustellen,  so 
könnte  man  doch  daraus  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  die 
Reichsakte  mit  der  Herstellung  des  ersteren  auch  das  letztere 
verordnet  haben  musste. 

Dies  wird  besonders  deutlich,  wenn  man  die  Frage  auf- 
wirft, welche  Form  die  gemeinsame  Verwaltung  des  Auswärtigen 
gegebenenfalls  haben  sollte.  Sollte  sie  nach  den  oben  erwähnten 
Alternativen  1,  2  oder  3  organisiert  werden?  Die  letzte  Alter- 
native muss  wohl  von  vornherein  ausser  Betracht  bleiben,  da 
nicht  leicht  anzunehmen  ist,  dass  Norwegen  durch  sein  Schutz- 
und  Trutzbündnis  mit  Schweden  stillschweigend  darauf  einge- 
gangen sein  sollte,  sich  von  den  schwedischen  Organen  des 
Auswärtigen  vertreten  zu  lassen,  welche  Organisation  die 
Schweden  ihrer  auswärtigen  Verwaltung  auch  geben  möchten. 
Die  erste  Alternative  setzte  genauere  Regeln  für  die  Organisation 
der  gemeinsamen  Verwaltung  voraus;  solche  organisatorische 
Bestimmungen  konnten  aber  unmöglich  aus  dem  Grundsatz  über 
Gemeinsamkeit  der  Person  des  Königs  und  in  Krieg  und  Frieden 
„herausgelesen"  werden.  Diese  Alternative  war  jedoch  die 
einzige,  die  sich  mit  dem  Grundsatz  rechtlicher  Gleichheit 
zwischen  den  Reichen  vereinen  liess.  So  bleibt  nur  die  zweite 
Alternative  übrig.  Es  ist  jedoch  vollständig  ausgeschlossen, 
dass  diese  Alternative,  mit  dem  Grundsatz  rechtlicher  Gleichheit 
der  Reiche  vor  Augen,  aus  der  Gemeinsamkeit  der  Person  des 
Königs  und  in  Krieg  und  Frieden  abgeleitet  werden  kann. 

Zur  Bestätigung  der  Auffassung,  dass  Gemeinsamkeit  in 
Krieg  und  Frieden  und  Gemeinsamkeit  des  Königs  aiuli  (tC- 
meinsamkeit  der  auswärtigen  Organe  mit  sich  führen  niüsste, 
hat  man  manchmal  angeführt,  dass  ein  Übereinkommen  über 
das  erstere  nicht  leicht  denkbar  wäre,  wenn  nicht  auch  gleich- 
zeitig die  Absicht  gewesen  wäre,  dass  die  StantiMi  diisellxMi 
Organe  des  Auswärtigen  haben  sollten.  Dies  ist  Inilicli  kein 
sehr  überzeugendes  Argument! 
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Dass  zwei  Staaten  zur  Sicherung  ihrer  Existenz  eine  Allianz 
eingehen,  geschieht  bekanntlich  oft,  und  ist  unleugbar  auch  ohne 
Übereinkommen  über  gemeinsame  Verwaltung  des  Auswärtigen 
nicht  sinnlos  und  wird  dies  selbstverständlich  auch  nicht,  wenn 
sie  gleichzeitig  durch  einen  Vertrag  über  ein  gemeinsames  Staats- 
oberhaupt kräftiger  gemacht  wird;  um  so  weniger  als  eine  solche 
Gemeinsamkeit  des  Staatsoberhauptes  eine  Art  gemeinsame  Be- 
handlung der  diplomatischen  Sachen  im  Staatsrat  ermöglicht, 
so  wie  dies  wahrscheinlich  von  norwegischer  Seite  mit  §  38 
des  norwegischen  Grundgesetzes  und  §  5  der  Reichsakte  geplant 
war.     (Vgl.  oben  S.  93—96.) 

Manchmal  hat  man  behauptet^),  das  Völkerrecht  sollte  hier 
in  der  Weise  eingreifen,  dass  es  den  Staaten,  die  Gemeinsamkeit 
in  der  Person  des  Königs,  sowie  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und 
Frieden  haben  wollen,  die  Pflicht  auferlegt,  sich  gemeinsamer 
Organe  der  auswärtigen  Verwaltung  zu  bedienen.  Dass  dies 
ein  Missverständnis  ist,  braucht  wohl  schwerlich  nachgewiesen 
zu  werden. 

II.  In  einigen  Bestimmungen  der  Reichsakte  glaubten  mehrere 
Verfasser  die  Voraussetzung  der  Gemeinsamkeit  der  auswärtigen 
Organe  ausgesprochen  zu  sehen,  namentlich  in  der  Bestimmung 
des  §  7,  die  dem  Hofkanzler  übertrug,  in  der  Interimsregierung 
die  diplomatischen  Angelegenheiten  vorzutragen. 

Nachdem  die  Schweden  im  Anfang  der  vierziger  Jahre  das 
Hofkanzleramt  abgeschafft  hatten,  wurde  die  Reichsakte  am 
2.  April  1845  dahin  verändert,  dass  an  die  Stelle  des  „Hof- 
kanzlers" der  „Staatsminister  für  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten" gesetzt  wurde. 

Es  kann  wohl  kein  Zweifel  darüber  sein,  dass  mit  der 
1845  vorgenommenen  Umredigierung  des  Paragraphen,  keine 
Veränderung  in  den  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten  der 
Reiche  beabsichtigt  war.  Will  man  daher  die  erwähnte  Be- 
stimmung des  §  7  als  eine  Voraussetzung  für  gemeinsame  Organe 
ler  auswärtigen  Verwaltung  auffassen,  so  muss  man  dies  auch 
in  dem  ursprünglichen  Wortlaut  des  Paragraphen  tun. 


*)  z.  B.   C.  M.  B.  Aubert    in    seiner   Schrift    „Norges    folkeretslige 
Stilling  S.  199—200, 
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Sodann  ist  folgendes  zu  beachten.  In  der  Reichsakte  steht: 
„Der  Staatsminister  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten";  da 
der  schwedische  Minister  des  Auswärtigen  diesen  Titel  führte,  so 
musste  es  also  auch  dieser  Minister  sein,  der  die  diplomatischen 
Sachen  vorzutragen  hatte.  Wenn  man  nun  findet,  dass  darin 
die  Voraussetzung  unioneller  Einheit  in  der  Verwaltung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  ausgesprochen  war,  so  muss  man 
auch  weitergehen  und  gleichzeitig  eine  Voraussetzung  dafür 
finden,  dass  diese  Einheit  auf  die  Weise  zustande  gekommen 
ist,  dass  Norwegen  sich  verpfiichtet  hat,  die  schwedische  Ver- 
waltung der  auswärtigen  Angelegenheiten,  wie  diese  1815 
organisiert  war,  zu  benutzen. 

Dies  scheint  eine  notwendige  Konsequenz,  zu  der  man  sich 
jedoch  nicht  immer  bekennt.  Aubert  z.  B.  scheint  sich  nicht  zu 
ihr  zu  bekennen,  doch  spricht  er  sich,  soviel  ich  sehen  kann, 
in  seiner  Schrift  „Norges  folkeretslige  Stilling"  nicht  bestimmt 
genug  über  diesen  Punkt  aus. 

Dagegen  nimmt  Professor  Morgenstierne ,  der  seiner  Dar- 
stellung des  unioneilen  Rechts  ^)  nach  auch  in  §  7  der  Reichsakte 
die  Voraussetzung  gemeinsamer  Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  sehen  will,  von  der  erwähnten  Konsequenz 
bestimmten  Abstand.  Wenn  aber  ein  Verfasser  die  notwendige 
Konsequenz  einer  Lehre  aus  dem  einen  oder  anderen  Grund 
unannehmbar  findet,  so  sollte  er  nach  allgemeiner  juristischer 
Auffassung  die  ganze  Lehre  verwerfen. 

Schriftstellern  gegenüber,  die  sich  zu  der  Auff'assung  niclit 
bekennen,  dass  §  7  der  Reichsakte  die  Voraussetzung  entliiilt, 
Norwegen  habe  sich  verpflichtet,  die  schwedischen  Verwaltungs- 
organe der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  benutzen,  ist  es 
deshalb  sehr  einfach  nachzuweisen,  wie  unmöglich  es  ist,  den- 
selben Paragraphen  als  Grundlage  für  notwendige  Gemeinsamkeit 
in  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt  an- 
zuführen. 

Denjenigen  gegenüber,  welche  in  §  7  wirklich  einen  Aus- 
druck für  Norwegens  Verpflichtung,  die  schwedischen  Ver- 
waltungsorgane der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  benutzen. 


»)  »Den  unioneile  Ret"  (Kn.'^tiaiiia  1897). 
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sehen  sollten,  miiss  man  das  oben  Erwähnte  in  Erinnerung 
bringen,  nämlich,  dass  die  Vorschrift,  der  schwedische  Hot- 
kanzler solle  in  der  Interimsregierung  die  diplomatischen  Sachen 
vortragen,  auf  Initiative  des  norwegischen  Stortings  in  die 
Reichsakte  kam,  weshalb  man  mit  ziemlicher  Sicherheit  davon 
ausgehen  kann,  dass  das  Storting  nicht  beabsichtigte,  damit 
irgendein  wesentliches  Recht  aufzugeben. 

Sogar  die  Verfasser  aus  Alins  Schule  scheinen  dies 
einzusehen.  So  sagt  Reuterskjöld  in  seiner  Schrift  „Den  svensk- 
norska  Unionsförfattningen",  dass  eine  unioneile  Organisation 
der  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  nicht  zustande 
kam,  weil  Norwegen  „neben  Schwedens  Adel  und  Schwedens 
Kriegslust"  nichts  so  sehr  wie  Schwedens  Amalgamationspläne 
fürchtete. 

Wollte  aber  Norwegen  nicht  auf  die  Organisation  einer 
gemeinsamen  Verwaltung  des  Auswärtigen  eingehen,  so  muss 
es  klar  sein,  dass  es  auch  nicht  so  ganz  aus  eigenem  Antrieb 
die  ewige  Verpflichtung,  sich  von  den  schw^edischen  Organen 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  vertreten  zu  lassen,  auf  sich 
nehmen  wollte,  denn  dies  letztere  müsste  doch  noch  schlimmer 
als  das  erstere  sein. 

Zu  diesem  Ergebnis  kommt  man  auch  auf  einem  etwas 
anderen  Weg.  Man  muss  dabei  davon  ausgehen,  dass  Norwegen, 
was  sicherlich  von  niemand  widersprochen  wird,  an  den  un- 
mittelbaren Wortlaut  der  betreffenden  Bestimmung  gebunden 
war,  d.  h.  es  musste  verpflichtet  sein,  in  der  Interimsregierung 
seine  diplomatischen  Sachen  durch  den  schwedischen  Minister 
des  Äussern  vortragen  zu  lassen. 

Aber  kann  man  daraus  schliessen,  dass  die  gleiche  Regel 
auch  ausserhalb  der  Interimsregierung  anzuwenden  wäre,  also 
unter  normalen  Verhältnissen,  wenn  der  König  selbst  der  Re- 
gierung des  Landes  vorstand? 

Einen  solchen  Schluss  könnte  man  ohne  Bedenken  ziehen, 
wenn  man  die  Regel  aufstellen  dürfte,  dass  jede  Vorschrift,  die 
für  den  Fall  der  Interimsregierung  galt,  auch  anwendbar  sei, 
wenn  der  König  selbst  regierte.  Aber  eine  derartige  Regel 
kann  man  bekanntlich  nicht  aufstellen.  So  hatte  z.  B.,  wie 
früher  erwähnt,  die  Interimsregierung  ihren  Sitz  in  Stockholm 
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—  konnte  ihn  nur  da  haben,  während  die  Regierungsgewalt  des 
Königs  nicht  an  diese  Stelle  gebunden  war. 

Die  Interimsregierung  bestand  aus  10  norwegischen  und  10 
schwedischen  Staatsratsmitgliedern,  welche  zusammen  sowohl 
die  schwedischen  wie  auch  die  norwegischen  Angelegenheiten 
erledigten,  während  norwegische  Staatsratsmitglieder  ausser  in 
der  Interimsregierung  nichts  mit  den  schwedischen  Angelegen- 
heiten zu  tun  hatten  und  umgekehrt. 

Hier  sind  wir  an  einem  Punkt  angelangt,  der  für  die 
Frage  der  analogen  Anwendung  der  besprochenen  Bestimmung 
des  §  7  von  Wichtigkeit  ist.  Wenn  nämlich  Norwegen  im 
Jahre  1815  darauf  einging,  seine  diplomatischen  Angelegenheiten 
in  der  Interimsregierung  von  einem  schwedischen  Mitglied  der- 
selben, das  ohnehin  Mitbeschliessungsrecht  bei  den  norwegischen 
Angelegenheiten  hatte,  vortragen  zu  lassen,  so  ist  damit  nicht 
gesagt,  dass  Norwegen  darauf  eingegangen  wäre,  seine  diplo- 
matischen Sachen  ausserhalb  der  Interimsregierung  von  einem 
schwedischen  Minister,  dem  also  dann  keine  Beschliessungs- 
gewalt  zukam,  vortragen  zu  lassen. 

Wie  wir  sehen:  Die  Bedingungen  —  die  Gleichheit  der 
Fälle  —  für  eine  analoge  Anwendung  der  erwähnten  Bestimmung 
über  das  Gebiet  hinaus,  für  das  sie  gegeben  war,  sind  nicht 
vorhanden^). 

Wenn  man  daher  schon  schwerwiegende  Bedenken  dagegen 
haben  musste,  die  Vorschrift  über  den  Vortrag  der  diplomatischen 
Angelegenheiten  in  der  Interimsregierung  auch  für  deren  Vortrag 
unter  normalen  Verhältnissen  anwenden  zu  lassen,  so  mussten 
diese  Bedenken  noch  verstärkt  werden,  wenn  man  aus  dieser 
Regel  auch  folgern  wollte,  dass  gar  die  Vorbereitung  der 
diplomatischen  Angelegenheiten,  ob  Interimsregierung  oder  nicht, 
einem  schwedischen  Minister  überlassen  sein  sollte. 

Man  darf  nämlich  nicht  vergessen,  dass  es  verhältnismässig 
gleichgültig  ist,  wer  die  diplomatischen  Sachen  vorträgt,  — 
die  Vorbereitung  bleibt  die  Hauptsache.  Wer  die  Vorbereitung 
der   diplomatischen    Angelegenheiten   in   Händen  hat,   ist   der 


*)  Rydin  scheint  auch  in  seiner  Schrift  S.  337  darauf  aufmerksam  ge- 
wesen zu  sein. 


§  21.     Streitfragen  (Ministerium  des  Äusseren  und  tiesandte)       121 

eigentliche  Vertreter  nach  aussen.  Deshalb  kann  man  nicht 
folgendermassen  abwägen:  Weil  Norwegen  auf  das  (verhältnis- 
mässig unwichtige)  Recht,  seine  diplomatischen  Sachen  in  der 
Interimsregierung  von  einem  norwegischen  Mitglied  vortragen 
zu  lassen,  verzichtete,  so  musste  es  auch  das  (für  jeden  selb- 
ständigen Staat  so  wichtige)  Recht  aufgegeben  haben,  seine 
diplomatischen  Angelegenheiten,  auf  welche  Weise  und  von  wem 
es  wollte,  vorbereiten  zu  lassen.  Das  hiesse  doch  von  dem 
Kleineren  auf  das  Grössere  schliessen. 

Nach  der  neuen  Redigierung  von  1845  bedient  sich  der 
§  7  des  Ausdruckes  der  „Staatsminister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten", also  der  Einzahl;  woraus  die  nicht  selten  vertretene 
Anschauung  entstand,  der  sich  auch  Prof.  Aubert  in  der  er- 
wähnten Schrift  anschloss,  dass  dieser  Ausdruck  das  Vorhanden- 
sein von  zwei  Ministern  des  Auswärtigen  für  Norwegen  und 
Schweden  ausschliesse. 

Diese  Betrachtungsweise  beruht  jedoch  auf  einer  etwas 
übereilten  Schlussfolgerung.  In  der  Interimsregierung  konnte 
nämlich  nur  von  Einem  Minister  des  Auswärtigen  die  Rede  sein, 
wie  auch  nur  von  Einem  Finanzminister  (dem  schwedischen). 
Einem  Kultusminister  (dem  schwedischen)  usw.  Weshalb? 
Weil  die  10  norwegischen  Mitglieder  der  Interimsregierung 
keine  Fachminister  waren.  Die  norwegischen  Fachminister 
waren  in  Kristiania. 

Auch  wenn  Norwegen  sein  eigenes  Departement  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  errichtet  hätte,  so  hätte  doch  in  der 
Interimsregierung  nur  Ein  Minister  des  Auswärtigen  Sitz  gehabt. 
Der  norwegische  wäre  in  Kristiania  gewesen,  um  dem  Ministerium 
des  Auswärtigen  daselbst  vorzustehen. 

Man  könnte  dagegen  vielleicht  einwenden,  dass  der  Minister 
des  Äusseren  unter  denjenigen  Ministern  sein  könnte,  die  als 
Mitglieder  der  Interimsregierung  nach  Stockholm  gesandt 
würden.  Dazu  ist  zu  bemerken:  Ja,  das  ist  wahr,  aber  ebenso 
wahr  ist  es,  dass  er  im  selben  Augenblick  aufgehört  hätte, 
norwegischer  Minister  des  Auswärtigen  zu  sein. 

Der  Ausdruck  „Staatsminister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten" wäre  also  auch  unter  der  Voraussetzung  eigener  nor- 
wegischer Verwaltungsorgane  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
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nicht  inkorrekt  gewesen.  Selbstverständlich  ist  hier  von  dem 
in  diesem  Zusammenhang  gleichgültigen  Umstand  abgesehen, 
dass  dieser  Ausdruck  am  Schluss  der  Unionszeit  inkorrekt  war, 
weil  der  schw^edische  Minister  des  Auswärtigen  seit  1876  den 
Titel  „Minister"  und  nicht  „Staatsminister"  führte. 

§  7  der  Reichsakte  scheint  also  ohne  Grund  gegen  Norwegens 
Recht  auf  eigene  Verwaltungsorgane  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten angeführt  worden  zu  sein. 

III.  In  §  4,  1  der  Reichsakte,  wo  dem  König  das  Recht,  „Ge- 
sandte zu  schicken  und  zu  empfangen"  zugesichert  ist,  hat  man 
auch  oft  die  Voraussetzung  der  rechtlichen  Notwendigkeit  ge- 
meinsamer Verwaltungsorgane  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
sehen  wollen.  Man  dachte,  es  müsse  der  „Unionskönig"  sein, 
dem  dies  Recht  zustände,  folglich  müsse  er  auch  „Unionsgesandte" 
schicken.  Dieser  Ansicht  ist  unter  anderen  auch  Prof.  Morgen- 
stierne  in  seinem  Buch  „Den  unionelle  Ret"  S.  66.  Da  das 
Gesandtschaftswesen  ein  Teil  der  auswärtigen  Verwaltung  ist, 
schloss  man  weiter,  dass  die  Verwaltung  des  Auswärtigen 
überhaupt  und  damit  auch  das  Ministerium  (und  der  Minister) 
des  Äussern  ein  und  dasselbe  für  beide  Reiche  sein  müsste.  So 
Rydin  in  seinem  angeführten  Werk  S.  333. 

Die  Unrichtigkeit  dieser  Beweisführung  ist  schon  in  diesem 
Abschnitt  §  19,  2  (S.  90)  nachgewiesen  worden. 

Wenn  man  in  §  4,  1  der  Reichsakte  ein  Recht  des  Königs, 
eine  und  dieselbe  Person  zum  Gesandten  für  Norwegen  und 
Schweden  zu  ernennen,  sehen  will,  so  darf  man  nicht  vergessen, 
dass  der  König  während  der  ganzen  Unionszeit  sich  dieses 
Rechtes  nicht  bediente. 

Hätte  der  König  eine  und  dieselbe  Person  zum  Gesandten 
für  Norwegen  und  für  Schweden  ernennen  wollen,  so  hätte  er 
dieselbe,  nach  §  21  des  Grundgesetzes  im  norwegischen  Staatsrat, 
zum  norwegischen  Gesandten,  und  nach  §  32  der  schwedischen 
Regierungsform,  im  ministeriellen  Conseil,  zum  schwedischen 
Gesandten  ernennen  müssen.  Auf  diese  Weise  ging  der  König 
jedoch  nie  vor.  Er  beobachtete  nur  die  Vorschriften  der  schwe- 
dischen „Regierungsform";  die  Folge  davon  konnte  keine  andere 
sein,  als  dass  sowohl  Gesandte  wie  auch  Minister  ihs  Aus- 
wärtigen schwedische  und  nicht  gemeinsame  Beamte  waren. 
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Wenn  die  schwedischen  Gesandten  sowie  auch  der  schwe- 
dische Minister  des  Auswärtigen  während  der  Unionszeit  regel- 
mässig ^)  auch  die  norwegischen  diplomatischen  Angelegenheiten 
besorgten,  so  geschah  dies  kraft  eines  Mandates  von  selten  der 
norwegischen  Königsgewalt.  Dies  Mandat  schrieb  sich  ursprünglich 
von  der  norwegischen  Regierungsinstruktion,  die  der  König  als 
norwegischer  König  im  norwegischen  Staatsrat  am  27.  November 
1814  erliess;  in  dieser  erklärte  er,  dass  er  die  norwegischen 
äusseren  Angelegenheiten  selbst  besorgen  wollte  „durch  den 
Minister"  ^).  Dass  die  Gesandten  eines  anderen  Landes  an 
verschiedenen  Stellen  die  diplomatischen  Angelegenheiten  eines 
Landes  besorgen,  ist  bekanntlich  nichts  Ungewöhnliches;  es 
steht  auch  nichts  im  Weg,  dass  ein  Land  die  ganze  Verwaltung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  einem  anderen  Lande  überlässt, 
ohne  damit  die  Verpflichtung,  dies  beständig  zu  tun,  zu  über- 
nehmen. Wenn  zwei  Länder  dasselbe  Staatsoberhaupt  haben, 
so  ist  es  ganz  natürlich,  dass  sie  es  angezeigt  finden,  gemeinsame 
Behörden  der  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu 
haben,  auch  wenn  sie  keine  Verpflichtung  zu  einer  solchen 
Ordnung  übernehmen  wollen.  Dies  gilt  besonders  für  kleinere 
Länder.  So  benutzte  Luxemburg  vor  1867  die  holländischen 
Verwaltungsorgane  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

IV.  §  5  der  Reichsakte  wollte  man  auch  als  Stütze  für  die 
Annahme,  dass  Norwegen  kein  Recht  auf  eigene  diplomatische 
Vertretung  nach  aussen  hätte,  anführen.  Aus  der  Entstehungs- 
geschichte dieses  Paragraphen  (vgl.  oben  S.  91 — 93)  wollte  man 
folgern,  dass  das  Storting  im  Jahre  1814  die  Absicht  hatte, 
eine  gemeinsame  Behandlung  der  diplomatischen  Angelegenheiten 
zustande  zu  bringen.  Allerdings,  sagt  man,  wurde  diese  Absicht 
dadurch  vereitelt,  dass  diese  Angelegenheiten  in  Schweden  nicht 
dem  Staatsrat  unterstanden;  aber  dies,  meint  Rydin  (S.  335)  be- 


')  Doch  bei  Abschlujs  des  Vertrags  zwischen  Norwegen  und  Dänemark 
betreffend  die  endgültige  Erledigung  einiger  Verhältnisse  aus  der  Unionszeit 
kontrasignierte  der  norwegische  Staatsminister  die  Ratifikationsurkunde  (am 
14.  November  1822).  Der  König  bediente  sich  in  diesem  Fall  also  —  gegen 
die  Regel  —  nicht  des  schwedischen  Ministers  des  Äusseren. 

2)  Mit  diesem  Ausdruck  meinte  er  den  schwedischen  Minister  des 
Äusseren.   Vgl.  B.  Getz:  „Juridiske  Afhandlinger'"  (Kristiania  1903)  S.  708. 
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einträchtigt  nicht  den  Beweis  dafür,  was  das  Storting  im  Jahre 
1814  über  den  betreffenden  Gegenstand  festzusetzen  beabsich- 
tigte. So  zieht  man  weiter  daraus  den  Schluss,  dass  Norwegen 
kein  Recht  auf  besondere  diplomatische  Vertretung  nach  aussen 
liatte.  Die  Zulässigkeit  dieser  Beweisführung  muss  entschieden 
bestritten  werden.  Erstens  übersieht  man  die  recht  elementare 
Wahrheit,  dass  es,  wenn  ein  Vertrag  zwischen  zwei  Ländern 
zustande  kommen  soll,  nicht  genügt,  dass  der  eine  Teil  bereit 
ist,  die  Verabredung  zu  treffen,  der  andere  Teil  muss  auch  dazu 
willens  sein.  Deshalb  ist  es  nicht  genügend  nachzuweisen,  dass 
das  norwegische  Storting  im  Jahre  1814  die  Absicht  hatte,  eine 
gemeinsame  Behandlung  gewisser  diplomatischer  Angelegenheiten 
ins  Werk  zu  setzen,  Schwedens  Bereitwilligkeit  zur  Annahme 
dieser  Vertragsbedingung  müsste  auch  nachgewiesen  werden. 

Zweitens:  Selbst  wenn  eine  gemeinsame  Behandlung  der 
diplomatischen  Angelegenheiten  zustande  gekommen  wäre,  so 
könnte  man  daraus  nicht  folgern,  dass  auch  ein  Vertrag  über 
gemeinsame  Gesandte  und  gemeinsames  Ministerium  des  Aus- 
wärtigen, oder  darüber,  dass  Norwegen  auf  ewige  Zeiten  die 
schwedischen  auswärtigen  Organe  benutzen  sollte,  gemacht 
wurde.  Das  zuletzt  erwähnte  „Argument"  für  Norwegens 
Nichtberechtigung  zu  eigener  Verwaltung  des  Äusseren,  ist  ein 
treffender  Beweis  dafür,  wie  genügsam  man  in  seinen  Ansprüchen 
an  Beweise  war,  wo  es  galt,  Norwegen  ein  Recht  in  dem 
Unionsverhältnis  streitig  zu  machen. 

V.  Zu  guter  Letzt  hat  man  zu  seinen  übrigen  Gründen  für 
eine  notwendige  Gemeinsamkeit  der  diplomatischen  Vertretung 
einen,  wie  man  bisweilen  glaubte,  noch  triftigeren  Grund  gefügt, 
nämlich    eine    gewohnheitsmässige    Auslegung^).     Selbst 


*)  So  z.B.  Aubert:  Norges  folkeretslige  Stilling  S.  212— 14.  Er  äussert 
hier  unter  anderem :  „Überhaupt  kann  man  selten  Beweise  für  eine  so  starke 
usuelle  Auslegung  finden  wie  die,  dass  Gemeinsamkeit  der  Diplomatie  und 
der  auswärtigen  Verwaltung  eine  rechtliche  Notwendigkeit  für  die  vereinigten 
Reiche  sein  solle,  und  dies  hat  um  so  mehr  zu  sagen,  als  auch  fremde  Staaten 
an  der  Entwicklung  dieser  Gewohnheit  teilgenommen  haben".  Der  letzte 
Satz  hat  Bezug  darauf,  dass  der  Ausdruck  „la  legation  royale"  (oder  les  agents 
diplomatiques  de  Huede  et  Norv(!ge,  la  legation  de  Su^de  et  Norvöge)  in  einigen 
Verträgen  benutzt  worden  war.    Einige  andere  Verfasser  haben  auch  dieser 


§  21.     Streitfragen  (Ministerium  des  Äusseren  und  Gesandte)       125 

wenn  Norwegen  bei  Eingehen  der  Union  nicht  die  Pflicht  zu 
gemeinsamer  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  über- 
nommen hätte,  so  sollte  doch  eine  solche  Pflicht  nach  dieser 
Auffassung  durch  gewohnheitsmässige  Auslegung  der  Reichsakte 
begründet  sein. 

Dazu  ist  zu  bemerken:  Inwiefern  ein  Rechtssetzungs- 
vertrag  auf  dieselbe  Weise  wie  ein  Gesetz,  Gegenstand  einer 
gewohnheitsmässigen  Auslegung  sein  kann,  ist  eine  Frage,  auf 
die  wir  uns  in  diesem  Zusammenhang  nicht  einzulassen  brauchen. 
Sicher  ist  jedenfalls,  dass  ein  Rechtsgeschäftsvertrag,  wie  es 
die  Reichsakte  war,  solcher  gewohnheitsmässiger  Auslegung 
nicht  unterworfen  sein  kann;  ebensowenig  wie  private  Rechts- 
geschäfte Gegenstand  dieser  Art  Auslegung  sein  können. 

Wenn  eine  Person  A.  kraft  eines  Vertrages,  der  ihm  eine 
jährliche  Abgabe  an  B.  auferlegt,  auf  Grund  einer  falschen  Inter- 
pretation zwanzig  Jahre  lang  100  anstatt  50  Mark  jährlich 
bezahlt  hat,  so  ist  A.,  wenn  das  Missverständnis  aufgeklärt 
wird,  nicht  nur  in  Zukunft  nicht  verpflichtet,  100  M.  jährlich 
weiter  zu  bezahlen,  sondern  er  kann  sogar  unter  Umständen  ein 
Recht  auf  Zurückbezahlung  des  zuviel  Erlegten  haben. 

Dies  will,  auf  die  Reichsakte  und  die  Leitung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  angewendet,  soviel  heissen  als :  Wenn 
die  norwegische  Königsgewalt  während  einer  Reihe  von  Jahren 
den  schwedischen  Minister  des  Auswärtigen  und  die  schwedischen 
Gesandten  zur  Besorgung  der  norwegischen  diplomatischen  An- 
gelegenheiten in  dem  falschen  Glauben  benutzte,  dass  sie  dazu 
verpflichtet  war,  so  war  sie  nicht  dazu  verpflichtet,  damit  fort- 
zufahren, nachdem  das  Missverständnis  aufgeklärt  war.  Es  war 
durch  die  falsche  Auslegung  kein  Rechtsanspruch  für  Schweden 
entstanden. 

Dies  darf  nicht  in  der  Weise  verstanden  werden,  als  ob 
nicht  der  Inhalt  der  Reichsakte  wie  der  anderer  Verträge  durch 
das  Benehmen  der  Kontrahenten  nach  Annahme  des  Vertrags 
hätte  verändert  werden  können.    Nein,  denn  wenn  die  Reichsakte 


Gewohnheitsrechtstheorie  gehuldigt.  So  anerkennt  Brie  in  seiner  Schrift: 
Theorie  der  Staatenverbindungen  (1886)  S.  LXXV  die  theoretische  Möglichkeit 
der  Bildung  des  Gewohnheitsrechts  in  dieser  Beziehung. 


126     Teill:  Hist.-jur.  Darstellung  —  3.  Abschn. :  Wesen  u.  Hauptinhalt  d.  Union 

aucli  nicht  usueller  Auslegung  unterworfen  sein  konnte,  so  konnte 
sie  doch  wie  ein  privatrechtlicher  Vertrag  ihren  Inhalt  dadurch 
verändern,  dass  eine  gewisse  Auslegung  von  beiden  Kontrahenten 
als  richtig  anerkannt  wurde  (sogenannte  interpretative 
Anerkennung).  Dies  ist  aber  bekanntlich  etwas  ganz  anderes 
als  usuelle  Auslegung.  Die  interpretative  Anerkennung  ist 
nämlich  ein  Rechtsgeschäft,  weshalb  die  für  die  Gültigkeit  und 
Anfechtbarkeit  von  Rechtsgeschäften  üblichen  Regeln  in  An- 
wendung kommen.  Dies  trifft  im  Völkerrecht  nicht  weniger  als 
im  Privatrecht  zu.  Irrtum  gehört  zu  den  Begriffsmerkmalen 
der  usuellen  Auslegung.  Die  Gültigkeit  dieser  Art  von  Aus- 
legung wird  deshalb  von  Irrtum  nicht  beeinträchtigt.  Anders 
verhält  es  sich  mit  der  interpretativen  Anerkennung.  Diese 
setzt,  um  gültig  und  unanfechtbar  zu  sein,  voraus,  dass  sie  nicht 
in  dem  falschen  Glauben,  man  sei  schon  verpflichtet,  abgegeben 
wurde. 

Wenn  man  historisch  untersuchen  sollte,  ob  die  Auslegung 
der  Reichsakte,  dass  Norwegen  dazu  verpflichtet  war,  mit 
Schweden  gemeinsame  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zu  haben,  von  der  norwegischen  Königsgewalt  und  dem 
Storting  anerkannt  war,  so  müsste  man  daher  die  Aufmerksamkeit 
auf  andere  Momente  richten,  als  wenn  man  untersuchen  sollte, 
inwieweit  Norwegens  Verpflichtung  in  dieser  Beziehung  durch 
usuelle  Auslegung  begründet  war. 

Wenn  man  sich  darüber  klar  bleibt,  dass  die  interpretative 
Anerkennung  ein  Rechtsgeschäft  ist,  so  wird  man  leicht  ver- 
stehen, dass  aus  dem  Umstand,  dass  der  norwegische  König  sein 
in  dem  norwegischen  Grundgesetz  festgesetztes,  die  diplomatischen 
Angelegenheiten  betreffendes  Recht,  in  der  Weise  benutzte,  dass 
er  sich  regelmässig  der  schwedischen  auswärtigen  Organe  be- 
diente, nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden  konnte,  dass  der 
König  in  seiner  Eigenschaft  als  norwegischer  König  irgend- 
welche Verpflichtung  gegenüber  sich  selber  in  seiner  Eigenschaft 
als  schwedischer  König  übernahm.  Ein  Rechtsgeschäft  zwischen 
den  beiden  Reichen  konnte  nicht  auf  diese  Weise  zustande 
kommen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  man  niclit  behaupten 
kann,  die  norwegische  Königsgewalt  habe  irgendw  rlcli»^  Vci-- 
pflichtung  Norwegens,  die  schwedischen  Organe  des  Aiiswintii:! n 


( 
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zur  Besorgung  seiner  diplomatischen  Angelegenheiten  zu  benutzen, 
anerkannt^). 

Das  norwegische  Storting  hat  auch  niemals  die  Auslegung 
der  Reichsakte,  nach  der  Norwegen  irgendwelche  Verpflichtung 
haben  sollte,  seine  diplomatischen  Angelegenheiten  von  den 
schwedischen  Organen  des  Äusseren  besorgen  zu  lassen,  aner- 
kannt. Im  Gegenteil,  verschiedene  Beschlüsse  des  Stortings 
beruhen  unzweideutig  auf  der  Ansicht,  dass  Norwegen  ein  Recht 
auf  eigene  diplomatische  Vertretung  hatte  2).  Etwas  anderes  ist 
es,  dass  das  Storting,  als  es  im  Jahre  1814  unterliess,  die 
Errichtung  einer  norwegischen  Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  zu  veranlassen,  voraussah,  dass  der  König  bis 
auf  weiteres  die  schwedischen  Organe  zur  Besorgung  der  nor- 
wegischen auswärtigen  Angelegenheiten  benutzen  würde  ^).  Der- 
selbe Abgeordnete,  A.  Konow,  der  auf  dem  ausserordentlichen 
Storting  1814  den  Vorschlag  machte,  der  König  solle  eigene 
norwegische  Konsuln  anstellen,  sprach  sich  auch  gleichzeitig 
dahin  aus,  dass  Norwegen  kein  eigenes  Gesandtschaftswesen 
errichten  solle,  da  Norwegens  und  Schwedens  politische  Ver- 
hältnisse dem  Auslande  gegenüber  die  gleichen  seien  und  ein 


')  Vgl.  oben  S.  123  Note  1. 

2)  So  sprach  sich  das  Storting  im  Jahre  1827  dahin  aus,  dass  es  zur- 
zeit keine  Veranstaltungen  treffen  wollte,  um  durch  eine  Adresse  an  den 
König,  eigene  Vertretung  des  norwegischen  Königs  im  Ausland  zu  veranlassen. 
Aus  Äusserungen  im  schwedischen  Reichstag  im  Jahre  1828  geht  hervor, 
dass  der  Reichstag  damals  die  Befassung  des  schwedischen  Ministers  des 
Ausseren  mit  den  norwegischen  diplomatischen  Angelegenheiten  als  ausserhalb 
der  Grenzen  seines  Amtes  liegende,  Schweden  nichts  angehende  Neben- 
beschäftigung betrachtete.     (Vgl.  Getz  1.  c.  S.  715.) 

^)  Man  darf  hierbei  nicht  vergessen,  dass  die  diplomatischen  Angelegen- 
heiten nach  Artikel  28  des  norwegischen  Grundgesetzes  eine  der  beiden  Aus- 
nahmen von  der  Regel  bildeten,  nach  der  alle  Angelegenheiten  von  Wichtigkeit 
in  der  Staatsratssitzung  behandelt  werden  sollten.  Die  Folge  von  dieser 
Ausnahmestellung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  war  die,  dass  die 
norwegische  Königsgewalt  berechtigt  war,  diese  Angelegenheit  auf  die  Weise 
zu  behandeln,  welche  ihr  am  geeignetsten  schien.  Auf  dem  Storting  im  Jahre 
1824  kam  der  Gedanke  zum  Ausdruck,  dass  das  Storting  es  nicht  für  grund- 
gesetzwidrig hielt,  dass  der  König  sich  des  schwedischen  Ministers  des 
Ausseren  bei  der  Erledigung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  Norwegens 
bediente.     (Vgl.  Getz  I.e.  S.  711— 12.) 
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eigenes  Gesandtschaftswesen  Norwegen  also  nur  unnötige  Aus- 
gaben verursachen  würde.  Konow  fand  es  „richtig",  dass 
Norwegen  kein  eigenes  Gesandtschaftswesen  errichtete,  aber  er 
sagte  nichts  davon,  dass  Norwegen,  wenn  es  dies  einmal  für 
gut  fand,  kein  Recht  dazu  habe^).  Über  den  Vorbehalt  zu 
besonderem  norwegischen  Gesandtschaftswesen,  der  in  dem  Wort 
„Gesandte"  in  §  22  des  norwegischen  Grundgesetzes  liegt,  siehe 
oben  in  diesem  Paragraphen  S.  111 — 112. 

Angenommen,  dass  Norwegen  bei  Eingehen  der  Union 
irgendwelche  Verpflichtung  übernommen  habe,  dieselben  Organe 
des  Auswärtigen  und  dieselbe  Behandlungsweise  der  diplo- 
matischen Angelegenheiten  wie  Schweden  zu  haben,  so  könnte 
eine  solche  Verpflichtung  nur  damit  begründet  werden,  dass  die 
Reichsakte  sich  stillschweigend  den  Bestimmungen  der  schwe- 
dischen „Regierungsform"  über  diesen  Gegenstand  angeschlossen 
hätte.  Die  Folge  davon  musste  sein,  dass  die  betretfenden  Be- 
stimmungen der  schwedischen  „Regierungsform",  namentlich 
§§  11  und  32,  zu  unionellen  Bestimmungen  oder  Unionsbe- 
dingungen erhoben  worden  seien.  Dies  wäre  ebenso  klar,  wie 
dass  die  schwedische  Sukzessionsordnung  vom  26.  September 
1810  in  allen  Punkten,  die  auf  die  Erbfolge  Einfluss  hatten, 
durch  Hinweis  auf  dieselbe  in  §  2  der  Reichsakte,  eine  unionelle 
Verordnung  wurde. 

Daraus  sollte  aber  notwendigerweise  folgen,  dass  die 
Schweden  ebensowenig  ein  Recht  dazu  hatten,  die  Bestimmungen 
ihrer  „Regierungsform"  betreffend  die  Verwaltung  des  Aus- 
wärtigen ohne  Norwegens  Zustimmung  zu  verändern,  wie  sie 
auch  nicht  das  Recht  hatten,  die  Sukzessionsordnung  in  ir<:ioiid- 
einem  Punkt,  der  Einfluss  auf  die  Erbfolge  hatte,  zu  veiüudern. 

Eine  solche  Veränderung  nahmen  jedoch  die  Schweden  1885 
vor,  ohne  die  Mitwirkung  der  norwegischen  Königsgewalt  und 
des  Stortings  einzuholen. 

Die  Schweden  organisierten  damals  ihre  Vei'wnltnii«^-  der 
auswärtigen   Angelegenheiten   in   einer   Weise,    dio    unter    dw 


')  Konows  ÄussenniLC  ist  missvcrstinidon  von  Hydiii:  ..  FriitMiinutMi 
mellan  Sverlge  och  Nora.-  S.  .n;{5.  und  von  llüyer  in  dem  ;niuTlüliilrn  W Crk 
S.  87. 
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Voraussetzung,  dass  sie  als  für  die  beiden  Reiche  gemeinsame 
Verwaltung  fungieren  sollte,  Norwegens  Lage  verschlimmerte 
und  Norwegens  Anspruch  auf  Einfluss  auf  die  Behandlung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  in  hohem  Grade  verringerte.  Wir 
brauchen  uns  nur  folgendes  zu  vergegenwärtigen:  Vor  1885  kam 
es  dem  schwedischen  Minister  des  Auswärtigen  nur  zu,  die 
diplomatischen  Angelegenheiten  vorzutragen.  Mit  dem  Vortragen 
war  die  Gegenzeichnung  verbunden.  Die  Vorbereitung  kam  ihm 
nicht  zu,  der  König  konnte  die  diplomatischen  Sachen,  von 
wem  er  wollte,  vorbereiten  lassen.  Im  Jahre  1885  wurde  auch 
die  Vorbereitung  dem  schwedischen  Minister  des  Auswärtigen 
übertragen.  Die  neue  Ordnung  hatte  den  Zweck,  dem  schwe- 
dischen Reichstag  eine  ausgedehntere  Kontrolle  bei  der  Behand- 
lung der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  verschaffen.  Die 
Behandlung  dieser  Sachen  durch  den  schwedischen  Minister  und 
den  König  kam  infolgedessen  mehr  in  Abhängigkeit  von  dem 
schwedischen  Reichstag  als  vorher.  Der  Einfluss  des  nor- 
wegischen Stortings  auf  die  betreffenden  Angelegenheiten  konnte 
fe  dadurch  freilich  nicht  grösser  werden. 

^k^  Diejenigen  Verfasser,  welche  eine  in  der  Reichsakte  be- 
^■tründete  Gemeinsamkeit  der  Verwaltung  des  Auswärtigen  und 
^Her  Behandlung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  aufrecht 
^^rhalten  wollten,  hatten,  wie  sich  leicht  denken  lässt,  viel  Mühe, 
Schwedens  Recht,  auf  eigene  Hand  seine  Verwaltung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  von  neuem  zu  organisieren,  mit  Nor- 
wegens Pflicht  auch  nach  1885  diese  Verwaltung  zu  benutzen, 
in  Einklang  zu  bringen.  Der  interessanteste  Versuch  in  dieser 
Beziehung  ist  der  des  schwedischen  Verfassers  Nils  Höyer. 
Er  sagt  in  seiner  Schrift:  „Statsförbundet  emellan  Sverige  och 
Norge"  S.  112  folgendes:  „Wir  haben  gesehen,  dass  die  Norweger 
die  Union  auf  der  Grundlage  der  hierher  gehörigen  Paragraphen 
~  die  Paragraphen  über  die  auswärtige  Verwaltung  —  der 
schwedischen  Regierungsform  eingegangen  sind,  dass  diese  also 
ihrem  Inhalt  nach  als  unionelle  zu  betrachten  sind.  Gerade 
deshalb  könnte  ein  berechtigter  Protest  von  selten  der  nor- 
wegischen Staatsgewalten  —  der  norwegischen  Königsgewalt 
und  dem  Storting  —  in  Frage  kommen,  wenn  die  Ver- 
änderungen   die    Absicht     hätten,     die     Garantie    zu 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  ^ 
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verringern  oder  Norwegen  ein  geringeres  Recht  als  es 
nun  hat,  zu  geben ^).  Aber  da  das  Ergebnis  gerade  das  Ent- 
gegengesetzte wird,  ist  eine  Zustimmung  der  Norweger  natürlich 
nicht  erforderlich". 

In  dieser  Beweisführung  sind,  wie  sich  zeigen  wird,  ver- 
schiedene Fehler.  Erstens  traf  es  nicht  zu,  dass  eine  erhöhte 
Garantie  für  Schweden,  d.  h.  welche  den  Einfluss  und  die 
Kontrolle  des  schwedischen  Reichstags  bei  der  Behandlung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  erhöhte,  gleichbedeutend  war  mit 
einer  erhöhten  Garantie  für  die  Wahrnehmung  der  Interessen 
Norwegens,  wo  diese,  was  leicht  geschehen  konnte,  nicht 
mit  Schwedens  Interessen  übereinstimmten.  Zweitens  sollten 
wohl  Norwegens  Staatsorgane  und  nicht  diejenigen  Schwedens 
zu  entscheiden  haben,  ob  Norwegens  Lage  durch  die  im  Jahre 
1885  vorgenommenen  Veränderungen  der  schwedischen  Verfassung 
verbessert  oder  verschlimmert  wurden. 

Die  norwegischen  Schriftsteller,  die  natürlich  in  ihrer  Be- 
weisführung nicht  die  Ansicht  benutzen  konnten,  dass  Nor- 
wegens Stellung  mit  Rücksicht  auf  die  Behandlung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  nach  1885  besser  wurde  als  vorher, 
die  aber  trotzdem  auch  nach  1885  ihre  Theorie  über  Norwegens 
Nichtberechtigung  zu  eigener  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten aufrecht  erhalten  wollten,  haben  sich  nicht  weiter 
auf  die  Frage  eingelassen,  welche  Bedeutung  die  Veränderung 
der  Regier ungs form  von  1885  für  Norwegens  angebliche  Pflicht 
zu  gemeinsamer  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
hatte.  Eine  Ausnahme  machte  der  (nunmehr  verstorbene)  Reichs- 
advokat und  ehemalige  Professor  an  der  Universität  in  Kristiania 
Bernhard  Getz  in  einem  Aufsatz  über  die  auswärtige  Ver- 
waltung. Er  spricht  sich  („Samlede  Afhandlinger"  S.  730—31) 
dahin  aus,  dass  die  Veränderung  der  schwedischen  Regierungs- 
form im  Jahre  1885  Norwegen  von  einer  etwaigen  Verpflichtung 
gegen  den  schwedischen  Minister  des  Äusseren  gelöst  hätte. 
Zu  erwähnen  ist  ausserdem  Aubert,  der  in  seiner  Schrift: 
„Norges    folkeretslige   Stilling"    S.  194   sagt,    dass   die   neuen 


')  Hier  sei  hervorgehoben:  Höyer  schrieb  sein  Werk,  ehe  die  Verände- 
rungen von  den  schwedischen  Staatsgewalten  endgültig  angenommen  waren. 
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schwedischen  Grimdgesetzbestimmuiigen  von  1885  „selbstver- 
ständlich direkt  nur  die  speziell  schwedischen  Angelegenheiten 
angehen";  also  seiner  Meinung  nach  nicht  die  speziell  norwe- 
gischen auswärtigen  Angelegenheiten  oder  die  „gemeinsamen" 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Folglich  müsste  Norwegen  nach 
dieser  Auffassung  das  Recht,  ein  Ministerium  des  Auswärtigen 
für  die  speziell  norwegischen  Angelegenheiten  zu  errichten, 
gehabt  haben,  während  der  König  auch  fernerhin  (d.  h.  auch 
nach  1885)  das  Recht  behalten  sollte,  sowohl  in  Norwegen  wie 
auch  in  Schweden,  die  „gemeinsamen"  auswärtigen  Angelegen- 
heiten durch  wen  er  wollte  besorgen  zu  lassen.  Auf  die 
Annahme  dieser  Auslegung  Hessen  sich  jedoch  die  Schweden 
nicht  ein. 

Die  norwegische  Regierung  und  das  Storting  unterliessen 
es,  im  Jahre  1885  gegen  die  eigenmächtige  Neuorganisation  der 
auswärtigen  Verwaltung  seitens  der  Schweden  Einspruch  zu 
erheben.  Der  Zweck  dieses  Unterlassens  ist  nicht  schwierig 
zu  verstellen:  wenn  die  Schweden  das  Recht  hatten,  ihre  aus- 
wärtige Verwaltung  nach  eigenem  Belieben  zu  organisieren,  so. 
musste  auch  Norwegen  seinerseits  ein  dementsprechendes  Recht 
zukommen. 

Hiernach  ist  es  klar,  dass  selbst  wenn  Norwegen  vor  1885 
die  Verpflichtung  zu  gemeinsamer  Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  gehabt  hätte,  diese  Verpflichtung  infolge  der 
Handlungsweise  der  Schweden  in  dem  erwähnten  Jahre  weg- 
gefallen wäre. 


§  33. 
Cliarakteristik    der    norwegisch  -  scliwedisehen    Union    als 

Real  Union. 

Die  norwegisch-schwedische  Union  war  eine  organisierte 
Staatenverbindung.  Dass  der  König  eine  und  dieselbe  Person 
war  und  vertragsmässig  in  beiden  Reichen  eine  und  dieselbe 
Person  sein  sollte,  ist  dazu  genügend,  und  zwar  dessen  unge- 
achtet, dass  die  Königsgewalt  als  eine  doppelte,  d.  h.  eine 
spezifisch  norwegische  und  eine  spezifisch  schwedische  auf- 
gefasst  werden  musste.   Dass  die  Gemeinsamkeit  der  auswärtigen 
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Organe  nur  eine  faktische  Gemeinsamkeit,  ein  Mandatsverhältnis 
wai',  dessen  sich  der  schwedische  Staat,  wann  er  wollte,  ent- 
ledigen konnte,  oder  das  der  norwegische  Staat  berechtigt  war, 
nach  Belieben  zu  kündigen,  war  kein  Hindernis  dafür,  dass 
die  Union  als  organisierte  Staatenverbindung  charakterisiert 
werden  konnte. 

Die  durch  die  Reichsakte  verabredete  Gemeinschaft  in 
Krieg  und  Frieden  machte  die  Union  zu  einer  politischen 
Staatenverbindung. 

Nach  einer  richtigen  Begriifsbestimmung  muss  die  Union 
auch  als  Realunion  charakterisiert  werden.  Der  Begriff  Real- 
union wird  bekanntlich  auf  sehr  verschiedene  Weise  bestimmt^). 
Ein  jeder  kann  ja  auch  seine  eigene  Terminologie  benutzen, 
wenn  er  nur  nicht  ohne  weiteres  auf  seinen  eigenen  Real- 
unionsbegriff  Rechtssätze  überträgt,  die  andere  Verfasser  in 
bezug  auf  einen  ganz  anderen  Begriff  entwickelt  haben. 

Wenn  man  den  Begriff  „Union"  als  eine  Gemeinsamkeit 
in  der  Person  des  Staatsoberhauptes  zwischen  selbständigen 
Staaten  auffasst,  so  muss  man  sagen,  dass  eine  Personalunion 
vorliegt,  wo  diese  Gemeinsamkeit  des  Staatschefs  eine  rein  zu- 
fällige^) ist;  eine  Realunion  dagegen,  wo  dieselbe  auf  Vertrag 
beruht.  Ein  solcher  Vertrag  kann  auf  ewige  Zeiten,  auf  eine 
gewisse  Anzahl  Jahre,  auf  Kündigung  oder  unter  einer  resolu- 
tiven  Bedingung  abgeschlossen  sein.  Mehr  ist  nicht  nötig,  um 
das  Vorhandensein  einer  Realunion  zu  begründen.  Jellinek 
betrachtet  die  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden  als  not- 
wendige Bedingung  einer  Realunion  ^).  Dieser  Ansicht  ist  jedoch 
nicht  beizupflichten. 

Dagegen  muss  allerdings  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und 
Frieden  vorliegen,  wenn  eine  Realunion  im  internationalen 
Verkehr  als  eine  einzige  Macht  behandelt  werden  soll.  In  einer 
Pereonalunion  kann,  der  Monarch  in  dem  einen  Land  auf  den 
Thron  verzichten  und  denselben  in  dem  anderen  Lande   beibe- 


')iVgl.  Jellinek:  Die  Lehre  von  den  Staattiivt  rbiiuliinircn   s.  82    S4. 

«)  Vgl.  Jellinek:  1..     -  s, 

•)  Jellinek:    Die  Lehn-    von    dou    Staati-nv«  rhintluiit^on    S.  172.    vor- 
glichen mit  S.  215. 
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halten.  Dazu  ist  die  Zustimmung  beider  Reiche  nicht  erforderlich. 
In  einer  Realunion  dagegen  muss  der  Monarch,  wenn  er  in  dem 
einen  Lande  nicht  länger  regieren  will,  die  Krone  der  beiden 
Länder  niederlegen.  Will  er  die  Krone  nur  in  dem  einen  Lande 
niederlegen,  so  muss  er  die  Zustimmung  beider  Reiche  einholen. 
Darin  zeigt  sich  die  Bedeutung  der  hier  gegebenen  Begriffs- 
bestimmung von  Personal-  und  Realunion. 

Personalunion  wird  oft  eine  Union  genannt,  deren  einziger 
Inhalt  in  der  Gemeinschaft  des  Staatsoberhauptes  besteht.  Eine 
solche  Begriffsbestimmung,  die  auf  den  Umfang  der  Gemein- 
samkeit anstatt  auf  die  rechtliche  Beschaffenheit  Gewicht  legt, 
muss  aber  als  ganz  abwegig  angesehen  werden^). 

Zwei  Staaten,  die  in  einem  Unionsverhältnis  stehen,  sei  es 
Personal-  oder  Realunion,  können  natürlich,  wie  andere  Staaten, 
verschiedene  Verträge,  sowohl  politische  wie  auch  Verkehrsver- 
träge abschliessen.  Besonders  natürlich  ist  es,  ein  Überein- 
kommen über  gemeinsame  Verteidigung  zu  treffen,  und  der 
Grund  zu  einem  Übereinkommen  über  ein  gemeinsames  Staats- 
oberhaupt kann  gerade  in  der  Rücksicht  auf  die  gemeinsame 
Verteidigung  zu  suchen  sein.  Wenn  die  Gemeinsamkeit  des 
Staatsoberhauptes  aus  dem  einen  oder  anderen  Grund  aufhört, 
wie  steht  es  dann  mit  den  Verträgen,  welche  die  unierten 
Staaten  miteinander  abgeschlossen  haben? 

Alle  Verkehrsverträge  (um  nicht  von  rechtsetzenden  und 
dispositiven  Verträgen  zu  reden)  behalten  ihre  Gültigkeit.  Aber 
wie  geht  es  mit  den  politischen  Verträgen?  Von  ihnen 
muss  man  sagen,  dass  sie  der  Voraussetzung  des  Bestehens  des 
Unionsverhältnisses  unterworfen  sind.  Fällt  die  Geraeinsamkeit 
des  Staatsoberhauptes  weg,  so  wird  auch  die  Voraussetzung 
nichtig.  Wenn  eine  Verabredung  über  Gemeinsamkeit  in  Krieg 
und  Frieden  in  dieselbe  Urkunde  wie  das  Übereinkommen  über 
das  Staatsoberhaupt  aufgenommen  wurde  —  wie  dies  bei  der 
norwegisch-schwedischen  Union  der  Fall  war  —  ist  es  selbst- 
verständlich, dass  mit  der  Bestimmung  über  Gemeinsamkeit  des 


0  Vgl.  Jcllinek:  I.e.  S.  83.  Nach  einer  ähnlichen  Begriffsbestimmung 
ist  die  norwegisch-schwedische  Union  manchmal  eine  Personalunion  genannt 
worden. 
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Staatsoberhauptes  der  ganze  Vertrag  wegfällt.  Aber  selbst,  wenn 
die  Gemeinsamkeit  des  Staatsoberhauptes  und  die  Gemeinsamkeit 
in  Krieg  und  Frieden  in  verschiedenen  Verträgen  verabredet 
wurden,  kann  sich  die  Sache  nicht  viel  anders  verhalten,  jeden- 
falls muss  jedem  der  Reiche  ein  Kündigungsrecht  zukommen. 
Auf  dieselbe  Weise  muss  die  Lage  beurteilt  werden,  wenn  eine 
Personalunion  wegfällt^). 

Neben  der  Gemeinsamkeit  des  Monarchen  kann  in  der 
Realunion  Gemeinsamkeit  in  gewissen  anderen  Organen  verab- 
redet sein,  wie  dies  bei  der  österreichisch -ungarischen  Union 
der  Fall  ist;  oder  auch  kann  betreffs  gewisser  anderer  Organe 
ein  Mandatsverhältnis  bestehen,  wie  dies  bei  der  norwegisch- 
schwedischen Union  der  Fall  war.  Ein  solches  Mandatsverhältnis 
in  bezug  auf  gewisse  Organe  (Gesandtschaftswesen,  Konsulat- 
wesen) ist  in  einer  Personalunion  ebenso  natürlich  wie  in  einer 
Realunion.  So  benützte  z.  B.  Luxemburg  seinerzeit  in  grosser 
Ausdehnung  (in  verschiedener  Ausdehnung  zu  den  verschiedenen 
Zeiten)  die  holländischen  auswärtigen  Organe^).  Solche  Mandats- 
verhältnisse fallen  natürlich  mit  der  Union  weg.  So  ist  es  bei 
der  Auflösung  der  norwegisch -schwedischen  Union  gewesen. 
Die  schwedischen  Gesandten  hörten  unmittelbar  nach  dem  7.  Juni 
1905  auf,  Dienste  für  Norwegen  zu  leisten. 

Diejenigen  Gesandten,  die  Norweger  waren,  nahmen  sofort 
ihren  Abschied.  Gelegentlich  geschah  es  jedoch,  dass  schwedische 
Gesandte  auch  nach  dem  7.  Juni  1905  sich  der  norwegischen 
Staatsbürger  im  Auslande  annahmen.  Was  die  konsularen  An- 
gelegenheiten betraf,  so  gab  das  schwedische  Ministerium  des 
Äusseren  den  Konsuln  den  Befehl,  die  konsularen  Angelegenheiten 
für  norwegische  Bürger  in  derselben  Weise  wie  vor  dem  7.  Juni 
zu  besorgen;  verbot  den  Konsuln  aber  gleichzeitig,  mit  der  von 
dem  Storting  am  7.  Juni  eingesetzten  norwegischen  Regierung  zu 
korrespondieren  oder  sonst  in  Verbindung  zu  treten.  Diejenigen 
Konsuln,  welche  Norweger  waren,  nahmen  jedoch,  von  ein  paar 
Ausnahmen  abgesehen,  auf  dies  Verbot  keine  Rücksicht,  und  die 
schwedische  Regierung  Hess  es  auch,  soviel  bekannt,  dabei  bewenden. 


')  Zu  vgl.  ist  Bluntschli:  Völkerrecht  §456. 

'j  Vgl.  Juraschek:  Personal-  und  Realunion  S.  47— 48. 
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Es  wäre  ja  auch  den  schwedischen  Interessen  ebenso  schädlich 
wie  den  norwegischen  gewesen,  wenn  alle  Konsulen  norwegischer 
Nationalität,  deren  Zahl  ungefähr  gleich  gross  wie  die  der 
schwedischen  war,  sofort  ihren  Abschied  bekommen  hätten. 
Man  kann  deshalb  sagen,  dass  das  schwedische  Konsulatwesen 
infolge  einer  stillschweigenden  Verabredung  zwischen  den  beiden 
Ländern  einige  Monate  nach  Auflösung  der  Union  für  beide 
Länder  weiter  fungierte  ^). 

§  23. 
Streiterlediguiigs-   und  Zwangsmittel   im  Unioiisverhältiiis. 

I.  Das  durch  die  Reichsakte  geschaffene  Verhältnis  zwischen 
Norwegen  und  Schweden  war  nicht  das  einzige  völkerrechtliche 
Verhältnis,  in  dem  die  beiden  Reiche  zueinander  standen  oder 
zueinander  stehen  konnten.  So  enthielt  z.  B.  der  Grenzvertrag 
der  beiden  Reiche  vom  Jahre  1751  und  besonders  dessen  so- 
genanntes „Lappenkodizile"  Bestimmungen,  die  nach  der  Unions- 
stiftung ebenso  völkerrechtlich  bindend  waren,  wie  vor  derselben ; 
darüber  war  man  sich  in  den  beiden  Reichen  auch  stets  einig. 

Norwegen  und  Schweden  konnten  über  einen  Gegenstand 
irgendwelcher  Art  Verträge  abschliessen,  doch  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  1.  infolge  ihrer  Grundgesetze  über  den 
betreffenden  Gegenstand  mit  dem  Ausland  Verträge  abschliessen 
konnten,  und  2.  dass  der  betreffende  Gegenstand  nicht  durch 
die  Reichsakte  endgültig  erledigt  war^).  Wenn  der  Gegenstand 
durch  die  Reichsakte  endgültig  geordnet  war,  so  konnten  die 
Reiche  sich  nur  durch  eine  Veränderung  oder  durch  einen  Zu- 
satz zur  Reichsakte  binden. 

Das  Gesetz  betreffs  der  Lappen  vom  2.  Juni  1883  war  in  der 
Tat  ein  Vertrag  über  einen  Gegenstand,  der  ausserhalb  des  Bereichs 
der  Reichsakte  lag.  Nach  §  30  sollte  dies  Gesetz  nämlich  15  Jahre 
lang,  vom  Tage  seines  Inkrafttretens  an  gerechnet,  als  Vertrag  gelten. 


*)  Der  Konvention  zwischen  Norwegen  und  Schweden  vom  23.  März 
1906  zufolge  bezahlte  Norwegen  seinen  gewöhnlichen  Anteil  an  den  Ausgaben 
für  die  Diplomatie  bis  zum  1.  Juli  1905,  und  für  das  Konsulat wesen  bis  zum 
31,  Oktober  1905.  Das  bis  7,  Juni  1905  gemeinsame  Königshaus  bekam  seine 
von  Norwegen  bewilligten  Apanagen  bis  zum  1.  Juli  1905  ausbezahlt. 

^)  Derselben  Ansicht  ist  Aschehoug:  „Norges  nuvserende  statsforfat- 
ning«  I  S.  179. 
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Man  vermied  jedoch  am  liebsten  solche  bindenden  Überein- 
kommen. Man  half  sich  auf  andere  Weise:  1.  durch  besondere 
und  voneinander  unabhängige  Vorschriften  für  jedes  Reich,  z.  B. 
das  norwegische  Gesetz  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
an  Schweden  vom  1.  September  1818  und  die  dementsprechende 
schwedische  Verordnung  vom  1.  Juni  1819.  Es  stand  demnach 
jedem  der  beiden  Reiche  frei,  seine  Rechtsbestimmungen  auf- 
zuheben oder  zu  verändern,  ohne  dass  dadurch  vom  Rechtsstand- 
punkt aus  die  entsprechende  Bestimmung  in  dem  andern  Reiche 
ausser  Kraft  getreten  wäre.  2.  Durch  gegenseitige  Gesetze, 
in  denen  bestimmt  war,  dass  sie  nur  solange  gelten  sollten,  als 
entsprechende  Gesetze  in  dem  anderen  Reiche  in  Kraft  waren, 
z.  B.  das  norwegische  Gesetz  vom  4.  Juni  1866,  die  Übersetzung 
schwedischer  Schriften  betreffend.  Über  ein  solches  Gesetz  hatte 
Norwegen  vollständig  freie  Hand  und  konnte  es  jederzeit  ohne 
Schwedens  Erlaubnis  aufheben,  aber  die  Folge  einer  solchen 
Aufhebung  war,  dass  die  dementsprechende  schwedische  Be- 
stimmung auch  ausser  Kraft  trat.  3.  Durch  Bestimmungen,  die 
infolge  königlicher  Verfügung  für  beide  Reiche  ausgefertigt 
wurden.  Wenn  der  K  ö  n  i  g  nach  den  Grundgesetzen  beiderReiche 
das  Recht  hatte,  Bestimmungen  über  einen  Gegenstand  zu  treffen 
und  jedes  der  Reiche  durch  Verträge  über  denselben  Gegenstand 
dem  Auslande  gegenüber  zu  binden,  so  konnte  er  selbstredend 
auch  das  Verhältnis  der  beiden  Reiche  zueinander  durch  gleich- 
lautende Bestimmungen  in  den  beiden  Reichen  ordnen. 

Es  war  jedoch  schon  in  der  ersten  Zeit  der  Union  der 
Brauch  entstanden,  dass  der  König  in  solchen  Fällen  nicht  in 
jedem  Reich  eine  besondere  Resolution  erliess,  sondern  dies 
durch  eine  sogenannte  „gemeinsame"  Resolution  im  kombi- 
nierten (zusammengesetzten  norwegisch-schwedischen)  Staatsrat 
(nach  §  5  der  Reichsakte)  ersetzte.  Vgl.  die  Resolutionen  vom 
19.  Juni  1849,  vom  4.  Februar,  2.  September  und  15.  November 
1859  betreffend  den  Post-  und  Telegraphenverkehr  der  Reiche. 
Es  wurden  dadurch  auch  keine  Vertragsbestimmungen  geschaffen, 
vielmehr  nur  Bestimmungen  getroffen,  die  tatsächlich  denselben 
Dienst  leisten  konnten  wie  Vertragsbestimmungen  über  ähnliche 
Gegenstände  zwischen  einem  der  Reiche  und  dem  Auslande. 
Solche  Bestimmungen  konnten  nicht  nur  vom  Köni^-  auf^t  hoben 
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werden,  sondern  auch  dadurch  ausser  Kraft  treten,  dass  eines 
der  Reiche  den  betreffenden  Gegenstand  seiner  eignen  Gesetz- 
gebung unterstellte. 

II.  Solange  man  sich  mit  einer  der  drei  letzten  Arten  behalf, 
konnten  nicht  leicht  Streitigkeiten  völkerrechtlicher  Art  zwischen 
den  Reichen  entstehen.  Dagegen  konnte  Uneinigkeit  betreffs 
des  richtigen  Verstehens  und  der  richtigen  Anwendung  der  vor 
1814  zwischen  den  Reichen  abgeschlossenen  Verträge  aufkommen, 
besonders  betreffs  des  Grenzvertrags  vom  Jahre  1751  mit  dazu- 
gehörigen Kodizillen,  oder  des  Grenzvertrags  vom  Jahre  1661 
über  Bohuslehn.  Hier  konnte  Meinungsverschiedenheit  darüber 
entstehen,  wo  die  eigentliche  Grenzlinie  war,  wie  ja  auch  der 
Streit  über  die  Grisebogrenze  gezeigt  hat^). 

Ausserdem  konnten  ja  zwischen  Norwegen  und  Schweden 
ebensogut  wie  zwischen  den  vereinigten  Reichen  und  dem  übrigen 
Auslande  Streitigkeiten  aufkommen  wegen  irgendeiner  Handlung, 
die  in  Widerspruch  mit  dem  allgemeinen  Völkerrecht  stand  oder 
von  der  der  eine  Staat  wenigstens  behauptete,  dass  sie  dies  tue, 
wenn  z.  B.  ein  norwegischer  Beamter  einen  schwedischen  Unter- 
tanen in  der  Weise  kränkte,  dass  der  norwegische  Staat  einem 
anderen  Ausländer,  z.  B.  einem  Engländer,  gegenüber  für  einen 
solchen  Rechtsbruch  verantwortlich  gemacht  werden  konnte. 

Fernerhin  konnten  zwischen  den  Reichen  Streitigkeiten  be- 
P'treffs  der  richtigen  Auslegung  und  Anwendung  des  Unions- 
vertrags selbst,  nämlich  der  Reichsakte,  entstehen.  Endlich  war 
es  nicht  undenkbar,  dass  Zwiespalt  dadurch  aufkommen  konnte, 
dass  das  eine  Reich  einen  mit  dem  Auslande  abgeschlossenen 
||,  Vertrag  nicht  erfüllte,  oder  sich  sonst  einen  völkerrechtlichen 
Bruch  dem  Auslande  gegenüber  zuschulden  kommen  liess.  Aller- 
dings bestand  zwischen  Norwegen  und  Schweden  während  der 
Union  keine  solidarische  Haftung  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes^).     Aber  infolge  der  durch  die  Reichsakte  herge- 


► 


*)  Dieser  Zwiespalt  wurde  nach  Auflösung  der  Union  durch  Schieds- 
gerichtsurteil vom  23.  Oktober  1909  dahin  gelöst,  dass  die  Griseboen  Schweden 
zufielen  und  der  Skjöttegrund  Norwegen. 

^)  Dagegen  lässt  sich  nicht  geltend  machen ,  dass  Abs.  I  der  Note  der 
norwegischen  und  der  schwedischen  Regierung  an  die  fremden  Mächte  vom 
November  1905  (unten  Beilage)  von  einer  anderen  Voraussetzung  ausgehe.    Die 


I 
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stellten  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden  konnte  das  eine 
^Mch  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  wenn  das  andere  eine 
Vertragspflicht  oder  sonstige  völkerrechtliche  Verpflichtung  nicht 
erfüllte. 

Dass  völkerrechtliche  Verantwortlichkeit  und  Mitleidenschaft, 
als  Folge  der  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden,  zweierlei 
sind,  wird  durch  folgendes  Beispiel  klar  werden.  Infolge  des 
Vertrags  mit  Dänemark  über  die  Abschaffung  der  Sundzölle 
vom  14.  März  1857  hatte  Schweden  eine  Entschädigungssumme 
von  1590503  Reichstaler,  Norwegen  von  667225,  Österreich  von 
29434,  Belgien  von  301455  usw.  an  Dänemark  zu  entrichten. 
Weiter  wurde  in  Artikel  4  des  Vertrages  bestimmt:  „II  est  bien 
entendu  que  les  Hautes  Parties  contractantes  ne  seront  eventu- 
ellement  responsables  que  pour  la  quote-part  mise  ä  la  Charge 
de  chacune  d'Elles". 

Demnach  war  Schweden  Dänemark  gegenüber  nur  für 
seinen  Anteil  verpflichtet  wie  Norwegen  ebenfalls  nur  für  den 
seinigen  und  die  übrigen  Vertragsstaaten  in  gleicher  Weise. 
Gesetzt  den  Fall,  dass  eins  der  Reiche,  Norwegen  oder  Schweden, 
seinen  Anteil  nicht  bezahlt,  und  Dänemark  aus  diesem  Grund 
den  Krieg  erklärt  hätte,  wäre  das  eine  Reich  von  dem  anderen 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden,  während  die  völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit  nur  das  Reich  traf,  welches  seiner  Ver- 
pflichtung nicht  nachgekommen  war^). 


norwegischen  und  die  schwedischen  Unterhändler  in  Karlstad  1905  wurden 
allerdings  darüber  einig,  dass  jedes  der  Reiche  den  anderen  Mächten  eine 
solche  Erklärung  geben  solle;  eine  solche  Mitteilung  konnte  ja  nicht  schaden, 
wenn  man  sie  auch  für  unnötig  hielt.  Unnötig,  weil  nicht  leicht  anzunehmen 
war,  dass  irgendeine  fremde  Macht  jemals  die  Behauptung  aufstellen  würde, 
Norwegen  sei  nach  Auflösung  der  Union  für  die  Erfüllung  der  schwedischen, 
während  der  Unionszeit  abgeschlossenen  Verträge  verantwortlich,  und  um- 
gekehrt; und  zwar  selbst  wenn  die  Reiche  für  die  Erfüllung  ihrer  völker- 
rechtlichen Verpflichtungen  dem  Ausland  gegenüber  während  der  Unionszeit 
verantwortlich  gewesen  wären. 

*)Aschehoug  in  ,.Norge8  nuvaerende  statsforfatning"  I  S.  148  hat 
den  Umstand,  dass  das  eine  Reich  von  dem  anderen  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogen werden  konnte,  als  gleichbedeutend  mit  Solidarhaftung  dem  Auslande 
gegenüber  betrachtet.  Aus  diesem  Missverständnis  hat  er  dann  wiiti  iliin  dt  u 
Schluss  der  Notwendigkeit  gemeinsamer  Verwaltungsbehörden  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  gezogen. 


§  23.     Streiterledigungs-  und  Zwangsmittel  139 

Dass  jedes  Reich  die  völkerrechtliche  Verantwortung  für 
Schadensersatz  infolge  völkerrechtlicher  Delikte  allein  trug, 
stimmte  auch  mit  der  unionellen  Praxis  überein.  So  bezahlte 
Norwegen  allein  den  Schadensersatz,  der  von  England  in  der 
berüchtigten  Bodo-Angelegenheit  (1819—21)  auf  diplomatischem 
Wege  erpresst  wurde,  weil  einige  englische  Schmuggler  nach 
Ansicht  der  damaligen  englischen  Regierung  von  den  norwegischen 
Behörden  nicht  mit  der  schuldigen  Rücksicht  behandelt  worden 
waren  ^).  Der  auf  Vorstellung  Russlands  erzwungene  Rückkauf 
von  einigen  an  Neu-Kolumbia  1825  verkauften  schwedischen 
Kriegsschilfen  wurde  ausschliesslich  von  Schweden  getragen. 

III.  Wenn  zwischen  den  beiden  Reichen  Streitigkeiten  irgend- 
welcher Art  entstanden,  welche  Mittel  hatte  man  dann,  sie  zu 
schlichten?  Die  Reichsakte  hatte  keine  gemeinsame  Institution 
zur  Beilegung  von  Zwistigkeiten  errichtet,  abgesehen  von  der 
Vermittlerrolle,  die  der  König  selbstverständlich  übernehmen 
konnte,  in  erster  Linie  bei  Verhandlungen  im  gemeinsamen 
Staatsrat.  Die  Reichsakte  hatte  nicht  nur  keine  gemeinsame 
Institution  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  errichtet,  sie  hatte 
auch  sonst  keinerlei  Ausweg  angewiesen.  Daraus  kann  man 
jedoch  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  es  nach  den  Voraus- 
setzungen des  Unionsvertrages  den  Reichen  freistand,  die  ge- 
wöhnlichen friedlichen  und  kriegerischen  völkerrechtlichen 
Zwangsmittel  zu  benutzen. 

Dass  das  eine  Reich  nicht  mit  Waffengewalt  gegen  das 
andere  vorgehen  konnte,  ist  einleuchtend,  da  ein  solches  Ver- 
fa'hren  mit  den  natürlichen  Voraussetzungen  für  die  zwischen 
den  Reichen  errichtete  Gemeinsamkeit  des  Königs^)  schlecht 
übereingestimmt  hätte.  In  der  Intimation  der  Reichsakte  muss 
man  einen  Ausdruck  dafür  sehen,  dass  das  Unionsverhältnis  an 
sich  niemals  rechtmässig  zur  Kriegsursache  werden  konnte  ^). 
Andere    völkerrechtliche   Zwangsmittel    im    eigentlichen    Sinne 


^)  Die  Bodo -Angelegenheit  war  etwas  verwandt  mit  der  Pacifico- An- 
gelegenheit zwischen  England  und  Griechenland  1850  (Bonfils:  Manuel, 
Nr.  988). 

2)  Vgl.  Aschehoug:  „Norges  nuvserende  statsforfatning"  I  S.  171. 

3)  Vgl.  unten  S.  144. 
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(Repressalien,  z.  B.  militärische  Besetzung  eines  Gebietsteiles 
des  anderen  Reiches  oder  Friedensblockade)  konnten  auch,  solange 
die  Union  bestand,  nicht  angewandt  werden,  da  auch  das  Er- 
greifen von  solchen  Gewaltmassregeln  nicht  mit  den  natürlichen 
Voraussetzungen  eines  Bundes  unter  Einem  König  übereingestimmt 
hätte.  Dagegen  konnten  wohl  Retorsionsmassregeln,  z.  B.  hohe 
Kampfzölle,  verschärfter  Passzwang  usw.  in  Frage  kommen. 
Die  Anwendung  solcher  Zwangsmittel,  die  an  sich  keine  Rechts- 
kränkung enthielten,  konnten,  selbst  wenn  sie  dazu  benutzt 
wurden,  das  andere  Reich  gefügig  zu  machen,  nicht  in  Wider- 
streit^) mit  der  Reichsakte  stehen,  da  sie  nur  ein  Ausschlag 
des  guten  Rechtes  eines  jeden  Reiches  waren.  Dass  etwaige 
Streitigkeiten  durch  Vergleich  beigelegt  werden  konnten,  ist 
selbstverständlich;  es  würde  daher  auch  einer  Verabredung,  et- 
waige Zwistigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht  zu  schlichten, 
nichts  im  Wege  gestanden  haben.  Allerdings  ist  die  Voraus- 
setzung eines  internationalen  Schiedsgerichts,  dass  die  Reiche 
sich  gegenseitig  als  souveräne  Staaten  anerkennen,  dass  ihr 
gegenseitiges  Verhältnis  also  ein  völkerrechtliches  Verhältnis 
und  nicht  ein  staatsrechtliches  ist.  Indes  konnte  man  sich 
in  Schweden,  wie  man  sich  nach  dem  oben  Entwickelten  leicht 
denken  kann,  nur  schwer  mit  dem  Gedanken  versöhnen,  dass 
das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  beiden  Reichen  die  Beilegung 
etwaiger  Zwistigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht  zulassen  sollte. 
In  den  letzten  Jahren  der  Unionszeit  wurden  die  norwegische 
und  die  schwedische  Regierung  darüber  einig,  ihren  beiderseitigen 
Nationalversammlungen  vorzuschlagen,  den  alten  Seegebietsstre'it 
über  die  Griseboen  durch  Schiedsgerichtsspruch  zu  schlichten, 
wobei  der  dänische  König  den  Obmann  des  Schiedsgerichts  er- 
nennen sollte.  Der  schwedische  Reichstag  verwarf  diesen  Vor- 
schlag, weil  er  es  mit  seiner  Auffassung  des  Unionsverhältnisses 
unvereinbar  hielt,  dass  ein  fremdes  Staatsoberliaupt  den  Obmann 
wählen  sollte,  wie  in  dem  Vorschlag  bestimmt  war^). 


*)  Die  Frage  kam  nicht  auf,  abgesehen  von  den  gegenseitigen  Zoll- 
erhöhnngen.  die  Aschehoug:  Norges  nuvaerende  Staatsforfatning  II  S.  280 
erwähnt. 

*)  So  wie  der  Unionsstreit  sich  im  Jahre  lyOä  schliesslich  zugespitzt 
hatte,  war  es  ausgeschlossen,  ihn  durch  ein  internationales  .^ehiedsgt  lirlit 
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Wie  oben  erwälint,  konnten  zwischen  den  Reichen 
Streitigkeiten  aucli  dadurch  entstehen,  dass  das  eine  Reich 
Vertragsverpflichtungen  oder  andere  völkerrechtlich  begründete 
Verpflichtungen  einem  dritten  Staat  gegenüber  nicht  erfüllte. 
Wenn  nun  dieser  dritte  Staat,  um  zu  seinem  Recht  zu  gelangen, 
ernstlich  vorstellig  wurde  oder  gar  mit  Krieg  drohte,  welchen 
Ausweg  hatte  dann  das  andere,  nicht  schuldige  Reich,  um  aus 
den  Schwierigkeiten  herauszukommen?  Irgendein  Mittel,  den 
Unionsgenossen  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  dem  fremden 
Staate  gegenüber  zu  zwingen,  hatte  es  nicht,  abgesehen  von 
Retorsionsmassregeln.  Der  einzige  Ausweg  wäre  also  gewesen, 
zu  dem  Unionsgenossen  zu  sagen:  Entweder  erfüllst  du  deine 
völkerrechtlichen  Verpflichtungen,  oder  ich  trete  aus  der  Union 
aus.  Hierin  hatte  jeder  der  beiden  Unionsgenossen  ein  Mittel, 
um  den  anderen  zu  bewegen,  seinen  völkerrechtlichen  Pflichten 
nachzukommen,  bzw.  sich  der  Mitleidenschaft  zu  entziehen. 
Dieser  Ausweg  musste  ^uch  dem  unschuldigen  Unionsgenossen 
nötigenfalls  off"enstehen.  Denn  sonst  müsste  man  die  Lehre  auf- 
stellen, dass  das  eine  Reich  nicht  nur  tatsächlich,  sondern  auch 
rechtlich  für  die  Vergehen  des  andern  verantwortlich  sei,  was 
doch  vernunftwidrig  wäre.  Dies  ist  eine  notwendige  Folge 
davon,  dass  zwei  voneinander  unabhängige  Staatswillen  vor- 
handen waren,  ohne  dass  man  für  Organe  gesorgt  hatte,  die  sie 
in  Übereinstimmung  bringen  konnten^). 


zu  schlichten.  Denn  im  Grunde  genommen  handelte  es  sich  doch  darum, 
ob  Norwegen  ein  souveränes  Reich  war  oder  nicht.  Da  aber  ein  inter- 
nationales Schiedsgericht  die  Selbständigkeit  beider  Reiche  als  Grundlage 
seiner  Verhandlungen  voraussetzen  musste,  wäre  der  Standpunkt  Schwedens 
völlig  haltlos  geworden,  wenn  es  die  Frage  einem  internationalen  Schieds- 
gericht unterbreitet  hätte.  An  sich  bestand  dagegen  meiner  Ansicht  nach 
kein  Hindernis  dafür,  die  Frage,  ob  Norwegen  berechtigt  war,  eigenes  Kon- 
sulatwesen zu  errichten,  einem  Schiedsgericht  zu  unterbreiten ;  nur  hätte  das 
Schiedsgericht,  wie  erwähnt,  davon  ausgehen  müssen,  dass  sowohl  Norwegen 
wie  auch  Schweden  völkerrechtlich  souveräne  Reiche  waren.  Wenn  aber 
das  Schiedsgericht  dies  zur  Grundlage  seiner  Verhandlungen  machte,  so  war 
die  Lösung  zugunsten  Norwegens  unvermeidlich. 

^)  Vgl.  hierzu  u.  a.  §  79  des  norwegischen  Grundgesetzes,  wonach  ein 
Gesetzvorschlag,  den  das  Storting  in  drei  Wahlperioden  unverändert  ange- 
nommen hat,  Gesetz  wird,  auch  ohne  die  Sanktion  des  Königs. 
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§  24. 
Schlussbemerkuiig. 

Wenn  man  auf  das  Wesen  und  den  Inhalt  der  Union,  so 
wie  diese  aus  der  Reichsakte  hervorging,  zurückblickt,  so  wird 
es  einleuchtend,  dass  man  sich  im  Auslande  oft  einer  unrichtigen 
Auffassung  hingab. 

Man  ging  bisweilen  von  dem  oberflächlichen  Eindruck  aus, 
den  man  dadurch  bekam,  dass  der  König  in  Stockholm  residierte, 
wo  auch  die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  war, 
und  wo  sich  die  ausländischen  Gesandten  aufhielten.  Oft  bildete 
man  sich  ein,  die  norwegische  Regierung  hätte  ihren  Sitz  gleich- 
falls in  Stockholm,  und  sogar  das  norwegische  Storting  hielte 
seine  Sitzungen  dort  ab. 

So  war  z.  B.  vor  einigen  Jahren  ein  „Interparlamentariker" 
sehr  erstaunt,  als  er  bei  Gelegenheit  eines  interparlamentarischen 
Kongresses  von  einem  Norweger  zu  hören  bekam,  dass  Norwegen 
eine  Nationalversammlung  hatte,  die  ihre  Sitzungen  in  Kristiania 
abhielt. 

Der  Umstand,  dass  die  Union  unter  dem  Namen  einer 
Realunion  ging,  was  meiner  Meinung  nach  an  und  für  sich 
nicht  unrichtig  war^),  trug  auch  das  seinige  zu  einer  falschen 
Auffassung  vom  Wesen  der  Union  bei,  vielleicht  besonders  in 
England  und  Nordamerika.  In  England  hatte  man  die  Vor- 
stellung, dass  „the  united  Kingdoms  ^)  of  Sweden  and  Norway" 
etwas  ähnliches  wäre,  wie  „the  united  Kingdom  of  Great  Britain 
and  Ireland".  Selbst  ein  Staatsmann  wie  Gladstone  scheint  in 
dem  Glauben  gelebt  zu  haben,  dass  die  Gleichheit  so  ziemlich 
vollständig  würde,  wenn  Irland  die  „Home-rule"  bekäme^).  Man 
kann  hiermit  vergleichen,  was  der  Schwede  Nils  Höyer  im 
Jahre  1885  („Statsförbundet  emellan  Sverige  och  Norge"  S.  154) 

»)  Vgl.  oben  S.  132. 

')  Die  Mehrzahlform  beachtete  man  auch  nicht  immer. 

*)  YAn  grösseres  Missverständnis  liisst  sich  kaum  denken.  Wenn  Irland 
die  „Home-rule"  bekäme,  so  würde  doch  damit  nicht  sein  Verhältnis  zu 
(irossbritannien  ein  Vertragsverhältnis  werden,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
Irland  auch  eine  eigne  Armee,  eigne  Flotte  und  eigne  Festungen  bekommen 
mUsste,  um  die  Selbständigkeit  des  Landes  sowohl  anderen  Mächten  wie 
England  gegenüber  geltend  machen  zu  können. 


4}  24.     Schlussbemerkung  X43 

Über  die  Macht  des  Stortings,  die  Union  für  Schweden  völlig 
wertlos  zu  machen,  schreibt:  „Schon  das  unbeschränkte  Be- 
willigungsrecht des  Stortings  ermöglicht  es  diesem,  beinahe 
jederzeit  alle  Beiträge  zu  gemeinsamen  Einrichtungen  und 
Zwecken  zu  verweigern,  oder  doch  so  zu  schmälern,  dass  sie 
wirkungslos  werden.  Die  Norweger  können  den  Unterhalt  des 
Königshauses,  der  Diplomatie  und  des  Konsulatwesens  auf 
Schweden  abwälzen;  sie  können  die  Bezeichnung  „  Linien - 
truppen"  des  Grundgesetzes  in  einer  Weise  auslegen,  welche 
die  norwegische  Hilfe  im  Falle  eines  Krieges  vollständig  wert- 
los macht,  kurz,  sie  können  ohne  einen  Buchstaben  des  Grund- 
gesetzes zu  verändern,  die  Union  derartig  gestalten,  dass  nicht 
ein  einziger  Mensch  in  Schweden  an  ihrem  Bestehen  festhalten 
will.  Und  dies  kann  —  wohlgemerkt  —  „durch  die  zufällige 
Mehrheit  in  einer  einzigen  Abgeordnetenkammer"  ^)  zustande 
gebracht  werden,  dazu  ist  nicht  einmal  wie  bei  Grundgesetz- 
veränderungen eine  Mehrzahl  von  zwei  Drittel  der  Stimmen 
notwendig". 

Ebenfalls  kann  hier  erwähnt  werden,  was  der  schwedische 
Verfasser  Eden  in  seiner  im  Jahre  1905  erschienenen  Schrift: 
„Det  svenska  programmet  i  Unionskrisen"  S.  113  schreibt:  „Die 
Regierung  und  der  Reichstag  mussten  sich  ohne  Unterlass, 
wenn  auch  ergebnislos,  mit  den  unioneilen  Fragen  beschäftigen ; 
das  ganze  politische  Leben  litt  hierunter,  und  die  Union,  welche 
die  Aufgabe  hatte,  Schweden  Ruhe  und  Müsse  zu  ungestörter 
innerer  Arbeit  zu  verschaffen,  ist  statt  dessen  ein  Hemmschuh 
und  eine  Last  geworden". 

Es  ist  offenbar,  dass  eine  Union,  die  keinem  der  Beteiligten 
mehr  Freude  oder  grössere  Begeisterung  einflösste,  als  sie  in 
dem  eben  Erwähnten  zum  Ausdruck  kommt,  die  ausserdem  so 
wenig  Rechtsgarantien  bot,  wie  die  norwegisch -schwedische, 
sich  auf  die  Dauer  nicht  halten  konnte.  Wenn  noch  dazu  kam, 
dass  jedes  der  Reiche  eigenes  Heerwesen  und  eigene  Flotte 
hatte  und  haben  sollte,  die  sie  nach  eigenem  Gutdünken  ver- 
mehren und  stärker  machen  konnten,  so  musste  es  von  vornherein 
auf  der  Hand  liegen,  dass  die  Union  eine  Krise  wie  die  im  Jahre 


Siehe  ßydin:  Unionen  S.  89. 
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1905  nicht  überleben  konnte,  besonders  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  dass  es  sich  hier  um  zwei  Völker  desselben  freiheit- 
liebenden germanischen  Stammes  handelte. 

Dass  die  Union  untergehen  musste,  sobald  eines  der  beiden 
Völker  zu  der  Überzeugung  kam,  dass  sie  nicht  mit  seinen 
Interessen  und  seiner  Würde  als  freies  Volk  in  Einklang  zu 
bringen  war,  hatte  man  sich  schon  bei  ihrem  Abschluss  ver- 
gegenwärtigt. In  voller  Übereinstimmung  damit  war,  was  in  der 
Einleitung  der  Reichsakte  betont  wurde:  Wie  die  Vereinigung 
nicht  durch  Waffengewalt,  sondern  durch  freie  Überzeugung 
zustande  gekommen  sei,  so  sollte  und  müsste  sie  auch  einzig 
und  allein  durch  gegenseitige  Anerkennung  der  gesetz- 
lichen Rechte    der  Völker   aufrecht    erhalten   werden. 

Es  ist  auch  vielleicht  nicht  zu  gewagt  zu  behaupten,  dass 
in  diesem  Satz  der  Gedanke  zum  Ausdruck  kommt:  Es  gehe 
mit  dem  Unions vertrag  wie  es  wolle,  Anlass  oder  Ursache 
zum  Krieg  zwischen  den  beiden  Völkern  soll  und  darf  der 
Vertrag  niemals  werden.  Auf  den  Krieg  als  Mittel  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  Union  hatte  man  also  von  vornherein  verzichtet. 


Vierter  Abschnitt 

Geschichte  der  Union.    1814—1905. 
§  25. 

Einleitung. 

Die  politische  Geschichte  Norwegens  und  Schwedens  zeigt 
während  der  91  jährigen  Verbindung  beider  Länder  eine  doppelte 
Reihe  von  Schwierigkeiten  und  entsprechenden  Lösungsversuchen : 
Erstens  sind  Schwierigkeiten  zu  erwähnen,  deren  Grund  in  mehr 
zufälligen  Umständen,  die  beide  Völker  angehen,  liegt;  zweitens 
kommen  dazu  Streitpunkte,  die  notwendig  aus  der  Vereinigung 
zweier  so   verschiedener  Staatswesen   hervorzugehen   scheinen. 

Zur  ersten  Reihe  gehören  alle  jene  Fragen,  die  daraus 
entstanden,  dass  beim  Eingehen  der  Verbindung  die  Staats- 
maschinerie wenigstens  in  dem   einen  Lande  noch  nicht  voll- 
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standig  in  allen  Einzelheiten  arbeitete;  ferner  daraus,  dass  die 
im  Unionsvertrag  getroffenen  Vereinbarungen  empfindliche 
Lücken  aufwiesen;  dass  weiter  das  eine  Land  erheblich  kleiner 
war;  dass  die  Verfassungen  der  beiden  Länder  in  wesentlichen 
Punkten  voneinander  abwichen;  vor  allem  aber  dass  das  politische 
Ideal,  welches  beide  Völker  anstrebten,  in  der  inneren  Politik 
sowohl  wie  in  der  unionellen,  ein  ganz  verschiedenes  war.  Zur 
zweiten  Reihe  sind  solche  Streitfragen  zu  rechnen,  die  überhaupt 
entstehen,  wenn  zwei  Staatswesen  in  gewissen  Lagen  gemeinsam 
vorgehen  und  nach  aussen  in  gewissen  Punkten  als  miteinander 
verbunden  auftreten  sollen. 

Die  doppelte  Reihe  von  staatspolitischen  Streitfragen,  die 
hiermit  angedeutet  sind,  offenbarte  sich  in  dem  Falle  der  nor- 
wegisch-schwedischen Union  natürlicli  geschichtlich  nicht  ge- 
trennt, sondern,  wie  es  die  Geschichte  immer  zeigt,  in  gemischter 
Form  und  dem  muss  auch  die  nachfolgende  Darstellung  Rechnung 
tragen.  Die  allgemeine  Lehre,  die  sich  aus  dieser  geschicht- 
lichen Entwicklung  ergibt,  ist  demnach  erst  aus  den  in  diesem 
Falle  besonders  vorliegenden  Bedingungen  heraus  zu  erkennen. 

Die  Zeit  der  Union  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte.  Ein 
Wendepunkt  in  der  Geschichte  der  verbündeten  Staaten  ist 
nämlich  deutlich  in  Zusammenhang  mit  einem  bestimmten  unions- 
politischen Ereignis  wahrzunehmen.  Dies  Ereignis  ist  die  Be- 
handlung, welche  die  norwegischen  Gleichberechtigungsansprüche 
und  die  norwegische  Statthalterfrage  in  den  Jahren  1859—60 
durch  die  sogenannte  Anckarsvaerdsche  und  Dalmansche  Motion 
im  schwedischen  Reichstage  fanden.  Sowohl  für  die  Haltung 
der  Schweden  wie  auch  für  die  Taktik  der  Norweger  wurden 
die  Zwischenfälle  im  schwedischen  Abgeordnetenhaus  zum  ent- 
scheidenden Signal. 

Die  Periode  vor  1860  ist  durch  norwegisch -schwedische 
Reform  vorschlage  gekennzeichnet,  die  Zeit  nachher  charakterisiert 
sich  durch  das  planmässige  Bestreben  der  Norweger,  den  nor- 
wegischen Staatswillen  durchzusetzen  und  Norwegens  Selbstän- 
digkeit zur  Geltung  zu  bringen,  sei  es  als  ein  mit  Schweden 
gleichberechtigter  Staat  innerhalb  der  Union,  sei  es  um  den 
Preis  der  letzteren.     Während  die  Verhandlungen  in  der  ersten 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  10 
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Zeit  verschiedentlich  wechselnde  Streitfragen  zum  Gegenstand 
hatten,  beschränkten  sie  sich  in  der  zweiten  Periode  nach  1860 
in  der  Hauptsache  auf  ein  eignes  Konsulats wesen  und  auf  eine 
selbständige  diplomatische  Vertretung  für  Norwegen. 


Erste  Haiiptpcriode :    Friedliche  Weiterbildiiiij?s-  und  Um- 
bilduiigs  versuche.     1814—1859. 

§  36.     Zusammenfassender  Überblick. 

Die  politische  Vereinigung  der  beiden  nordischen  Völker 
hat  unter  dem  Fehler  zu  leiden  gehabt,  dass  ihrem  Wesen  eine 
gewisse  Halbheit  anhaftete.  Sie  war  nicht  freiwillig  eingegangen; 
wenn  dies  auch  bisweilen  feierlich  behauptet  wurde,  war  der 
Ton  dabei  doch  ein  etwas  gekünstelter.  Sie  war  aber  auch 
nicht  eigentlich  mit  Gewalt  aufgezwungen,  vielmehr  das  Er- 
gebnis der  Überlegungen  von  Männern,  die  nach  mühevollen 
Zeiten  ihrem  Lande  Ruhe  und  Frieden  zu  verschaffen  wünschten, 
und  um  diesen  Preis  wohl  den  einen  oder  andern  Sonderwunsch 
unterdrückten.  Die  Grundstimmung,  mit  der  man  die  Union 
betrachtete,  war  deshalb  eine  gewisse  Resignation.  Indessen 
kam  ihr  zunächst  zweierlei  zugute.  Für  Norwegen  fiel  der 
Eintritt  in  die  Union  mit  Schweden  zeitlich  sehr  nahe  zusammen 
mit  der  Neubegründung  seines  anerkannt  verfassungsmässigen 
Daseins.  Das  musste  die  Gemüter  gegen  manche  politische 
Mängel,  die  der  Union  anhafteten,  versöhnlich  stimmen.  Und 
für  Schweden  bedeutete  die  Union  allzusehr  den  Abschluss 
einer  langwierigen  geschichtlichen  Entwicklung,  als  dass  ernst- 
lich daran  zu  rütteln  versucht  werden  konnte. 

Wenn  sich  daher  ziemlich  bald  das  Bedürfnis  einer  Um- 
bildung oder  gar  vollständigen  Neugestaltung  mancher  Punkte 
des  Unionsverhältnisses  meldete,  so  geschah  dies  zunächst 
seitens  beider  Völker  in  versöhnlichem  Tone,  und  ohne  dass 
irgendeiner  politischen  Partei  die  Aufhebung  des 
eingegangenen  staatlichen  Bündnisses  als  Lösung  vor- 
geschwebt hätte. 

Nur  beim  Könige  Carl  Johann,  der  als  schwedisclu  i* 
Kronprinz  wesentlich  zur  Gründung  der  Union  iiiit^(  wirkt  liatt(\ 
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tauchten  gelegentlich  merkwürdige  Bedenken  auf,  ob  sein  Werk 
in  der  vorliegenden  Gestalt  auch  befriedigend  sei.  Diesen  seinen 
Bedenken  gab  er  auch  zum  Teil  Norwegen  gegenüber  Ausdruck 
in  Schritten,  die  sich  vom  Gesichtspunkt  eines  verfassungstreuen, 
über  ein  freies  Volk  herrschenden  Königs  aus  nicht  rechtfertigen 
lassen.  Wenn  sich  die  Norweger  nicht  energischer  dagegen 
wehrten,  so  lag  das  wohl  vor  allem  an  der  Schwäche  ihres 
noch  jungen  Staates.  Was  man  aber  schon  während  seiner 
Regierung  oder  zu  einer  späteren  Zeit  über  gewisse  Pläne  be- 
züglich Norwegens  erfulir,  hat  gewiss  seinen  Anteil  an  dem 
Ausgang  der  Unionsgeschichte.  Es  hat  in  Norwegen  die  Über- 
zeugung mit  hervorgerufen,  dass  die  Vereinigung  mit  dem 
grösseren  Volke  unter  einem  gemeinsamen  Könige  gewisse  Ge- 
fahren für  die  Wohlfahrt  des  norwegisclien  Volks  in  sich 
schliesse.  Worauf  mit  diesen  Worten  angespielt  werden  soll, 
wird  deutlich  werden,  wenn  man  die  ältere  politische  Geschichte 
Norwegens  nach  1814  liest,  und  sich  dabei  namentlich  an  die 
Fragen  hält,  die  das  Verhältnis  des  Landes  zum  Unionsgenossen 
angehen.  Gerade  auf  die  Geschichte  Norwegens  muss  hier 
hingewiesen  werden.  Es  ist  nämlich  für  das  Wesen  der  poli- 
tischen Verbindung  bezeichnend,  dass  die  ersten  Fragen, 
die  sich  aus  der  Gründung  der  Union  ergaben,  von  Norwegen 
angeregt  wurden  und  zunächst  norwegische  Angelegenheiten 
betrafen.  — 

Die  erste  Hauptperiode,  von  1814  bis  1859,  lässt  sich 
wieder  in  zwei  Unterabteilungen  zerlegen.  Im  ersten  Abschnitt, 
der  sich  von  1814  bis  1836  erstreckt,  wurden  von  selten  Nor-  isu-isse 
wegens  verschiedene  Abänderungsvorschläge  gemacht; 
sie  hatten  nicht  immer  eine  positive  Besserung  zur  Folge  und 
lassen,  so  wie  sie  vorgebracht  wurden,  keinen  bestimmteren 
Zusammenhang  erkennen.  Das  wurde  im  zweiten  Teile  dieser 
Periode  anders.  In  der  Zeit  nach  1836  (bis  1859)  fanden  die  i836-i859 
norwegischen  Ansprüche  eine  zielbewusste  Vertretung 
durch  die  norwegische  Regierung.  Aber  bald  rückten  auch  die 
Schweden  mit  bestimmt  gefassten  Änderungsvorschlägen  hervor. 
Die  beiderseits  angeregten  Reformbestrebungen  fanden  Ausdruck 
in  der  Einsetzung   eines  Unionskomitees,   und   als   dieses  kein 
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Ergebnis  hatte,  von  selten  Schwedens  in  der  immer  drin- 
genderen Forderung  einer  Revision  der  Grundlagen  der 
Union. 

Erister  Unterabschnitt.    1814—1836. 

Die  ersten  Bestrebungen  und  Erfahrungen  unionspolitischer  Art. 

Um  innerhalb  der  Union  Norwegen  als  einen  mit  Schweden 
grundsätzlich  gleichberechtigten  souveränen  Staat  zur  Geltung 
zu  bringen,  war  nach  Errichtung  der  Reichsakte  noch  vieles 
nachzuholen.  Und  manches  wirkte  diesem  Ziele  entgegen. 
Hierzu  zählt  die  Weise,  in  der  das  Auswärtige  Amt  in  Stock- 
holm die  ersten  Aktenstücke  bezüglich  der  Union  veröifentlichte, 
noch  ehe  die  Vereinigung  zustande  gekommen  war;  für  die 
allgemeine  Würdigung  des  Bündnisses  zwischen  den  beiden 
Völkern  musste  das  durchaus  irreführend  wirken.  Die  Art,  in 
der  die  Einverleibung  Norwegens  in  Schweden  ursprünglich 
gedacht  war,  hatte  ferner  in  Schweden  verschiedene  Gebräuche 
und  Bestimmungen  im  Gefolge  gehabt,  die  für  das  norwegische 
Staatsbewusstsein  verletzend  erschienen.  Die  erste  Arbeit  der 
norwegischen  Volksvertretung  musste  zum  Teil  darauf  ausgehen, 
derartige  Missbräuche  zu  beseitigen,  was  auch  allmählich. 
Schritt  für  Schritt,  gelang.  Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung 
geschah,  als  Carl  Johann  im  Jahre  1819  dem  Vorschlag  der 
norwegischen  Regierung  beistimmte,  dass  auf  den  norwegischen 
Schweden  auf  Münzcu  in  dem  Titel  des  Königs  Norwegen  vor  Schweden  ge- 

norwegischen    ^^^^^^^   werden    SOlltC. 
Münzen. 

§  21.   Kontroversen  zwischen  der  norwegischen  nationalen 
Politik  und  der  königlichen  Oewalt. 

Der  erste  Unionskönig  Carl  (in  Norwegen  IL,  in  Schweden 
wH-isis    XIII.)   war  ein   schwacher,   vom   Alter  gebeugter  Mann;   der 
wirkliche  Regent  war  Bernadotte,   der  neuerwählte  Kronprinz, 
der  im  Jahre  1818  unter  dem  Namen  Carl  Johann  den  Doppel- 
thron bestieg. 

Carl  Johann   lag  viel   daran,   das  Srlhstiiiidigkeitsgefühl 
^ihih^^^mT  ^^^  Norweger  herabzustimmen   und   die  Krön»    ziii-   ausschlag- 
gebenden Staatsgewalt   zu   erheben;    w  zci^itr    wüIiiimhI    sv'uwv 
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Regierungszeit  wiederholt  eine  eigentümliche  Neigung,  durch 
Truppen  an  Sammlungen  auf  das  Storting  in  Norwegen  einen 
Druck  auszuüben.  Hand  in  Hand  damit  gingen  gewisse  diplo- 
matische Schritte,  die  das  Ausland  auf  etwaige  gewaltsame 
Änderungen  in  der  norwegischen  Verfassung  vorbereiten  sollten. 
Sehr  weitgehend  waren  in  dieser  Beziehung  seine  Massnahmen  im  drohungen  der 
Jahre  1821.    In  Norwegen  war  man  im  Begriflf,  den  Adel  abzu- "«^^^sischen 

VcrltLssuiiir 

schaffen,  und  das  Storting  nahm  gegenüber  dem  Anspruch  Däne-  1821 
marks,  Norwegen  solle  einen  Teil  der  aus  der  früheren  Unionszeit 
herstammenden  Staatsschuld  bezahlen,  zunächst  eine  etwas  ab- 
weisende Haltung  ein.  Mit  grossem  Gepränge  zog  der  König 
während  dieser  kritischen  Zeit,  im  Juli  1821,  eine  Truppenmacht 
von  mehreren  tausend  Mann,  teils  norwegische,  teils  schwedische 
Soldaten,  in  einem  sogenannten  Lustlager  in  der  Nähe  der 
norwegischen  Hauptstadt  zusammen.  Ausserdem  liess  er  ein 
schwedisches  Geschwader  mit  2000  Mann  Besatzung  in  den 
Hafen  von  Kristiania  einlaufen.  Dass  er  sich  wirklich  mit 
dem  Gedanken  eines  Staatsstreichs  trug,  geht  aus  einem  diplo- 
matischen Aktenstück  hervor,  das  neuerdings  ans  Licht  gezogen 
worden  ist.  Es  ist  dies  das  offenkundig  vom  König  inspirierte 
und  vom  Minister  des  Auswärtigen  Engeström  unterzeichnete 
Rundschreiben  an  die  Mächte  vom  1.  Juni  1821,  eine  Anklage- 
schrift gegen  das  „störrische  und  undankbare"  norwegische  Volk, 
die  an  sämtliche  europäische  Regierungen  gerichtet  war^). 

Die  Änderungen  in  der  norwegischen  Verfassung,  die  er 
beabsichtigte,  waren  nach  diesem  Rundschreiben:  1.  Abschaffung 
der  mit  einer  monarchischen  Regierungsform  unvereinbaren  Be- 
stimmung, dass  ein  Vorschlag  auch  ohne  Zustimmung  des  Königs 
zum  Gesetz  wird,  nachdem  er  von  drei  aufeinander  folgenden 
Stortingen  angenommen  worden  ist.  2.  Das  Storting  sollte 
nicht  wie  bisher  aller  drei,  sondern  nur  aller  fünf  Jahre  zu- 
sammentreten. 3.  Die  Präsidenten  des  Stortings  sollten  fortan 
auf  Vorschlag  der  Volksvertreter  vom  König  ernannt  werden. 
Für  die  Durchführung  dieser  Pläne  wandte  sich  der  schwedische 


^)  Carl  Johann  hat,  wie  diese  Urkunde  zeigt,  keinen  sehr  hohen  Wert 
auf  die  Ehre  und  Freiheit  seines  norwegischen  Volks  gelegt.  Sein  Enkel 
verlor  den  Thron.     Die  Nemesis  der  Geschichte! 
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König  in  diesem  Schreiben  vorbereitend  an  die  Mächte,  die 
durch  den  Wiener  Kongress  die  Vereinigung  Norwegens  mit 
Schweden  gebilligt  hatten  .  .  . 

Aus  dem  einen  oder  andern  Grunde  (Carl  Johann  war  nicht 
so  radikal  in  seinen  Handlungen  wie  imperatorisch  in  seinen 
Einfällen)  kam  der  König  jedoch  von  seiner  Idee  eines  gewalt- 
samen Eingriffs  in  die  norwegische  Verfassung  ab.  Das  kluge 
ruhige  Auftreten  des  norwegischen  Volks  mag  wohl  zur  Bei- 
legung des  Zwistes  zwischen  dem  Monarchen  und  dem  Storting 
beigetragen  haben.  In  Norwegen  war  man  indessen  durch  die 
drohende  Haltung  des  Königs  doppelt  achtsam  geworden.  In 
Das  „absolute  dcu  nächstfolgenden  Sitzungsjahren  des  Stortings,  1824  und  1827, 
Vetorecht"  vom  iijeltcn  die  Volksvertreter  zusammen  zur  Verteidigung  des  Grund- 

Storting  ver- 
worfen     gesetzes  gegen  neue  Vorschläge,  die  Carl  Johann  dem  Storting 

1824  und  1827  unterbreitete  und  die  auf  eine  Umbildung  der  Verfassung  im 
monarchischen  Geiste  abzielten.  Der  wichtigste  dieser  Vorschläge 
bestand  darin,  dem  Könige  ein  absolutes  Vetorecht  gegen 
Beschlüsse  des  Stortings  zu  geben.  Er  wurde  vom  Storting  im 
Jahre  1824  verworfen.  Der  Hauptgrund,  dem  Könige  dieses  Recht 
zu  verweigern,  lag  augenscheinlich  in  Bedenken,  die  gerade  das 
bestehende  Unionsverhältnis  hervorgerufen  hatte.  In  Norwegen 
sah  man  nämlich  voraus,  dass  das  Vetorecht  nicht  im  national- 
norwegischen Interesse  benutzt  werden  würde,  sondern  in 
unionell- schwedischem.  Der  Gegensatz  wurde  scharf  genug 
empfunden;  zum  Überfluss  erinnerten  die  wiederholten  Mahnungen 
des  Königs,  die  Norweger  sollten  sich  ihm  und  den  Schweden 
dankbar  zeigen,  daran,  in  welcher  Richtung  seine  unions- 
politischen Bestrebungen  gingen.  Wie  der  eben  erwähnte  Vor- 
schlag, so  wurden  auch  die  übrigen  königlichen  Anträge  sämtlich 
vom  Storting  abgelehnt,  das  gleiche  Schicksal  hatten  sie.  als 
sie  1827  und  noch  in  späteren  Jahren  dem  Storting  von  neuem 
vorgelegt  wurden. 

Eine  akute  Form  nahm  der  Gegensatz  zwischen  König  und 

Volk  anlässlich  der  Frage  an,  ob  der  König  das  Recht  habe, 

provisorische  Anordnungen  zu  treffen,  und  namentlich  mit 

strcH  über  die  Bezug  auf  die  Feier  des    17.  Mai,   des  Tages   der  Begründung 

norw. National. t'pi'  Eidsvoldcr  Verfassung,  als  National festtag.    Besonders  hierin 

festläge«,    gab  der  König  eine  aufrührerische  Kundgebung  des  ikm  wt  i^isdu  ii 
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Volks  gegen  die  Union,  und  auf  dem  ausserordentlichen  Storting 
vom  Jahre  1828  verlangte  er  von  den  Norwegern,  sie  sollten 
sich  der  Feier  dieses  Tages  enthalten.  Als  trotzdem  im  Jahre 
1829  der  17.  Mai  in  der  Hauptstadt  feierlich  begangen  wurde, 
gritf  der  Vertreter  des  Königs  in  Norwegen,  der  Statthalter  — 
damals  ein  Schwede  —  auch  wirklich  zu  militärpolizeilichen 
Massregeln,  um  das  Volk  auseinander  zu  treiben  und  die  Feier 
zu  verhindern  (die  sogenannte  „Marktschlacht"). 

Derartige  Zwischenfälle  hatten  zwei  Seiten.  Einerseits 
waren  sie  der  Ausdruck  einer  politischen  Reaktion  gegen  jede 
Äusserung  der  Volksfreiheit,  ganz  im  Geiste  der  heiligen  Allianz; 
anderseits  bedeuteten  die  drohenden  Schritte  des  Königs  ein 
konsequentes  Bestreben,  alles  möglichst  zu  unterdrücken,  was 
Norwegen  als  ein  relativ  unabhängiges  Staatswesen  hervortreten 
liesse,  anstatt  als  der  gefügige,  von  Schweden  beschützte 
schwächere  Teil  eines  einheitlichen  nordischen  Reiches.  In 
dieser  allgemeinen  Haltung  wurde  der  König  sehr  wirksam 
unterstützt  durch  eine  Reihe  hervorragender  schwedischer  Poli- 
tiker, für  die  die  einzige  Daseinsberechtigung  der  Union  darin 
bestand,  dass  Norwegen  allmählich  mit  Schweden  zu  Einem 
Staate  verschmelzen,  das  norwegische  Volk  in  dem  schwedischen 
aufgehen  sollte. 

Deshalb  mussten  auch  die  anderen  Bestrebungen  Norwegens, 
im  öffentlichen  Leben  seine    nationale  Selbständigkeit   zu    be- 
haupten, beim  Könige  auf  Widerstand  stossen.    Die  wiederholten 
Anträge  von  selten  Norwegens,  dass  der  König  sich  inNor- 
wegen  nicht  mit  der  durch  die  schwedische  Königsreihe 
bestimmten  Zahl  bezeichnen  sollte,  blieben  erfolglos.     Noch 
ehe   die  staatsrechtliche  Verbindung  Norwegens   mit  Schweden 
zur  Tatsache   geworden  war,   hatte  Schweden  im  Jahre  1814 
bestimmt,    dass    der    norwegische    Löwe    in    das    schwedische  Das  aitnorwe- 
Reichswappen  aufgenommen  werden  sollte.     Dass  ferner  das ^^^^.'"^  ^^'°^^®"^ 
norwegische  Wappen  sowohl  in  die  amtlichen  schwedischen      in  das 
Sigillen  eingefügt  wie  auch  auf  den  schwedischen  Münzen  j^'^^^^^^^^^^^^^^ 
geprägt  wurde,  musste  von  den  Norwegern  als  eine  Kränkung 
empfunden  werden.    Die  norwegische  Regierung  sowohl  wie  das 
Storting  regten  seit  1835  wiederholt  an,  der  König  möchte  diesen 
Missbrauch  in  Schweden  abstellen  lassen;   aber  erst  unter  dem 


Vorläufige 
Anordnungen 
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dritten  Könige,  gelegentlich  des  Thronwechsels  im  Jahre  1844, 
wurde  diesem  norwegischen  Wunsche  gewillfahrt. 

1814-1898  §  28.    Die  Flaggeiifragc. 

Unter  den  Streitigkeiten,  die  aus  dem  Gegensatz  zwischen 
norwegischem  Nationalgefühl  und  schwedischen  Verschmelzungs- 
gelüsten entstanden,  ist  bis  zu  den  letzten  Jahren  der  Vereinigung 
ein  Hauptgegenstand  die  sogenannte  Flaggenfrage  gewesen,  d.  h. 
das  Verlangen  der  Norweger  nach  einer  eignen,  rein  nor- 
wegischen Landesflagge. 

Nach  §  111  des  norwegischen  Grundgesetzes  stand  Norwegen 
das  Recht  zu,  eine  eigne  Handelsflagge  zu  führen.  Die 
Kriegsflagge  hingegen  sollte  eine  ünionsflagge  sein.  Nun  konnte 
man  sich  aber  im  Jahre  1814  noch  nicht  über  die  Farben  der 
norwegischen  Flagge  einig  werden,  und  da  Norwegen  noch 
keine  Abmachungen  mit  den  Barbaresken-Staaten  am 
Mittelmeer  getroffen  hatte,  beantragte  das  Storting  im  Jahre 
1814  beim  Könige,  dass  norwegische  Schiffe  unter  schwedischer 
Flagge  fahren  könnten,  bis  geeignete  Massregeln  getroffen 
wären,  die  es  Norwegen  ermöglichten,  die  eigne  Flagge  auch 
im  Mittelmeer  zu  führen.  Abgesehen  hiervon  sollte  jedoch  die 
damals  gebräuchliche  norwegische  Flagge  angewendet  werden. 
Als  Kriegsflagge  wurde  auf  Vorschlag  des  Königs  im  zusammen- 
gesetzten schwedisch-norwegischen  Staatsrat  im  Jahre  1815  die 
alt-schwedische  bestimmt  unter  Hinzufügung  der  norwegischen 
Farben,  wie  diese  damals  galten.  Später  (1818)  verfügte  der 
König,  dass  norwegische  Fahrzeuge  bis  auf  weiteres  in 
entlegnerem  sowie  näherem  Fahrwasser  statt  der  schwe- 
dischen oder  norwegischen  Flagge  die  unioneile  Kriegsflagge 
(mit  unerheblichen  Änderungen)  benutzen  könnten.  Aber  das 
norwegische  Stortingskomitee,  dem  die  Flaggenfrage  im  .lalire 
1821  zur  Behandlung  überwiesen  wurde,  äusserte  sicli  daliin. 
dass  die  Anwendung  der  unioneilen  Kriegsflagge  auf  iioiwc^^isclieii 
Handelsschiffen  gegen  §  111  des  norwegischen  Gründet sitzivs 
Verstösse  und  Norwegen  nicht  als  einen  sel]>stäiuligeii  Staat  be- 
zeichne; dass  ferner  die  bisherige  norwe«iisrli(>  l^'la^<i-e  /.w  sein- 
an  die  dänische  erinnere,  weslialb  man  i^icicli/citii:-  eine  neue 
norwegische  Flagge  in  Voi-sehlaj^-  bi-aelite.     Das  Stert inii'  naliin 
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mm  einen  Gesetzentwm*f  an,    der   die   jetzt  in  Norwegen  Das  storting 

,  ,         ,       --^,  ,  -,    1     i>t  1         .  •  .  -i-x«  bestimmt  1821 

geltende  Flagge  als  Handelsflagge  bestimmte.  Diese  d. norwegische 
Flagge  sollte,  sobald  Norwegen  von  den  Barbaresken- Staaten  Handelsflagge, 
anerkannt  war,  überall  geführt  werden.  Diesem  Stortingsbe- 
schluss  verweigerte  der  König,  der  die  Feststellung  der  Flagge 
als  ein  königliches  Vorrecht  ansah,  seine  Sanktion;  die  vom 
Storting  bestimmte  Handelsflagge  erlaubte  er  lediglich  im 
näheren  Fahrwasser.  In  sehr  bestimmten  Worten  verbot  er 
hingegen  ihre  Anwendung  in  entlegnerem  Fahrwasser;  hier- 
zu wurde  die  „unionelle  Handelsflagge"  vom  Jahre  1818 
bestimmt,  d.  h.  also  die  nur  wenig  abgeänderte  Kriegsflagge,  und 
zwar  für  die  norwegischen  Handelsschiife  sowohl  wie  für  die 
schwedischen.  Gegen  diese  Wendung  der  Flaggenfrage  nahm 
das  Storting  wiederholt  in  den  folgenden  Jahren  Stellung.  Und 
als  im  Jahre  1830  das  ganze  Räuberstaatenunwesen  am  Mittel- 
meer beseitigt  war,  fiel  damit  auch  jeder  scheinbare  Grund  fort, 
dem  Wunsche  des  norwegischen  Volkes  noch  länger  zu  wider- 
stehen. In  den  Stortingsversammlungen  der  Jahre  1833  und 
1836  wurde  wiederholt  durch  eine  Adresse  an  den  König  sowohl 
wie  auch  bei  Behandlung  der  Angelegenheit  im  Verfassungs- 
ausschuss  des  Stortings  angeregt,  die  dreifarbige  norwegische 
Flagge  anstandslos  freizugeben.  Dazu  wurde  im  Jahre  1836 
von  Seiten  Norwegens  betont,  dass  dem  norwegischen  Grund- 
gesetz zufolge  als  Kriegsflagge  auf  Kriegsschiffen  und  Festungen 
(nicht  aber  auf  Zollstationen,  Kaufl'ahrteischiff'en  usw.)  eine 
wirkliche  Unionsflagge  dienen  sollte,  d.  h.  eine  mit  einem 
vereinbarten  Unionszeichen  versehene  norwegische  Flagge, 
während  die  zurzeit  angewandte  sogenannte  Unionsflagge  ja 
nichts  anderes  wäre  als  die  schwedische  Flagge  mit  einem 
Unionszeichen  in  der  einen  Ecke.  — 

Der  erste  Antrag  in  dieser  Richtung  wurde  im  Jahre  1833  Die  Anregung 
vom  schwedischen  Minister  des  Äusseren ,   dessen  Gutachten  in  ^^^  ^iss^^^^^ 
der  Sache  eingeholt  wurde,  mit  schlecht  verhehltem  Ärger  ab- 
gewiesen.   Die  günstige  Aufnahme,  welche  die  vom  Verfassungs- 
ausschuss   befürworteten  Vorschläge   beim  Storting  des  Jahres  Die  Adresse 
1836  fanden,  wurde  mit  dessen  plötzlicher  Auflösung  durch  den  a^n  d^^Sg 
König  zunichte  gemacht.  —  i8.36  i837. 

Die  Räuberstaaten,  die  aus  der  Geschichte  des  Weltverkehrs 
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jetzt  verschwunden  waren,  sollten  aber  noch  eine  Weile  eine 
bedeutsame  Rolle  im  politischen  Fahrwasser  der  nordischen 
Reiche  spielen. 

Die  weitere  Geschichte  dieser  Frage,  die  sich  zu  einem 
förmlichen  unioneilen  Streitgegenstand  entwickelte,  soll  des 
Zusammenhangs  wegen  schon  hier  dargestellt  werden,  obwohl 
die  folgenden  Begebenheiten  sich  erst  nach  dem  Zeitraum  er- 
eigneten, der  in  diesem  Abschnitt  behandelt  wird. 

Der  norwegische  Verfassungsausschuss  hatte  dem  Storting 
im  Sommer  1836  einen  Gesetzesvorschlag  unterbreitet,  demzufolge 
das  Storting  —  und  nicht  etwa  der  König  durch  eine  Verfügung 
—  das  Recht  haben  sollte,  das  Aussehen  und  die  allgemeine 
Anwendung  der  norwegischen  Handelsflagge  zu  bestimmen; 
gleichzeitig  machte  das  Komitee  im  Entwurf  zu  einer  Adresse 
an  den  König  darauf  aufmerksam,  dass  Institutionen,  die  nichts 
mit  der  Union  selbst  zu  tun  hatten,  auch  nicht  die  unioneile  Kriegs- 
flagge zu  führen  hätten,  wie  auch  diese  selbst  nicht  in  der 
Hauptsache  bloss  die  schwedischen  Landesfarben  zeigen  dürfte.  — 
Diese  Anregungen  wurden  vom  norwegischen  Volk  trotz  der 
Auflösung  der  Nationalversammlung  durch  den  König  (am  8.  Juli 
1836)  nicht  aufgegeben,  sondern  von  dem  unmittelbar  darauf 
folgenden  ausserordentlichen  Storting  in  den  Jahren  1836 — 37 
sofort  wieder  aufgenommen.  Die  norwegische  Regierung  unter- 
breitete sodann  dem  Könige  die  Adresse  des  Stortings  bezüglich 
der  Kriegsflagge  mit  dem  Ersuchen,  der  König  möge  die  An- 
gelegenheit einem  aus  einer  gleichen  Anzahl  norwegischer  und 
schwedischer  Männern  bestehenden  Komitee  zur  gemeinsamen 
Beratung  vorlegen.  Der  König  nahm  die  Adresse  sehr  ungnädig 
auf,  versprach  jedoch  in  einem  Erlass  vom  21.  Februar  1837, 
die  Sache  in  Erwägung  ziehen  und  sich  dem  schwedischen  Reichs- 
tag und  dem  norwegischen  Storting  gegenüber  darüber  äussern 
zu  wollen. 

In    der   Frage    der   Handelsflagge    wurde    indessen    ein 

Norwegische  Schritt   vorwärts   getan.     Auf   wiederholten    Vortrag   der   noi- 

s"ra KönJg an*  ^^^^^^^^"  ^^^^^^""^  Verfügte  iiämlich  der  König  Im  Apiil  IS.nS. 

erkannt.  1RH8  dass   er  zwar  die  Sicherheit  der  Schiffahrt  im  Mirtelnieer  noch 

nicht  als  gewährleistet  ansehen  könne,  dass  vv  sich  aber  imikm' 

Andenmg  der  Flagge  nicht  länger  widersetzen  wolle,  falls  d:\s 
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Storting  die  moralische  Verantwortung  hierfür  zu  übernehmen 
bereit  sei,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Benutzung 
der  unionellen  Handelsflagge  vom  Jahre  1822  nebenbei  nach 
wie  vor  erlaubt  sein  sollte.  Es  ist  kein  Fall  bekannt,  dass  die 
Anwendung  der  solange  schon  begehrten  eignen  Flagge  einem 
norwegischen  Fahrzeug  irgendwelche  Unannehmlichkeiten  be- 
reitet hätte. 

Langsamer  ging  es  mit  der  Veränderung  der  Kriegs- 
flagge. Im  norwegischen  Storting  vom  Jahre  1842  bezeichnete 
der  Verfassungsausschuss  ihr  Aussehen  als  unpassend  und 
ki'änkcnd  für  das  Nationalgefühl.  Es  wurde  aber  dem  damals 
gerade  tagenden  ünionskomitee  überlassen,  eine  Einigung  bezüg- 
lich der  Unionsflagge  anzustreben.  Nachdem  der  von  diesem 
Komitee  vereinbarte  Vorschlag  im  Jahre  1844  von  den  Re- 
gierungen beider  Länder  erörtert  worden  war,  stellte  sich  König 
Oskar  I.,  der  gerade  den  Thron  bestiegen  hatte,  wesentlich  auf 
den  Standpunkt  der  norwegischen  Regierung  in  bezug  auf  die 
Form,  in  der  die  Änderung  der  Flagge  vorzunehmen  sei.  Im 
zusammengesetzten  Staatsrat  wurde  am  20.  Juni  1844  als  °^®  Kriegs- 
Kriegsflagge  für  jedes  Land  dessen  bisherige  Handels- ais  die  natio- 
flag-ee  mit  Splitt  und  Zunge  samt   dem  Unionszeichen  in  "*'®  "*"f*eis- 

°^  ^  ®  flagge  mit 

der  oberen  Ecke   bestimmt.     Der  Kriegsflagge  gleich,   nur  mit  unionszeicben. 
dem  königlichen  Wappen  in  der  Mitte,  sollte  auch  die  Königs-        ^^^ 
flagge  sein.    Daneben  wurde  beschlossen,  dass  in  die  Handels- 
flaggen beider  Reiche  und  in  die  Flagge,  die  von  Zoll-  und ^^ *^g^^"|°"^jg 
Postfahrzeugen  benutzt  wurden,  das  Unionszeichen  eingefügt  Handeisflagge 
werden  sollte.    Durch  diese  zweite  Bestimmung  gab  der  König  ^*"^®*"^'"  ^^^ 
dem  Grundsatz   der  politischen  Zusammengehörigkeit  die  sym- 
bolische Bestätigung  zurück,  die  er  durch  die  Anerkennung  be- 
sonderer nationaler  Farben  ihm  zu  nehmen  schien.  Man  beruhigte 
sich   indessen  in  Norwegen   bei  dieser  Ordnung  bis  zum  Jahre 
1879.     Dann   aber   begann   die   Agitation   für  eine  rein  na- Die  Agitation 
tionale,  durch  kein  eingefügtes  Unionszeichen  gekennzeichnete  *"^^^g^^®^^°g 
Handelsflagge     (die     sogenannte     „reine"     norwegische  flagge  seit  1879. 
Flagge).     Gleichzeitig  wurde   im  Storting  angeregt,   auch  an 
der  Kriegsflagge   gewisse  dem  Nationalgefühl  entsprechende 
Änderungen  vorzunehmen.    Diese  Änderungen  herbeizuführen, 
wurde   fortan   eine  Programmsache  der  norwegischen  National- 


Die  reine 
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partei.  In  den  90  er  Jahren  war  die  Flaggen  frage  ein  Streit- 
gegenstand zwischen  der  sogenannten  Linken  (mehr  ausgeprägt 
nationalen  Partei)  und  der  Rechten  (unioneilen  Partei)  in  Nor- 
wegen. Der  damalige  König  Oskar  II.  empfand  selbst  die  anti- 
unionelle  Tendenz  der  Flaggenbewegung,  eine  Tendenz,  die  durch 
die  trüben  Erfahrungen  gerade  in  diesen  Jahren  noch  besonders 
verschärft  wurde.  Er  nahm  selbst  Partei  in  dieser  Frage,  um 
die  im  Jahre  1844  vereinbarte  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten. 
Von  drei  ordentlichen  Stortingen  wurde  der  Vorschlag 
einer  Änderung  der  norwegischen  Flagge  in  den  Jahren 
1893,  1896  und  1898  angenommen.  Obwohl  der  König  dem 
Fiagywird  Stortingsbeschluss  jedesmal  seine  Sanktion  verweigerte,  wurde 
durch  stör-  er  dem  norwegischen  Grundgesetz  gemäss,  nachdem  er  im  Jahre 
'stalteflaggT^  1898  zum  drittenmal  unverändert  angenommen  worden,  Gesetz. 
1898  Hiernach  waren  nur  die  Königsflagge  und  die  Kriegsflagge  mit 
dem  ünionszeichen  versehen.  Auf  den  öffentlichen  Ge- 
bäuden sollte  fortan  die  norwegische  Staatsflagge  wehen. 
Bisweilen  reden  die  Symbole  eine  deutlichere  Sprache,  als  die 
wirklich  bestehenden  Institutionen.  Es  war  klar,  die  Vereinigung 
der  beiden  Staaten  hatte  keinen  Rückhalt  im  Gefühl  der  Nor- 
weger. — 

1836-185»  Zweiter  Unterabschnitt.    1836--1859. 

Beiderseitige  Reformansprüche. 

§  29.     All  gemeine  Übersicht. 

In  der  ersten  Hälfte  der  ersten  ünionsperiode  waren  es 
wesentlich  die  Norweger  allein,  die  die  Reformpunkte  aufstellten 
und  den  Anstoss  gaben  zur  Ergänzung  oder  Umbildung  der 
bestehenden  unioneilen  Beziehungen  und  Bestimmungen.  Seit 
dem  Jahre  1836  wurde  dies  anders.  Namentlicli  die  vielen 
bedeutenden  Programmsachen,  mit  denen  das  Storting  in  diesem 
Jahre  hervortrat,  brachten  die  schwedisclio  Presse  und  dann 
auch  die  schwedischen  Reichsmächte  dazu,  ihren  Standpunkt 
dem  norwegischen  gegenüber  genau  zu  bestimmen.  In  der  Presse 
kam  es  dabei  zu  recht  scharfen  Ausfällen  gegen  den  von  den 
Norwegern  eingenommenen  Standpunkt  und  die  von  ilmiMi  in 
ünionssachen  betriebene  Politik.  Die  von  Seiten  Scliwcdcns 
geltend  gemachten  Gesichtspunkte  waren   wescntliili    lolgrudc: 
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Norwegen  wäre,  bis  es  durch  das  wohlwollende  Entgegen-  schwedische 
kommen  Schwedens  und  des  schwedischen  Kronprinzen  Carl  punkte^. 
Johann  als  ein  verfassungsmässiges  Staatswesen  anerkannt 
w^orden  sei,  eine  dänische  Provinz  gewesen;  auch  was  Norwegen 
fortan  an  Selbständigkeit  beanspruchen  könnte,  müsste  aus  dem 
Rechtszustand  abgeleitet  werden,  der  durch  das  Bündnis  mit 
Schweden  geschaffen  war.  Hierbei  müsste  die  Rücksicht  auf 
das  Unionswesen  immer  überwiegen;  die  Bewegungsfreiheit,  die 
Schweden  ihnen  zugestand,  müssten  die  Norweger  dankbar  ent- 
gegennehmen, was  für  den  grundsätzlichen  Standpunkt  der  Zu- 
sammengehörigkeit schädlich  erschien,  könnten  die  Norweger 
auch  im  Namen  ihres  öffentlichen  Rechts  nicht  beanspruchen. 
Eine  wichtige  Frage  war  es,  wo  denn  die  ünionsbestimmungen 
kodifiziert  wären.  Norwegen  hielt  sich  mit  immer  grösserer 
Bestimmtheit  an  die  Reichsakte  als  einzig  gültige  Urkunde 
und  konnte  sich  dafür  auf  die  ausdrücklichen  Worte  der  Akte 
berufen.  („Die  Bedingungen  —  für  die  zwischen  Norwegen 
und  Schweden  beschlossene  Vereinigung  —  in  eine  besondere 
Reichsakte  aufzunehmen  und  zusammenzufassen,  wie  sie  Wort 
für  Wort  nachstehend  folgen,  usw.").  In  Schweden  baute  man 
gewöhnlich  die  Vertragsgrundlage  rechtlich  anders  auf.  Nach 
schwedischer  Auffassung  kam  hier  nicht  nur  die  Reichs- 
akte in  Betracht,  sondern  hauptsäo«hlich  das  norwegische 
Grundgesetz,  und  zwar  in  der  Form,  die  es  1814  auf  Grund 
der  Vereinbarungen  zwischen  den  schwedischen  Kom- 
missaren und  dem  norwegischen  Storting  erhalten  hatte; 
diejenigen  Punkte  im  Grundgesetz,  die  auf  die  Vereinigung  mit 
Schweden  Bezug  hatten,  stellten  nach  dieser  Auffassung  die  ur- 
sprüngliche Unionsurkunde  dar.  Demgemäss  müsste 
Schweden  rechtlich  alles  anstreben,  was  die  staatliche  Verbindung 
ijstärken,  und  die  vom  Schwedenvolke  ersehnte  Verschmelzung 
les  norwegischen  Volkselements  auf  der  skandinavischen  Halb- 

isel  mit  dem  schwedischen  fördern  und  beschleunigen  konnte. 
0  vom   norwegischen  Volk   noch   weitere  Wünsche   über  das 

im  bereits  Eingeräumte  hinaus  geltend  gemacht  würden,  müsste 
Schweden  darauf  bedacht  sein,  etwaige  Zugeständnisse  von 
Gegenleistungen  zur  Befestigung  des  Unionsverhältnisses  abhängig 
zu   machen.     Der   Kompensationsgedanke,    eine   Art   Aus- 
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gleiclispolitik ,   ist  vor  allem  kennzeichnend  für  die  Handlungs- 
weise der  Schweden  den  Norwegern  gegenüber. 

Liest  man  die  geschichtlichen  Urkunden  durch,  um  die  Punkte 

herauszugreifen,  in  denen  sich  die  Taktik  der  Schweden,  sowie 

das  Verhalten  der  Norweger  im  ünionsstreite  ausgeprägt  findet, 

so  werden  wesentlich  folgende  Momente  hervortreten: 

Hauptsächliche         Die  Verschiedenheit  in  ihrer  inneren  Verfassung  war  schon 

Scheide-  und  gj^g  (j^g  Zusammenleben  beider  Völker  erschwerende  Tatsache. 

Streitpunkte  d  .i/-,t  ■,  •  i,. 

beiden  vöiiier.  Das  uorwcgischc  Grundgesetz  legte  eine  verhältnismässig  grosse 
Gewalt  in  die  Hände  der  Bauern.  Seit  1830  (die  sogenannte 
Periode  des  Norwegertums)  fingen  diese  auch  an,  von  ihren 
Rechten  Gebrauch  zu  machen.  Nachdem  sie  nach  langen  Be- 
mühungen durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1837  ihrem  Lande  eine 
einzigartig  freie  kommunale  Selbstverwaltung  geschaffen 
hatten,  fuhren  sie  unausgesetzt  fort,  das  öffentliche  Leben  zu 
demokratisieren.  Was  dem  Volk  an  politischer  Bedeutung,  durch 
Erweiterung  des  Stimmrechts,  durch  Einführung  des  Parlament- 
tarismus usw.  gegeben  wurde,  das  wurde  anderseits  dem  König 
genommen.  Der  König  aber  war  der  Hauptbürge  für  das  Be- 
stehen der  Union,  und  als  Schwedenkönig  der  mächtigste  Wächter 
des  skandinavischen  Verschmelzungsgedankens.  Es  ist  begreif- 
schwedische  jj^jj  ^.^^^  ^^^  Schweden  bei  der  Richtung,  welche  die  innere 
gegenüber  der  Politik  Norwegens  einschlug,  gelegentlich  hemmend  auf  sie  ein- 
Entwickeiung  2uwirken    suchten.       Vor    allem     musste     die     Taktik     der 

der  norweg. 

Demokratie.  Schwcdcu  darauf  abzielen,  jedem  Bestreben  der  Norweger,  die 
unioneile  Gemeinsamkeit  einzuschränken,  entgegenzutreten;  und 
dementsprechend  trägt  auch  ein  ganzer  Abschnitt  der  Unions- 
geschichte schwedischerseits  solches  Gepräge.  Es  lag  im  Wesen 
der  Dinge,  dass  es  nicht  die  Schweden  waren,  die  sich  zu  posi- 
tiven Vorschlägen   für  Änderungen   in   Unionssachen   angeregt 

inif'iat^c  Vur  fühlten.  Initiative  zeigen  sie  ausser  bei  der  Ordnung  wirtschaft- 
in zwei  licher  Fragen,  vornehmlich  in  zwei  Punkten,  bei  denen,  von 
ilirem  Standpunkt  aus,  auch  sachlich  vielfach  Besserungen  sehr 
angebracht  gewesen  wären,  und  bei  denen  sie,  wenn  ihre  An- 
sicht über  die  Union  von  den  Norwegern  geteilt  worden  wäre, 
auch  Entgegenkommen  hätten  erwarten  dürfen.  Der  v'me  Punkt, 
den  sie  immer,  auch  in  dem  schon  behandelten  Absrliiiitt  der 
Unionsgescliichte,   von  neuem  hervorhoben,   war  die  Forderung 
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eines  höheren  Beitrags  seitens  der  Norweger  zu  den  Aus-  i- Erhöhung 
gaben    für    die    auswärtige,    diplomatische    und    konsularezu^autwärtiV 
Vertretung.     Der   andre  Punkt   betraf  mehr  eine   organische  Vertretung. 
Seite   der  Gemeinsamkeit,   die  auch  von  den  Schweden  mit  be- 
sonderem Nachdruck  betont  wurde:  die  Norweger  sollten  eben- 
falls  zur   gemeinsamen   militärischen   Verteidigung   des -■  ^f.^':.'*""f '^^^ 

®  feto  militärischen 

Unionsgebiets  einen  grösseren  Beitrag  leisten.  Gemeinsamkeit. 

Bei  so  verschiedenen  Ausgangspunkten  musste  der  Unterschied 
im  Volkswillen  beiderseits  immer  schärfer  zum  Ausdruck  kommen. 
Die  Union  war  auch  kaum  einige  Jahrzehnte  alt,  so  entwickelten 
sich  hieraus  förmliche  Streitpunkte,  wobei  allerdings  das  red- 
liche Bemühen  vorherrschte,  zu  einem  gegenseitigen  Verständnis 
zu  kommen.  Seit  Mitte  der  dreissiger  Jahre  bis  zur  Aufhebung 
der  Vereinigung  verläuft  ein  ununterbrochener,  70  Jahre  an- 
dauernder Prozess  zwischen  Norwegen  und  Schweden  über  ihre 
politische  Gemeinschaft,  über  die  Art,  in  der  sie  ausgeübt,  und 
die  Form,  in  der  sie  umgestaltet  werden  sollte.  Als  Verhand- 
lungsgegenstände oder  Hauptstreitfragen  treten  neben  den  andern  oi®  ^^^^  Haupt- 
folgende drei  als  entscheidend  hervor,  und  die  zu  ihrer  Lösung  ^  ^^^  ^^^^^' 
angestellten  Versuche  bilden  den  Hauptinhalt  der  Uniongeschichte. 

1.  §  5  der  Reichsakte  bestimmte,   dass  die  drei  Vertreter  i.  zusammen- 
der  norwegischen  Regierung  in  Stockholm  —  der  eine  norwegische  ^^'^'^"^  ^^^ 

"^  ^  ^  ^  gemeinsamen 

Staatsminister  und  die  beiden  Staatsräte  —  Sitz  und  beratende  Staatsrates. 
Stimme  im  schwedischen  Staatsrat  haben  sollten,  wenn  Gegen- 
stände zur  Verhandlung  kämen,  die  beide  Reiche  angingen;  und 
umgekehrt,  dass,  so  oft  beim  König  im  norwegischen  Staatsrat 
über  Gegenstände,  die  beide  Reiche  beträfen,  verhandelt  würde, 
drei  Mitglieder  des  schwedischen  Staatsrats  an  der  Beratung 
teilzunehmen  hätten. 

Hiermit  war  die  Möglichkeit  zu  mancherlei  Zwistigkeit 
gegeben.  Denn  darüber,  ob  eine  Angelegenheit  beide  Reiche 
betreffe,  konnte  jedes  Land  verschiedener  Meinung  sein,  je  nach 
seiner  Auffassung  vom  rechtlichen  Wesen  der  Union.  Nun  war 
zwar  das  Einbringen  einer  Sache  vor  einem  speziell  nationalen, 
zumal  norwegischen,  oder  vor  einem  aus  Norw^egern  und  Schweden 
zusammengesetzten  Staatsrat  manchmal  eine  reine  Frage  der  Be- 
quemlichkeit, und  besonders  im  Anfang  der  Vereinigungszeit 
kamen  Fälle  vor,  wo  ein  gemeinsamer  (norwegisch-schwedischer) 
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Staatsrat  zur  Behandlung  von  Sachen  einberufen  wurde,  die 
wesentlich  das  eine  Land  allein,  und  nur  mittelbar  das  andere 
berührten.  Aber  das  wurde  sofort  anders,  wenn  eine  grundsätz- 
liche Meinungsverschiedenheit  darüber  bestand,  vor  welches 
Forum  die  eine  oder  andere  Staatshandlung  gehörte.  In  der  Ent- 
scheidung hierüber  fand  die  Würdigung  der  Staatssouveränität 
bzw.  das  Urteil  des  Staatsoberhauptes  über  den  rechtlichen  Inhalt 
des  ünionswesens  einen  bedeutsamen  Ausdruck. 

2.  Die  Konsulat-  2.  Die  bcidcu  andcm  Hauptstreitpunkte  waren  eine  Folge 
frage.  olfcnbarer  Lücken  im  Bündnisvertrag.  Der  eine  Punkt  betrifft 
die  sogenannte  Konsulatsfrage.  Da  das  ausserordentliche 
Storting  1814  keine  Entscheidung  in  der  Sache  getroffen  hatte, 
verfügte  der  König  im  Jahre  1815  im  ministeriellen  (d.  h.  aus- 
schliesslich schwedischen)  Staatsrat,  dass  wegen  der  Vereinigung 
Schwedens  und  Norwegens  die  bisherigen  Handelsagenten  mit 
neuen  Bestallungsurkunden  versehen  und  als  Konsuln  bezeichnet 
werden  sollten,  und  dass  sie  als  solche  für  beide  Reiche  zu  be- 
glaubigen wären.  Der  König  bestimmte  ferner  (im  nicht 
ministeriellen- seh w^edischen  Staatsrat),  dass  zu  Konsuln  auch 
Norweger,  die  dazu  geeignet  wären,  ernannt  werden  sollten. 
Dabei  blieb  die  Leitung  des  Konsulatw^esens  nach  wie  vor  eine 
schwedische  Verw^altungssache.  Die  leitenden  Instanzen  waren 
das  Kommerzkollegium,  die  Kanzleiverwaltung  und  das  Konvoj- 
kommissariat  in  Schweden,  letzterem  wurde  jedoch  auch  ein 
Norweger  zugeteilt.  Anzahl  und  Art  der  Konsulate  wurde  in 
einem  rein  schwedischen  Staatsrat  bestimmt;  in  diesem  erfolgte 
auch  die  Ernennung  der  schwedisch-norwegischen  Konsuln. 
Dies  war  die  Ordnung,  von  der  die  Norweger  zu  Beginn  der 
Unionszeit  auszugehen  hatten.  Die  Konsulats  frage  hing  innig 
mit  einer  anderen  Frage  zusammen,  und  damit  kommen  wir  zu 
dem  letzten  und  schwerstw legenden  der  oben  angedeuteten  Streit- 
punkte, nämlich: 

3.  AuBwärtige         3.   der  Frage   der  Behandlung  der  diplomatischen 
Vertretung.  Angelegenheiten  oder  der  auswärtigen  Vertretung. 

Wie  schon  hinsichtlich  einer  rein  norwegischen  konsularen 
Vertretung  im  Jahre  1814  dem  Storting  ein  Vorschlag  vor- 
gelegt wurde,  so  regten  auch  mehrere  Abgeordnete  desselben 
Sterlings  an,  bevor  das  November-Grundgesetz  festgestellt  wurde, 
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dass  auch  Norwegen  ein  Einfluss  auf  die  Entscheidungen  in 
auswärtigen  Angelegenheiten  gesichert  werden  sollte.  Aber  ab- 
gesehen davon,  dass  der  König  in  der  Leitung  hierhergehöriger 
Angelegenheiten  sehr  freie  Hand  erhielt,  wurde  hierüber  nichts 
bestimmt^),  und  so  blieb  in  bezug  auf  diese  Hauptbestätigung 
des  staatlichen  Lebens  die  ganze  Einrichtung  schwedisch,  für 
Norwegen  wie  für  Schweden.  Die  diplomatischen  Angelegen- 
heiten wurden  im  Auswärtigen  Amt  in  Stockholm  vorbereitet 
und  dem  König  vom  schwedischen  Minister  des  Äusseren  vor- 
getragen, in  der  Regel  im  sogenannten  ministeriellen  Staatsrat 
(wozu  nach  §  11  des  schwedischen  Hauptgrundgesetzes,  „Re- 
gierungsform", ausser  diesem  Minister  noch  der  Hofkanzler 
oder  ein  andres  Mitglied  der  Regierung  gehörte);  manchmal 
war  aber  der  Minister  des  Äussern  dabei  allein  anwesend. 

Da  die  Norweger  sich  auf  Grund  ihrer  Verfassung  als  ein 
souveränes  Volk  betrachteten,  wurde  die  Aussichtslosigkeit,  eine 
befriedigende  Ordnung  in  bezug  auf  die  Vertretung  ihres  Staates 
nach  aussen  innerhalb  der  Union  zu  finden,  die  Grundschwäche, 
an  der  die  Vereinigung  materiell  zugrunde  ging,  wenn  auch 
formell  eine  andre  Frage  die  Krisis  herbeiführte. 

Bei  den  Verhandlungen  über  die  verschiedenen  Streitpunkte 
bestätigte  sich  immer  mehr,  wie  grundsätzlich  verschieden  die 
beiden  Völker  zum  ünionsbegriff  standen.  Die  Norweger  forderten 
Reformen  als  ein  ihnen  verfassungsmässig  zustehendes  Recht. 
Wenn  die  Schweden  auch  nicht  jede  Änderung  als  unbillig  zurück- 
weisen wollten,  machten  sie  doch  jede  Veränderung  in  dem  be- 
stehenden Verhältnis  abhängig  von  Zugeständnissen  von  selten 
Norwegens,  die,  wie  sie  hoffen  konnten,  ein  schwedisches  Vor- 
recht innerhalb  der  Union  ausdrückten  und  die  politische  Ver- 
einigung befestigten.  Für  die  schwedische  Auffassung  trat  ge- 
wöhnlich wirksam  das  „Unionskönigtum"  ein.  —  Die  ersten  Schritte 
Norwegens,  eine  Abstellung  ihrer  Beschwerden  zn  erreichen,  er- 
folgte in  Gestalt  von  Anregungen  seitens  des  Stortings  und  der 


*)  Nur  die  eine  Bestimmung  wurde  bezeichnenderweise  aus  dem  Eids- 
volder  Grundgesetz  übernommen  (in  das  November-Grundgesetz,  §  28),  dass 
die  diplomatischen  Angelegenheiten  der  Regel  entzogen  sein  sollten,  nach  der 
sonst  Staatsangelegenheiten  gewöhnlich  im  Staatsrat  vorzutragen  waren. 

Aall  und  Ojelsvik:  Die  norwegisch-scliwedisolio  Union  11 
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norwegischen  Regierung   beim  Könige.     Sie   gehen   bis   in   die 
ersten  Jahre  der  Vereinigungszeit  zurück. 

§  30.     Gregensätze  und  AusgleiclmngsTersuche. 

Nach  der  allgemeinen  Übersicht  (§29)  nehmen  wir  den 
historischen  Faden  wieder  auf  und  haben  zunächst  bei  Vor- 
kommnissen zu  verweilen,  die  noch  in  der  Zeit  vor  dem  zweiten 
Abschnitt  der  ersten  Periode  (S.  156)  zurückliegen. 

Nachdem   schon   im  Jahre  1818  ein  Mitglied  des  Stortings 
die  Angelegenheit  zu   fördern   gesucht  hatte,   beschäftigte  sich 
1821-1824  das  Storting  in  den  Jahren  1821  und  1824  eingehend  mit  Re- 
formvorschlägen,  die  eine  Teilnahme  norwegischer  Minister  an 
den  Beratungen   über   auswärtige  Angelegenheiten  bezweckten. 
Aber  vorläufig  blieb  es  bei  unbestimmt  vorgetragenen,  allgemeinen 
Wünschen,   bis   endlich   der  wahre  Zusammenhang  durch  einen 
Die  „Bodo-   Zwischenfall  im  Jahre  1819  (die  sogenannte  „Bodo-Sache")  dem 
Sache"      ganzen  Volke  klar  wurde.    In  diesem  Falle  musste  nämlich  der 
norwegische  Staat  England  gegenüber  Abbitte  leisten,  weil  nor- 
wegische Beamte  das  polizeiliche  Recht  des  Staates  ausländischen 
Gesetzesübertretern   gegenüber  gewahrt  hatten.     Der  schmach- 
volle Ausgang   dieser  Angelegenheit   wurde   zum  wesentlichen 
Teil  der  unwilligen  Stimmung  zugeschrieben,  die  der  schwedische 
Minister  des  Äussern  Engeström   sowie  der  schwedische  Hof- 

1827  kanzler  Norwegen  gegenüber  an  den  Tag  legten.  Im  Jahre  1827 
wurde  die  Angelegenheit  auf  dem  norwegischen  Storting  erörtert. 
Es  sprach  einen  scharfen  Tadel  aus  über  die  Art,  wie  diese 
Sache  von  den  betreffenden  schwedischen  Beamten  geführt  worden 
war.  Unter  Bezug  hierauf,  sowie  auf  einige  ihm  vorgelegte 
Verträge  mit  fremden  Mächten  äusserte  das  Storting  in  einer 
an  den  König  gerichteten  Adresse  den  Wunsch,  „dass  der  nor- 
wegische Staatsminister  in  Stockholm  und  andre  Männer,  die 
Norwegens  Wohl  verständen,  Einfluss  auf  die  Behandlung  diplo- 
matischer Angelegenheiten  bekommen  möchten,  insoweit  diese 
norwegische  Interessen  und  die  Würde  Norwegens  als  selb- 
ständiger Staat  berührten".  Dieser  Wunsch  wurde  vom  Koni«^ 
in  ausgesprochen  ungnädigem  Tone  abgewiesen.  — 

,B3o  In  der  folgenden  Stortingssession  1830  regte  der  Fülii  im-  der 

norwegischen  Nationalpartei  J.  A.  Hielm  an,  vom  König  aus- 
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ziiwirken,  dass  norwegische  Angelegenheiten  nicht  schwe- 
discher Amts-  und  Staatsgewalt  unterlägen,  sondern  dass  ihre  Er- 
ledigung durch  norwegische  Beamte  erfolge  und  von  nor- 
wegischen Staatsbehörden  überwacht  werden  möchte.  Dieser 
Antrag  wurde  vertagt.  Vom  Jahre  1834  ab  kam  die  Frage  als 
politische  Programmsache  ernstlich  auf  die  Tagesordnung.  Die 
norwegische  Regierung,  die  darauf  vorbereitet  war,  dass  das 
Storting  im  Jahre  1836  die  Frage  von  neuem  aufrollen  würde, 
hielt  im  Oktober  1834  dem  König  einen  Vortrag,  in  dem  sie  i834 
ausführte :  wenn  das  norwegische  Grundgesetz  sowie  die  Eeichs- 
akte  über  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  sich 
ausschwiegen,  müsste  dies  darauf  hindeuten,  dass  es  dem  König 
selbst  anheimgestellt  sei,  die  Behandlungsweise  derartiger  An- 
gelegenheiten anzuordnen,  nur  mit  dem  Vorbehalt,  dass  dies  ent- 
sprechend dem  Geiste  der  norwegischen  Verfassung  und  den  in 
Schweden  ausdrücklich  geltenden  Vorschriften  geschehe.  Die 
Regierung  beantragte  darum  beim  König,  er  möge  verfügen,  dass 
bei  Beratung  von  diplomatischen  Angelegenheiten 
ausser  den  schwedischen  Beamten,  stets  auch  ein  Mitglied 
der  norwegischen  Regierung  zugegen  sein  sollte. 

Diese  Anregung  wurde  vom  König  im  März  1835  im  schwe-  1835 
dischen  ministeriellen  Staatsrat  behandelt;    sie  veranlasste   den 
König  zu  der  für  die  weitere  Entwicklung  der  Frage  wichtigen 
Entscheidung,    dass,    so   oft  künftighin   im   schwedischen 
ministeriellen  Staatsrat  eine  diplomatische  Angelegen- 
heit  vorliege,    die    entweder    nur    norwegische    oder   nor- 
wegisch-schwedische   gemeinsame    Interessen    berühre, 
immer    der    norwegische    Staatsminister    in    Stockholm ^j^^^^^g^^^jg 
oder  ein  andres  Mitglied  der  norwegischen  Regierung  der  Be-  minister  bei 
ratung  beiwohnen   sollte.     Zwei   weitere  Verfügungen  (yom^^^^^^l^^,^^^ 
23.  Januar  bzw.  28.  April  1836)  bestimmten,  dass  die  Konsuln    tige  Ange- 
in zusamengesetztem  schwedisch-norwegischen  Staats-  ^®s®"^^^^®°- 
rat  (und  nicht  wie  bisher  im  schwedischen  ministeriellen  Staats- 
rat) ernannt  werden  und  den  Amtseid  ausser  vor  dem  schwe- 
dischen Kommerzkollegium  auch  vor  dem  norwegischen  Handels- 
minister ablegen  sollten. 

Dem   norwegischen  Verlangen,   Anteil  an  der  Leitung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  erhalten,  war  der  König  durch 

11* 
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diese  Verfügungen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entgegen- 
gekommen. Dass  aber  damit  das  Ziel  Norwegens,  als  gleich- 
berechtigter Staat  bei  der  Erledigung  auswärtiger  Angelegen- 
heiten mitzusprechen,  noch  lange  nicht  erreicht  war,  lag  auf 
der  Hand.  Nach  wie  vor  sollte  der  schwedische  Minister 
des  Äussern  die  Sachen  vortragen;  im  ministeriellen 
Staatsrat  standen  zwei  Schweden  einem  Norweger  gegen- 
über, und  bei  der  Behandlung  ausschliesslich  schwedischer  An- 
gelegenheiten sollte  überhaupt  kein  Norweger  zugegen  sein 
(was  schlecht  dazu  stimmte,  dass  Schweden  an  der  Beratung 
über  ausschliesslich  Norwegen  berührende  Fragen  teilnehmen 
sollten).  Dazu  kam  die  Unsicherheit  der  ganzen  Veran- 
staltung. Die  Bestimmung  war  durch  eine  königliche  Ver- 
fügung erfolgt  (ausserdem  nicht  im  norwegischen,  sondern  im 
schwedischen  Staatsrat)  und  konnte  jederzeit  wieder  aufgehoben 
werden. 

Die  Norweger  gaben  auch  nicht  ihren  Wunsch  nach  einer 
radikaleren  Umgestaltung  der  bestehenden  Ordnung  auf.  Gerade 
damals  bereitete  sich  in  Norwegen  eine  Bewegung  vor,  die  einen 
neuen  Abschnitt  in  der  Unionsgeschichte  herbeiführen  sollte. 
1836  Hierbei  zeigte  sich  das  Storting  vom  Jahre  1836  als  das  charakter- 
vollste der  ersten  Unionsperiode.  Die  Art,  wie  es  die  schwebenden 
Fragen  anfasste,  trug  wesentlich  dazu  bei,  dass  endlich  auf 
beiden  Seiten,  von  den  Schweden  sowohl  wie  den  Norwegern,  der 
gegenseitige  Standpunkt  zu  den  unioneilen  Hauptfragen  genau 
festgelegt  wurde. 

Die  norwegischen  Ansprüche  wurden  diesmal  in  ihrer  Ge- 
samtheit  in  einer  Denkschrift  zusammengefasst,   und  dabei  die 
verschiedenen  Hauptmängel  der  bisherigen  Zustände  zur  Sprache 
gebracht.     Die    Anregung    dazu    gaben    die    Abgeordneten    von 
Adresse  des  Kristiania,   die   dem  Verfassungsausschuss   einen  Eiitwinf  zn 
stortings-    einer   Adresse   an    den   König   vorlegten.     Dieser   Entwurf 
den  König,   fand  den  Beifall  des  Ausschusses,  und  veranlasste  ihn,  seinerseits 
dem  Storting  am  8.  Juli  eine  Denkschrift  zu  iiiitiilireiten,  in  der 
es  unter  anderm  hiess:  Es  sei  von  höchster  nationaler  Wichtig- 
keit nicht  allein   für  Norwegen,   sondern   auch    für  Schweden, 
nicht  nur  für  die  gegenwärtigen,   sondern   auch   für  die  kom- 
menden Geschlechter  auf  der   iiordiseheii    Halbinsel,   mit^liclist 
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bald  jeden  Klagepunkt  zu  beseitigen,  der  eine  Abweichung  von 
dem  Grundsatz  der  vollkommenen  Gleichheit  betreffe,  auf  dem 
die  Vereinigung  begründet  und  von  dessen  genauer  und  gewissen- 
hafter Aufrechterhaltung  ihr  Besteben  in  der  Zukunft  abhängig  sei. 
Um  auf  dem  Wege  der  Verhandlung  eine  Einigung  anzubahnen, 
wäre  es,  nach  der  Auffassung  des  Ausschusses  förderlich,  die 
von  Norwegen  gewünschten  Reformen  genau  zu  bezeichnen  und 
zusammenzustellen.  Diese  betrafen  hauptsächlich  die  Handels- 
flagge, den  Titel  des  Königs  und  seine  Namensziffer 
als  norwegischer  Regent,  die  Anwendung  des  norwegischen 
Reichswappens,  die  Kriegsflagge  u.  a.  In  bezug  auf  die 
Behandlung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  sagte 
die  Denkschrift,  dass  die  Anordnungen,  die  in  letzter  Zeit  von 
Seiten  des  Königs  getroffen  seien,  nicht  genügten,  da  hierdurch 
die  Interessen  Norwegens  noch  lange  nicht  in  demselben 
Grade  gewahrt  würden  wie  die  Schwedens. 

Um  diese  und  noch  andere  Angelegenheiten,  die  das  ünions- 
verhältnis  betrafen,  in  befriedigender  Weise  zu  erledigen,  regte 
der  Ausschuss  an,  eine  neue  und  vollständigere  Unionsakte  auf- 
zustellen. Er  rechnete  für  eine  günstige  Aufnahme  dieser  Adresse 
nicht  nur  auf  die  Weisheit  und  Güte  des  Königs,  sondern  auch 
auf  den  Gerechtigkeitssinn  des  schwedischen  Volks.  Als  aber 
die  von  Norwegen  geltend  gemachten  Gesichtspunkte  bekannt 
wurden,  erhob  sich  in  Schweden  mehrfach  entschiedener 
Widerspruch  gegen  die  beanspruchte  politische  Gleichberech- 
tigung, und  der  König,  der  sich  durch  seine  Verfügungen  in  den 
Jahren  1835  und  1836  die  Dankbarkeit  der  Norweger  verdient 
zu  haben  wähnte,  nahm  in  grosser  Erbitterung  eine  Staatshand- 
lung vor,  die  zu  einem  Konflikt  zwischen  der  norwegischen 
Volksvertretung  und  der  Königlichen  Regierung  führte.  Er 
verfügte  am  8.  Juli  die  „sofortige  Auflösung  des  Stortings".  Auflösung  des 
Dadurch  wurde  die  Annahme  des  Komiteevorschlags  für  dieses  ^^^'"""ss  isae. 
Jahr  vereitelt.  Die  Antwort  des  Stortings  darauf  war,  dass  es 
unmittelbar  vor  der  offiziellen  Kundgabe  der  Auflösung  beschloss, 
den  einen  der  norwegischen  Minister,  der  nicht  wie  seine  beiden 
Kollegen  in  Stockholm  gegen  die  Auflösung  des  Stortings  durch 
den  König  Einspruch  erhoben  hatte,  deshalb  bei  dem  sogenannten 
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Reichsgericht*)  anzuklagen.  Das  Reichsgericht  verurteilte  den 
Minister  später  zu  einer  Geldstrafe. 

Der  König  berief  noch  für  dasselbe  Jahr  ein  ausser- 
ordentliches Storting.  Bei  den  verbündeten  Völkern  machte 
sich  eine  gewisse  Erregung  geltend,  die  durch  das  ungnädige 
Verhalten  des  Königs  Norwegen  gegenüber  noch  gesteigert  wurde. 
Dadurch  liess  sich  aber  das  neu  zusammengetretene  Storting 
nicht  davon  abhalten,  auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege  fort- 
zuschreiten. Ausser  den  meisten  anderen  Punkten,  bei  denen  sich 
das  Stortingskomitee  vor  der  Auflösung  aufgehalten  hatte,  regte 
Neuestortings-es  iu  ciucr  neucu  Adresse  an  den  König  an,  dass  Norwegen 
adresse.  jjj  ^^j.  einen  oder  andern  Form  bei  der  Behandlung  aus- 
wärtiger Angelegenheiten  auf  gleichen  Fuss  mit 
Schweden  gestellt  werden,  die  gleichen  Rechte  und  Bürg- 
schaften wie  dieses  erhalten  müsste;  gleichzeitig  beantragte  es 
bei  der  Regierung,  auszuwirken,  dass  ihm  Rechenschaft  über 
die  für  auswärtige  Angelegenheiten  aufgewendeten 
Gelder  abgelegt  würde. 

Nach  Beendigung  der  Stortingsversammlung  wurden  die 
vom  Storting  in  seiner  Adresse  ausgedrückten  Wünsche  seitens 
1837  der  norwegischen  Regierung  am  14.  Februar  1837  dem  König 
vorgetragen.  Unter  anderm  wurde  beantragt,  der  König  möchte 
ein  aus  gleichviel  norwegischen  und  schwedischen  Männern  be- 
stehendes Komitee  einsetzen,  das  zu  erwägen  hätte,  welche 
Änderungen  in  den  Grundgesetzen  der  beiden  Reiche  und  welche 
Zusätze  zur  Reichsakte  erforderlich  seien,  um  zweckmässige, 
den  Bedürfnissen  beider  Staaten  entsprechende  Bestimmungen 
zu  treffen,  bezüglich  der  Behandlung  der  diplomatischen  An- 
gelegenheiten und  aller  damit  zusammenhängenden  Fragen. 

Die  Adresse  des  Stortings  und  der  Vortrag  der  norwegischen 

Regierung  veranlassten  den  König  zu  einigen  grundsätz- 

Ein  Dicfamen  ij^ljgjj  Bemerkungen,  die  er  im  Staatsratsbericht  anführen 

des  Königs.  o        j  .  xt   i 

•  1837       Hess.    Hierbei  begründete  er  seine  abweisende  Haltung  gegen- 

')  Wesentlich  ein  höchster  Gerichtshof,  der  zu  entscheiden  hat  in  Klage- 
sachen wegen  etwaiger  Staatsverbrechen  oder  öffentlicher  Vergehen  gewisser 
höherer  Beamten  und  der  Stortingsabgeordneten.  (Vgl.  d.  norw.  Grundgesetz, 
§ft6). 
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Über  den  von  den  Norwegern  angestrebten  Veränderungen 
folgendermassen:  Norwegen  sei  erst  ein  eignes  Königreich  durch 
seine  Vereinigung  mit  Schweden  geworden,  und  besitze  nur 
solche  Rechte,  die  ihm  der  König  von  Schweden  im  Namen 
Schwedens  zugestanden  habe.  „Was  die  diplomatischen  An- 
gelegenheiten betrifft,  so  findet  bereits  alles  das  statt,  was  das 
Storting  darüber  bemerkt.  Wenn  übrigens  beiden  Staaten  gleiche 
Rechte  zuerkannt  werden,  so  geschah  dies  unter  der  Bedingung 
gleicher  Verteilung  auch  der  Lasten.  Diese  Verpflichtung  ist 
nicht  nur  gerecht,  sie  ist  auch  moralisch  erforderlich,  um  die 
Gegenseitigkeit  der  vertragsmässig  erworbenen  und  bestimmten 
Bürgschaften  zu  sichern". 

Diese  in  etwas  geschraubten  Worten  gehaltene  Ermahnung 
an  das  norwegische  Volk  konnte  den  einmal  ins  Rollen  geratenen 
Stein  natürlich  nicht  aufhalten,  und  so  kam  es,  dass  der  König 
während  eines  Winteraufenthalts  in  Norwegen  im  Januar 
1839  im  norwegisch-schwedischen  zusammengesetzten  Staatsrat  Das  erste 
beschloss,  eine  umfassendere  Prüfung  der  die  Vereinigung  beider  "igao-m*^^ 
Länder  betreffenden  Fragen  herbeizuführen.  Er  setzte  ein  aus 
4  norwegischen  und  4  schwedischen  Mitgliedern  bestehendes 
Komitee  ein,  das  „zu  beraten  und  Vorschläge  zu  unter- 
breiten hat  über  die  in  der  Stortingadresse  vom  24.  Januar 
1837  behandelten  Gegenstände"  (mit  Ausnahme  der  König- 
lichen Titulatur).  Hiermit  war  der  erste  offizielle  Schritt  getan, 
um  den  norwegischen  Wünschen  entgegenzukommen  und  Ver- 
handlungen zwischen  beiden  Staaten  zu  eröffnen  über  das  Aus- 
sehen der  Kriegsflagge  und  das  Recht  Norwegens,  gleich- 
wertig an  der  Erledigung  diplomatischer  Angelegen- 
heiten teilzunehmen.  Der  König  stellte  aber  dem  Komitee 
noch  weitere  Aufgaben,  wodurch  er  der  schwedischen  Gegen- 
forderung beiderseitiger  gleicher  Pflichten  entgegenkam.  Das 
Komitee  sollte  nämlich  ein  Verzeichnis  über  die  von  beiden 
Reichen  zu  leistenden  Beiträge  zu  den  gemeinsamen 
Ausgaben  für  die  auswärtige  Vertretung  sowie  Bestim- 
mungen über  den  beiderseitigen  Anteil  an  der  gemeinsamen 
Verteidigung  des  Unionsgebiets  ausarbeiten. 

In  den  unmittelbar  darauf  folgenden  Jahren  entspann  sich 
zwischen  den  Regierungen  beider  Länder  eine  Erörterung  über 
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die  von  der  Reichsakte  bestimmte  Zusammensetzung  des 
norwegisch-schwedischen  Staatsrats.  Man  erkannte,  dass 
die  Reichsakte  sich  weder  über  diesen  Punkt  noch  über  ver- 
schiedene andre  Fragen  mit  der  wünschenswerten  Deutlichkeit 
aussprach.  Der  Gedanke  lag  daher  nahe  und  wurde  auch  an- 
geregt, dergleichen  Fragen  ebenfalls  dem  Unionskomitee 
zur  Behandlung  zu  überweisen.  Während  einzelne  besondere 
Gegenstände,  die  dem  Unionskomitee  zur  Entscheidung  vorlagen, 
in  der  Folgezeit  von  den  übrigen  ausgesondert  wurden,  erhielt 
das  Komitee  im  Jahre  1843  auf  den  eignen  Vorschlag  des 
Königs  seinen  Auftrag  dahin  erweitert,  nunmehr  auch  eine 
Durchsicht  und  Prüfung  der  ganzen  Reichsakte  vorzu- 
nehmen. 

Eine  Anzahl  Fragen  wurde  bereits  damals  den  norwegischen 
Wünschen  in  der  Hauptsache  entsprechend  geordnet,  und  zwar 
die  Entfernung  des  auf  schwedischen  Münzen  angebrachten  nor- 
wegischen Wappens,  die  Form  der  Vollziehung  von  Staats- 
verträgen, ferner  das  gemeinsame  Wappen  und  die  Kriegs- 
flagge, letztere  beiden  Fragen  auf  ausdrückliches  Verlangen 
des  neugekrönten  Königs  Oskar  I. 

Schon  das  den  norwegischen  Handelsschiffen  durch  könig- 
liche Verfügung  vom  11.  April  1838  eingeräumte  Recht,  ihre 
eigne  Flagge  zu  führen,  hatte  im  Volke  eine  für  den  König 
und  die  Vereinigung  mit  Schweden  etwas  günstigere  Stimmung 
geschaffen,  die  noch  gesteigert  wurde  durch  die  ersten  Staats- 
handlungen des  neuen  Königs.  Bei  seiner  Thronbesteigung  be- 
oskar  1.  stimmte  Oskar  I.  nämlich  im  norwegischen  Staatsrat  am  8.  März 
1844-1859  1844,  dass  Norwegen  gemäss  seiner  Stellung  innerhalb  der 
Union  das  Anrecht  auf  eine  solche  Änderung  des  Titels  des 
Königs  habe,  dass  in  allen  Urkunden,  die  ausschliesslich 
norwegische  Angelegenheiten  beträfen,  der  Name  Nor- 
wegens vor  den  Schwedens  gesetzt  würde. 

Darüber,  ob  die  Plaggenf  rage  gesondert  von  den  übrigen 
Streitfragen  entschieden  werden  könnte,  gab  der  König  im  zu- 
zammengesetzten  Staatsrat  am  20.  Juni  1844  eine  Erklärung 
ab,  die  gloiclifalls  eine  für  den  norwegischen  Standpunkt  ver- 
ständnisvolle Auffassung  der  Rechtslage  bekundete.  Wäre  sie 
von    der   königlichen    und    schwedischen    Politik   strts    bitulgt 


r 
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worden,  hätte  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Union  viel- 
leicht eine  andre  Wendung  genommen,  als  sie  schliesslich  be- 
kam. Es  heisst  in  der  Erklärung:  „Nach  der  Art,  wie  S.  M. 
die  Bedeutung  der  politischen  Vereinigung  der  skandinavischen 
Halbinsel  auffasste  und  jeder  vorurteilsfreie  Mann  sie  auffassen 
müsste,  fand  S.  M.,  dass  Gerechtigkeit  die  einzige  Richt- 
schnur bei  der  Entscheidung  solcher  Fragen  sein  könne,  die 
gegenseitige  Interessen  beider  Reiche  berührten.  Sich  auf  den 
Standpunkt  zweier  einander  völlig  fremder  Staaten  zu  stellen 
und  bei  den  Unterhandlungen  genau  abzuwägen,  welche  Vor- 
teile der  eine  oder  der  andre  Staat  dabei  durch  besondere  Be- 
stimmungen herausschlagen  könnte,  das  würde  im  vorliegenden 
Fall  ein  Feilschen  um  Gewährungen  und  Vorteile  sein,  das  das 
moralische  Band  zwischen  den  vereinigten  Ländern  nur  lockern 
müsste". 

Waren  schon  die  letzten  Jahre  der  Regierung  Carl  Johanns 
in  Norwegen  durch  verhältnismässig  gute  Beziehungen  zwischen 
König  und  Volk  gekennzeichnet  gewesen,  so  schien  sich  jetzt 
durch  das  grundsätzliche  Verhalten  König  Oskar  1.  in  den  Ge- 
fühlen der  Norweger  gegenüber  dem  Königtum  und  damit  der 
durch  ihn  vertretenen  Politik  in  Unionsangelegenheiten  eine 
Wendung  zum  Bessern  anzubahnen.  Es  ist  darum  begreiflich, 
dass,  als  das  Unionskomitee  mit  seinen  Vorschlägen  hervortrat, 
es  von  vornherein  auf  eine  wohlwollende  Aufnahme  von  selten 
Norwegens  rechnen  konnte. 

Der  Vorschlag,  den  das  Unionskomitee  den  beiden  Völkern  Der  Vorschlag 
am  4.  November  1844  zur  Annahme  vorlegte,   war  nichts  Ge-    '^^f  ^^^^^^ 

^      '  Unions- 

ringeres  als  eine  neue  Unionsakte,  aufgebaut  auf  den  komitees. 
Grundsätzen,  „dass  das  eine  Reich  in  seinen  inneren  Angelegen- 
heiten von  dem  andern  völlig  unabhängig  sei;  dass  beide  Reiche 
in  staatsrechtlicher  Beziehung  fremden  Mächten  gegenüber  ein 
einheitliches  Ganzes  bildeten;  dass  jedes  Reich  gleichmässig 
berechtigt  sei,  ebenso  an  der  Behandlung  und  der  Prüfung  ge- 
meinsamer Angelegenheiten  teilzuhaben,  wie  die  ausführenden 
Organe  dafür  zur  Verantwortung  zu  ziehen;  endlich,  dass  jedes 
Reich  gleichmässig  verpflichtet  sei,  im  Verhältnis  zu  seinem 
Vermögen  die  aus  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  den 
gemeinsamen    Verhältnissen    erwachsenden   Lasten    zu    tragen, 
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unter  denen  das  Verteidigungswesen  den  wichtigsten  Platz  ein- 
nehme". Der  Vorschlag  war  im  einzelnen  in  150  Paragraphen 
gefasst,  deren  hauptsächlicher  Inhalt  folgender  war :  Die  Verträge 
mit  fremden  Mächten  sollten  für  beide  Reiche  gemeinsam  sein. 
Gesandte  und  Konsuln  sollten  unioneile  Beamte  sein.  Jedes 
Reich  sollte  verpflichtet  sein,  einen  seiner  Volkszahl  ent- 
sprechenden Teil  zur  Heer-  und  Flottenmacht  zu  stellen.  Der 
Minister  des  Äusseren,  der  vom  König  ernannt  werden  sollte, 
und  entweder  Norweger  oder  Schwede  sein  könnte,  sollte  beiden 
Reichen  gemeinsam  verantwortlich  sein,  und  zwar  vor  einem 
Schwurgericht,  einer  Unionsjury,  bestehend  aus  gleich  vielen 
von  den  beiden  Nationalversammlungen  gewählten  Männern. 
Drei  wirklich  unioneile  Staatsräte  sollten  eingesetzt  werden 
statt  des  bisherigen  norwegisch -schwedischen,  schwedisch -nor- 
wegischen bzw.  ministeriellen,  wesentlich  schwedischen  Staatsrats. 
Dazu  wurde  vorgeschlagen,  einen  sogenannten  Kongress,  eine 
Art  bewilligendes  Unionsparlament  zu  errichten,  bestehend  aus 
je  12  innerhalb  des  norwegischen  Stortings  und  des  schwedischen 
Reichstags  gewählten  Männern  („Delegationen").  — 

Die  Annahme  dieser  Vorschläge  wäre  gleichbedeutend  mit 
der  Errichtung  eines  neuen  aus  zwei  Monarchien  bestehenden 
nordischen  Reichs  gewesen,  und  es  ist  nicht  schwer  zu  erkennen, 
wer  durch  diese  Verschmelzung  gewonnen  hätte;  sicher  nicht 
das  kleinere,  wohl  aber  das  grössere  Volk.  Um  so  befremdender 
muss  die  Aufnahme  erscheinen,  die  der  Vorschlag  in  den  beiden 
Ländern  fand.  Dass  ihm  die  Stimmung  in  Norwegen  ver- 
hältnismässig günstig  war,  ist  schon  oben  bemerkt  worden. 
Zwar  war  die  Haltung  des  Volks  dem  ganzen  Unternehmen 
gegenüber  eine  ziemlich  gleichgültige,  und  auch  die  norwegische 
Regierung  wartete  über  zwei  Jahre,  bis  sie  sich  in  der  Sache 
äusserte.  Bedeutungsvoller  aber  ist  es,  dass  sie  in  ihrem  Vortrag 
über  die  Angelegenheit  dem  König  im  Februar  1847  vorschlug, 
wesentliche  Teile  der  von  dem  Komitee  geplanten  Ge- 
meinsamkeit zu  streichen,  so  vor  allem  das  gemeinsame 
Schwurgericht  und  die  Verpflichtung,  dass  die  Konsuln  sowohl 
wie  die  Verträge  für  beide  Reiche  gemeinsam  sein  sollten ;  aber 
in  den  übrigen  Grundzügen  war  die  norwegische  Regierung 
bereit,  dem  Vorschlage  zuzustimmen. 
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Dass  die  Norweger  dem  Vorschlag  ein  gewisses  Entgegen- 
kommen zeigten,  war  geschichtlich  bedingt.  In  der  sonst  kühlen 
Haltung  des  norwegischen  Volkes  zu  der  nordischen  Ver- 
schmelzungspolitik trat  gerade  in  den  folgenden  Jahren  eine 
gewisse  Wandlung  ein.  Das  kam  von  der  eben  damals  er- 
wachenden skandinavischen  Bewegung,  die  in  der  möglichst 
grossen  geistigen,  kulturellen  und  auch  politischen  Annäherung 
der  drei  nordischen  Länder,  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark, 
das  Heil  des  Nordens  erblickte. 

In  Schweden  fanden  aber  die  Veränderungsvorschläge  des 
Unionskomitees  gar  keinen  Anklang.  In  einem  zusammen- 
gesetzten schwedisch -norwegischen  Staatsrat  wurde  bestimmt, 
die  Angelegenheit  „in  Anbetracht  der  vielen  wichtigen  Sachen, 
mit  denen  sich  die  schwedischen  Stände  zu  beschäftigen  hatten", 
bis  auf  weiteres  ruhen  zu  lassen,  und  die  betreffenden  Schrift- 
stücke bei  den  Mitgliedern  des  schwedischen  Staatsrats  in  Umlauf 
zu  setzen.  Damit  war  das  ganze  Unternehmen  auf  den  toten 
Punkt  gelangt.  Als  die  Schriftstücke  nach  vielen  Jahren  von 
den  Schweden  wieder  hervorgesucht  wurden,  stand  das  Baro- 
meter für  die  Vereinigung  beider  Völker  sehr  viel  niedriger. 

Auch  der  Skandinavismus  der  50er  Jahre,  der  eine 
Annäherung  zwischen  den  nordischen  Ländern  befördern  zu 
müssen  schien,  blieb  ohne  Folgen  für  die  schwedische 
Beurteilung  der  politischen  Beziehungen  zu  Norwegen. 
In  Norwegen  wurde  der  Tag  der  Vereinigung  mit  Schweden 
—  der  4.  November  —  im  Jahre  1854  zum  erstenmal  in  der  4.  November 
Hauptstadt  als  allgemeines  Volksfest  gefeiert,  bei  welcher  Ge-  ^^^ 
legenheit  die  Norweger  grosse  Begeisterung  für  das  schwedische 
Brudervolk  an  den  Tag  legten.  Dazu  stimmte  nur  schlecht  der 
Ton,  der  von  selten  Schwedens  angeschlagen  wurde.  Dass  die 
Union  so  unvollkommen  arbeitete,  schrieb  die  schwedische  Presse 
der  Undankbarkeit  der  Norweger  zu.  In  Norwegen  erregte  diese 
Verstimmung  gerade  zu  jener  Zeit  etwas  den  Verdacht,  Schweden 
beabsichtige  möglicherweise  Schritte  von  nicht  eben  freundlicher 
Natur.  In  Europa  war  damals  eine  politisch  sehr  un- 
ruhige Zeit,  und  es  schien,  als  ob  der  Kampf,  den  die  West- 
mächte mit  Russland  auszufechten  hatten,  auch  Schweden  in 
einen  Krieg  verwickeln  könnte.     Wozu  konnte  Schweden,  wenn 
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es  einmal  auf  dem  Kriegstheater  auftrat,  Norwegen  gegenüber 
veranlasst  werden? 

Die  etwas  überraschende  Tonart  der  schwedischen  Presse 
und  die  von  selten  Norwegens  daran  geknüpften  Betrachtungen 
mussten  in  der  Stimmung  der  Norweger  der  Union  gegenüber 
nachwirken.  Und  Spuren  davon  sollten  sich  auch  bald  zeigen. 
Äusserlich  gestalteten  sich  die  politischen  Verhältnisse  nach 
1852  folgendermassen :  Seit  diesem  Jahre  siechte  König  Oskar  I. 
langsam  hin.  Sein  ältester  Sohn  Carl  stand  zuerst  ein  Jahr, 
1856—57,  als  Vizekönig  an  der  Spitze  der  norwegischen  Re- 
cari  IV.  (in  gierung;  im  September  1857  wurde  er  Regent  beider  Länder, 
Schweden  xv.)|3ig  q^  im  Juli  1859  den  Thron  bestieg.  Ebenso  durch  sein 
gewinnendes  Wesen  wie  durch  den  Glanz  und  die  Kraft  seiner 
Erscheinung  nahm  er  während  eines  kürzeren  Aufenthalts  in 
Norwegen  das  Volk  für  sich  ein.  Er  zeigte  sich  als  eifriger 
Soldat  und  Vorkämpfer  der  Vereinheitlichung  der  nordischen 
unionspoii-  Reiche.  Auf  seine  Anregung  hin  wurden  mehrere  Sonder- 
tische sonder-komitees  aus  Mitgliedern  beider  Länder  gebildet.  Eine  so- 
genannte militärische  Unionskommission,  deren  Vorsitzender 
der  damalige  Kronprinz  Carl  selbst  war,  wurde  damit  beauftragt, 
Vorschläge  zu  einem  Gesetz  über  „den  Beitrag  der  Reiche  zur 
Aufrechterhaltung  der  gemeinsamen  Selbständigkeit  und  Ehre" 
auszuarbeiten.  In  dem  Entwurf  zur  Regelung  des  Militärwesens 
der  Union  befürwortete  dieses  Komitee,  dass  das  norwegische 
und  das  schwedische  Heer  eine  bestimmte  Grösse  haben  sollten, 
prozentweise  berechnet  nach  der  Einwohnerzahl  jedes  Reichs; 
ferner,  dass  die  Höhe  der  Beiträge  jedes  Landes  zum  gemein- 
samen Verteidigungswesen  festgesetzt  und  auch  eine  Minimal- 
übungszeit  des  Landheeres  vereinbart  werden  sollte.  Das  Komitee 
befürwortete  schliesslich,  dass  Norwegen,  wie  es  in  Schweden 
bereits  der  Fall  war,  einen  Kriegskredit  für  unvorhergesehene 
Ereignisse  dem  König  zur  Verfügung  stellen  sollte.  Auch  die 
Vorschläge  der  andern  Ausschüsse  bezweckten  eine  grössere 
(Übereinstimmung  in  den  beiderseitigen  Verhältnissen,  einen 
innigeren  Zusammenschluss  der  verbündeten  Völker  herbeizu- 
führen. Der  eine  dieser  Ausschüsse,  der  im  Jalire  1855  zu- 
sammentrat, sollte  Vorschläge  zu  einer  Vereinbarung  maclien, 
dass  Straf  urteile,  die  in  dem   einen  Lande  gefällt  würden, 
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in  dem  andern  Lande  vollstreckt  werden  könnten.  Ein 
andres  Komitee  (gleichfalls  im  Jahre  1855  eingesetzt)  sollte  sich 
mit  der  Regelung  der  gemeinsamen  Handelsschiffahrt 
und  den  beiderseitigen  Zollverhältnissen  befassen. 

Für  eine  unparteiische  Betrachtung  der  geschichtlichen 
Entwicklung  in  den  beiden  Nachbarstaaten  muss  wohl  die 
Annäherung  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  als  eins  der  unioneiie 
Hauptziele  einer  gesunden  skandinavischen  Politik  erscheinen,  wirtscbatts- 
Konnte  man  hier  zu  keinem  beiderseits  befriedigenden  Ergebnisse 
gelangen,  so  war  wohl  überhaupt  wenig  Hoffnung  für  ein  Zu- 
sammengehen auf  andern  Gebieten  vorhanden.  Carl  Johann 
zeigte  schon  ein  richtiges  Verständnis  hierfür,  wenn  er  sich 
so  eifrig  bemühte,  die  Verkehrsmittel  in  den  Grenzbezirken  zu 
entwickeln.  Die  ersten  Bestimmungen  zur  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehrs  wurden  bereits  1815  getroffen.  Sie 
wurden  ergänzt  durch  das  sogenannte  Zwischenreichsgesetz 
vom  Jahre  1827.  Dieses  Gesetz  (das  1874  etwas  verändert 
wurde)  fusste  auf  dem  Grundsatz  des  Freihandels,  zu  dem 
sich  Norwegen  schon  während  seiner  Vereinigung  mit  Dänemark 
von  1797  an  bekannt  hatte.  In  Schweden  herrschte  aber  von 
lange  her  Neigung  zum  Schutzzoll.  Das  Handels-  und 
Zollkomitee  vom  Jahre  1855  kam  in  seinem  Vorschlag  den 
schwedischen  Wünschen  nach  einer  Abänderung  der  be- 
stehenden Zollübereinkunft  entgegen. 

Das   Storting   von    1857    nahm    zu    den    Vorschlägen    und  widerstreben 
Anregungen  aller  dieser  Komitees  Stellung;  aber  in  allem  schien   «^e»  "o^we- 

^       ^  ^ '  gischen  Stor- 

es Verschmelzungsgelüste  zu  wittern  und  verhielt  sich  deshalb       tings. 

grundsätzlich  ablehnend.     Die  königlichen  Gesetzentwürfe  über 

die    Handelsbeziehungen    und    Zollverhältnisse    beider    Reiche, 

ferner  über  die  Vollstreckbarkeit  schwedischer  Strafurteile  in 

Norwegen  wurden  verworfen.    Den  Vorschlag  des  militärischen 

Unionskomitees  über  einen  norwegischen  Kriegskredit  brachte 

die  Regierung  in  etwas  veränderter  Form  vor  dem  Storting  ein, 

aber  auch  so  wurde  er  abgelehnt.  Die  beiden 

Indessen  die  Stelluns:  der  norwegischen  Politiker  zum  könig-  Parteien  in 

.  Norwegen; 

liehen  Unionsprogramm  war  nicht  einmütig.    Das  Storting,  wie    die  i.inke 
das  Volk,  war  in  zwei  Parteien  geteilt.    Diese  Zersplitterung/»^®"^^^®'^  ""^ 

.  .  ^.  ,  .       ,     .  .     ,  .         ,  die  Rechte 

die  —   mit  wenigen  Unterbrechungen  m  kritischen   nationalen     (,Höire'). 
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Augenblicken  —  fast  bis  zum  letzten  Jahr  der  Vereinigung* 
andauerte,  hat  die  Stellung  Norwegens  geschwächt  und  zweifellos 
die  Erledigung  des  Konflikts  verzögert.  Man  hatte  im  Lande 
einerseits  mit  einer  Unions-  und  Königspartei  zu  rechnen,  später 
die  Rechte  („Höire")  genannt,  und  anderseits  mit  einer  aus- 
geprägt nationalen,  radikalen  Partei,  der  später  sogenannten 
Linken  („Venstre").  Schon  in  den  30er  Jahren,  als  das  Nor- 
wegertum,  verkörpert  in  der  Gestalt  des  Dichters  Wergeland, 
eine  kräftige  Bauernpartei  in  das  Storting  schickte,  suchten 
anderseits  die  „Bureaukraten",  die  Vertreter  der  Be- 
amtenwelt und  des  Standes  der  Grosskaufleute,  sich 
auf  das  Königtum  zu  stützen.  Die  Befestigung  der  öffent- 
lichen Gewalt,  die  das  Gegengewicht  gegen  die  vordringende 
Demokratie  bilden  sollte,  suchten  die  „Bureaukraten"  gerade 
in  einer  starken  Unionspolitik.  Gegen  diese  konservative  Rich- 
tung stellten  in  den  Jahren  1845  und  1848  die  Bauern  eine 
machtvolle  Oppositionspartei  dar.  Von  jetzt  ab  bildete  der 
scharfe  Gegensatz  zwischen  diesen  beiden  Parteien  einen  Haupt- 
zug im  Aussehen  des  Stortings.  Eine  erste  Gelegenheit,  die 
1845  Kräfte  zu  messen,  bot  sich  im  Jahre  1845.  Die  Oppositions- 
partei setzte  es  durch,  dass  der  Staatsrat  Vogt  vor  dem 
„Reichsgericht"  angeklagt  wurde,  weil  er  in  den  Fragen 
über  die  Grenzen  der  Machtbefugnis  des  Königs  und  des  Stortings 
dem  Könige  zu  sehr  gewillfahrt  habe.  Wurde  er  auch  im 
wesentlichen  von  der  Anklage  freigesprochen,  so  wurde  doch 
anderseits  gegenüber  den  administrativen  Schritten  der  königlichen 
Regierung  die  uneingeschränkte  Bewilligungsbefugnis 
des  Stortings  durch  den  Urteilsspruch  des  Reichsgerichts  an- 
erkannt. Der  Gegensatz  zwischen  der  demokratischen  National- 
bewegung, wesentlich  verkörpert  durch  die  Bauernpartei,  und 
dem  Unionismus,  der  durch  die  skandinavische  Bewegung  er- 
starkt war,  wurde  gegen  Ende  der  50  er  Jahre  noch  verschärft. 
Dann  aber  trat  unerwartet  ein  neuer  Umstand  ein,  der  für  eine 
Weile  die  Aufmerksamkeit  von  dem  Gegensatz  inntiiiall)  der 
Volksvertretung  ablenkte  und  die  Norweger  zusammenführte  zu 
gemeinsamer  Abwehr  eines  Angriffs  auf  ihre  Selbständigkeit 
seitens  des  Unionsgenosscn. 
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Zweite  Hauptporiode:  Die  Zeit  der  uiiioiispolitisclieii  Kämpfe. 

1859—1905. 

A.  Erster  Unterabschnitt.    1859— 187». 

Norwegens  Ansprüche  auf  Selbständigkeit,  Verlangen  Schwedens  nach  einer 
Umgestaltung  der  Union. 

§  31. 
Prinzipielle    Gegensätze    in    der    Auffassung    vom    Wesen 

der  Union. 

Die  zwischen  den  verbündeten  Völkern  bestehenden  Gegen- 
sätze traten,  je  mehr  sie  zu  politischen  wurden,  seit  1859  immer 
schärfer  hervor.  Nicht  nur  allgemeine  Disharmonie  in  den 
beiderseitigen  Ansichten,  nicht  nur  Wünsche  und  aus  dem 
Stegreif  eingebrachte  Vorschläge,  sondern  ein  deutliches,  ziel- 
bewusstes  Streben  kennzeichnet  fortan  die  immer  weiter  aus- 
einandergehenden politischen  Richtungen  in  beiden  Reichen  der 
skandinavischen  Halbinsel. 

Die  zweite  Hauptperiode  wurde  eingeleitet  durch  das  Auf-  vorgehen  der 
treten  der  Schweden,  die  diesmal  den  ersten  Schritt  taten.  Schweden. 
Wohl  hatten  sie  schon  früher  der  Auffassung  der  Norweger  von 
dem  Bundesverhältnis  und  ihrem  Streben  nach  Selbständigkeit 
nachdrücklich  entgegengewirkt.  Deutlich  äusserte  sich  das  schon 
zeitig  in  der  Taktik  der  schwedischen  Diplomatie  und  mehreren 
Regierungshandlungen  des  Königs  Carl  Johann,  der  sich  zum 
Vorkämpfer  des  ausgesprochen  schwedischen  Verschmelzungs- 
gedankens machte.  Aber  nunmehr,  seit  1859,  trat  in  dem  Ver- 
halten der  Schweden  eine  entschiedene  Änderung  ein,  die  sich 
in  folgenden  Vorgängen  bemerkbar  machte. 

1.  Der  Reichstag  nahm  durch  einen  Beschluss  ausdrücklich 
Stellung  zu  einer  von  der  norwegischen  Volksvertretung  als  rein 
norwegisch  behandelten  Angelegenheit.  2.  Reichstag  und  Re- 
gierung vereinigten  sich,  um  eine  rein  schwedische  Interessen- 
politik durchzuführen,  die  der  norwegischen  entgegenarbeitete. 
3.  Hierin  barg  sich  eine  Verstimmung  über  den  norwegischen 
Anspruch  auf  bedingungslose,  staatsrechtliche  Gleichstellung  mit 
dem  Bundesgenossen,  eine  Verstimmung,  die  sich  in  dem  Ver- 
langen nach  einer  Umgestaltung  der  Unionsgrundlagen  äusserte. 
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Den  Anlass  zum  Konflikt  gab  folgender  Zwischenfall: 
Als  einer  der  Hauptstreitpunkte  zwischen  den  verbündeten 
Völkern  wurde  schon  oben  die  Frage  bezeichnet,  welche  An- 
gelegenheiten der  Machtbefugnis  Norwegens  als  eignem  Staats- 
wesen unterständen,  und  welche  rechtlich  in  den  Bereich  der 
gemeinsamen  Zuständigkeit  gehören  sollten. 

Nun  wurden  beim  Eingehen  der  Vereinigung  mit  Schweden  im 
Die  statt-  §  14  dcs  norwcgischcn  Grundgesetzes  Bestimmungen  aufgenommen, 
baiterfrage.  ^j|g  ^jj^  Vertretung  der  königlichen  Gewalt  in  Norwegen  betrafen. 
Diese  Bestimmungen  bezweckten,  dem  den  Norwegern  noch 
fremden  König,  der  sich  zudem  die  meiste  Zeit  in  dem  andern 
Lande  aufhalten  würde,   einen   ihm  persönlich   bekannten   und 
sein  Vertrauen  besitzenden  Vermittler  zwischen  Königtum  und 
Regierung  zu  verschaffen.    Dem  König  wurde  deshalb  das  Recht 
zugestanden,  einen  Vizekönig  oder  einen  Statthalter  in  Nor- 
wegen  einzusetzen,   und   zwar   sollte  Vizekönig  der  Kronprinz 
oder   dessen   ältester  Sohn,    Statthalter  ein   schwedischer   oder 
norwegischer  Untertan  sein. 

Das  Verletzende,  das  für  ein  selbständiges  Volk  in  dieser 
Vorschläge  zur  Ordnung  lag,   wurde  aber  in  Norwegen  bald   empfunden,   und 
oder  ÄnderTifg  schon  im  Jahre  1818  regte  ein  Mitglied  des  Stortings  an,   das 
des  Statthalter- Statthalteramt  ganz  aufzuheben.    Infolge  der  völlig  misslungenen 
^^^fsiT  ^°  ^rt,  in  der  der  letzte  schwedische  Statthalter,  Graf  Platen,  ge- 
storben  1829,    sein   Amt   ausübte,    wurde   die   Frage   im   nor- 
1830  wegischen    Storting   von    neuem    im  Jahre    1830    zur   Sprache 
gebracht.    Durch  Änderung  des  betreffenden  Paragraphen  wollte 
man  zu  verhindern  suchen,  dass  in  Zukunft  ein  Schwede  diesen 
Posten  bekleidete.     In   der  Folgezeit  wurde   das  Amt  zweimal 
besetzt,    1836  —  1840    bzw.    1841  —  1856,    zwar    beidemal   mit 
einem  Norweger,   aber  die  ganze  Einrichtung  war  beim  nor- 
wegischen Volk  unbeliebt,  weil  sie  etwas  an  die  Art  erinnerte, 
1848  in  der  ein  Vasallenstaat  regiert  werden  kann.     Im  Jahre  1848 
brachte  ein  Abgeordneter  im  Storting  den  Vorschlag   ein,  den 
§  14  des  Grundgesetzes  dahin  abzuändern,  dass  künftig  kein 
Schwede  zum  Statthalter  in  Norwegen  ernannt  werden  dürfe. 
Das  Storting  behandelte  den  Antrag  im  Jahre  1851,  lehnte  ihn 
aber  ab,  weil  ein  sachlich  weitergehender  Vorschlag,  zur  P]nt- 
scheidung  auf  dem  nächstfolgenden  Storting,  eingebracht  worden 
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war,  der  das  Amt  des  Statthalters  überhaupt  abschaffen 
wollte.  Im  Jahre  1854  wurde  dieser  Vorschlag  auch  wirklich 
angenommen;  im  norwegischen  Staatsrat  in  Stockholm  im  August 
desselben  Jahres  aber  verweigerte  ihm  der  König  seine  Sanktion. 
Gleichzeitig  mit  dem  Antrage,  den  Statthalterposten  ganz  auf- 
zuheben, wurde  im  Storting  der  Gedanke  angeregt,  in  Verbindung 
hiermit  ein  neues  norwegisches  Staatsministeramt  zu  er- 
richten, um  der  norwegischen  Regierung  ein  Oberhaupt  zu  geben 
für  den  Fall,  dass  kein  Vizekönig  im  Lande  residierte.  Auch 
dieser  Vorschlag  fand  den  Beifall  des  Stortings.  Als  beide 
Vorschläge  vom  Storting  des  Jahres  1857  wieder  behandelt 
wurden,  erhielten  sie  zwar  nicht  die  für  eine  Änderung  des 
Grundgesetzes  erforderliche  Stimmenmehrheit,  wurden  jedoch 
immerhin  beifällig  aufgenommen. 

Trotz  der  abweisenden  Haltung  der  königlichen  Regierung 
schienen  zunächst  die  Schwierigkeiten,  insofern  der  schwedische 
Gesichtspunkt  dabei  zum  Ausdruck  kam,  keine  unüberwindlichen 
zu  sein.  Bei  der  Thronbesteigung  des  neuen  Königs  Carl  IV.  im 
Jahre  1859  wurde  das  Storting  unter  der  Hand  davon  verständigt, 
dass  der  König  gesonnen  sei,  diesmal  die  Grundgesetzver-  Die  zusage 
änderung  über  die  Abschaffung  des  Statthalterpostens  caris  iv. 
und  die  Bildung  ein  es  neuen  norwegischen  Staats  minis  ter- 
amts  zu  sanktionieren,  wenn  sie  vom  Storting  angenommen  würde. 
Dann  aber  wurde  plötzlich  in  Schweden  eine  sehr  heftige 
Opposition  gegen  dies  Vorhaben  in  Gang  gesetzt.  Der  Wider- 
stand kam  vom  schwedischen  Reichstag. 

Dieser  war  offenbar  verstimmt  über  das  Schicksal,  das  die 
königlichen  Vorschläge  über  eine  Neuregelung  der  Handels-  und 
Zollverhältnisse  der  ünionsländer  und  über  die  Vollstreckbarkeit 
von  Strafurteilen  in  beiden  Reichen,  von  Seiten  Norwegens  ge- 
funden hatten.  In  Schweden  waren  beide  Vorschläge  angenommen 
worden,  die  Norweger  lehnten  sie  aber  ab.  Das  wurde  ihnen 
von  Seiten  Schwedens  sehr  verübelt.  Und  nun  ereignete  sich 
folgendes:  Ehe  noch  das  Storting  sich  zu  der  Statthalterfrage 
unter  den  neuen  Verhältnissen  geäussert  hatte,  brachte  im 
schwedischen  Ritterhaus  der  alte  Leiter  der  Opposition  Graf 
Anckarsvärd  am  2.  November  1859  einen  Antrag  ein,  in  dem  ^ärd^he  An- 
er  sich  in  scharfen  Ausfällen  gegen  Norwegen   erging,    trag  1 859. 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegiscli-schwedlsche  Union  12 
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Er  verwarf  die  Politik  Carl  Johanns,  die  ganz  und  gar  nicht 
den  Anspruch  Schwedens  auf  einen  Ersatz  für  Finnland  in  Er- 
füllung gebracht  habe.  Den  Norwegern  warf  er  vor,  dass  sie 
sich  in  keiner  Weise  dankbar  gezeigt,  sondern  sich  sogar  ge- 
weigert hätten,  die  uralte  schwedische  Flagge  anzunehmen.  Den 
Schweden  wäre  nur  das  Los  zugefallen,  ein  Volk  fast  als  mit 
sich  gleichgestellt  anzuerkennen,  das  vordem  im  Vasallenver- 
hältnis zu  Dänemark  gestanden,  und  während  sie  allein  die 
Lasten  der  Vereinigung  zu  tragen  hätten,  sähen  sie  alle  ihre 
Bestrebungen,  eine  grössere  Annäherung  zwischen  den  beiden 
Ländern  herbeizuführen,  vom  Bundesgenossen  mit  Argwohn  und 
Missfallen  aufgenommen.  „Ich  glaube",  sagte  Graf  Anckarsvärd, 
„dass  ein  Norwegen  für  sich  in  der  Stunde  der  Gefahr  eine 
viel  gewaltigere  Hilfe  für  Schweden  sein  würde  als  alles,  was 
zuwege  gebracht  worden  ist  oder  gebracht  werden  kann  durch 
Komitees,  die  zum  Zweck  der  gemeinsamen  Verteidigung  ein- 
gesetzt sind". 

Nach  dieser  Begründung  beantragte  Graf  Anckarsvärd,  den 
König  zu  ersuchen,  „gnädigst  den  schwedischen  Ständen  und 
dem  norwegischen  Storting  einen  Vorschlag  zu  unterbreiten, 
wie  der  Bündnisvertrag  zu  grösserer  Zufriedenheit  beider  Völker 
geordnet  werden  könnte,  um  dadurch  einem  früher  oder  später 
eintretenden  ernsteren  Bruch  vorzubeugen". 

Das  war  eine  Ohrfeige  unter  freundlichen  Worten,  und  was 
man  sich  davon  im  andern  Lande  merkte,  braucht  nicht  erst 
gesagt  zu  werden. 

Die  norwegische  Antwort  darauf  war  der  fast  ein- 
stimmige Beschluss,  den  Statthalterposten  abzuschaffen 
(und  gleichzeitig  ein  neues  norwegisches  Staatsminister- 
amt zu  errichten).  In  Schweden  fasste  man  dies  als  eine 
Herausforderung  auf,  und  der  Beifall,  den  man  in  der  Presse 
der  „ Anckarsvärdschen  Motion"  gespendet  hatte,  wuchs  sich 
fast  zu  einer  kriegerischen  Drohung  aus.  Die  Schweden  machten 
nunmehr  einen  politischen  Gegenzug.  Gleich  nach  dem  Stortings- 
Der  Daiman-  boschUiss  trat  im  Rittcrhaus  der  Publizist  Dalman  mit  einem 
sciievor^ci.iaj:  neuen  Vorschlag  hervor.  Er  führte  dabei  aus,  dass  die 
Bestimmung  des  norwegischen  Grundgesetzes  über  den  Statt- 
halterposten eine  Bedingung   für   die  Vereinigung  sei, 
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die  nicht  ohne  Zustimmung  Schwedens  aufgehoben  oder 
geändert  werden  könnte,  weil  sie  durch  Verhandlungen  zwischen 
dem  ausserordentlichen  Storting  und  den  schwedischen  Kommis- 
saren zustande  gekommen  sei.  Er  schlug  deshalb  vor,  beim 
König  zu  beantragen,  dass  die  Vertreter  des  schwedischen  Volks 
Gelegenheit  bekommen  sollten,  sich  zu  der  Frage  zu  äussern, 
ehe  sie  vom  König  entschieden  würde.  Hier  stand  man  vor 
einer  Entscheidung  von  grundsätzlicher  Bedeutung.  Ob  sich 
wohl  die  Schweden  über  die  Tragweite  ihrer  Ansprüche  ganz 
klar  waren?  Später  haben  sie  ein  richtigeres  Verständnis  dafür 
gezeigt,  dass  sie  unmöglich  fordern  könnten,  sich  in  Sachen 
einzumischen,  die  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  norwegischen 
Volkes  unterlagen.  1891  wurde  der  zweite  Abschnitt  desselben  §  14, 
das  Vizekönigtum  betreffend,  durch  einstimmigen  Stortingsbe- 
schluss  aufgehoben  und  vom  norwegischen  Staatsrat  dem  König  zur 
Sanktionierung  vorgelegt,  ohne  dass  sich  von  selten  Schwedens 
irgendeine  Stimme  dagegen  erhoben  hätte. 

Die    Anckarsvärd  r  Dalmanschen    Anträge    wurden    einem 
Reichstagsausschuss  überwiesen,    dem    sogenannten   „Economi-  Das  scbwedi- 
Utskott".     Dieser   änderte    den  Dalmanschen  Vorschlag    dahin  ^^^®"'''^°"^'°'' 

°  Utskott". 

ab,  dass  dem  Stortingsbeschluss  die  Sanktion  erteilt  oder 
verweigert  werden  müsste  nicht  im  norwegischen,  sondern 
im  gemeinsamen  schwedisch-norwegischen  Staatsrat. 
Gleichzeitig  beantragte  man,  dass  der  Stortingsbeschluss  betreffs 
Aufhebung  des  Statthalterpostens  nicht  eher  behandelt  werden 
dürfe,  als  bis  dies  gemeinsam  erfolgen  könnte  mit  den  schwe- 
discherseits  begehrten  Änderungen  oder  Ergänzungen  der  Grund- 
lagen der  Vereinigung.  Solcher  Änderungen  und  Ergänzungen 
deutete  die  Reichstagskommission  mehrere  an.  Als  Richtschnur 
für  die  vorzunehmende  Umgestaltung  gaben  sie  in  ihrer  Er- 
klärung an,  dass  „die  Aufrechterhaltung  des  schwedischen 
Primats  die  einzige  Form  der  Vereinigung  sei,  die  Schwedens 
Stellung  innerhalb  der  Union  nicht  als  geringer  wie  die  Nor- 
wegens erscheinen  lasse,  wodurch  sonst  unfehlbar  die  Auflösung 
der  Vereinigung  herbeigeführt  werden  würde". 

Die  Ausführungen   der  Kommission   wurden  am   17.  März  Stellungnahme 
von  sämtlichen  vier  Ständen  (Ritterstand,  geistlicher  Stand,     ^  "^^J  , 

^  ^    ^  '  schwedischen 

Bürger-  und  Bauernstand)  angenommen  und  die  darin  hervor-    iiegierung. 
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gehobenen  Gesichtspunkte  in  einem  Schreiben  an  den  König 
entwickelt.  Nun  hatte  zwar  der  damalige  Minister  des  Äussern, 
Manderström,  unmittelbar  nach  dem  Einbringen  des  Dalman- 
schen  Vorschlags  ein  Rundschreiben  an  die  Gesandtschaften 
erlassen  und  darin  den  Antrag  als  vollständig  unbegründet 
erklärt,  weil  die  Statthalter  frage  eine  rein  norwegische  An- 
gelegenheit sei;  trotzdem  wurde  die  endliche  Stellung  der 
schwedischen  Regierung  zur  Sache  die,  dass  die  schwedischen 
Staatsräte  dem  König  eröffneten,  sie  würden  einmütig  ihren 
Abschied  einreichen,  falls  er  den  Stortingsbeschluss  sank- 
tioniere. So  wurde  der  König  gezwungen,  einstweilen  von  der 
Erfüllung  seines  Versprechens  abzusehen.  Im  norwegischen 
sanktionsver- Staatsrat  am  4.  April  1860  verweigerte  der  König  dem 
weigerungi86o.Qeget2vorschlag  seine  Sanktion.  Er  Hess  dabei  im 
Sitzungsbericht  anführen,  dass  er  seinem  norwegischen  Staatsrat 
in  dessen  Urteile  beistimme,  dass  die  weitere  Entwicklung  der 
Vereinigung  durch  Erfüllung  des  norwegischen  Wunsches 
wesentlich  gefördert  werden  würde,  und  dass  er,  wäre  der 
Zeitpunkt  sonst  günstig  gewesen,  diesem  Wunsch  gern  gewill- 
fahrt hätte;  wie  aber  gegenwärtig  die  Sachen  lägen,  meine  er, 
einen  gelegeneren  Zeitpunkt  abwarten  zu  müssen,  um  dann 
selbst  in  der  Angelegenheit  dem  Storting  Vorschläge  zu  machen. 
Aller  beschwichtigenden  Worte  entkleidet,  bedeutete  dies 
Sieg  des    qijiqh  Sieg   für   den   schwedischen  Standpunkt.     Einen 

schwedischen  " 

Standpunktes,  deutlicheren  Beweis   dafür,   wie  die  norwegische  Königs- 
gewalt in  ihrer  Ausübung  durch  schwedischen  Machtspruch 
gehemmt  wurde,   könnte  es  wohl  nicht  geben.     Ein   weiterer 
Triumph   der  Schweden    war    folgender:    Im   schwedischen 
Staatsrat  vom  7.  April  begründete  der  König  seine  Weigerung, 
zurzeit  näher  auf  das  ihm  von  den  Ständen  zugestellte  Schreiben 
einzugehen,   folgendermassen :    Er  habe  sich   im   norwegischen 
Staatsrat  geweigert,  den  in  Frage  kommenden  Stortingsbeschluss 
zu  sanktionieren   aus  Rücksicht  teils  auf  den  ihm  schon  be- 
kannten Beschluss  der  Reichsstände,   teils  auf  die  einmütige, 
ihm  gegenüber  privat  öfters  geäusserte  Ansicht  des  schwedischen 
Erklärung  des  Staatsrats  Über  den  Gegenstand.  —  Der  schwedische  Justiz- 
•**'j^J^^|"'°  minister  Hess  darauf  im  Sitzungsbericht  anführen,  der  schwe- 
ministers.    dischc  Staatsrat  betrachte,  wie  er  schon  mehrmals  dem  König 
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persönlich  erklärt  hatte,  die  Bestimmungen  im  norwegischen 
Grundgesetz  über  das  Statthalteramt  als  beide  Reiche  betreffend, 
die  deshalb  auch  nur  in  der  Weise  geändert  oder  aufgehoben 
werden  könnten,  wie  es  hinsichtlich  solcher  unioneller  Ange- 
legenheiten in  der  Reichsakte  vorgeschrieben  sei.  Da  aber  die 
von  Seiten  Norwegens  vorgeschlagene  Änderung  bereits  durch 
den  Beschluss  im  norwegischen  Staatsrate  verworfen  worden 
sei,  so  liege  kein  Bedürfnis  vor,  die  Frage  nochmals  im  ge- 
meinsamen schwedisch -norwegischen  Staatsrat  zu  behandeln. 
Der  Staatsrat  fühle  sich  darum  nicht  veranlasst,  weiteres  zu 
bemerken,  als  dass  er  in  der  EntSchliessung  des  Königs 
einen  neuen  Beweis  seiner  gnädigen  Bereitwilligkeit 
sehe,  den  Wünschen  des  schwedischen  Volks  entgegen- 
zukommen usw. 

Gegen  diese  Auslegung   der  königlichen  Erklärung  er-   Protest  der 
hoben  die  norwegischen  Staatsräte  im  norwegischen  Staats-  norwegischen 

^  ^  Staatsrate. 

rat  am  21.  April  Einspruch.  Dass  der  König  nicht  den  Standpunkt 
der  schwedischen  Stände  in  dieser  Angelegenheit  teile,  hätten 
sie  den  besten  Grund  anzunehmen.  Sollten  sie  sich  aber  hierin 
täuschen,  müssten  sie  um  ihren  Abschied  einkommen.  Sie  baten 
sich  darauf  das  Recht  aus,  eine  Abschrift  des  Berichts  der 
Staatsratsitzung  vom  7.  April  dem  Storting  vorzulegen,  wozu 
der  König  seine  Einwilligung  gab. 

Das  Bekanntwerden  des  Staatsratsberichts  veranlasste  das 
norwegische  Storting  zu  der  denkwürdigen  Adresse  stortings- 
an  den  König  vom  23.  April  1860,  einer  Kundgebung  der  Adresse  iseo. 
Volksvertretung,  in  der  das  norwegische  Bewusstsein  der  poli- 
tischen Freiheit  und  die  norwegische  Auffassung  vom  Wesen 
der  mit  Schweden  eingegangenen  Verbindung  einen  volltönenden 
Ausdruck  fand.  Die  Adresse  erklärte,  dass  das  erste  ausser- 
ordentliche Storting  als  Inhaber  der  vollen  Souveränität  die 
Umarbeitung  des  Grundgesetzes  am  4.  November  1814  be- 
schlossen, und  dass  Schweden  und  der  schwedische  Reichstag 
keine  Gewalt  hierüber  hätten.  Nachdem  sie  das  Bedauern 
der  Norweger  über  die  Haltung  der  schwedischen  Stände  aus- 
gesprochen, fährt  die  Adresse  fort:  „Treu  dem  eingegangenen 
Vertrage  hat  das  norwegische  Volk  nie  seine  Pflichten  gegen 
Schweden  und  das  schwedische  Volk  vernachlässigt;   treu  sich 
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selbst  und  seiner  im  Grundgesetz  ausgedrückten  Freiheit,  wird 
es  nie  seine  Ehre  und  Selbständigkeit  verleugnen".  Dann  wird 
der  Enttäuschung  der  Norweger  darüber,  dass  der  König  den 
Stortingsbeschluss  nicht  sanktioniert  hatte,  Ausdruck  gegeben, 
sowie  dem  Wunsche,  beide  Völker  möchten  weise  erkennen, 
dass  sie  in  ihren  Rechten  gleich,  in  ihren  Sonderangelegenheiten 
selbständig  und  gegen  jeden  Feind  fest  vereint  sein  sollten. 
Die  von  Schweden  erhobene  Forderung  einer  Revision  des 
Bündnisvertrags  wird  in  der  Adresse  abgelehnt,  „sofern  nicht 
die  in  der  Reichsakte  gegebene  Grundlage  beibehalten  wird". 
„Das  Storting  ist  überzeugt",  heisst  es  weiter,  „dass  kein  nor- 
wegischer Mann,  der  die  Rechte  seines  Vaterlandes  und  seine 
eigne  Ehre  achtet,  unter  andern  Bedingungen  an  einer  Revision 
teilnehmen  will,  und  die  Ereignisse  der  letzten  Zeit  in  Schweden 
haben  unglücklicherweise  in  Norwegen  die  Befürchtung  erweckt, 
dass  von  selten  Schwedens  der  Versuch  gemacht  werden  wird, 
der  Revision  einen  andern  Charakter  zu  geben.  Das  norwegische 
Volk,  das  an  der  Union,  wie  sie  jetzt  ist,  festhält,  verlangt 
unter  diesen  Umständen  nichts  andres,  als  dass  das  Verhältnis 
zwischen  den  Reichen  unverändert  bleibe,  auch  wenn  die  Folge 
davon  sein  sollte,  dass  die  Änderungen  und  Verbesserungen, 
deren  das  Unionswerk  fähig  sein  dürfte,  bis  auf  eine  spätere 
Zeit  verschoben  werden,  in  der  eine  wahrere  Auffassung  des 
Verhältnisses  zwischen  den  Reichen  auch  in  Schweden  durch- 
gedrungen ist". 

Der  Zwischenfall  in  den  Jahren  1859 — 1860  schuf  ein 
Gegenseitige  unüberwindUchcs  Misstrauen  in  die  Möglichkeit  einer  dauernden 
Verstimmung.  Vereinigung  der  beiden  Völker.  In  den  Kampf  der  politischen 
Gegensätze  fiel  von  selten  Schwedens  das  Wort  von  einer 
Zwangsrevision  als  der  besten  Lösung  der  Unionsschwierig- 
keiten. Diese  Drohung  der  Anwendung  von  Gewalt  winde 
nicht  vergessen,  wenn  es  auch  den  versöhnlicheren  Elementen 
auf  beiden  Seiten  gelang,  zeitweise  das  Staatsschiff  in  ruhigeres 
Fahrwasser  zu  leiten.  In  der  weiteren  Entwicklung  der  zwischen 
beiden  Völkern  bestehenden  Streitfragen  waren  noch  für  riiie 
Weile  die  Schweden  die  Führenden. 

Der  schwedische  Justizminister  legte  am  9.  April  1861 
dem  zusammengesetzten  scliwediscli-iHti'wc^isclKMi  Si;iatsr;it  das 
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Schreiben  der  Reichsstände  von  neuem  vor.    Jetzt  endlich    vonschwe- 
vviirde   durch   ihn   von   Seiten   Schwedens   die  Denkschrift   des  j^^evisloTs^piän^ 
Unionskomi tees  vom  4.  November  1844  zur  Sprache  gebracht,        i^^i- 
deren  Vorschläge  er  eingehend  kritisierte  und  als  unannehmbar 
verwarf.     Nach  einer  Begründung,   wobei  er  ohne  wesentliche 
Abweichungen  die  Ausführungen    des   Economi-Ütskotts 
wiederholte,  schlug  er  unter  Zustimmung  aller  seiner  schwe- 
dischen Kollegen  vor,  möglichst  bald  ein  Komitee  bestehend 
aus     gleichviel    norwegischen    und    schwedischen    Mit- 
gliedern einzusetzen,  um  eine  Unionsrevision  vorzubereiten. 
Die  Hauptaufgabe  dieses  Komitees  sollte  sein,  die  Fragen  eines 
Unionsparlaments,    der    Erweiterung    der    Kompetenz 
des  zusammengesetzten  Staatsrats  sowie  der  Schaffung 
eines  gemeinsamen  Verteidigungswesens  zu  erwägen. 

Die  Antwort  hierauf  wurde  vom  norwegischen  Justiz-  zurückwei- 
minister  abgefasst  und  zunächst  von  der  ganzen  norwegischen  »ung  seitens 
Regierung  am  21.  Oktober  1861  gebilligt;  sie  ging  auf  Zurück-  ßegL7unI^ 
Weisung  des  schwedischen  Antrags  aus.  Hierbei  wies  man 
auf  die  Verwandtschaft  hin,  die  zwischen  der  Auffassung  der 
Revisionsgrundlage  beim  „Economi-Utskott"  und  dem  jüngsten 
Vortrag  des  schwedischen  Justizministers  grundsätzlich  bestehe. 
Deshalb  hielt  sich  die  norwegische  Regierung  an  die  vom  Storting 
am  23.  April  1860  verfasste  Adresse.  Damit  schien  —  wie 
nichts  anders  zu  erwarten  war  —  der  Revisionsplan  von 
Seiten  Norwegens  endgültig  abgetan  zu  sein.  Der  Vortrag 
der  norwegischen  Regierung  enthielt  einen  Abschnitt,  der  einen 
lebhaften  Streit  veranlasste.  Es  wurde  darin  angedeutet,  dass 
Mitglieder  des  schwedischen  Staatsrats,  noch  ehe  das  Storting 
den  Beschluss  über  die  Aufhebung  des  Statthalteramts  gefasst 
hatte,  erklärt  hätten,  nach  ihrer  Überzeugung  werde  ein  der- 
artiger Beschluss  auf  keinen  Widerstand  von  selten  Schwedens 
stossen.  Der  norwegische  Minister  in  Stockholm  erklärte 
seinen  Kollegen,  dass  er  sich  w^eigere,  diese  Stelle  im  nor- 
wegischen Staatsrat  zu  verlesen.  Drei  Mitglieder  der  nor- 
wegischen Regierung,  die  trotzdem  daran  festhielten,  mussten 
austreten.  Der  Standpunkt  der  norwegischen  Regierung  blieb 
einstweilen  wenigstens  wie  vor  der  Minister krise.  In  einem 
zusammengesetzten  norwegisch-schwedischen  Staats- 
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1862  rat  am  18.  Februar  1862  wurde  beschlossen,  den  Revisionsplan 
vorläufig  ausstehen  zu  lassen,  aber  durch  eine  königliche  Er- 
klärung, die  in  den  Sitzungsbericht  aufgenommen  wurde,  zu- 
gleich daraufhingedeutet,  dass  dieRevisionzu  einem  späteren 
Zeitpunkt  vorgenommen  werden  müsste. 

Und  so  geschah  es  auch.  Auf  dem  schwedischen  Reichstag 
1862  — 1863  schlug  Anckarsvärd  vor,  Schweden  sollte  allein 
eine  Revision  der  Reichsakte  vornehmen  und  danach  durchzu- 
setzen versuchen;  sein  Vorschlag  wurde  aber  abgelehnt. 

Die  Politik  der  norwegischen  Regierung  war  damals  von 
Nachgiebigkeit  geleitet.  Man  legte  dem  Storting  einen  Ver- 
gleichsvorschlag vor,  und  nach  einigen  weiteren  Verhand- 
lungen kam  am  6.  Februar  1865  ein  neues  Unionskomitee 
zustande. 

§  32. 
Das    zweite    Unionskomitee.      Neue    ßeformansprilclie    in 

Norwegen. 

In   der  Zwischenzeit,   bis   das  Komitee   seinen  Vorschlag 
ausgearbeitet  und   dem   Storting   zur  Beurteilung   unterbreitet 
hatte,  beschäftigte  sich  dieses  mit  mehreren  Angelegenheiten,  die 
zum  Teil  beide  Reiche  angingen,  zum  Teil  für  die  Behandlung  der 
zwischen  den  Ländern  schwebenden  Streitfragen  Bedeutung  hatten. 
I.  Ein  Beschluss  des  Stortings,  der  noch  vor  der  eben  ge- 
p°rlg'i']^ptjgn^  schilderten    Zeit    zurückliegt,    bedeutete    ein    entschiedenes 
von  der  Inte- Entgegenkommen   von  selten  Norwegens   einem   schwe- 
'"""^islr""^  dischen  Wunsche  gegenüber.     §  41  des  norwegischen  Grundge- 
setzes bestimmte,  dass,  wenn  der  König  durch  Reisen  ausserhalb 
seiner  Reiche  oder  durch  Krankheit  verhindert  wäre,  die  Regie- 
rung selbst  zu  führen,  die  sogenannte  Interimsregierung  an 
seine   Stelle   treten   sollte.     Diese   Interimsregierung,    die   aus 
gleichviel  Norwegern  und  Schweden  zusammengesetzt  war,  ge- 
mahnte, so  oft  sie  in  Wirksamkeit  trat,  an  die  grundsätzliche 
Gleichberechtigung  der  beiden  Reiche.     Den  Norwegern  musste 
diese  Einrichtung  darum  ebenso  zusagen,  wie  sie  den  Schweden 
missliebig  war.     Als  aber  im  Jahre  1859  ein  königlicher  Ge- 
setzentwurf dem  Storting  vorschlug,  für  die  eben  bezeichneten 
Fälle  die  schwerfällige  Einrichtung  aufzuheben  und  dafür  bei 
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solchen  Gelegenheiten  den  zum  Throne  nächstberechtigten  Prinzen 
als  Regenten  einzusetzen,  wurde  dieser  Vorschlag  mit  grosser 
Mehrheit  angenommen.  Dies  geschah  am  11.  Dezember  1859, 
am  Tage  nachdem  das  Storting  den  Beschluss  in  der  Statthalter- 
frage gefasst  hatte,  und  war  von  ihm  sicher  als  ein  Palliativ- 
mittel Schweden  gegenüber  gedacht . .  .  inwieweit  die  Berechnung 
stimmte,  haben  wir  bereits  gesehen. 

Wichtig  waren  einige  vom  Storting  in  diesen  Jahren  wieder- 
holt behandelten  Reformen  im  Getriebe  des  öffentlichen  Lebens. 
Vorschläge  zu  einer  Änderung  des  Grundgesetzes  dahin,   dass  Teilnahme  der 
die    Staatsräte    an    den    Verhandlungen    des    Stortings  f^***^^^^*^*^^" 

^  ^     den  Stortiiigs- 

sollten  teilnehmen  können,  waren  schon  mehrfach  vom  König  Verhandlungen. 
im  Storting  eingebracht,  aber  von  diesem  immer  verworfen 
worden.  Dasselbe  Schicksal  teilte  zwar  auch  der  Vorschlag 
vom  Jahre  1860,  aber  es  wurden  diesmal  doch  sehr  viele  Stimmen 
dafür  abgegeben,  und  die  Oppositionspartei  äusserte  sich  wegen 
der  in  der  Statthalterfrage  gemachten  Erfahrungen  auch  zu- 
gunsten der  Gesetzesänderung. 

Dasselbe  Storting,  1859 — 1860,  regte  zum  ersten  Male  an, 
die  Sessionen,  die  bisher  nur  aller  drei  Jahre  statt- 
fanden, künftig  alljährlich  abzuhalten.  Weiter  wurde 
ein  Gesetz  zur  Einführung  von  Schwurgerichten  —  ein 
Jurygesetz  —  von  der  nationalen  Reformpartei  in  Aussicht  ge- 
nommen. Mit  der  Durchführung  der  einzelnen  Programmsachen 
ging  es  aber  nur  langsam.  Noch  auf  dem  Storting  1865 — 1866  ises 
fiel  der  Vorschlag  jährlicher  Stortingssessionen,  obwohl  1865  in 
Schweden  die  neue  Reichstagsordnung  bestimmt  hatte,  dass  der 
schwedische  Reichstag  jedes  Jahr  zusammentreten  sollte. 

Aber  mit  dem  Jahre  1868—1869  kündigte  sich  eine  neue  Erstarkung 
Zeit  für  die  reformfreundliche  Nationalpartei   an.     In Nauonaipavtei. 
diesem  Jahre  näherten  sich  die  demokratische  Bauernpartei       ise» 
und  die  aufkommende  liberale  Gruppe  im  Storting,   die  es 
seit  der   Statthalterfrage   für   ihre   Aufgabe   ansah,   gegen   die 
schw^edische  Politik  Front  zu  machen.   Die  Folgen  dieser  Allianz, 
die  noch  zielbewusster  auftrat,  nachdem  die  Vorschläge  des  neuen 
Unionskomitees  und  ihre   günstige  Aufnahme   seitens  der  nor- 
wegischen Regierung  bekannt  wurden,   machten  sich  bald  be- 
merkbar.   Der   königliche   Gesetz  Vorschlag  einer  jährlichen 
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Tagung  des  Stortings  wurde  diesmal  angenommen,  und 
gleichzeitig  beschloss  das  Störung,  nach  langen  Debatten  gegen 
die  Stimmen  der  Konservativen  eine  Erweiterung  des  kom- 
munalen Stimmrechts,  worauf  die  königliche  Regierung 
mit  der  Sank tions Verweigerung  dieses  Beschlusses  antwortete. 
Die  Konsu-  H.  lu  bezug  auf  die  konsulare  Verwaltung  und  die  Bewilli- 
latfrageundg^ijge,!  beider  Reiche  zu  der  gemeinsamen  diplomatischen 
der  aus-  Vertretung  waren  seit  1850  einige  Änderungen  vorgenommen, 
wärt! gen  ^[q  wiederum  durch  das  Auftreten  des  Stortings  1868—69  weiter- 
geführt wurden,  und  zwar  in  einer  dem  norwegischen  Mitbe- 
stimmungsrecht besser  entsprechenden  Weise.  Der  Geschäftskreis 
des  schwedischen  Staatsrats  war  im  Jahre  1840  dahin  abgeändert 
worden,  dass  mehrere  Konsularangelegenheiten  nicht  mehr  wie 
bisher  dem  Hofkanzler,  sondern  dem  Minister  des  Äussern 
unterstellt  wurden.  Eine  königliche  Verordnung  vom  Jahre 
1850  bestimmte  ferner,  dass  auch  die  Vizekonsuln  vom  Minister 
des  Äussern  ernannt  werden  sollten.  Die  Anregung  seitens  des 
Stortings  in  den  Jahren  1851  und  1854,  die  Konsulatgebühren 
Konsulat-  herabzusetzen,  veranlasste  im  Jahre  1855  die  Einsetzung  eines 
koraitee  1855.  f^r  beide  Reiche  gemeinsamen  Komitees  zur  Regelung  aller 
das  Konsulatwesen  betreffenden  Fragen.  Das  Ergebnis  war 
eine  Einrichtung,  die  ungefähr  ein  Menschenalter  in  Kraft  blieb. 
In  Übereinstimmung  mit  dem  Vorschlag  dieses  Komitees  verfügte 
1858  der  König  im  zusammengesetzten  Staatsrat  am  20.  April  1858, 
dass  alle  Konsulatangelegenheiten,  die  beide  Reiche  ge- 
meinsam angingen,  vom  Minister  des  Auswärtigen  ver- 
waltet werden  sollten,  wogegen  das  schwedische  Konvoykom- 
missariat  aufzuhören  habe,  sich  weiter  mit  solchen  Angelegen- 
heiten zu  befassen.  Die  Beiträge  beider  Reiche  zu  den  Kosten 
des  gemeinsamen  Konsulatwesens  sollten  fortan  als  ein  besondrer 
Budgetposten  der  Verwaltung  des  Ministers  des  Äussern 
unterstellt,  und  die  Abrechnung  hierüber  dem  schwedischen 
Kammergericht,  daneben  aber  auch  in  Abschrift  dem  nor- 
wegischen Ministerium  des  Innern  zugestellt  werden. 
Schliesslich  sollten  sämtliche  für  beide  Reiche  gemeinsame 
Konsulatangelegenheiten,  die  im  Staatsrat  zu  entscheiden 
seien,  in  zusammengesetztem  schwedisch-norwegischen 
Staatsrat  vorgetragen  werden.    In  bezug  auf  die  Wirtschaft- 
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liehe  Verwaltung  des  gemeinsamen  Etats  wurde  im  zusammen- 
gesetzten Staatsrat  vom  16.  Januar  1857  der  Vorschlag  des 
Konsulatkomitees  gebilligt,  das  Verhältnis  der  regelmässigen 
Beiträge  der  beiden  Reiche  zu  diesem  Budgetposten  dahin  fest- 
zustellen, dass  Schweden  */?  und  Norwegen  ^h  der  Gesamt- 
summe zu  tragen  hätten.  Dementsprechend  wurde  auch  im 
Storting  wie  in  Schweden  beschlossen.  Gleichzeitig  wurde  durch  Das  Budget  für 
die  königlichen  Regierungen  den  Volksvertretungen  beider  Länder  ^*®  Verwaltung 

trii  i-n-r^-.  ,  .  .  .,,         der  üiploiiiat. 

der  Vorschlag  unterbreitet,  das  Budget  für  die  ministeriellen  Angoiegen- 
Sachen,  d.  h.  für  die  Verwaltung  der  diplomatischen  Angelegen-  ^^^*®" 
heiten,  dahin  zu  regeln,  dass  die  Beiträge  der  beiden  Reiche 
im  Verhältnis  zu  ihrer  Volkszahl  festgesetzt  würden,  was 
auch  den  Beifall  des  Reichstags  sowohl  wie  des  Stortings  fand, 
Der  Beitrag  —  200000  Kr.  —  erfolgte  von  seiten  Norwegens 
wie  gewöhnlich  in  Form  einer  runden  Summe,  ohne  dass  dabei 
von  einer  Prüfung  der  einzelnen  Posten  die  Rede  war. 

Auf  dem  Storting  1868-69  regte  der  Führer  der  Liberalen  ^^^  ^«"^'•"•'^ 

der  gemein - 

Johann  Sverdrup  an,  bei  der  Regierung  zu  beantragen,  dem  samen  Aus- 
nächsten Storting  eine  ins  einzelne  geh  ende  Veranschlagung  sabeposten. 
der  gemeinsamen  Kosten  der  diplomatischen  und  der  kon- 
sularen  Vertretung  vorzulegen.  Der  Antragsteller  bezweckte 
damit,  wie  er  erklärte,  das  Storting  in  den  Stand  zu  setzen,  an 
die  Bewilligung  der  Pauschalsumme  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
gewisse  Posten  gegebenenfalls  zu  streichen.  Es  sei  die  Pflicht 
der  Volksvertretung,  das  verfassungsmässige  Recht  Norwegens 
wahrzunehmen,  auch  wenn  dies  zu  Schwierigkeiten  und  Zwist 
mit  Schweden  führen  sollte.  Der  Vorschlag  wurde  vom  Storting 
angenommen.  Die  norwegische  Regierung  brachte  ihn  mit 
einer  etwas  anderen  Begründung  im  Staatsrat  ein;  sie  wünschte, 
dass  die  Ausgabeposten  für  die  diplomatische  und  gemeinsame 
konsulare  Vertretung  zwar  im  ganzen  aufgeführt,  der  betreifende 
Bedarfsanschlag  aber  durch  Mitteilungen  über  die  in  Aussicht 
genommenen  Ausgaben  erläutert  würden,  damit  das  Storting 
sich  über  die  einzelnen  Posten  Aufschluss  verschaffen  könnte. 
In  Zusammenhang  damit  beantragte  die  norwegische  Regierung, 
den  Haushaltsplan  für  die  diplomatische  Vertretung  im 
Ausland  im  zusammengesetzten  Staatsrat  zu  behandeln, 
wie  es  bereits  mit  dem  gemeinsamen  Konsulatwesen  der  Fall 
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war.     Die  Entscheidung  des  Königs  im  zusammengesetzten 

Staatsrat  am  5.  November  1869  fiel  in  Übereinstimmung  mit 

dem  Standpunkt  der  norwegischen  Regierung  aus.  — 

Heformen  in  HI-  In  der  Militärverwaltung  wurden  vornehmlich  durch 

.lor  Militär-  ^g^^g  zielbewusste  Streben  Johann  Sverdrups,  der  sich  in  das  Militär- 
verwaltung. 

komitee  wählen  Hess,  in  den  Jahren  1863  und  1866  verschiedene 

Änderungen  vorgenommen,  die  den  Zweck  hatten,  dem  Vor- 
haben des  Königs  entgegenzuwirken,  das  norwegische 
Heer  zu  einem  blossen  Teil  der  gemeinsamen  Heeres- 
macht beider  Reiche  zu  machen.  Als  im  Jahre  1869  der 
Haushaltsplan  für  das  Heerwesen  zur  Behandlung  kam,  wurde 
von  Seiten  der  Opposition  ein  so  scharfer  Tadel  gegen  das  Vor- 
gehen des  Marineministers  ausgesprochen,  dass  dieser  dem  Miss- 
trauensvotum  des  Stortings  Folge  leistend  sein  Amt  niederlegte. 
Das  Storting  wurde   sich   mehr  und  mehr   seiner  Gewalt  als 

Der  norwe-   Staatsmacht  bewusst.    Der  Parlamentarismus  war  im  Anzüge. 

gische  Paria-  ^^  entwickelte   sich   allmählich  aus    einer  Gegenwirkung   des 

mentarismus.  '='  " 

Volks  gegen  die  Regierung,  insofern  letztere  sich  zum  Werk- 
zeug des  monarchischen  Gedankens  machte,  aber  indirekt 
richtete  er  sich  auch  gegen  die  ünionspolitik.  Die  Stimmung 
gegenüber  der  politischen  Gemeinschaft  machte  zu  jener  Zeit  in 
den  norwegischen  Gemütern  eine  stille  Krise  durch.  Das  Schick- 
sal der  Dänen  liess  einerseits  zwar  das  Gemeingefühl  der 
nordischen  Völker  erwachen,  anderseits  war  aber  nach  1864 
der  alte  Skandinavismus  zum  Untergang  verurteilt,  und 
dementsprechend  fanden  die  schwedischen  Verschmelzungs- 
neigungen keinen  rechten  Widerhall  in  den  politischen  Idealen 
ausserhalb  Schwedens. 

Das  Schicksal  des  ünionskomitees,  das  ja  gerade  auf  eine 
möglichst  durchgeführte  politische  Vereinheitlichung  der  beiden 
nordischen  Völker  hinarbeitete,  war  im  Grunde  hiermit  besiegelt^). 


*)  Das  Verwerfungsurteil  wurde  besonders  scharf  in  einem  politischen 
Doppelwerk  ausgesprochen,  das  zu  jener  Zeit  bedeutendes  Aufsehen  erregte 
und  mit  grosser  Klarheit  die  Hauptgründe  entwickelte,  warum  die  Norweger 
auf  keine  Erweiterung  der  politischen  Gemeinschaft  mit  Schweden  eingehen 
könnten.  Dieses  Werk,  dessen  erster  Teil  gedruckt  wurde  vor  dem  Erst  In  iiK  ii 
des  Vorschlags  des  Tnionskomitees,  während  der  zweite  Teil  erst  spiiter  er- 
schien,  war   von  Bernhard  Dunker:    ,()m  Revisionen  af  Foreningsakten 


1867 
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Dass  die  Sache  so  lag,  ahnten  zwar  die  norwegischen  und  Die  vor- 
schwedischen  Mitglieder  dieses  Komitees  wenig.  Es  wurde  viel-*' \w*eu\/^ 
mehr  von  ihnen  ein  vollständiges  Programm  der  vorzuschlagenden  umons- 
Unionsumbildung  vereinbart.  Statt  der  12  Paragraphen  der 
alten  Reichsakte  schlugen  sie  (am  29.  August  1867)  volle  71  vor. 
Was  sie  befürworteten,  war  nichts  weniger  als  eine  förmliche 
Umgestaltung  der  Vereinigung.  Ein  nach  den  darin  entwickelten 
Bestimmungen  eingerichtetes  Staatswesen  würde  auf  der  skan- 
dinavischen Halbinsel  eine  eigentümliche  staatsrechtliche  Doppel- 
wirtschaft dargestellt  haben,  nämlich  erstens  einen  nordischen 
Einheitsstaat  —  dieser  steht  als  der  wichtigere  zuoberst  — ,  so- 
dann die  beiden  Einzelreiche  mit  ihren  Sondereinrichtungen  je 
nach  ihren  Sonderbedürfnissen.  Dem  ersten  vornehmeren  Begriff, 
dem  Unionsstaate,  ist  ein  geringerer  staatsrechtlicher  Apparat 
beigegeben,  als  in  dem  Vorschlag  von  1844;  dafür  wird  in  dem 
neuen  Vorschlag  die  norwegische  Staatsindividualität 
rückhaltslos  geopfert. 

Es  sollte  ein  gemeinsamer  Staatsrat  eingesetzt  und  ihm 
eine  äusserst  weitumfassende  Machtbefugnis  eingeräumt  werden. 
Von  der  Berufung  eines  UiTionsparlaments  war  auf  Abraten  der 
norwegischen  Komiteemitglieder  einstweilen  abgesehen  worden; 
aber  nur,  weil  man  voraussah,  dass  die  gemeinsame  Leitung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  wohl  mit  der  Zeit  von  selbst 
entsprechende  weitere  Einrichtungen  hervorrufen  würde.  Voraus- 
gesetzt wurden  gemeinsame  Vorschriften  über  die  Stärke  des 
Heeres  und  der  Flotte  in  Norwegen  und  in  Schweden,  über  den 
Beitrag,  den  jedes  Land  zur  Unterhaltung  der  Diplomatie,  des 
Konsulatwesens  usw.  zu  entrichten  haben  würde. 

War  schon  hierdurch  ein  Stück  des  Selbstbestimmungsrechts 
Norwegens  dem  aus  beiden  Reichen  hervorgehenden  Einheits- 
staat geopfert,  so  fanden  sich  noch  weitere  Rückschritte,  ver- 
glichen mit  dem  bisher  Bestehenden.  Der  Komiteevorschlag  ent- 
hielt mehrere  Bestimmungen,  die  den  Vorrang  Schwedens  gesetzlich 
festgelegt  hätten.  §  6  z.  B.  besagte,  dass  der  König  auch 
weiterhin  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  Schwedens  haben 


mellem  Sverige  og  Norge"  (Über  die  Revision  der  Vereinigungsakte  zwischen 
Schweden  und  Norwegen),  Kopenhagen  1866  und  1868. 
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sollte.  §  27  verordnete,  dass  der  schwedische  Minister  des  Aus- 
wärtigen auch  fernerhin  der  Chef  des  Ministeriums  des  Äussern 
bleiben  und  die  auswärtigen  Angelegenheiten  der  beiden  ver- 
einigten Reiche  besorgen  sollte. 
Die  Vorschläge  Das  Gutachten  d  e  r  n  o  r  w  e  g  i  s  c h  e  n  R  e g  i  e  r  u  n  g  vom  1 7 .  Juli 
vond.  norweg.  igßg  g[j^g   jj^    Wesentlichen   auf  rückhaltslose  Billigung  dieses 

und  d.  schwed.  o      o  o       o 

Regierung  ge- Vorschlags  aus.    Nachdem  auch  die  schwedische  Regierung 

billigt  1868.  im   zusammengesetzten  Staatsrat   vom   12.  September  desselben 

Jahres  dem  Vorschlag  zugestimmt   hatte,    verfügte   der  König, 

dass  er  als  königlicher  Gesetzentwurf  dem  Reichstag  wie  dem 

Storting  vorgelegt  werden  sollte. 

Das  schwedische  Konstitutionskomitee  gab  im  Jahre 
1869  dem  Vorschlag  seine  Zustimmung.  Indessen  beschloss 
der  Reichstag  mit  der  endgültigen  Beschlussfassung  zu  warten, 
bis  auch  die  norwegische  Volksvertretung  Gelegenheit  hätte,  sich 
über  die  Sache  zu  äussern.  Das  geschah  im  Jahre  1871,  nach- 
dem neue  Wahlen  stattgefunden  hatten,  die  über  die  Zusammen- 
setzung der  kommenden  Stortinge  in  den  Jahren  1871,  1872  und 
Der  Wahl-  1873  entschieden.  Voraus  war  ein  Wahlkampf  gegangen  von 
kämpf  in  Nor-  ^jj^gj,  Heftigkeit,  wic  man  sie  bisher  hi  der  politischen  Geschichte 

wegen  18"1.  o  :  x- 

Norwegens  nicht  gekannt  hatte.  Die  Rechte  —  die  Konser- 
vativen —  wollten  das  Grundgesetz  ohne  Umgestaltung  und 
Änderung  beibehalten  wissen.  Die  Linke  —  die  Liberalen  — 
verlangte  Erweiterungen  des  Stimmrechts,  Durchführung  des 
Grundgesetzvorschlags,  demzufolge  die  Staatsräte  an  den 
Stortingsverhandlungen  teilnehmen  könnten,  Ministerverantwort- 
lichkeit usw.  Die  Rechte  war  bei  den  Wählern  etwas  in  den 
Verdacht  gekommen,  dass  ihre  Partei  mit  dem  Vorschlag  des 
Unionskomitees  sympathisiere.  So  kam  denn  auch  eine  Stortings- 
mehrheit  zustande,  die  eine  machtvolle  Opposition  zu  der  kon- 
servativ gestimmten  Regierung  bildete.  Man  begann  den  Ausgang 
des  Revisionsvorschlags  zu  ahnen.  Und  gebessert  wurden  die 
Aussichten  des  Vorschlags  auch  nicht  dadurch,  dass  die  Re- 
gierung bei  Eröffnung  des  Stortings  in  der  Thronrede  am 
6.  Februar  1871  seine  Annalime  dem  Storting  empfahl  zuiilrich 
mit  der  Ermahnung,  die  Stortingsversammliini;  nul  v'mc 
dreimonatige  Zeit  zu   beschränken,   eine  höchst   iiiip()[)üli(r(' 
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Veranstaltung  gerade  zu  einer  Zeit,  wo  das  Storting  seine  Macht 
geltend  zu  machen  sich  bestrebte. 

Der  Vorschlag  des  ünionskomitees  wurde  im  Storting  vom  Das  stoning 
14.  bis  17.  April  1871  beraten  und  schliesslich  mit  überwältigender  verwirft  den 

Vorschlag  des 

Mehrheit,  mit  92  Stimmen  gegen  17,  verworfen.  Die  Gründe  unions- 
für  die  ablehnende  Haltung  der  Mehrheit  kamen  besonders  scharf  komitees. 
zum  Ausdruck  in  der  Rede  des  damaligen  Stortingspräsidenten 
Johan  Sverdrup.  Er  äusserte  u.  a. :  „Das  Wesen  der  Union 
besteht  nur  in  der  Gemeinschaft  der  beiden  Reiche  bezüglich 
ihres  Königshauses  und  darin,  dass  sie  nur  gemeinsam  über 
Krieg  und  Frieden  beschliessen  können.  Wenn  noch  tatsäch- 
lich gewisse  Angelegenheiten,  die  rechtsmässig  Norwegen  selbst 
zu  übernehmen  hätte,  vom  Bundesgenossen  oder  vom  König 
besorgt  werden,  so  darf  dies  nicht  als  ein  Präjudiz  für  die  zu- 
künftige Ordnung  betrachtet  werden.  Der  Vorschlag  des  ünions- 
komitees steht  in  bestimmtem  Widerspruch  zu  der  Stortings- 
adresse  vom  Jahre  1860.  Man  hat  also  die  Wahl,  entweder 
den  Weg  zum  Einheitsstaat  zu  betreten,  oder  die  freie  Ver- 
fassung aufrechtzuerhalten,  die  man  jetzt  hat.  Die  Gemeinsam- 
keit der  Reiche  in  bezug  auf  Diplomatie  und  Konsulatswesen 
ist  eigentlich  nach  dem  norwegischen  Grundgesetz  ein  Unding; 
die  Bestimmung  des  Unionskomitees  würde  bedeuten,  dass  Nor- 
wegen damit  ein  ihm  verfassungsmässig  zustehendes  souveränes 
Recht  ersten  Ranges  wegschenkte.  Hinter  der  jetzt  bestehenden 
Praxis  liegt  für  Norwegen  das  Recht  hierhergehörige  Angelegen- 
heiten in  die  eigne  Hand  zu  nehmen,  wann  es  dies  wünscht, 
ohne  dass  von  selten  Schwedens  der  geringste  Einwand  dagegen 

erhoben   werden    kann Man    hat   beim   Eingehen   der 

Union  von  selten  Schwedens  nicht  verlangt,  dass  Norwegen 
eine  bestimmte  Truppenmacht  unterhalten  sollte,  hingegen  aus- 
drücklich Norwegen  als  einen  gleichgestellten  souveränen  Staat 
anerkannt.  Man  sagt,  wir  müssten  uns  daran  erinnern,  dass 
alles  nur  durch  Kompromisse  gewonnen  werden  kann.  Will 
das  norwegische  Storting  mit  den  Dingen  schachern,  die  die 
Souveränität  der  Nation  bestimmen?  Es  gibt  nichts,  was  man 
weggeben  könnte.  Wenn  man  dem  norwegischen  Storting  zu- 
muten kann,  über  die  vornehmsten  und  wichtigsten  National- 
güter zu  verhandeln  und  zu  feilschen,   so  muss  die  Nation,  die 
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SO  etwas  tut,  zur  Zeit  so  verblendet  sein,  dass  man  unmöglich 
mit  ihr  verhandeln  kann". 

Mit  der  Verwerfung*   des  Vorschlags  im  Storting  war  der 

Standpunkt  auch  der  Schweden  zu  ihm  entschieden.    Er  wurde 

in  den  beiden  Kammern  des  Reichstages  fallen  gelassen. 

Gegensatz  Die  norwcgischc  Regierung  erlitt  also  in  der  Revisions- 

zwischen  Re-  fj-agc   durch  den  Storting   eine  empfindliche  Niederlage.     Da 

voTksver"re-  sic  nuu  ferner  gegen  den  ausdrücklichen  Wunsch  des  Stortings 

tung  in  Nor-  (jesscu  Schlicssung  nach  dreimonatiger  Tagung  erzwang, 

brachte  ihr  dies  ein  direktes  Misstrauensvotum  seitens  des 

Stortings  ein. 

In  der  Stortingssession  1872  wurde  mit  grosser  Mehrheit 
der  Vorschlag  angenommen,  demzufolge  die  Staatsräte  an  den 
Stortings  Verhandlung  enteilnehmen  konnten.  Die  Regierung 
weigerte  sich,  die  Sanktion  dieses  Gesetzes  beim  König  zu  be- 
fürworten (unten  S.  196,  200).  Die  Antwort  des  Stortings  hierauf 
war  eine  Adresse  an  den  König  (vom  15.  Mai  1872),  in  der  es 
aufs  nachdrücklichste  hervorhob,  dass  es  mit  einer  solchen  Re- 
gierung nicht  gedeihlich  zusammenarbeiten  könne.  Obwohl  der 
König  trotzdem  seine  Minister  im  Amte  behielt,  war  ihr  An- 
sehen moralisch  und  politisch  doch  so  offensichtlich  geschwächt, 
dass  sie  dem  Falle  nahe  waren. 

Dieser  Abschnitt  der  ünionsgeschichte  klingt  in  Schweden  mit 
einer  grossen  unionspolitischen  Enttäuschung  aus  und  endigt  in 
Norwegen  mit  dem  vollständigen  Fehlschlagen  der  unionistischen 
Regierung. 

B.  Zweiter  Unter  ab  schnitt.    1872—1905. 

Die  Geschichte  der  Union   unter  König  Oskar  II. 

§  83. 
Zusammoiifasseiider  V  berblick. 

Die  Unionsgeschichte  wurde  von  jetzt  ab  bis  zum  Aufhören 
des  Bündnisses  mit  geringen  Ausnahmen  durch  die  Ereignisse 
in  Norwegen  bestimmt  und  durch  die  Verhältnisse,  die  das 
politische  Leben  dort  vorwärts  trieben. 

Die  treibende  Kraft  in  der  unionsgeschichtlichen  Politik 
ist  ziemlich  unmittelbar  das  norwegische  Volk  selbst  ge- 
wesen, zuerst  im  Gegensatz  zur  Regierung,  die  noi  li  luoiiaK  liisch 
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und  iinionistisch  gesinnt  war;  später,  nachdem  das  parlamen- 
tarische Regierungssystem  durchgeführt  war,  dadurch,  dass  die 
Regierung  sich  als  unmittelbares,  ausschliessliches  Organ  des 
Volkswillens  ansah.  Dies  äusserte  sich  in  vielen  Einzelheiten. 
Nachdem  die  Minister,  nach  einigem  Widerstreben,  vom 
Storting  selbst  zur  Teilnahme  an  seinen  Verhand- 
lungen aufgefordert  worden  waren,  ward  hierdurch  eine  neue 
lebendige  Verbindung  zwischen  Regierung  und  Volksvertre- 
tung geschaffen.  Allmählich  wurde  es  stehender  Brauch,  dass 
der  öffentliche  Volkswille  sich  zuerst  im  Storting  Ausdruck 
verschaffte,  um  dann  bei  der  Regierung  einen  leichten  Sieg  zu 
erkämpfen.  Ja  oft,  öfter  als  es  bei  normalen  politischen  Ver- 
hältnissen gesunde  Staatspolitik  gewesen  wäre,  schob  die  Re- 
gierung, ehe  sie  sich  zu  endgültiger  Stellungnahme  entschied, 
das  Storting  vor,  um  nur,  wenn  sie  einer  Mehrheit  bei  der 
Volksvertretung  sicher  war,  eine  Staatshandlung  zu  vollziehen. 
Und  bald  hatte  man  das  Schauspiel  von  Ministern,  die  als 
Redner  in  den  Volksversammlungen,  zumal  beim  Wahlkampf, 
selbst  eifrig  für  ihre  Politik  eintraten  und  sie  verfochten. 

Der  Anfang  dieses  letzten  Abschnitts  der  Unionsgeschichte 
legte  die  Richtung  für  den  ganzen  weiteren  Verlauf  der 
Dinge  fest.  Er  wurde  gekennzeichnet  durch  das  kraftvolle 
Drängen  des  Volks,  seinen  Willen  gegen  den  des  Königs,  die 
Volkssouveränität  gegen  das  monarchische  Regiment  durchzu- 
setzen. Um  dies  Ziel  zu  erreichen,  entwickelte  das  Volk  eine 
ungemein  eifrige  Wahltätigkeit.  Viel  trug  zu  dem  Ausfall  bei, 
dass  das  Storting  nunmehr  durch  jährliche  Versammlungen  eine 
fast  ununterbrochene,  regelmässig  arbeitende  Staatsgewalt  ge- 
worden war.  Gleichzeitig  war  in  Schweden  das  unionspolitische 
Interesse  etwas  ermattet.  Nachdem  der  Gedanke  einer  Revision 
—  mit  oder  ohne  Zwang  —  so  vollständig  gescheitert  war, 
verhielten  sich  die  Schweden  meist  passiv,  und  als  sie  schliesslich 
durch  die  norwegische  Politik  zum  Kampf  gezwungen  wurden, 
war  ihre  Losung  durchweg  einfach  die,  den  Status  quo  ante 
aufrechtzuerhalten,  eine  Taktik,  die  zwar  die  Lösung  verzögern, 
aber  nicht  in  ihrer  endlichen  Gestalt  bestimmen  konnte.  Noch 
mehr  als  die  andern  Abschnitte  der  Unionsgeschichte  führt  uns 
darum  dieser  letzte  die  Norweger  als  die  Handeluden  vor  Augen, 
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§  34. 
Statthalterfrage.  —  Verfassungsstreit. 

Oskar  II  ^'   ^^  ^^^  neuen  König  Oskar  II.,   dem  Bruder  Carl  IV., 

1872-1905  hatten  die  beiden  Reiche  einen  in  vieler  Hinsicht  hochbegabten 
und  sehr  achtungswerten  Fürsten  erhalten,  eine  ideal  veranlagte, 
geistig  durchgebildete  Persönlichkeit.  Auch  politisch  war  er 
von  den  besten  Absichten  erfüllt,  was  er  in  seinem  Wahlspruch 
„Das  Wohl  der  Brudervölker"  ausdrückte.  Aber  grosse  Weisheit 
kann  man  seiner  Regierungsart  nicht  nachrühmen.  Sein  Emp- 
finden war,  um  das  nationale  Bewusstsein  zweier  Völker  zu 
verkörpern,  viel  zu  einseitig  —  er  war  Schwede,  dachte  und 
fühlte  als  Schwede,  wie  er  auch  in  seinen  Gedichten  das 
schwedische  Vaterland  besang.  Eigentlich  nicht  zum  Königs- 
thron bestimmt,  war  auch  schon  seine  Erziehung  nicht  auf  eine 
zukünftige  Stellung  als  Staatsleiter  angelegt.  Um  so  wider- 
standsloser wurde  er  eine  Beute  politischer  Vorurteile,  über 
die  Königswürde  und  die  Bedeutung  des  Monarchentums  als 
politische  Faktoren  nährte  er  wenig  zeitgemässe  Ansichten. 
Seine  Reden  und  Kundgebungen  an  das  Volk  legen  ein  über- 
starkes Zeugnis  dafür  ab.  So  muss  die  Geschichte  es  als  ein 
bedenkliches  Merkmal  geringer  politischer  Voraussicht  ansehen, 
dass  er  eine  Verfassungsfrage  über  die  Grenzen  der  Gewalt 
des  Königs  und  der  Volksvertretung  sich  auswachsen  Hess  zu 
einem  Hauptgrund  der  völligen  Entfremdung  zwischen  ihm  und 
der  Mehrheit  des  norwegischen  Volks.  Der  König,  der  der 
Hauptverfechter  des  Unionsgedankens  blieb  und  bleiben  musste, 
trug  durch  den  Gegensatz,  in  den  er  zur  freien  Ausübung  der 
Volkssouveränität  trat,  seinerseits  dazu  bei,  diese  Union  in 
Norwegen  in  Missruf  zu  bringen. 

Der  Anfang  schien  zwar  recht  vielversprechend  —  ganz 
wie  bei  seinem  Vater,  dem  ersten  Oskar.  Unter  guten  Vor- 
bedeutungen fand  die  Krönung  in  Norwegen  statt.  Ein  neuer 
Zollvertrag  mit  Schweden  kam  im  Jahre  1874  zustande;  auch 
die  Annahme  der  skandinavischen  Münzkonvention  auf  dem 
Storting  im  Jahre  1875  kann  in  diesem  Zusammenhang  erwähnt 
werden.  Vor  allem  muss  es  Oskar  IL  zum  Verdienst  ange- 
rechnet werden,  dass  schon  im  zweiten  Jahre  seiner  Regierung 
die  Statthalter  frage  aus  der  Welt  geschaft't  wurde. 
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II.  Nachdem  diese  Angelegenheit  mehrere  Stortingssessionen  Lösung  der 
hindurch  geruht  hatte,  wurde  im  Jahre  1873  dem  Storting  der  s^atthaiter- 
Vorschlag  unterbreitet,  die  Bestimmung  des  §  14  im  Grundgesetz 
zu  streichen  und  an  Stelle  des  Statthalteramtes  den  norwegischen 
Staatsrat  mit  einem  Staatsminister  zu  verstärken,  wie  es  einen 
solchen  bereits  beim  König  in  Stockholm  gab.  Das  Storting  nahm 
den  Vorschlag  an.  Und  darauf  löste  der  König  die  Schwierigkeit, 
in  die  diese  Frage  durch  ihre  ganze  Vorgeschichte  geraten  war, 
in  der  folgenden  Weise:  Aus  Rücksicht  auf  den  schwedischen 
Standpunkt  nahm  er  den  Stortingsbeschluss  zuerst  nicht  im 
norwegischen,  sondern  im  zusammengesetzten  norwegisch- 
schwedischen Staatsrat  am  5.  Juni  1873  vor,  um  die  Frage 
der  formellen  Behandlung  des  Gegenstands  zu  beraten.  Hier 
hielten  die  schwedischen  Staatsräte  an  der  Auffassung  fest,  dass 
die  Angelegenheit  grundsätzlich  vor  den  zusammengesetzten 
Staatsrat  gehöre.  Da  aber  Schwedens  Interessen  in  keinem 
irgendwie  erheblichen  Grade  von  der  in  Norwegen  gewünschten 
Neuordnung  geschädigt  würden,  hätten  sie  im  vorliegenden  Falle 
nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  die  Frage  in  ausschliesslich 
norwegischem  Staatsrat  entschieden  würde.  Die  anwesenden 
norwegischen  Staatsräte  bemerkten  hierzu,  dass  das  ausschliess- 
liche Recht  der  norwegischen  Staatsmächte  über  das  norwegische 
Grundgesetz  zu  bestimmen,  ebenso  unabhängig  sei  von  den 
Zugeständnissen  wie  von  den  Ansprüchen  andrer,  worauf  der 
König  verfügte,  dass  der  betreffende  Stortingsbeschluss  im 
norwegischen  Staatsrat  behandelt  und  entschieden  werden 
sollte.  Und  noch  an  demselben  Tage  geschah  dies  auch.  Der 
König  sanktionierte  den  Beschluss. 

In  Norwegen  lastete  es  schon  lange  wie  ein  Alp  auf  den 
Gemütern,  dass  der  klar  ausgesprochene  Staatswille  in  bezug 
auf  den  Statthalterposten  nicht  in  eine  wirkliche  Umgestaltung 
ausschlagen  konnte.  Die  Kunde,  dass  der  König  einen  Ausweg 
gefunden  hatte,  den  Streitpunkt  endlich  zu  beseitigen,  bewirkte 
zeitweise  eine  Erleichterung  der  gedrückten  Stimmung.  Vor 
Freude  über  das  Erreichte  übersah  man,  dass  die  Form,  in  der 
der  König  die  Angelegenheit  erledigt  hatte,  eigentlich  einen 
Sieg  für  die  Schweden  bedeutete.  Denn  das  war  ja  doch 
der   Kern   ihrer   Ansprüche,   dass   der  Stortingsbeschluss   über 
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diesen  Punkt  des  norwegischen  Grundgesetzes  keine  Staats- 
handlung des  Königs  veranlassen  dürfe,  ehe  dieser  nicht  den 
Schweden  Gelegenheit  gegeben  hätte,  sich  zur  Sache  zu  äussern. 
—  Indessen  war  die  Aufmerksamkeit  der  Norweger  anderen 
Sachen  zugewandt,  deren  Bedeutung  für  das  politische  Zusammen- 
loben mit  dem  Nachbarstaat  sie  sicher  vorausahnten. 

III.  Verfassungsstreit  über  die  Königs-  und  Volks- 
gewalt. 
Zum  ersten  Staatsminister  in  Kristiania  und  damit  zum 
Chef  des  gesamten  norwegischen  Ministeriums  hatte  der  König 
den  streng  konservativen  Fr.  Stang  ausersehen.  Unter  seiner 
politischen  Amtszeit  entbrannte  der  Verfassungsstreit,  der  so  tief 
in  das  politische  Leben  Norwegens  eingreifen  und  so  lange 
nachwirken  sollte. 
Der  Zutritt  der  ^^^  Vorschlag  Über  den  Zutritt  der  Staatsräte  zu  den 
Staatsräte  zu  Stortingsvcrhandlungen  war  vom  Storting  1872  angenommen, 
veHilndlu^gen.^^^i'  vom  Köuig  uicht  Sanktioniert  worden  (oben  S.  192).  Er 
wurde  zu  erneuter  Entscheidung  in  der  Wahlperiode  1874—1876 
aufgenommen.  Da  er  aber  im  Storting  eine  kleine  redaktionelle 
Änderung  erfahren  hatte,  galt  die  wiederholte  Annahme  des 
Vorschlags  im  Jahre  1874  formell  als  erstmalige  Annahme  eines 
neuen  Vorschlags.  Auch  diesmal  verweigerte  der  König  seine 
Sanktion.  Die  Regierung  brachte  für  die  Wahlperiode  1877 
bis  1879  eine  Art  Gegenvorschlag  ein,  der  die  Teilnahme 
der  Staatsräte  an  den  Stortingsvcrhandlungen  abhängig  machte 
von  der  gleichzeitigen  Annahme  folgender  Grundgesetzbestim- 
mungen, die  eine  Art  „Garantie"  bieten  sollten.  Dem  König 
sollte  das  Recht  zugestanden  werden,  das  Storting 
aufzulösen  und  neue  Wahlen  anzuberaumen;  die  jährliche 
Tagung  des  Stortings  sollte  auf  vier  Monate  begrenzt 
werden,  die  Diäten  der  Stortingsabgeordneten  sollten  eine 
gewisse  Summe  (1440  Kronen)  nicht  übersteigen  usw.,  und 
endlich  sollte  die  Frage,  ob  die  Stortingsbeschlüsse  zu 
sanktionieren  seien  oder  nicht,  auch  nach  Auflösung  des 
Stortings  entschieden  werden  können.  Innerhalb  der  Re- 
gierungspartei wurden  auch  Stimmen  laut,  die  für  die  Ein- 
führung des  Zweikammersystems  eintraten.     So   standen 
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sich  die  beiden  Parteien,  die  Rechte  und  die  Linke,  bei  den 
Wahlen  zu  der  Stortingsperiode  1877 — 1879  in  sehr  scharfem  Die  Wahlen 
Kampf  gegenüber.  Die  Linke  siegte.  Der  bedingungslos  auf-  ^^"• 
gestellte  Vorschlag  über  das  Erscheinen  der  Staatsräte 
im  Storting  wurde  von  neuem  angenommen  (formell  also  zum 
zweiten,  in  Wirklichkeit  aber  zum  dritten  Mal).  Auch  diesmal 
verweigerte  der  König  dem  Beschluss  seine  Sanktion.  Die 
Folgen  der  Entfremdung  zwischen  Storting  und  Regierung  fingen 
an,  sich  in  manchen  Einzelheiten  in  einer  für  das  öffentliche 
Leben  wenig  förderlichen  Weise  zu  zeigen.  Das  Storting 
fühlte  sich  veranlasst,  in  einer  Reihe  von  teilweise  rein 
administrativen  Angelegenheiten  gesetzgeberisch  ein- 
zugreifen. 

Die  Wahlen  für  die  Stortingsperiode  1880 — 1882  brachten  1880-1882 
wieder  einen  Sieg  für  die  Linke.  Zum  dritten  Mal  wurde  nun 
der  Stortingsvorschlag  in  der  Staatsratfrage,  und  zwar 
mit  überwältigender  Stimmenmehrheit  angenommen.  Die 
Regierung  begegnete  dem  Stortingsbeschluss  unverändert  mit 
Sank tions Verweigerung.  Bei  Begründung  ihrer  Stellung- 
nahme stellte  sie  die  Behauptung  auf,  es  sei  ausser  allem 
Zweifel,  dass  dem  König  in  bezug  auf  Änderungen  des 
Grundgesetzes  ein  absolutes  Vetorecht  zustehe.  Sofort  ant- Der  vetostreit, 
wortete  das  Storting  durch  den  bekannten  9.  Juni-Beschluss, 
dass  es  den  dreimal  unverändert  angenommenen  Beschluss  in 
der  Staatsratfrage  für  eine  rechtsgültige  Grundgesetzbestimmung 
erkläre  und  daher  die  Regierung  ersuchen  müsse,  den  Beschluss 
in  der  für  die  Bekanntmachung  von  Grundgesetzbestimmungen 
vorgeschriebenen  Weise  zu  verkünden.  Die  Regierung  ant- 
wortete, der  Stortingsbeschluss  sei  ohne  die  königliche  Sanktion 
nicht  Gesetz  und  lehnte  deshalb  seine  Veröffentlichung  ab. 

Die  Haltung  des  Stortings  in  der  Frage  über  das  Veto- 
recht des  Königs  bei  grundgesetzlichen  Bestimmungen 
war  früher  teilweise  eine  andre  gewesen.  Jetzt,  wo  die  Re- 
gierung es  als  Waffe  gegen  den  klar  ausgesprochenen  gesetz- 
gebenden Willen  der  Volksvertretung  zu  benutzen  versuchte, 
und  dem  König  nicht  ein  suspensives  Veto  (wie  bei  gewöhn- 
lichen Gesetzesbeschlüssen),  sondern  gar  ein  absolutes  zuer- 
kennen wollte,  nahm  das  Storting  Gelegenheit,  sich  eingehender 


198     Teill:  Hist.-jur.  Darstellung  — 4.  Abschn. :  Geschichte  der  Union  1872-1905 

mit  der  Frage  zu  beschäftigen  und  jeden  Gedanken  an  einen 
Vergleich  aufzugeben.  Seine  Haltung  wurde  wesentlich  mit 
beeinflusst  durch  die  Rücksicht  auf  etwa  auftauchende  unioneile 
Fragen ;  das  Volk  dürfe  in  seinem  Streben,  seine  Selbständigkeit 
zu  wahren,  nicht  durch  ein  Wort  des  Königs  gehindert  werden. 
Es  war  klar,  der  Kampf  musste  zu  Ende  geführt  werden.  Und 
das  wurde  er  auch. 

Der  Ministerchef  Stang,  der  gewissermassen  den  Knoten 
geschürzt  hatte,  war  schon  ein  alter  Mann.  Er  trat  bereits 
1880  von  seinem  Amt  zurück,  und  an  seine  Stelle  wurde  Seim  er 
berufen,  um  nunmehr  in  dem  Konflikt  mit  dem  Storting  die 
Sache  des  Monarchen  zu  vertreten.  Kleinere  Reibereien  zwischen 
Storting  und  Regierung  kennzeichneten  in  diesen  Jahren  die 
innerpolitische  Lage  und  trugen  dazu  bei,  den  Gegensatz  bis 
zu  einer  Krise  zu  treiben.  Mehrere  Stortingsbeschlüsse 
blieben  ohne  Sanktion,  so  z.  B.  auch  der  über  den  Ein- 
fluss  der  Landgemeinden  auf  die  Ernennung  der  Schul theisse, 
über  Erweiterung  des  Stimmrechts  u.  a.  —  Bedingungen, 
die  das  Storting  an  einzelne  seiner  Bewilligungen  ge- 
knüpft hatte,  blieben  unberücksichtigt.  Andere  Bewil- 
ligungen, über  die  das  Storting  abgestimmt  hatte,  wollte  die 
Regierung  nicht  anerkennen  und  zur  Ausführung  bringen. 
Anderseits  erhob  die  Regierung  Einspruch  gegen  einen  Be- 
schluss  des  Stortings,  die  Vereine  für  Volksbewaffnung 
von  Staatswegen  mit  Geldbeiträgen  zu  unterstützen. 
Das  Storting  besass  aber  ein  wirkungsvolles  Kampfmittel  in 
den  Paragraphen  30  und  86  des  Grundgesetzes,  die  ihm  er- 
möglichten, Staatsräte,  die  eine  für  das  Land  vermeintlich 
schädliche  Politik  betrieben,  vor  dem  sogenannten  Reichs- 
gericht zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Bei  der  Zusammensetzung 
dieses  höchsten  Gerichtshofes  nahmen  Mitglieder  des  Stortings 
(zumal  des  Lagtings)  die  Mehrzahl  der  Plätze  ein.  Demgemäss 
wurde  der  allgemeine  Kampfruf  der  Linken  für  die  nächsten 
Wahlen  im  Jahre  1882:  Die  Staatsräte  sollten  vor  dem 
Reichsgericht  öffentlich  angeklagt  werden.  Wiederum 
trug  die  Linke  im  Wahlkampf  den  Sieg  davon.  Die  Staats- 
^^!^^^1*^.?'  anklage  kam  zustande,  und  die  Staatsräte  wurden  im  Jahre  1884 
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1884       fast  alle  zum  Verlust  ihrer  Ämter  und  Geldstrafen  vcMiirtrilt. 
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Eine  ungeheure  Spannung*  ergriff  die  Gemüter,  ob  das  Reichs- 
gerichtsurteil Berücksichtigung  finden  würde.  Manches  deutete 
auf  das  Gegenteil.  Es  fanden  verdächtige  Militärveran- 
staltungen statt.  Sofort  nachdem  das  Urteil  gefällt  war, 
holte  der  König  eine  Erklärung  seiner  schwedischen 
Staatsräte  darüber  ein,  wie  sie  über  zwei  der  vom  norwe- 
gischen Reichsgericht  beurteilten  Klagepunkte  dächten,  und  in- 
wiefern diese  als  von  Bedeutung  für  die  zwischen  Norwegen 
und  Schweden  bestehende  Vereinigung  zu  erachten  seien.  Die 
beiden  Punkte  betrafen:  1.  das  Sanktionsrecht  des  Königs  in 
Fragen  des  norwegischen  Grundgesetzes,  2.  die  Weigerung  der 
Regierung,  die  vom  Storting  bewilligten  Mittel  an  die  „Vereine 
für  Volksbewaffnung"  auszuzahlen,  d.  h.  an  Vereine,  die  nicht 
dem  Oberbefehl  des  Königs  unterstellt  seien.  Die  schwedischen 
Staatsräte  gaben  im  schwedischen  Staatsrat  am  6.  März  1884 
einstimmig  die  Erklärung  ab,  nach  ihrer  Ansicht  habe  die  Union 
zur  Voraussetzung  und  Bedingung,  dass  im  Grundgesetz  Nor- 
wegens ebensowenig  wie  in  dem  Schwedens  eine  Änderung  vor- 
genommen werden  dürfte  ohne  Zustimmung  des  Königs;  dass 
ferner  die  bewaffnete  Macht  in  Norwegen  wie  in  Schweden 
dem  Befehl  des  gemeinsamen  Königs  unterstehen  müsste.. 
Trotzdem  gab  der  König  tatsächlich  nach.  Der  ver- 
urteilte Staatsminister  erhielt  seinen  Abschied,  und  nachher 
auch  die  andern  Staatsräte,  die  verurteilt  worden  waren. 
Jedoch  Hess  der  König  in  der  Staatsratssitzung  am  11.  März 
1884  die  Erklärung  in  den  Verhandlungsbericht  auf- 
nehmen, dass  er  das  Reichsgerichtsurteil  nicht  als  ent- 
scheidende Auslegung  des  Grundgesetzes  anerkennen  könne. 
„Die  Verpflichtungen,  die  dem  Unionskönig  obliegen,  fordern 
mit  Notwendigkeit,  dass  ich  in  allem  die  Stellung  derjenigen 
Staatsmacht  behaupte,  die  allein  die  zwischen  beiden  Reichen 
bestehende  Vereinigung  sichern  kann  .  .  .  Ich  weise  auf  das 
bestimmteste  jeden  Angriff  auf  irgendwelche  der  Garantien  für 
das  Bestehen  der  Union  zurück,  und  eine  der  wichtigsten  dieser 
Garantien  liegt  in  dem  unbedingten  Sanktions recht  bei 
Änderungen  des  Grundgesetzes,  sei  es  in  dem  einen  oder 
dem  andern  der  beiden  Reiche". 
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Das  Protokollkomitee  des  Stortings  erhob  im  Jahre 
1884  scharfen  Einspruch  gegen  diese  Ausführungen  des 
Königs  und  rügte,  dass  die  schwedischen  Staatsräte  in  einer 
Angelegenheit  befragt  worden  wären,  die  allein  auf  einem  Be- 
schluss  der  norwegischen  Staatsmacht  beruhte.  Besonders  hart 
fiel  das  Urteil  über  die  norwegische  Regierung  aus,  die  bei  der 
Kundgebung  des  Königs  im  Staatsrat  durch  ihr  Schweigen  dazu 
die  Rechte  ihres  Vaterlands  verletzt  und  als  berufene  Beschützer 
der  Selbständigkeit  ihres  Landes  ihre  eigne  Ehre  vergessen  und 
die  eignen  Angelegenheiten  der  Norweger  dem  „Unionskönig" 
aus  Rücksicht  auf  die  Union  ausgeliefert  hätten. 

§85. 
Streit  über  die  diplomatische  Vertretung. 

Das  Storting  ging  für  diesmal  siegreich  aus  dem  Streit 
hervor.  Die  Erklärung  der  schwedischen  Staatsräte 
über  das  Recht  Schwedens,  sich  in  diese  Frage  einzumischen, 
fand  wider  Erwarten  keinen  Widerhall  im  schwedischen 
Reichstag.  Der  König  war  trotz  aller  Einwendungen  ge- 
zwungen, schliesslich  einzulenken.  Nach  einem  vergeblichen 
Versuch  mit  einem  neuen  konservativen  Ministerium  Schweigaard 
1884-1889  sah  er  keinen  andern  Ausweg,  als  am  24.  Juni  1884  den  Führer 
der  Opposition  Johan  Sverdrup  mit  der  Bildung  eines  neuen 
Ministeriums  zu  beauftragen.  Man  fand  auch  eine  Form,  um 
die  Frage  des  königlichen  Vetorechts  zu  umgehen.  Das  Storting 
ging  darauf  ein,  einem  Vorschlag  beizustimmen,  der  den 
alten  Beschluss  mit  einem  kleinen  Zusatz  über  die 
Wählbarkeit  der  Staatsräte  wiederholte.  In  dieser  Form 
wurde  das  Gesetz  alsdann  zusammen  mit  den  andern  von  der" 
Linken  eingebrachten  Vorschlägen  widerstandslos  vom  König 
sanktioniert.  Mit  dem  Ministerium  Sverdrup  hielt  der  Parla- 
mentarismus endgültig  seinen  Einzug  in  das  öifentliche  Leben 
Norwegens. 

Die  Wendung,  die  in  Norwegen  dadurch  eintrat,  dass  die 

nationalgesinnte  Linke  ans  Ruder  kam,  musste  die  Streitpunkte 

im  Verhältnis  der  beiden  vereinigten  Länder  zueinander  wieder 

Neuordnung  stärker  hervortreten   lassen.     Im  Jahre    1885    wurde    iVw    be- 

Heereimacht.  gonuenc  Neuordnung   des  Heeres    weiter   durchgeführt    im 
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Sinne  einer  selbständig  operationsfähigen  norwegischen  Armee, 
die  nicht  ihren  alleinigen  Zweck  als  Unionskontingent  hatte. 
Die  Landwehr  sowohl  wie  der  Landsturm  durften  nach  dem 
Grundgesetz  nicht  ausserhalb  der  Grenzen  Norwegens  zur  Ver- 
wendung kommen.  Die  spezielle  Erstarkung  der  Landwehr 
bedeutete  ein  absichtliches  Abwenden  von  dem  durch  den  König 
begünstigten  Plan,  die  norwegische  Truppenmacht  vor  allem 
zum  Zweck  einer  starken  gemeinsamen  Verteidigung  des 
Bundesgebiets  zu  entwickeln.  Und  dieser  Kurs  wurde  auch 
fernerhin  in  Norwegen  beibehalten. 

Der  Hauptstreit  entbrannte  in  Verbindung  mit  der  Frage 
der  diplomatischen  —  später  auch  der  konsularen  — 
Vertretung  und  der  Behandlung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten. 

In  den  70  er  Jahren  entstand  ein  langwieriger  Zwist  über 
die  für  beide  Reiche  geltenden  Regeln  über  das  Verfügungsrecht 
bei  Ersparnissen  im  Etat  des  Ministers  des  Äussern.    Im  Jahre 
1885  ereignete  sich  etwas,   was  für  den  weiteren  Verlauf  der  Verstärkung 
Unionsgeschichte  von  entscheidender  Bedeutung  wurde  und  den*^j^!^^^^jj^^^^^^^ 
Norwegern  aufs  empfindlichste  dartat,  wie  völlig  vernachlässigt  der  Beband- 
ihr  Recht  war,  bei  der  Ordnung  des  auswärtigen  Dienstes  niit-'""^/"^!''^''*''' 

'  ^  ^  ger  Angelegen- 

zureden.   Ohne  vorher  irgendwelche  Verhandlungen  mit  Norwegen  heiten,  i885. 

geführt  zu  haben,  und  ohne  dass  der  „Ünionskönig"  dagegen  im 
Interesse  Norwegens  Einspruch  erhoben  hätte,  führten  die 
Schweden  einen  Plan  durch,  den  sie  schon  vor  langer  Zeit 
im  Reichstag  angeregt  hatten,  nämlich  eine  völlige  Umge- 
staltung in  der  Behandlungsweise  der  auswärtigen 
Angelegenheiten.  Der  Reichstag  beschloss,  diese  Angelegen- 
heiten nicht  mehr  wie  es  die  schwedische  Verfassung  (§§  11 
und  12)  vorschrieb,  von  dem  Minister  des  Äussern  allein 
vortragen  zu  lassen,  sondern  in  einem  ministeriellen 
schwedischen  Staatsrat,  der  für  diesen  Zweck  aus 
dem  schwedischen  Premierminister,  dem  Minister  des 
Auswärtigen  und  noch  einem  Mitglied  des  schwe- 
dischen Staatsrats  bestehen  sollte;  dazu  musste  nach  der  könig- 
lichen Verfügung  vom  Jahre  1835  noch  der  norwegische 
Staatsminister  beim  König  hinzugezogen  werden.     Die  schwe- 
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dische  Regierung  erklärte  im  schwedischen  Staatsrat  am  10.  April, 
sie  müsse  den  Reichstagsbeschluss  billigen.  Um  jedoch  das 
schreiende  Missverhältnis  in  der  Beteiligung  der  beiden  Reiche 
an  der  „gemeinsamen"  Behandlung  dieser  Angelegenheiten 
wenigstens  einigermassen  auszugleichen,  stellte  sie  gleichzeitig 
dem  König  anheim,  ausser  dem  norwegischen  Staatsminister 
noch  ein  zweites  Mitglied  des  norwegischen  Staatsrats 
zu  den  Beratungen  hinzuziehen  in  den  Fällen,  wo  beide  Reiche 
gemeinsam  betreffende  diplomatische  Angelegenheiten  vorlagen. 
War  die  Statthalterfrage  im  Jahre  1859  vom  Unionsgenossen 
zu  einem  Angriff  auf  die  Selbständigkeit  des  norwegischen 
Staats  benutzt  worden,  so  bedeutete  der  Zwischenfall  vom 
Jahre  1885  eine  unmittelbare  Verleugnung  der  Gleich- 
berechtigung Norwegens  mit  dem  Bundesgenossen  bei  der 
Wahrnehmung  gemeinsam  zu  führender  Staatsgeschäfte. 
In  jedem  einzelnen  Punkte  enthielt  dieser  neue  Streitfall  Unan- 
nehmbares, ja  geradezu  Verletzendes  für  Norwegen.  Während 
man  in  Schweden  solche  Angelegenheiten  durch  regelrecht  ge- 
fasste  Beschlüsse  ordnete  (d.  h.  durch  den  Reichstag  und  die  kgl. 
Regierung)  sollte  sich  Norwegen  mit  einer  schwedischen  könig- 
lichen Verfügung  begnügen,  also  mit  einer  nur  vorläufig  geltenden 
Regelung  der  Frage.  Die  neue  Veranstaltung  würde  eine  Ordnung 
herbeigeführt  haben,  wodurch  die  Leitung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten nicht  wie  bisher  dem  Könige  beider  Länder,  sondern 
dem  schwedischen  Minister  des  Äussern  unterstellt  wurde,  und 
noch  dazu  in  der  Weise,  dass  dessen  Amtsführung  vom 
schwedischen  Parlament  kontrolliert  werden  konnte.  Was 
die  zum  schwedischen  Staatsrat  hinzugezogenen  2  norwegischen 
Minister  den  3  Schweden  gegenüber  dabei  hätten  ausrichten 
können,  wäre  natürlich  für  nichts  zu  rechnen  gewesen.  Die 
ganze  Neuordnung  war  von  selten  Schwedens  mit  aus  dem 
Grunde  ins  Werk  gesetzt,  um  nicht  Gefahr  zu  laufen,  dass  die 
Beratung  der  diplomatischen  Angelegenheiten  eines  schönen  Tags 
dem  zusammengesetzten  schwedisch-norwegischen  Staatsrat  über- 
tragen würde,  wodurch  diese  Angelegenheiten  auch  unter  nor- 
wegische Kontrolle  gekommen  wären.  Und  eine  solche  Ordnuiiii' 
der  Dinge,  die  eine  nationale  Demütigung  gewesen  wiu  r.  selbst 
mit  festlegen  zu  helfen  —  dazu  wurde  die  norwegische  Regierung 
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eingeladen,  zudem  durch  einen  Beschluss,  der  nicht  in  nor- 
wegischem, sondern  in  zusammengesetztem  schwedisch-nor- 
wegischem Staatsrat  gefasst  war.  An  die  für  Norwegen 
unannehmbare  Behandlung  der  Frage  in  gemeinsamem 
statt  in  ausschliesslich  norwegischem  Staatsrat,  hefteten 
sich  die  norwegischen  Staatsräte  und  erhoben  Einspruch 
dagegen  im  zusammengesetzten  Staatsrat  vom  17.  April 
1885.  Das  hielt  aber  die  schwedische  Regierung  und  den  schwe- 
dischen König  nicht  davon  ab,  in  schwedischem  Staatsrat 
am  7.  Mai  den  Beschluss  des  Reichstags  über  die  Änderung  der 
§§  11,  12  und  13  der  schwedischen  Verfassung  anzunehmen  und 
zu  sanktionieren.  Aber  man  konnte  sich  auch  in  Schweden  schwedische 
nicht  dem  Eindruck  entziehen,  dass  das  Missverhältnis  in  der  ß^^^*^^^^^''*^- 
Beteiligung  der  beiden  Reiche  an  der  Leitung  der  diplomatischen  ^'^"^^^^^''"'^  *' 
Angelegenheiten  nunmehr  doch  zu  arg  geworden  war.  Deshalb 
wurde  im  zusammengesetzten  Staatsrat  vom  15.  Mai  1885 
vereinbart,  den  Volksvertretungen  beider  Länder  den  Vorschlag 
zu  unterbreiten,  der  Reichsakte  einen  Zusatz  zu  geben, 
wonach  die  diplomatischen  Angelegenheiten  dem  König  vom 
Minister  des  Auswärtigen  vorgetragen  werden  sollten  in 
Gegenwart  von  zwei  weiteren  Mitgliedern  des  schwe- 
dischen nebst  drei  Mitgliedern  des  norwegischen  Staats- 
rats. Im  norwegischen  Staatsrat  wurde  darauf  die  nor- 
wegische Regierung  beauftragt,  einen  Grundgesetzesvorschlag 
des  Inhalts  auszuarbeiten,  dass  der  König  in  diplomatischen 
Angelegenheiten  beschliessen  sollte,  nachdem  er  die  Mitglieder 
der  norwegischen  Staatsratabteilung  gehört  hätte,  und 
dass  der  Bericht  über  die  stattgefundenen  Verhandlungen 
dem  versammelten  Storting  vorzulegen  sei. 

Wäre  diese,  auffallenderweise  von  der  damaligen  Regierung 
gebilligte  Ordnung  angenommen  worden,  so  hätte  tatsächlich 
damit  der  norwegische  Staat  als  Vertreter  bei  der  Erledigung 
seiner  auswärtigen  Angelegenheiten  einen  schwedischen 
Staatsbeamten,  den  schwedischen  Minister  des  Äussern,  gesetz- 
lich anerkannt.  Das  Storting  ward  auch  hierauf  aufmerksam 
und  tadelte  in  seiner  Sitzung  am  9.  Juni  1885  die  unent- 
schlossene Haltung  des  Ministers  Johan  Sverdrup,  der, 
nachdem   er  selbst  zur  Regierung  gekommen  war,  nicht  mehr 
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die  Eigenschaften  des  früheren  Oppositionsführers  zeigte.  Die 
norwegische  Regierung  nahm  nunmehr  eine  festere  Haltung  ein. 
Vorschlag  der  Bei  der  Beratung  der  Angelegenheit  in  zusammengesetztem 
Norweger  im  Staatsrat  am  30.  März  1886  brachten  die  Norweger  gegenüber 
Staatsrat,  1886.  dem  Vorschlag,  dem  sich  die  schwedischen  Staatsräte  ange- 
schlossen hatten,  ihrerseits  einen  Vorschlag  ein,  der  in  folgenden 
Hauptpunkten  von  dem  ersteren  abwich :  Die  Norweger  wollten 
nicht,  dass  alle  diplomatischen  Angelegenheiten  dem  König  in 
dem  vorgeschlagenen  gemeinsamen  ministeriellen  Staatsrat  vor- 
getragen würden,  sondern  nur  die,  welche  unmittelbar  beide 
Reiche  oder  doch  unmittelbar  das  eine  und  zugleich  mittel- 
bar auch  das  andre  Reich  angingen.  Im  übrigen  verlangten 
sie,  dass  solche  Angelegenheiten,  die  anscheinend  nur  das  eine 
Reich  beträfen,  vom  Minister  des  Äussern  in  Gegenwart  nur 
von  Staatsratsmitgliedern  eben  dieses  Reichs  vorgetragen  würden. 
Zweitens  hefteten  sich  die  Norweger  besonders  an  einen  Punkt 
des  von  den  Schweden  angenommenen  Vorschlags.  Die  betreffende 
Stelle  bestimmte,  dass  der  Minister  des  Auswärtigen  oder  sein 
Vertreter  Mitglied  des  schwedischen  Staatsrats  sein  sollte;  der 
norwegische  Vorschlag  dagegen  liess  die  Frage  der  Na- 
tionalität des  Ministers  des  Äussern  unentschieden; 
er  konnte,  ohne  dass  der  betreffende  Paragraph  der  Reichsakte 
geändert  zu  werden  brauchte,  ebensogut  Mitglied  des  nor- 
wegischen wie  des  schwedischen  Staatsrats  sein.  Die 
Staatsräte  der  beiden  Reiche  konnten  namentlich  über  den 
letzteren  Punkt  zu  keiner  Einigkeit  kommen,  und  der  König 
musste  daher  bestimmen,  dass  der  Gedanke  an  eine  Änderung 
des  §  5  der  Reichsakte  bis  auf  weiteres  aufgegeben  werden 
müsste. 

III.  Die  Vorfälle  im  gemeinsamen  Staatsrat  vom  30.  März 

1886  wurden  im  Reichstag  sowohl  wie  im  Storting  eifrig  eröitert. 

Erklärungen  ^^  Reichstag  wurde  die  schwedische  Auffassung,   wie 

im  schwedisch,  ^eit  sich  die  Rechte  Norwegens  in  dieser  Frage,  wie  überhaupt 

Reichstag.      .         ,,  .,/.,.,.         ,  ,     .  , 

in  allen  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  erstreckim.  von 
mehreren  Rednern  der  beiden  Kammern  scharf  ausgedrückt,  und 
der  Status  quo  ante  als  Richtsrlinur  bezeichnet  für  die  sdiwr- 
dische  Politik,  bis  sich  Norwegen  Im  ivitwilliger  als  bisher  /oi^(\ 
die   gemeinsamen   Lasten   mitzutragen.     Das   Storting    nalini 
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nach  langen  Debatten  am  21.  Juni  folgende,  vom  Abgeordneten  Die  steensche 
Steen    eingebrachte    Tagesordnung    an:    „Im    Anschluss    an '^*^®^^^^°""^ 

^  ^  o  71  im  norwegisch. 

wiederholte,  einstimmige  Erklärungen  durch  die  früheren  Stortinge,  storting. 
die  vollständige  Gleichberechtigung  Norwegens  innerhalb  der 
Union  behauptet  haben,  spricht  das  gegenwärtige  Storting  die 
Gewissheit  aus,  dass  das  norwegische  Volk,  treu  gegen  König 
und  Vaterland,  die  Ehre  und  das  Recht  des  Reichs  beschützen 
und  die  vereinigte  Arbeit  der  Regierung  und  des  Stortings  unter- 
stützen wird,  um  Norwegen  den  Anteil  an  der  Leitung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  zu  verschaffen,  der  ihm  kraft  seiner 
Stellung  als  ein  selbständiger  und  mit  Schweden  in  der  Union 
gleichgestellter  Staat  zukommt". 

Die  Verhandlungen  der  Regierungen  der  beiden  Völker,  die  Theoretische 
Debatten  im  Reichstag  und   im  Storting  veranlassten,    dass  inKiariegunguud 
beiden  Ländern   die  Unionsfrage  auch  im  Volke  wieder  eifrig  ^^^schlvedt- 
erörtert  wurde.     Es   wurden  Stimmen   laut,    die   als  den  ver- sehen unions- 
nünftigsten   Ausweg  aus   den  Schwierigkeiten   die  Auflösung  ^'****^^"°^ 
der    Union    vorschlugen.     Zu    gleicher    Zeit    entfalteten    die 
Schweden  eine  rege  literarische  Tätigkeit,  um  im  Ausland 
und  Inland   die  Ansicht  zu  begründen  und  zu  verbreiten,   dass 
Schweden  grundsätzlich  und  geschichtlich  zur  Aufrechterhaltung 
seiner  Oberhoheit  berechtigt  sei.     Im  Jahre   1889   erschien   in 
Stockholm  eine  gelehrte  Schrift,  die  in  Schweden  viel  Anklang 
fand   und  grundlegend  wurde  für  eine  ganze  unionstheoretische 
Richtung,  (die  sogenannte  Upsala  Schule  oder  AI  ins  che  Schule), 
nämlich  „Den  svensk-norska  Unionen"  von  Oskar  Alin  (oben  §  16). 
Die  Hauptgedanken,  die  der  Verfasser  durch  eine  Reihe  von  Staats- 
urkunden und  Aktenstücke  zu  begründen  suchte,  waren  folgende: 
Norwegens   Verfassungsurkunde,    das    Grundgesetz,    sei    durch 
Übereinkunft  zwischen  dem  Storting  und  dem  schwedischen  König 
zustande  gekommen.    Änderungen  in  diesem  Grundgesetz  wären 
daher  weder  zulässig  durch  einseitigen  alleinigen  Beschluss  des 
norwegischen  Stortings  noch  durch  die  Sanktion  des  norwegischen 
Königs  oder  gar  des  Unionskönigs,  sondern  würden,  soweit  sie 
einen  Punkt  der  Verfassung  betreffen,   erst  dann  rechtsgültig, 
wenn  der  schwedische  Staatsrat  in  der  Sache  sich  geäussert  und 
der  schwedische  König  den  Beschluss  sanktioniert  habe. 
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Die  Schrift  sollte  den  Schweden  die  rechtlichen  Gesichts- 
punkte vorzeichnen,  die  in  Betracht  kämen,  wenn  durch  einen 
etwaigen  Zusammenbruch  des  bestehenden  ünionsverhältnisses 
die  Beziehungen  zu  Norwegen  neu  gestaltet  werden  raüssten. 
Das  Werk  spielt  eine  gewisse  Rolle,  wenn  man  nach  den  mo- 
ralischen Gründen  für  den  Untergang  des  nordischen  Staaten- 
bündnisses forscht. 

Auch  durch  eine  andere  schwedische  Schrift  wurde  Öl  ins 
Feuer  gegossen,  durch  Gustaf  Bjoerlins  „Krieget  i  Norge 
1814",  Stockholm  1893.  Hier  werden  die  militärischen  Ver- 
hältnisse Norwegens  zu  der  Zeit,  als  es  seine  Freiheit  erkämpfte, 
recht  oberflächlich  gewürdigt  und  sehr  abfällig  beurteilt. 

Eine  offizielle  Kundgebung  der  Status  quo-Politik, 
Reichstags-  der  Schweden  huldigte,  erhielt  man  auf  dem  Reichstag  im 
kundgebong  Jahre  1889.  Hier  wurde  wieder  einmal  angeregt,  die  diplo- 
matischen Angelegenheiten,  anstatt  sie  vom  ministeriellen  Staatsrat 
behandeln  zu  lassen,  dem  allgemeinen  schwedischen  Staatsrat 
zu  übertragen.  Aber  der  Vorschlag  fiel  in  beiden  Kammern 
durch,  nachdem  das  Konstitutionskomitee  die  Ablehnung  damit 
begründet  hatte,  dass  man  es  nicht  rätlich  fände,  Norwegens 
Einfluss  auf  das  Verhältnis  beider  Reiche  zu  fremden  Mächten 
zu  vergrössern,  ohne  dass  gleichzeitig  die  Bestimmungen  ge- 
ändert würden,  die  Norwegens  Teilnahme  am  gemeinsamen  Ver- 
teidigungswesen beträfen. 

IV.  Konservativer  Rückschlag  in  der  unioneilen  Politik. 
Indessen  war  die  alte  Oppositionspartei,   deren  ehemaliger 
Führer  übrigens  recht  zahm  geworden  war  und  sich  jetzt  wesent- 
lich auf  die  „Moderaten"  stützte,  bei  den  Wahlen  im  Jahre  1889 
unterlegen.    Ein  Ministerwechsel  fand  statt,  und  die  Partei  der 
Das  Minis-  Rechten  kam  mit  Emil  Stang  als  Ministerpräsident  ans  Ruder, 
terinm      Damit  Schienen   sich   mit   einem  Mal   die  Aussichten   für   eine 
1889-1891.    Verständigung  zwischen  den  beiden  Reichen  zu  bessern.    Seitens 
Norwegens  zeigte  man  Entgegenkommen  den  wirtschaftspo- 
litischen    Wünschen     Schwedens    gegenüber,     und     das 
^Zwischenreichsgesetz"  erfuhr  im  Jahre  1890  entsprechende 
Änderungen.    Nun  hielt  der  König  die  Zeit  füi'  gekommen,  den 
Hauptanstoss  für  Norwegen  in  dem  politischen  Zusammenleben 
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mit  Schweden  zu  beseitigen  und  die  Verhandlungen  von  1885—86   wiederauf- 
wieder  aufzunehmen.     Die   norwegische  Regierung  billigte  den"*^™®'*®''^®^" 

^        .  ,      ,  ,  .  -1  ,     .  handlungen 

Schritt,  und  demgemäss  wurde  ein  von  ihr  ausgearbeiteter  von  issö-isse 
neuer  Vorschlag  in  zusammengesetztem  schwedisch-*"™*^*^'"®  ^^^*- 
norwegischen  Staatsrat  am  28.  Januar  1891  beraten.  Der 
Vorschlag  glich  im  wesentlichen  dem  vom  Jahre  1886,  aber  mit 
Auslassung  der  Punkte,  die  für  das  norwegische  Gefühl  damals 
den  Hauptanstoss  bildeten.  Dem  König  sollte  es  vorbehalten 
bleiben,  diplomatische  Angelegenheiten  in  zusammengesetztem 
Staatsrat  behandeln  zu  lassen.  Der  §  5  der  Reichsakte  sollte 
einen  Zusatz  erhalten,  wonach  das  Gutachten  der  norwegischen 
Staatsratsabteilung  beim  König  in  Sachen  eingeholt  werden 
müsse,  die  in  norwegisch-schwedischem  gemeinsamen  Staatsrat 
behandelt  würden.  Dem  König  sollten  in  einem  aus  gleich  vielen 
Ministern  beider  Länder  zusammengesetzten  Staatsrat  nur  solche 
diplomatische  Angelegenheiten  vorgetragen  werden,  die  unmittel- 
bar oder  mittelbar  beide  Reiche  angingen.  Dem  Storting  sollte 
das  Recht  zustehen,  ein  Komitee  von  höchstens  20  Mitgliedern 
zu  wählen,  dem  wie  dem  schwedischen  Verfassungsausschuss 
die  Verhandlungsberichte  über  die  diplomatischen  Angelegen- 
heiten auf  Verlangen  zur  Durchsicht  vorgelegt  werden  müssten. 
Und  nun  die  Hauptsache:  Über  die  Nationalität  des  Ministers 
des  Äussern  enthielt  der  Vorschlag  keine  ausdrückliche  Bestim- 
mung. Es  war  darin  nur  die  Rede  von  drei  Mitgliedern  des 
Staatsrats  jedes  Reichs.  Allerdings  enthielten  die  Eingangsbe- 
merkungen des  Vorschlags  das  ausdrückliche  Zugeständnis,  dass 
der  neue  Vorschlag  keine  Änderung  in  das  bisher  bestehende 
Verhältnis  bringen  sollte.  Man  verlangte  von  selten  Norwegens 
nur,  dass  die  Reichsakte  keine  Bestimmung  enthielte,  die  mit 
ausdrücklichen  Worten  die  schwedische  Nationalität  des  Ministers 
des  Auswärtigen  festlegte. 

Nie  schien  man  auf  einem  sichereren  Weg  zur  Ver- 
ständigung über  diesen  empfindlichen  Punkt  aus  einem  Haupt- 
kapitel der  ünionsgeschichte  gewesen  zu  sein,  als  in  der  Stunde, 
da   die   norwegisch-schwedische  Regierung   vereinbarte,   diesen  ^'^^^®^*^^^'*^' 

°  D  o  7  Zusatz  zum 

Vorschlag  den  Volksvertretungen  beider  Länder  zu  unterbreiten,  gemeinsamen 
Unglücklicherweise  fand  es  die  schwedische  Regierung  an- ^°"°^'^ß  ^^"^ 

o  o  beiden  Regie- 

gebracht,   die  Angelegenheit  vor  dem  schwedischen  Volk  durch      rungeo. 
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einen  Zusatz  zu  verteidigen.  Dieser  Zusatz  ging  darauf 
aus,  dass  die  ganze  Neuordnung'  nicht  etwa  die  Erfüllung 
irgendeines  rechtmässigen  Anspruchs  Norwegens  sei,  sondern 
nur  ein  Beweis  schwedischer  Grossmut  und  Friedensliebe. 
Den  Anfang  habe  Schweden  bereits  dadurch  gemacht,  dass 
man  den  norwegischen  Staatsminister  seit  1835  an  der 
Behandlung  diplomatischer  Angelegenheiten  hatte  teilnehmen 
lassen,  obwohl  weder  die  Reichsakte  noch  irgendein  andres 
die  Vereinigung  berührendes  Gesetz  Norwegen  eine  Teilnahme 
an  der  Beratung  dieser  Angelegenheiten  einräumten.  Diese 
Art,  den  Gnädigen  zu  spielen  und  dazu  der  Umstand, 
dass  ja  vereinbart  wurde,  der  schwedische  Minister  des 
Auswärtigen  sollte  gesetzlich  als  solcher  für  Norwegen 
amtieren  —  alles  das  waren  Gesichtspunkte,  die  das  Schicksal 
der  Vorlage  im  norwegischen  Storting  entschieden.  Letzteres 
Aufnahme  des  beeilte  sich,  dcu  Vorschlag  vor  der  regelmässigen  Zeit,  schon 
Vorschlags  im  ^jj^  Fcbruar  1891,  unter  grundsätzliche  Behandlung  zu  nehmen. 
Bernersche  Es  erklärte  in  der  sogenannten  Bernerschen  Tagesordnung 
Tagesordnung,  ajji  23.  Fcbruar  1891:  „Im  Anschluss  an  frühere  Stortingsaus- 
sprüche  behauptet  das  gegenwärtige  Storting  Norwegens  das 
Recht  eines  selbständigen  Reichs  auf  vollständige  Gleichstellung 
in  der  Union  und  damit  sein  Recht,  auf  verfassungsmässig  zu- 
verlässige Weise  seine  auswärtigen  Angelegenheiten  selbst  zu 
wahren  —  und  spricht  die  Gewissheit  aus,  dass  das  norwegische 
Volk  niemals  einer  Ordnung  zustimmen  wird,  die  der  Durch- 
führung von  Norwegens  vollem  Recht  auf  diesem  Gebiet  hinder- 
lich werden  könnte". 

V.   Die  Radikalen  die  Führenden. 

Das  Ministe-         ^^^   Annahme   dieser  Tagesordnung   hatte    den   sofortigen 

rium  steen.  Rücktritt  dcs  Ministeriums  zur  Folge.    Es  wurde  ein  Ministerium 

1891  1893    ^yg  Mitgliedern  der  Linken  unter  Johannes  Stei  n   i^diikUt 

(am  6.  März  1891). 

Aufnahmedes         Kein   bessercs   Schicksal   hatte   der   Vorschlag-   im 

Vorschlag« Im  schwedischen  Reichstag.    Hier  wurde  unabhängig  von  der 

"^Jicbsur" ''^^^^^""^"^^^"^^  des  Stortings  am  21.  Februar  ein  sehr  luftiiitr 

Widerspruch  gegen  den  Vorschlag  erhoben,  und  ein  glei(  li/t  iti<: 

eingebrachter  Antrag  einer  allgemeinen  Revision  der   l  nioiis- 
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grimdlagen  fand  vielen  Beifall.  Das  Ende  dieser  jahrelangen 
Versuche,  sich  über  die  Behandlung  der  diplomatischen  An- 
gelegenheiten zu  einigen,  war,  dass  beide  Völker  durch  ihre 
Parlamente  den  Vorschlag  ihrer  Regierungen,  der  einen  Ausgleich 
herbeiführen  sollte,  ablehnten. 

Die  Streitfrage  in  ihrer  ganzen  grundsätzlichen  Tragweite 
wieder  aufzunehmen,  schien  aussichtslos.  Zwar  setzte  die  Linke 
bei  den  Stortingswahlen  im  Jahre  1891  ausser  dem  allgemeinen 
Stimmrecht  auch  die  Ordnung  der  diplomatischen  Ange- 
legenheiten auf  ihr  Programm  und  verlangte,  dass  sie  unter 
verfassungsmässiger  Verantwortlichkeit  für  Norwegen  geleitet 
würden.  Damit  war  als  Ziel  aufgesteckt,  Norwegen  einen 
eignen  Minister  des  Äussern  zu  verschaffen.  Aber  obwohl 
die  Linke  bei  den  Neuwahlen  siegte,  stand  in  Wirklichkeit  hinter 
diesem  Plane  keineswegs  ein  einiges  Volk.  Vielmehr  teilten 
sich  die  Norweger  in  zwei  politische  Lager.  Die  einen  ver- 
langten einen  eigenen  Minister  des  Auswärtigen  (dieser  Lösung 
schlössen  sich  mit  wachsender  Einmütigkeit  die  Abgeordneten 
der  Linken  an).  Die  andern  wollten  die  Leitung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  in  die  Hände  eines  einzigen 
Ministers  gelegt  wissen,  eines  Norwegers  oder  Schweden, 
der  verantwortlich  sein  sollte  gegenüber  der  Volksvertretung 
Norwegens  sowohl  wie  Schwedens. 

Unter  dem  Druck  der  ausserordentlich  gespannten  Lage  voll- 
zog sich  in  der  bisherigen  Taktik  der  norwegischen  Re- 
gierung eine  gewisse  Schwenkung.  Sie  wich  der  Hauptent- 
scheidung aus,  trotzdem  sie  vom  Volke  ungeduldig  verlangt 
wurde.  Statt  die  Frage  der  politischen  Gemeinsamkeit  mit  aller 
Gewalt  durchzusetzen,  richtete  sie  ihr  Augenmerk  auf  gewisse 
Einzelheiten,  in  denen  diese  Gemeinsamkeit  Ausdruck  fand,  und 
leitete  dadurch  die  Auflösung  der  Union  tatsächlich  ein.  Die 
Wirkung  für  die  Verschmelzungspolitik  wäre,  wenn  dieses  Ver- 
fahren zu  Ende  geführt  worden  wäre,  in  dem  einen  Fall  wie 
in  dem  andern  die  gleiche  gewesen.  Der  Tod  kann  ebensogut 
herbeigeführt  werden  durch  einen  einzigen  tiefen  Hieb,  wie  durch 
langsames  Verbluten  infolge  vieler  kleinerer  Wunden. 

In  der  folgenden  Zeit  knüpfte  der  unionspolitische  Kampf 
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Die  Konsulats- nicht  an  die  Frage  des  Ministers  des  Äussern  an,   sondern  an    ^ 
frage,      (jas  gemeinsame  Konsulatwesen. 

§  36.    Die  Konsulatfrage. 

Dass  jedem  Land  unverkürzt  das  Recht  zustände,  nach 
Wunsch  seine  eignen  Konsuln  zu  haben  und  selbst  einzusetzen, 
darüber  herrschte  in  Norwegen  keine  Meinungsverschiedenheit 
(ausgenommen  der  norwegische  Rechtsgelehrte  Aschehoug).  Nur 
darüber  war  man  sich  zunächst  nicht  ganz  im  klaren,  ob  ein 
getrenntes  Konsulatwesen  praktisch  auch  wünschenswert  sei. 
Zunächst  bezogen  sich  die  Reformbestrebungen  auf  besondere 
Fragen  der  Einrichtung  und  Verwaltung. 

I.  In  bezug  auf  das  Konsulatwesen  blieben  jahrzehntelang  die 
1858  getroffenen  Bestimmungen  in  Geltung.  Die  nächste  Stufe 
in  der  Entwicklung  der  für  beide  Länder  gemeinsamen  Ein- 
richtung war  das  Einsetzen  eines  schwedisch-norwegischen 
Konsulatkomitees  im  Jahre  1875,  dessen  Gutachten  die  Grund- 
lage der  königlichen  Konsulatsordnung  vom  4.  November 
1886  bildet.  In  den  Grundzügen  blieb  die  Dienstanweisung 
vom  Jahre  1858  bestehen.  Die  gemeinsamen  Konsulatangelegen- 
heiten blieben  dem  Auswärtigen  Amt  unterstellt,  und  für  solche 
Angelegenheiten,  die  nur  das  eine  Land  angingen,  blieb  die 
zuständige  Behörde  in  Schweden  das  „Kommerzkollegium",  in 
Norwegen  das  Ministerium  des  Innern.  Aber  diese  Bestimmungen 
wurden  ergänzt  durch  Verordnungen,  die  das  Zusammenwirken 
dieser  beiden  Behörden  der  verbündeten  Reiche  fester  ent- 
wickelten. Insofern  erhielt  die  Gemeinsamkeit  eine  neue  Stärkung. 
In  den  nächstfolgenden  Jahren  wurde  in  Schweden  sowohl  wie 
in  Norwegen  angeregt,  die  Konsulatabgaben  herabzusetzen 
bzw.  ganz  abzuschaffen.  Von  1891  ab  musste  diese  Frage  einer 
andern  von  weit  grösserer  Tragweite  weichen.  Schon  1847 
hatte  die  norwegische  Regierung  in  einer  Denkschrift  vom 
27.  Februar  ausgeführt,  dass  es  dem  einen  Lande  zugestanden 
werden  müsste,  in  einzelnen  Fällen  besondere  Konsuln  zu 
ernennen.  Die  beiden  Länder  hätten  vielfach  verschiedene 
wirtschaftliche  Interessen,  verschiedenartige  Handelseinrich- 
tungon  und  suchten  zum  Teil  verschiedene  Märkte.  D'wsrv  (i( 
danke  wurde  um  das  Jahr   1890   wieder   lebhaft   (wirttri:    dt  i 
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Anspruch  auf  eigne  Konsuln  wuchs  mit  der  steigenden  Be- 
deutung des  norwegischen  Handels.  Norwegen  hatte  die 
viertgrösste  Handelsflotte  der  Welt  und  eine  etwa  dreimal  so 
grosse  als  Schweden;  Schweden  hatte  trotzdem  bei  der  Anstellung 
von  Konsuln  das  ausschlaggebende  Wort  zu  sagen.  Das  Kon- 
stitutionskomitee des  Stortings  nahm  1891  die  Frage  in  erjieute 
Behandlung.  Auf  seinen  Vorschlag  beschlossdasStortingam 
22.  Juni  1891  einstimmig,  bei  der  Regierung  zu  beantragen,  sie 
möge  einem  der  nächsten  Stortinge  darüber  Bericht  erstatten: 

1.  ob  und  in  welcher  Ausdehnung  die  Anstellung  eigner  Kon- 
suln oder  die  Errichtung  eines  eignen  Konsulatwesens  für 
Norwegen  als  notwendig  erachtet  werden  müsse,  und  welche 
Ausgaben  dies  gegebenenfalls  mit  sich  führen  würde;  ferner 

2.  ob  und  in  welcher  Ausdehnung  die  Konsulatabgaben  herab- 
gesetzt, und  die  Ausgaben  für  das  Konsulatwesen  überhaupt 
eingeschränkt  werden  könnten. 

Veranlasst  durch  diese  Anregung  des  Stortings  setzte  das  Gutachten  des 
Ministerium    des    Innern    ein    norwegisches    Konsulat- "«'"^'«s- ^^n- 
komitee  nieder,  das  am  20.  Oktober  in  einem  Gutachten  ein-        igoi. 
stimmig  aussprach,  die  Rücksichten  auf  Norwegens  überseeische 
und  handelspolitische  Interessen  erforderten  mit  Bestimmtheit, 

1.  dass  Norwegen  die  volle  Leitung  seines  Konsulatwesens 
selbst  übernehme, 

2.  dass  zu  Konsuln  an  den  wichtigsten  Plätzen  im  Auslande 
nur  Norweger  berufen  würden. 

Diese  Forderungen  setzten  —  wie  das  Komitee  bemerkt  — 
eine  Auflösung  der  bestehenden  konsularen  Gemeinschaft  voraus. 
Es  machte  ferner  auf  verschiedene  Mängel  in  der  bisherigen 
Ordnung  aufmerksam.  Ausser  einem  Vorschlag  zur  Besserung- 
verschiedener  damals  bestehender  Verhältnisse  im  Konsulatsetat, 
legte  es  einen  vollständigen  Plan  zur  Neuordnung  eines 
eignen  norwegischen  Konsulatwesens  vor. 

An  dieses  Vorgehen  in  Sachen  des  Konsulatwesens  schloss  Neue  Anregung 
sich  eine  neue  Anregung  in  bezug  auf  die  diplomatische  Ver- ^^p'J"^'^^^^'^^®^^ 
tretung  der  beiden  Reiche.  tretung  i89i. 

Als  sein  Etat  im  zusammengesetzten  Staatsrat  am  5.  Dezember 
1890  zur  Behandlung  kam,  hatte  der  Minister  des  Auswär- 
tigen die  Äusserung  getan,  die  Stellung,  in  der  sich  die  ver- 

14* 
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bündeten  Länder  zueinander  befänden,  bringe  es  mit  sich,  dass 
die  Anstellung  von  Beamten  im  auswärtigen  Dienst  unter  allen 
Umständen  gemeinsam  sein  müsste.  Hiergegen  erhoben  bei  Be- 
handlung des  Haushaltsplans  des  Auswärtigen  Amts  im  Storting 
im  Juni  1891  mehrere  Redner  Einspruch.  Es  wurde  in  diesem 
Zusammenhang  als  eine  bessere  Ordnung  wie  die  zurzeit  be- 
stehende bezeichnet,  dass  Norwegen  sich  einen  eignen 
Minister  des  Auswärtigen  verschaffe.  Der  norwegische 
Ministerchef  sprach  sich  günstig  über  die  Berechtigung  Nor- 
wegens auf  eine  derartige  Umgestaltung  aus,  die  er  keineswegs 
für  praktisch  undurchführbar  hielt.  Das  Storting  knüpfte 
nun  an  seine  Bewilligung  des  Etats  einige  Bedingungen. 
Solche  waren  schon  vom  Storting  und  der  Regierung  im  Jahre 
1890  gemacht  und  teilweise  auch  befolgt  worden.  Sie  gingen 
darauf  aus,  dass  die  Gesandtschaftsposten  in  Wien  und  in  Kon- 
stantinopel nur  einstweilig  besetzt  und  bei  Gelegenheit  ein- 
gezogen werden  sollten.  Das  Storting  wollte  im  Jahre  1891, 
dass  die  Anstellung  der  Beamten  im  auswärtigen  Dienst 
überhaupt  nur  eine  vorläufige  sei,  bis  sich  das  Storting  über 
die  Bewilligung  der  Gehälter  geäussert  hätte.  Der  Haushalt- 
plan wurde  sodann  am  13.  Januar  1892  im  gemeinsamen  Staatsrat 
behandelt.  Hierbei  erklärte  der  Minister  des  Äussern,  unterstützt 
von  den  übrigen  schwedischen  Staatsräten,  ein  Aufgeben  der 
Regel,  dass  die  Anstellung  von  Vertretern  bei  fremden  Mächten 
für  Schweden  und  Norwegen  gemeinsam  sein  sollte,  sei  seiner 
Überzeugung  nach  nicht  mit  dem  Bestehen  der  Union  ver- 
einbar; die  norwegische  Staatsratabteilung  vertrat  den  ent- 
gegengesetzten Standpunkt. 

Im  Storting  beschäftigte  man  sich  vor  allem  mit  der  Kon- 
sulatfrage. Auf  eine  Anfrage  hin  erklärte  der  Ministerchef, 
dass  Norwegen  allein  zu  bestimmen  hätte,  ob  es  seine 
eigne  Konsulatvertretung  einführen  solle  oder  nicht. 
Hingegen  müsste  eine  etwa  beschlossene  Abwicklung  und 
Auflösung  der  bisherigen  konsularen  Gemeinschaft  Gegen- 
stand von  Verhandlungen  zwischen  der  norwegischen  und 
schwedischen  Staatsverwaltung  sein.  Eine  Erklärung  des  Stor- 
schlTftglso'rd-^'"^^'*^'  die  sogenannte  Moursundsche  Tagesordnung  vom 
nang  im.    1.  MüTz  1892,  gab  diesem  Standpunkt  der  Regierung  die  Zu- 
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Stimmung  seitens  der  Volksvertretung.  Sie  lautete:  „Das  Storting 
hält  daran  fest,  dass  die  Frage,  ob  Norwegen  eignes  Konsulat- 
wesen errichten  soll,  eine  ausschliesslich  norwegische  Angelegen- 
heit ist,  die  allein  von  der  norwegischen  Staatsverwaltung  zu 
behandeln  und  zu  entscheiden  ist;  während  die  darauf  folgende 
Abwicklung  der  bisher  bestehenden  Verhältnisse  gegebenenfalls 
zum  Gegenstand  von  Verhandlungen  zwischen  den  norwegischen 
und  schwedischen  Staatsmächten  gemacht  werden  muss". 

Das  Ministerium  des  Innern  gab  nun  im  Anschluss  an 
die  Ausführungen  des  Konsulatkomitees  sein  Gutachten  dahin 
ab,  dass  es  für  Norwegen  unbedingt  wünschenswert  sei,  Nor- 
weger, und  nicht  Schweden,  auf  die  für  das  Land  wichtigeren 
Posten  zu  senden.  Es  stellte  gleichzeitig  in  Aussicht,  bis  zum 
1.  Januar  1894  die  für  die  Trennung  des  Konsulatwesens  nötigen 
Vorarbeiten  fertigzustellen.  Hinsichtlich  des  näheren  Zeitpunktes 
für  die  Auflösung  der  Gemeinschaft  schlug  es  vor,  diesen  nach 
Verhandlungen  mit  Schweden  festzusetzen.  Gleichzeitig  hiermit 
wurden  auch  im  schwedischen  Reichstag  Anträge  ein- 
gebracht, die  Änderungen  in  der  Konsulatverwaltung 
bezweckten.  Jedoch  trugen  diese  Anregungen  in  Schweden  bei 
weitem  nicht  den  grundsätzlichen  Charakter,  wie  in  Norwegen. 
In  Norwegen  wurde  der  vom  Ministerium  des  Innern  aus- Das  storting 
e-earbeitete  Plan,   dem  die  Mehrheit  des  Konstitutionskomitees    ^^^sß^^ß^s*^ 

"  '  eignes  norvvcg. 

beigetreten  war,  am  10.  Juni  1892  angenommen,  wobei  auch    Konsuiat- 
aus  dem  Barbestand  der  Staatskasse  ein  grösserer  Betrag*  zur      wesen. 

°  ®  10.  Juni  1892. 

Durchführung  des  Plans  bewilligt  und  gleichzeitig  die  Regierung 
ersucht  wurde,  Verhandlungen  mit  Schweden  über  die  Abwick- 
lung der  konsularen  Gemeinschaft  einzuleiten;  nur  über  die 
Form  dieser  Abwicklung  sei  zu  verhandeln,  nicht  etwa  über 
ihre  Zweckmässigkeit.  Im  norwegischen  Staatsrat  in  Stock- 
holm legte  die  norwegische  Regierung  am  22.  Juni  den 
Beschluss  dem  König  zur  Sanktion  vor.  Der  König  beschloss 
jedoch,  die  Angelegenheit  bis  zu  ihrer  Behandlung  im  Staatsrat 
in  Kristiania,  der  am  29.  Juni  stattfinden  sollte,  aufzuschieben. 
Aber  ehe  es  soweit  kam,  reichte  der  Ministerchef  Steen  Absciiiedsge- 
im   eignen  wie  im  Namen  der  gesamten  Regierung  das  Ab-^^^  "^^^f/"^' 

steriums  otoen. 

schiedsgesuch  ein.  In  dem  Gesuch  hiess  es:  „Da  Eure 
Majestät   erklärt  haben,    den   Beschluss   des   Stortings   in   der 
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Konsiilatfrage  nicht  genehmigen  zu  wollen,  und  da  keiner  der 
Unterzeichneten  bereit  ist,  die  verfassungsmässige  Verantwortung 
dafür  zu  übernehmen,  müssen  wir  um  unsere  Enthebung  vom 
Staatsratsamte  bitten".  Der  König  verfügte  darauf:  „Obwohl 
in  dieser  Angelegenheit  keine  Staatshandlung  von  meiner  Seite 
als  Grund  für  das  von  sämtlichen  Staatsräten  jetzt  eingereichte 
Abschiedsgesuch  vorliegt  —  was,  wie  ich  meine,  doch  statt- 
gefunden haben  müsste,  —  kann  ich  mich  nicht  weigern,  dieses 
Gesuch  anzunehmen,  fordere  aber  die  Staatsräte  auf,  bis  auf 
weiteres  die  laufenden  Geschäfte  zu  besorgen". 

Am  folgenden  Tage  erklärte  der  Ministerchef  im  Stor- 

ting,  das  Ministerium  könnte  nicht  mehr  als  leitende  Regierung 

an   den  Verhandlungen   teilnehmen.     Das  Storting  be- 

zuschrift  des  schloss  darauf,  seine  Verhandlungen  vorläufig  einzu- 

stortingspräsi-g^g^lgjj       j)^g    Präsidium    des    Stortings    richtete    eine 

diums  an  den  ^  ,      .  ^  .          . 

König.  Zuschrift  an  den  König,  in  der  es  ihn  bat,  nicht  das  einzige 
Ministerium,  das  jetzt  das  Vertrauen  des  Landes  besässe,  zum 
Rücktritt  zu  zwingen. 

Am  6.  Juli  sprach  das  Storting  in  der  sogenannten 
John Lundsche John  Lundscheu  Tagesordnung  aus:  dass  die  Weigerung, 
Tagesordnung  ^gjj  Bcschluss  dcs  Stortiugs  vom  10.  Juni  die  Errichtung  eignen 
norwegischen  Konsulatwesens  betreffend  anzunehmen,  eine  poli- 
tische Lage  geschaffen  habe,  die  weittragende  Folgen  zum 
Schaden  des  Vaterlands  sowohl  wie  des  Königstums  und  der 
Union  haben  könnte,  und  dass  das  Ministerium  Steen  das  einzige 
sei,  welches  zurzeit  eine  Mehrheit  im  Storting  um  sich  zu 
sammeln  vermöchte. 

Aber  diese  Vorstellungen  wurden  vom  König  sehr 
kühl  aufgenommen.  Er  verliess  sogar  in  geradezu  demonstra- 
tiver Weise  den  politischen  Schauplatz  und  gab  deutlich  zu 
verstehen,  so  wie  die  Dinge  lägen,  wäre  es  nicht  seine  Aufgabe, 
das  Land  aus  den  politischen  Schwierigkeiten  herauszuziehen. 
Die  Lage  drohte  recht  ernst  zu  werden,  das  Staatsgetriebe 
geriet  ins  Stocken  bei  einem  derartigen  andauernden  Interim. 
Dass  das  in  der  Hauptstadt  versammelte  Storting  wodi»  nlaiii: 
seine  Verhandlungen  einstellte,  und  die  Ministtiki  isc  tincn 
chronischen  Charakter  anzunehmen  drohto.  niussii  aul  die 
Dauer    verderblich    auf    die    Staatsbürger    wirkiMi.      Da    trat 
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Christian   M icheisen   —   der    spätere  Führer   bei   der    end- Die Micheisen- 
gültigen     politischen     Abrechnung     zwischen    Norwegen     und  ^^^®  Tages- 
Schweden    —    mit    dem    Vorschlag    einer    Tagesordnung  26.juiii892. 
hervor,   die  am  26.  Juli  vom  Storting  einstimmig  angenommen  Aufschub  der 

Entscheidung. 

wurde  und  folgenden  Wortlaut  hatte:  „Da  es  die  Interessen  des 
Landes  fordern,  dass  die  jetzige  Krise  möglichst  bald  zu  einem 
Abschluss  gebracht  wird,  stellt  das  Storting  dem  Ministerium 
anheim,  der  Aufforderung  des  Königs  zu  entsprechen  und  sein 
Abschiedsgesuch  zurückzuziehen,  indem  gleichzeitig  damit  die  Be- 
handlung der  Konsulatfrage  bis  auf  weiteres  aufgeschoben  wird". 
Im  Staatsrat  beim  König  am  darauf  folgenden  Tag  handelte 
das  Ministerium  demgemäss.  Der  Ministerchef  machte  dem  Stor- 
ting hiervon  Mitteilung  mit  dem  Hinzufügen,  Voraussetzung 
des  Ministeriums  hierbei  sei,  dass  die  Angelegenheit 
jedenfalls  im  norwegischen  Staatsrat  vor  Ausgang  des  Bud- 
gettermins behandelt  würde.  Das  Storting  nahm  darauf  den 
Haushaltsplan  für  das  folgende  Jahr  an,  machte  aber  dabei  den 
Vorbehalt,  dass  ausser  bei  Anstellung  der  diplomatischen  Be- 
amten auch  hinsichtlich  frei  gewordener  oder  frei  vorbehalte  bei 
werdender  Konsulate  nur  eine  vorläufige  Besetzung  bis  Bewilligung 

des  fitäts 

auf  weiteres  erfolgen  sollte.  Ferner  wurde  der  Wunsch  ge- 
äussert, dass  zukünftig  Rechenschaft  über  die  Verwendung 
der  für  geheime  Auslagen  bewilligten  Mittel  im  gemein- 
samen Staatsrat  abgelegt  würde,  damit  der  norwegische 
Staatsminister  in  Stockholm  die  Anwendung  der  bewilligten 
Gelder  prüfen  könnte.  Diese  sämtlichen  Punkte  wurden 
indessen  vom  Minister  des  Äussern  in  einem  im  gemeinsam 
schwedisch -norwegischen  Staatsrat  am  2.  Dezember  1892  vor- 
gelegten Haushaltvoranschlag  abschlägig  beschieden.  In 
einer  bald  darauf  folgenden  Denkschrift  zu  der  Angelegenheit 
seitens  der  norw^egischen  Regierung  äusserte  diese,  dass  man, 
wenn  nicht  die  Auflösung  der  konsularen  Gemeinschaft  infolge 
des  Stortingsbeschlusses  am  10.  Juni  nahe  bevorstände,  geneigt 
sein  würde,  zu  befürworten,  die  norw^egischen  Konsulat- 
abgaben unmittelbar  an  die  norwegische  Staatskasse 
einzuzahlen.  Hierzu  bemerkte  der  Minister  des  Äussern  im  Gutachten  des 
zusammengesetzten    norwegisch-schwedischen  Staats-  Ministers  des 

Äussern  löyd. 

rat  am  14.  Januar  1893.     Die  Auflösung  der  konsularen  Ge- 


216     Teill:  Hist.-jur.  Darstellung-4.Abschn.:  Geschichte  der  Union  1872-1905 

meinscliaft  sei  eine  Angelegenheit,  die  nicht  Norwegen  allein, 
sondern  beide  Reiche  angehe,  und  diese  Frage  müsse  deshalb 
der  Reichsakte  gemäss  zum  Gegenstand  gemeinsamer  Behand- 
lung gemacht  werden.  Er  könnte  nichts  Bestimmtes  darüber 
äussern,  bis  zu  welchem  Grade,  unter  Beibehaltung  der  Ge- 
meinschaft auf  diplomatischem  Gebiet  —  was  eine  Lebensbe- 
dingung für  die  Union  sei  —  Änderungen  im  Konsulatwesen 
eingeführt  werden  könnten ;  worauf  er  folgendermassen  fortfuhr : 
„aber  ich  bezweifle  nicht,  dass  sich  bei  beiderseitigem  Entgegen- 
kommen eine  beide  Teile  befriedigende  Lösung  wird  finden  lassen 
sowohl  in  bezug  auf  die  Ordnung  der  gemeinsamen,  auf  dem 
Grundsatz  der  Gleichstellung  beider  Reiche  erfolgenden  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  durch  einen  gemeinsamen 
Minister  des  Äussern,  einen  Schweden  oder  Norweger,  wie  auch 
was  die  Ordnung  des  gegenwärtig  mit  der  Leitung  des  aus- 
wärtigen Amts  verbundenen  Konsulatwesens  anbetrifft".  Die 
norwegische  Staatsratabteilung  betonte  demgegenüber,  dass 
die  zwischen  den  Reichen  abgeschlossene  Reichsakte  Schweden 
keinerlei  Mitbestimmungsrecht  einräume  in  bezug  auf  die  Frage, 
ob  Norwegen  sein  besonderes  Konsulatwesen  einrichten  sollte; 
sie  könne  auch  fernerhin  nicht  anerkennen,  dass  die  Gemein- 
samkeit auf  dem  diplomatischen  Gebiete  eine  Grundbedingung 
für  die  Union  sei. 

Die  Ausführungen  des  Ministers  des  Äussern  im  Staatsrat 
am  14.  Januar  hatten  in  der  schwedischen  Ersten  Kammer 
am  24.  Januar  eine  Debatte  zur  Folge,  in  der  in  schärfster 
Weise  betont  wurde  (u.  a.  von  Alin),  dass  die  Gleichstellung, 
auf  deren  Grundlage  die  Lösung  der  beiden  angeregten  Fragen 
geschehen  sollte,  nicht  lediglich  eine  Gleichstellung  in  bezug 
auf  unioneile  Rechte,  sondern  auch  in  bezug  auf  entsprechende 
Pflichten  sei. 

.   In   Norwegen   wurden    dieselben    Ausführungen   in   dem 
Verhandlungsbericht  des  Staatsrats  durcli  die  am  17.  März  1893 
Die  Löviami-  angenommene  Lövlaud schc  Tagcsorduung  beantwortet.  Diese 
'"^ordnun'^"    ^^"^^^^*  :,Ini  Auschluss  au  die  einstimmige  Adrcsss  des  Stortiugs 
17.  März  i8as.  vom  23.  April  1860  hält  das  gegenwärtige  Storting  daran  fest, 
dass  Norwegen  allein  in  allen  solchen  Angelegenheiten  zu  ent- 
scheiden hat,   die  nicht  in  der  Reichsakte  als  gemeinsam   be- 
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zeichnet  sind,  und  behauptet  in  Übereinstimmung  hiermit,  dass 
der  Stortingsbescliluss  vom  10.  Juni  v.  J.  ausschliesslich  von  der 
norwegischen  Staatsverwaltung  behandelt  werden  darf,  und  dass 
über  die  vorliegende  Frage  unabhängig  von  andern,  von  Seiten 
Schwedens  im  Verhandlungsbericht  vom  14.  Januar  erhobenen 
Fragen  entschieden  werden  muss". 

Im  schwedischen  Reichstag  wurden  die  schwedischen  schreiben  des 
Gesichtspunkte  in  einem  Schreiben  vom  14.  April  angegeben,  schwedischen 
Das  Schreiben  war  in  versöhnlichem  Tone  gehalten  und  drückte 
keine  unmittelbare  Abneigung  gegen  eine  Umgestaltung  des  Kon- 
sulatwesens aus.  Aber  der  Reichstag  erklärte  mit  aller  Bestimmt- 
heit, dass  ihm  unter  allen  Umständen  erst  Gelegenheit  gegeben 
werden  müsste,  sich  zur  Sache  zu  äussern,  ehe  irgendein 
Beschluss  gefasst  werden  dürfte,  der  auf  die  bestehende  Ge- 
meinschaft einwirken  könnte. 

Der  König  hatte  zwischen  zwei  miteinander  unversöhn- 
lichen Standpunkten  zu  wählen,  und  er  nahm  offen  für  den 
schwedischen  Partei.  Im  norwegischen  Staatsrat  vom 
22.  April  begehrte  nunmehr  das  Ministerium  Steen  endgültig  Motiviertes  Ab- 
seinen Abschied,  da  es  vom  König  benachrichtigt  worden  war,  «chiedsgesuch 
dass  er  auf  seiner  früheren  Meinung  beharre.  In  ihrem  Ab-  Ministeriums, 
schiedsgesuch  bemerkte  die  Regierung,  sie  hätte  gemeint,  um 
ihren  Abschied  einkommen  zu  müssen,  ehe  die  Angelegen- 
heit offiziell  vorgetragen  würde,  um  nicht  durch  ein 
andres  Vorgehen  die  Frage  hervorzurufen,  ob  der  König  dem 
Grundgesetz  gemäss  das  Recht  hätte,  einen  Beschluss  zu  fassen, 
von  dem  seine  verfassungsmässigen  Ratgeber  ihm  abgeraten 
hätten,  und  für  den  keiner  von  ihnen  die  verfassungsmässige 
Verantwortung  übernehmen  könnte;  ferner  ob  der  Staatsrainister 
das  Recht  hätte,  einen  solchen  Beschluss  gegenzuzeichnen,  was 
das  Ministerium  für  gesetzwidrig  ansähe. 

Diese    Erklärung    enthält    schon    eine    Vorandeutung    derEinPrognosti- 
grundsätzlichen  norwegischen  Auffassung  von   der  Ministerver-  ^^^  ^^^  ^*°^- 

m  ^    rir  sterkrisc  vom 

antwortlichkeit,    wie    sie    im  Jahre    der   Trennung    1905    zum   jaure  1905. 
Ausdruck  kam. 

II.  Versuch  einer  „rettenden  Tat"  durch  die  Rechte. 
Der  König  übertrug  es  nunmehr  dem  Führer  der  Rechten, 
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Das  zweite  Emil   Stang,    ein  neues   Ministerium  zu   bilden,   was   diesem 

Ministerium  r»    nr    •    i  ono         i 

Stang     auch  am  2.  Mai  1893  gelang. 

1893-1895.  Der    neue    Premierminister    teilte    dem    Storting   mit, 

dass  er  dem  Rufe  des  Königs  gefolgt  sei,  um  der  Gefahr 
vorzubeugen,  die  entstanden  sein  würde,  wenn  der  König 
ohne  Ratgeber  und  das  Land  ohne  Regierung  geblieben 
wäre,  und  „um  dem  Volke  Gelegenheit  zu  geben,  sich  bei  den 
Neuwahlen  zu  äussern,  ehe  das  Land  in  Zustände  gerate,  die 
von  der  ernstesten  Bedeutung  für  seine  Zukunft  werden  könnten". 
Das  Storting  antwortete  darauf  am  6.  Mai  mit  einem 
Misstrauensvotum  und  verlangte  die  Entscheidung  des  Königs 
über  seinen  Beschluss  vom  10.  Juni  1892  noch  vor  Ablauf  des 
Rechnungsjahres.  Es  forderte  ferner  am  19.  Juli,  dass  die  bis- 
her bestehende  Gemeinschaft  im  Konsulatwesen  zum 
Die  Gemein-  L  Jauuar  1895  gekündigt  werden  sollte;  die  Bewilligungen 
Schaft  im  Kon- 2ur  Errichtung  eines   eignen  Konsulatwesens   wurden  erneuert 

Bulatwesen  zum 

I.Januar  1895  Und  hieran  für  die  Zeit  von  1893—1894  die  Bedingung  geknüpft, 
gekündigt,  ^^ss  die  Stellungen  im  Konsularetat  von  jetzt  an  nur  vorläufig 
besetzt  würden.  Als  Bedingung  für  Norwegens  Beitrag  zu  den 
Ausgaben  für  den  auswärtigen  Dienst  verlangte  das  Storting 
u.  a.,  dass  von  dem  bewilligten  Betrag  weder  etwas  für  den 
Gesandtenposten  in  Wien  nach  dem  Jahre  1893,  noch  zu  den 
sogenannten  geheimen  Ausgaben  verwendet  werden  dürfte.  Die 
norwegische  Regierung  weigerte  sich  aber,  diesen  Beschlüssen 
des  Stortings  zu  folgen,  und  dementsprechend  bestimmte  eine 
königliche  Verfügung  vom  25.  September,  dass  alles  beim 
alten  bleibe.  Im  ministeriellen  Staatsrat  am  4.  Dezember  1893 
wurde  beschlossen,  den  Gesandtschaftsposten  in  Wien  beizube- 
halten, und  durch  einen  Beschluss  im  schwedischen 
Staatsrat  übernahm  es  Schweden,  allein  die  Kosten 
hierfür  zu  bestreiten. 

Die  gespannte  Stimmung  Norwegens  seinem  Verbün- 
Änsserungen  dcteii  gegenüber,  der  die  Durchführung  der  norwegischen  Staats- 
der  voikser-  Souveränität  verhinderte,  und  gegenüber  dem  Köiiiu,  der 
allerdings  gedeckt  durch  eine  bedeutende  norwegische  MiiuU  liuit. 
das  kleinere  Land  wesentlich  nach  Rücksichten  ;nif  dii  scliwr 
dische  grundsätzliche  Auffassung  von  der  Union  regierte,  inaditt^ 
sich   in   verschiedenen  Schritten  und  Veranstaltuiigt n 
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in  jener  Zeit  Luft.  Im  Jahre  1893  fasste  das  Storting  den 
bereits  oben  erwähnten  Beschluss,  das  Unionszeichen  aus 
der  Handelsflagge  sowie  aus  der  Staatsflagge  auf  öffent- 
lichen Gebäuden  zu  entfernen,  ein  Beschluss,  der  in  den 
Jahren  1896  und  1898  wiederholt  wurde  und  im  letztgenannten 
Jahre  der  Verfassung  gemäss  Gesetz  ward,  obwohl  der  König 
demselben  jedesmal  seine  Sanktion  verweigert  hatte.  Ferner 
nahm  das  Storting  im  Jahre  1893  eine  bedeutende  Verminde- 
rung der  Apanage  des  Königs  sowohl  wie  des  Kronprinzen 
vor,  eine  Äusserung  des  nationalen  Unwillens  gegen  das  Königs- 
haus, die  übrigens  später  als  nicht  angemessen  wieder  rück- 
gängig gemacht  wurde. 

Indessen  entwickelte  sich  der  Streit  über  die  Konsulat-  Neue  Phasen 
frage  weiter.     Das  Storting  bewilligte  am   19.  Juli  1894  den  ^®'  Konsulat. 

•  •  •  TT-  1  Streites. 

norwegischen  Beitrag  zum  gemeinsamen  Konsulatwesen  nur  bis 
zum  Ausgang  des  Jahres  1894  mit  der  nunmehr  wiederholten 
Bedingung,  die  Stellen  nur  vorläufig  zu  besetzen  und  der  schwe- 
dischen Regierung  ohne  Zögern  offiziell  mitzuteilen,  dass  die 
konsulare  Gemeinschaft  vom  1.  Januar  1895  ab  gekündigt  sei. 
Die  norwegische  Regierung  nahm  auch  jetzt  in  dieser  Ange- 
legenheit dieselbe  abweisende  Haltung  ein  wie  im  Jahre  1893. 
Das  gemeinsame  Konsulatwesen  wurde  nicht  gekündigt,  und  der 
Voranschlag  dafür  sollte  als  nicht  bewilligt  betrachtet,  aber  die 
Norwegen  obliegenden  Kosten  von  der  norwegischen  Staatskasse 
entrichtet  werden.  In  schwedisch-norwegischem  gemein- 
samen Staatsrat  wurde  am  6.  August  1894  beschlossen,  die 
Beiträge  zu  den  diplomatischen  Ausgaben  für  beide 
Reiche  bis  auf  weiteres  von  Schweden  entrichten  zu 
lassen. 

III.  Neue  Umkehr.    Schwedische  Zwangsdrohungen. 
Norwegischer  Rückzug. 
In  Norwegen   waren  die  Stortings wählen  im   Herbst 

1894  zuungunsten  der  Rechten  ausgefallen.    Am  31.  Januar 

1895  reichte  das  Ministerium  Stang  sein  Abschiedsgesuch 
ein.  Aber  die  Vertreter  der  Linken,  an  die  sich  der  König 
wandte,  stellten  als  Bedingung  für  ihren  Eintritt  in  ein  neues 
Ministerium,  dass  die  Konsulatfrage  als  ausschliesslich  norwe- 


I 
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gische  Angelegenheit  in  norwegischem  Staatsrat  behandelt  würde. 
Handscbreiben  Barauf  richtete  der  König  an  den  amtierenden  Stortings- 
des  Königs  an  Präsidenten  am  11.  Februar  1895  ein  Handschreiben,  in  dem 
Präsidenten,  er  dringend ,  anriet,  durch  Übereinkunft  mit  dem  ünionsgenossen 
ein  gutes  Verständnis  auch  in  solchen  Sachen  herbeizuführen, 
wo  die  Meinungen  zunächst  auseinandergingen.  Unterhandlungen 
zwischen  den  Reichen  müssten  der  Reichsakte  gemäss  jeder 
Entscheidung  über  eine  geänderte  Ordnung  sowohl  des  Konsulat- 
wesens wie  der  Leitung  des  diplomatischen  Dienstes  vorangehen. 
Die  Linke  des  Stortings,  die  die  Mehrheit  hatte,  erklärte,  dass 
sie  Zwischenreichsverhandlungen  nicht  ablehne,  die  sich  mit 
dem  Grundsatz  vereinbaren  Hessen,  dass  jedes  Reich  für  sich 
über  solche  Angelegenheiten  bestimme,  die  nicht  in  der  Reichs- 
akte als  gemeinsam  bezeichnet  seien.  Dieser  vom  König  ein- 
geschlagene, staatsrechtlich  etwas  von  der  Regel  abweichende 
Weg  zur  Lösung  der  Schwierigkeiten  hatte  keinen  Erfolg. 
Der  ganze  Monat  Februar  verging,  ohne  dass  es  dem  König 
gelang,  ein  neues  Ministerium  zu  bilden. 

Indessen  hatte  der  zwischen  den  Ländern  herrschende  Zwist 
Schwedische  auch  iu  Schwcdcu  verschiedene  unionspolitische  Kund- 
Kundgebungen.ggi^yjjggj^  zur  Folge  gehabt.  Bei  der  Remissedebatte  in  der 
Ersten  Kammer  am  24.  Januar  1895  wurde  der  Gedanke  an 
eine  Auflösung  der  Konsulatgemeinschaft  verworfen  und  die 
Status  quo  -  Politik  von  selten  Schwedens  empfohlen ,  bis 
Scliweden  durch  eine  allgemeine  Revision  des  Unionsvertrages 
etwas  Besseres  bekäme,  als  ihm  jetzt  angeboten  würde. 

Am  1.  März  kehrte  der  König  von  Kristiania  nach  Stock- 
Dcr  geheime  holm  zurück.  Am  18.  März  unternahm  er  einen  in  der  schwe- 
Ausschuss  in  (jjschen  Geschichte  von  alters  her  in  aussergewöhnlichen  Fällen 

Schweden. 

gebräuchlichen  und  durch  §  54  der  Verfassung  gewiesenen 
Schritt.  Er  ersuchte  den  schwedischen  Reichstag,  be- 
sondere Abgeordnete  zu  einem  Ausscliuss  zu  wählen  (der  so- 
genannte geheime  Ausschuss,  auf  schwedisch  „Det  hemliga 
Utskottet"),  der  mit  dem  König  eine  Angelegenheit  be- 
raten sollte,  die  —  wie  der  König  meinte  —geheim  gehalten 
werden  müSvStc.  Es  wurden  nun  vom  21.  März  ab  auf  dem 
Scliloss  in  Stockliolm  langwierige  Verhandlungen  geführt,  an 
denen  auch  der  schwedische  Premierminister  und  der  Minister 
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des  Äusseren  teilnalimen.  Offenbar  hat  man  sich  damals  auf 
Seiten  Schwedens  über  einen  bestimmten  Plan  geeinigt.  Der 
König  erschien  Ende  März  wieder  in  Kristiania  und  suchte  jetzt, 
geleitet  von  ausgesprochen  schwedischen  Gesichtspunkten,  ein 
Geschäftsministerium  zu  bilden;  als  dieser  Versuch  aber 
misslang,  kehrte  der  König  nach  Stockholm  zurück,  nachdem 
er  am  3.  April  in  einem  Schreiben  an  den  norwegischen 
Ministerchef  begründet  hatte,  warum  er  nunmehr  von  einem 
Verhandeln  mit  der  Stortingsmehrheit  absehen  müsste. 

Auf  dem  schwedischen  Reichstag  wurde  am   13.  Mai   der 
königliche  Antrag  genehmigt,  wonach  die  schwedische  Staats-    Die  schwe- 
kasse   den   gesamten  Betrag   der  diplomatischen  Aus-^*^^^®  ^*^^^'^^' 

käss6  ©ntricli- 

gaben  zu  entrichten  hatte,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dass  der  tet  den  Betrag 
eigentlich  auf  Norwegen  fallende  Anteil  nur  als  Vorschusszahlung  ^•'^'p'^™**^^^^''- 
zu  betrachten  sei.  Am  15.  Mai  sandte  der  Reichstag  über 
die  Angelegenheit  an  den  König  ein  Schreiben,  in  dem  in 
sehr  bestimmten  Worten  die  Missstände  des  ünionsverhält- 
nisses,  wie  es  gegenwärtig  sei,  hervorgehoben  und  eine  voll- 
ständige Revision  des  Unionsvertrags  als  dringend  not- 
wendig angeraten  wurde.  Die  unioneilen  Bestimmungen,  wie 
sie  jetzt  wären,  seien  nicht  geeignet,  ein  gutes  und  Vertrauen 
erweckendes  Verhältnis  zwischen  den  Brudervölkern  zu  be- 
wahren. Weitere  Schritte  des  Reichstages  zeigten  in  einer  nicht 
misszuverstehenden  Weise,  bis  zu  welchem  Punkte  die  unierten 
Völker  jetzt  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  geraten  waren. 
Das  wirtschaftliche  Band,  das  seinerzeit  gerade  Schweden  zur 
Förderung  der  Annäherung  zwischen  den  beiden  Völkern  ge- 
knüpft hatte,  wurde  zerrissen.  Das  sogenannte  „Zwischen-  schwedische 
reichsgesetz"  vom  Jahre  1874,  das  die  Handels-  und  Schiff- ^""^*g"^^  ^^^ 

,Zwischen- 

fahrtsverhältnisse  zwischen  den  beiden  Nachbarländern  regelte,  reichsgesetzes«. 
wurde  plötzlich  von  selten  Schwedens  gekündigt,  offenbar 
in  der  übrigens  falschen  Annahme,  hierdurch  auf  die  Norweger 
einen   wirtschaftlich   empfindlichen  Druck   ausüben  zu  können. 
(Man  vgl.  nur  die  Bedeutung  dieses  Bandes  für  die  österreichisch- 
ungarische Union.)     Bemerkenswert  ist   schliesslich   noch   der  Erhöhung  der 
letzte  Schritt  des  schwedischen  Reichstags ,   ehe  er  am   18.  Mai  ^*^''Krfeg!^^° 
auseinanderging.     Die  für  den  Kriegsfall  dem  König  zur  Ver-    kreditive. 
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fügung  gestellten  Summen,  die  sogenannten  Kredit! ve,  wurden 
bedeutend  erhöht. 

Die  Anwendung  von  Gewalt  war  nicht  mehr  lediglich 
ein  von  der  Ersten  Kammer-Partei  anempfohlenes  Mittel,  die 
Zwangsrevision  nicht  nur  ein  Wort,  das  durch  einzelne  Per- 
sonen in  der  schwedischen  Presse  befürwortet  wurde.  Beides 
war  die  ultima  ratio  einer  von  den  schwedischen  Staatsmächten 
befolgten  Unionspolitik.  Dass  die  Norweger  die  schwedische 
Neigung  zur  Anwendung  von  Gewalt  im  Frühjahr  1895  richtig 
erkannt  haben,  ist  auch  gelegentlich  von  Seiten  Schwedens  zu- 
gegeben worden^).  Zum  Minister  des  Auswärtigen  wurde  zu 
jener  Zeit  (am  11.  Juni)  einer  der  erklärtesten  Gegner  der  nor- 
wegischen Gleichstellungspolitik,  Graf  Douglas,  ernannt. 

Die  Krise  rückte  immer  näher.  Im  Storting  erklärte  der 
Ministerchef  am  25.  Mai,  nach  Auffassung  der  Regierung  habe 
sich  der  unioneile  Zwist  in  dem  Masse  verschärft,  dass  man 
sagen  müsste,  die  Lage  sei  ernst  und  könne,  wenn  der  Streit 
noch  mehr  zugespitzt  würde,  kritisch  werden. 

In  Norwegen  herrschte  eine  gedrückte  Stimmung.  Vor 
Nachgeben  allem  niederschlagend  wirkte  es,  dass  man  jahrelang  im  ideali- 
und  Gegen-   gtischeu  Vertrauen   auf   eine   allgemeine  Entwaffnung  und  den 

rüstungen  in 

Norwegen,  cwigeu  Frieden  die  Wehrkraft  des  Landes  schlecht  in- 
stand gehalten  und  das  Heer  geradezu  vernachlässigt  hatte. 
Die  Erfahrungen  des  Jahres  1895,  wo  man  zu  einem  demüti- 
genden Rückzug  gezwungen  wurde,  brachten  hierin  eine  gründ- 
liche Änderung.  Von  diesem  Jahre  ab  wurden  die  Bewilligungen 
für  Heer  und  Flotte  erhöht;  und  um  das  Land  gegen  mögliche 
Überfallsgelüste  zu  schützen,  wurde  1901  mit  der  Aufführung 
von  Grenzfestungen  und  Sperr forts  begonnen.  Das  Hauptver- 
dienst um  diese  Erstarkung  der  norwegischen  Wehrkraft  liat 
der  Oberst  und  Kriegsminister  Georg  Stang. 

Wie  die  Sachen  im  Jahre  1895  standen,  wicli  man  der 
Entscheidung  aus.  Von  der  Hauptstadt  wurde  für  das  ganze 
Land  die  Parole  ausgegeben:  Ein  einiges  Norwegen  und 
neue  Männer!    Im  Storting  wurde  am  30.  Mai  der  Vorschlag 


')  Vgl.  Fritjof  Nansen:   Norwegen   und  die   Union   mit  Schwedt 
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ZU  einer  Tagesordnung*  eingebracht,  der  die  Anhänger  verschie-  Tagesordnung 
dener  Parteien  beigestimmt  hatten.  Der  Antrag  nahm  Bezug  ^-  '•  ^^^^  *^^^- 
auf  die  Erklärung  des  Stortings  in  seiner  Adresse  vom  23.  April 
1860:  dass  Norwegen  in  allen  Angelegenheiten,  die  nicht  in  der 
Reichsakte  als  gemeinsam  bezeichnet  waren,  allein  zu  bestimmen 
hätte.  Gleichzeitig  wurde  aber  doch  angeregt,  auf  ganz  freier 
Grundlage,  unter  einer  mit  dem  Storting  zusammenarbeitenden 
Regierung,  möglichst  bald  Verhandlungen  mit  dem  Bundes- 
genossen einzuleiten,  um  eine  befriedigende  und  mit  der  Selb- 
ständigkeit der  beiden  Reiche  und  ihrer  Gleichstellung  innerhalb 
der  Union  übereinstimmende  Ordnung  des  Konsulatwesens 
und  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  her- 
beizuführen. Hierbei  sollten  diese  Fragen  erörtert  und  klargelegt 
werden  unter  der  alternativen  Voraussetzung  einer  Umgestal- 
tung mit  Beibehaltung  der  Gemeinschaft  oder  der  Errichtung 
besonderen  Konsulatwesens  und  besonderer  Verwaltung  der  aus- 
wärtigen diplomatischen  Vertretung  für  jedes  der  Reiche.  — 
Diese  Tagesordnung  wurde  am  7.  Juni  1895  mit  90  gegen 
24  Stimmen  angenommen.  Ehe  das  Storting  auseinanderging, 
bewilligte  es  12  Millionen  Kronen  für  Heer  und  (besonders) 
Flotte,  als  Anfang,  um  das  Land  in  gehörigen  Verteidigungs- 
zustand zu  setzen. 

IV.   Norwegisches  Koalitionsministerium. 

Das  dritte  Unionskomitee. 
Die  neu  entfachte  Bewegung  bezweckte  zur  Herbeiführung 
einer  Lösung  die  Bildung  einer  neuen  Regierung,  die  sich  aus 
allen  drei  Parteien  des  Landes  (der  Linken,  der  Rechten  und 
der  Gemässigten)  zusammensetzen  sollte.  Dies  erwies  sich  jedoch 
als  äusserst  schwierig,  und  erst  am  14.  Oktober  1895  kam  ein    i^»«  erste 

^'  Hagerupsche 

Koalitionsministerium    (das    erste    Hagerupsche    Ministerium)  Ministerium 
zustande.  i895-i898. 

Die  ersten  Folgen  des  Beschlusses  vom  7.  Juni  zeigten  sich 
bei  Behandlung  des  diplomatischen  und  konsularen  Budgets  im 
Storting.  Der  Voranschlag  für  das  gemeinsame  Kon- 
sulatwesen wurde  für  das  folgende  Rechnungsjahr  bewilligt, 
ohne  dass  man  daran  die  Bedingung  einer  Kündigung  der  Ge- 
meinschaft  knüpfte;    die   von   Schweden   gemachten   Auslagen 
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wurden  zurückerstattet.  Auch  in  bezug  auf  den  Haushaltplan 
des  auswärtigen  diplomatischen  Dienstes  veränderte  das 
Storting  seine  frühere  Stellungnahme.  Nur  hinsichtlich  der 
Gesandtschaften  in  Wien  und  Konstantinopel  hielt  man  daran 
fest,  diese  Posten  nur  vorläufig  zu  besetzen,  wie  überhaupt  von 
Norwegen  verlangt  wurde,  dass  bei  Freiwerden  der  Gesandten- 
posten und  Konsulate  die  Anstellungen  vorerst  nur  einstweilig 
sein  sollten.  Über  den  letzteren  Punkt  wurden  zwischen  den 
Regierungen  der  beiden  Reiche  Verhandlungen  geführt.  Das 
norwegische  Storting  ging  1896  auf  eine  Änderung  der  von  ihm 
früher  aufgestellten  Bedingungen  ein,  und  verlangte  jetzt  nur, 
dass  man  bei  Besetzung  freiwerdender  Stellen  im  diplo- 
matischen Dienst  oder  im  Konsulatwesen  in  der  Weise 
verfahre,  dass  dadurch  keine  Schwierigkeiten  entständen 
für  eine  etwaige  Umgestaltung  dieser  beiden  Etats,  soweit 
dabei  Norwegen  in  Frage  käme. 

Das  bedeutungsvollste  Anzeichen  des  neuen  Kurses  war  das 

Einsetzung    Eiusetzeu  eincs  neuen  ünionskomitees.     Ein  solches  —  das 

eines  unions-  (jj-j^te  uud  Ictztc  in  der  Unionsgeschichte  —  kam  durch  Be- 

komiteeS   1895.  .  "^  «t^t  -,  r^r.r' 

schluss  in  gemeinsamem  Staatsrat  am  13.  November  1895  zu- 
stande. Es  bestand  aus  je  7  norwegischen  und  schwedischen 
Mitgliedern.  Seine  Aufgabe  sollte  sein,  einen  Vorschlag  aus- 
zuarbeiten zu  solchen  Änderungen  in  den  Bestimmungen  über 
die  Vereinigung  Schwedens  und  Norwegens,  für  die  ein  Bedürfnis 
vorzuliegen  scheine  oder  die  geeignet  seien,  den  Anlass  zu  Ver- 
wicklungen zu  beseitigen,  die  in  der  Unvollständigkeit  oder 
Unklarheit  dieser  Bestimmungen  ihren  Grund  hatten. 

Das  Komitee  konnte  das  Ergebnis  seiner  Arbeit  im  Januar 
p:rgebni8     1898  vorlcgcn.     Keines  der  früheren  Unionskomitees  hat 

der  Komitee-  g^   oifeubar  vou  Vornherein  das  Merkmal   der  Aussichts- 
arbeit 1898. 

(Die  4  ver-   losigkcit  auf  der  Stirn  getragen,  wie  gerade  dieses.    Die 
schiedenen    f^üiieren  hatten   ziemlich  unbemerkt  und   für  sich  allein   ihre 

Vorschlage.) 

Aufgabe  vorgenommen.  Dieses  bekam  von  beiden  Seiten  die 
nachdrücklichsten  Weisungen,  welche  Lösung  den  Hauptzügen 
nach  von  den  beiden  Völkern  gefordert  würde.  Dazu  kam  als 
störender  Umstand,  dass  die  Zwistigkeiten,  die  das  Unions- 
komitee womöglich  auszugleichen  versuchen  sollte,  im  politischen 
Leben   der  beiden  Völker  schon  eine  zu  lange  Geschichte 
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gehabt  hatten.  Man  hatte  sich  beiderseits  zu  sehr  in  offiziellen 
lind  halbofiiziellen  Kreisen  auf  bestimmte  Gesichtspunkte  ver- 
steift. Auf  dem  Felde  der  Union  waren  nicht  nur  Steine  weg- 
zuräumen, sondern  auch  Zäune  zu  beseitigen,  die  das  ganze 
politische  Unionsgebiet  in  kleine  abgeschiedene  Stücke  aufteilten. 
Diese  Zäune  wurden  diesmal  nicht  entfernt,  sondern  sie  er- 
scheinen in  dem  Vorschlag  des  Unionskomitees  von  neuem.  Dieses 
gab  keinen  Gesamtvorschlag  ab,  sondern  mehrere  Einzel- 
vorschläge, die  die  Parteistellung  innerhalb  des  Komitees  zum 
Ausdruck  brachten. 

Aus  den  Erörterungen  über  die  Oberleitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  war  in  Übereinstimmung  mit  der  alten  nor- 
wegischen Forderung  der  von  sämtlichen  schwedischen 
Mitgliedern  des  Komitees  angenommene  Vorschlag  hervor- 
gegangen, dass  der  Minister  des  Äussern  für  beide  Reiche  ge- 
meinsam und  entweder  ein  Norweger  oder  ein  Schwede  sein 
sollte.  Dem  stimmte  auch  die  Mehrzahl  der  Norweger 
bei;  sobald  man  aber  über  diesen  Punkt  hinaus  zur  Bestimmung 
der  Einzelheiten  des  unioneilen  und  des  konsularen  Apparats 
fortschritt,  gingen  die  Meinungen  scharf  auseinander.  Die 
Unstimmigkeiten  konnten  nicht  einmal  immer  in  2,  sondern 
mussten  meistens  in  4  verschiedenen  Vorschlägen  gefasst 
werden.  Eine  Mehrzahl  der  norwegischen  sowie  der 
schwedischen  Komiteemitglieder  wollte  die  Vorbereitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  ihren  Vortrag  im  Staats- 
rat dem  gemeinsamen  Minister  des  Äussern  übertragen  wissen. 
Die  Gemeinschaft  der  verbündeten  Völker  sollte  einen  mehr- 
fachen Ausdruck  finden.  Ausser  dem  ministeriellen  Staatsrat, 
der  aus  dem  Minister  des  Äussern  nebst  je  zwei  norwegischen 
und  schwedischen  Staatsräten  bestand,  sollten  auch  die  Gesandten 
bei  den  fremden  Mächten  gemeinsam  sein,  und  um  beiden  Reichen 
die  verfassungsmässige  Verantwortlichkeit  für  hierher  gehörige 
Angelegenheiten  zu  sichern,  wollte  man  ein  gemeinsames  Reichs- 
gericht errichten,  das  aus  36  Mitgliedern,  je  18  aus  jedem  Reiche, 
bestehen  sollte.  Als  eine  Art  Ersatz  für  das  den  Norwegern 
bewiesene  Entgegenkommen  verlangte  die  Mehrzahl  der 
schwedischen  Komiteemitglieder,  dass  die  schwedische 
Hauptstadt  die  Residenz  des  Königs  sein,   und  dass  gleichfalls 

Aall  und  Gjelsvik:   Die  norwegiscb-schwediscLe  Union  15 
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das  neue  gemeinsame  Auswärtige  Amt,  wie  das  bisherige  schwe- 
dische, seinen  Sitz  in  Stockholm  haben  sollte. 

Enthielt  schon  der  Vorschlag  der  schwedischen  Mehrheit 
im  Gegensatz  zu  dem  der  Norweger  eine  Reihe  von  Bestim- 
mungen über  eine  weit  ausgedehnte  Gemeinsamkeit  in  bezug 
auf  Stellungen  innerhalb  des  Etats,  so  wurde  dieser  Grundsatz 
der  politischen  Gemeinschaft  besonders  stark  von  der  schwe- 
dischen Minderheit  betont.  Sie  wünschte  eine  gemeinsame 
Vertretung,  die  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
überwachen  und  die  hierfür  nötigen  Gelder  bewilligen  sollte. 
Ferner  wollte  sie  die  königliche  Sanktion  als  Bedingung  für 
jede  Änderung  im  Grundgesetz  beider  Länder  festgestellt  haben. 
Die  norwegische  Minderheit  vertrat  in  dieser  Frage  den 
Standpunkt  der  Linken.  Einen  gemeinsamen  Minister  des 
Äussern  brauchten  die  beiden  Länder  nach  ihrer  Auffassung 
nicht  zu  haben.  Vielmehr  würde  eine  solche  Ordnung  eine 
Verletzung  der  Selbständigkeit  jedes  Landes  bedeuten.  Jedes 
Reich  müsste  sich  ein  eignes  Auswärtiges  Amt  einrichten.  Die 
Übereinstimmung  im  Verhältnis  zu  den  fremden  Mächten,  die 
von  der  Reichsakte  vorausgesetzt  sei,  Hesse  sich  dadurch  her- 
stellen, dass  die  Verwaltungen  der  beiden  Reiche  zusammen- 
wirkten, und  dass  der  König,  nachdem  er  bei  den  verantwort- 
lichen Ratgebern  in  beiden  Reichen  sich  Rat  geholt  hätte,  die 
Entscheidung  traf.  Zur  Durchführung  dieser  Ordnung  wären 
die  wesentlichen  Organe  schon  in  der  Reichsakte  vorgesehen, 
die  ja  vorschriebe,  wie  der  König  Beschlüsse  für  beide  Reiche 
in  Gegenwart  von  verantwortlichen  Ratgebern  fassen  sollte. 

In  der  Konsulat  frage  standen  sich  die  Meinungen  nicht 
minder  schroff  gegenüber.  Die  schwedische  Mehrheit  wollte 
das  Konsulatwesen  nach  wie  vor  gemeinsam  haben,  und  sogar 
in  die  Reichsakte  eine  Bestimmung  darüber  eingeführt  wissen. 
Die  norwegische  Mehrheit  schlug  ein  Gesetz  vor,  wonach 
die  Gemeinschaft  auf  15  Jahre  festgelegt  werden  sollte,  nach 
dieser  Zeit  aber  gekündigt  werden  könnte,  worauf  nach  weiteren 
5  Jahren  jedes  Reich  eigne  Konsuln  anstellen  könnte.  Hinsichtlich 
ihrer  Beziehungen  zu  den  Behörden  der  fremden  Mächte  sollten 
sie  unter  der  Leitung  des  Ministers  des  Äussern  stehen,  der 
auch  über  ihre  Ernennung  dem   KTuii^'  XOrlra^-  /n  lialtm  liättc 
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Die  norwegische  Minderheit,  die  übrigens  eine  sachliche 
Umgestaltung  des  Konsulatwesens  befürwortete,  sprach  sich  dafür 
aus,  dass  jedes  Land  sofort  sein  eignes  Konsulatwesen  bekäme, 
das  vom  Mittelpunkt  der  eignen  Verwaltung  des  betreffenden 
Landes  aus  unter  voller  verfassungsmässiger  Verantwortung  zu 
leiten  sein  würde. 

V.  W iederherstellung  der  Macht  der  norweg.  Linken  189  7. 
Annäherung  der  Schweden. 

Während  das  Unionskomitee  noch  bei  der  Arbeit  war,  hatte 
sich  durch  den  Ausfall  der  Stortingswahlen  im  Herbst  1897  die 
politische  Lage  in  Norwegen  völlig  verändert.    Nicht  die  Politik 
des    Koalitionsministeriums,     sondern    das    Programm     der 
Linken,    wie    es   im   Vorschlag    der   Minderheit    des   Unions- 
komitees zum  Ausdruck  kam,  hatte  den  Beifall  der  Mehrheit  im 
norwegischen  Volke   gefunden.     Im  neuen   Storting  zählte   die 
Regierungspartei  nur  35  Abgeordnete  gegen  79  derOpposition. 
Das  Ministerium  Hagerup  nahm  deshalb  am   17.  Februar   1898 
seinen  Abschied,  und  ein  Linken-Ministerium  unter  Steen  Das  zweite 
übernahm  die  Regierung.     Das  Storting  beschloss  nunmehr  Ministerium 
am  26.  Mai  1898,  die  Urkunden  über  den  Vorschlag  des  Unions-  1898-^1902. 
komitees  den  „Protokollen  beizulegen".     Im  zusammengesetzten 
Staatsrat   am   21.  Oktober    1898    wurde,    nachdem    von    selten  .^cejtcm  der 
Schwedens  wie  Norwegens  die  grundsätzliche  Uneinigkeit  fest-    Arbeit  des 
gestellt  war,  beschlossen,  betreffs  der  vom  Unionskomitee  ein-     komitees. 
gebrachten  Vorschläge  keine  weiteren  Schritte  zu  tun.     Damit 
war  die   Einrichtung  eines   solchen  Unionskomitees   als  Mittel 
zur  Wiederherstellung  der  Vereinigung  für  immer  verurteilt. 

Indessen  war  die  norwegische  Regierung  durch  das  Wahl- 
programm vom  Jahre  1900  noch  ausdrücklicher  gebunden,  den 
ernstesten  Versuch  zu  machen,  die  Konsulatfrage  in  der  von 
der  Linken  erwünschten  Weise  durchzusetzen. 

Der  Chef  des  Bureaus  für  Handel,  auswärtige  Angelegen- 
heiten und  Konsulatwesen  in  Norwegen,  Dr.  Sigurd  Ibsen  ^'^"^*^  \^^^"^ 

®        '  °  Entwurt  zur 

(der  Sohn  Henrik  Ibsens)  arbeitete  einen  genauen  Plan  aus,  Ordnung  des 
wie  ein   selbständiges  norwegisches  Konsulatwesen  zugleich    '^""g^lfg*' 
mit  der  gemeinsamen  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  des  gemeinsamen  diplomatischen  Dienstes  arbeiten  könnte 

15* 
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und  sollte;  sein  Entwurf  beschrieb  auch  die  neue  Organisation 
des  Konsulatwesens  und  gab  einen  Kostenüberschlag. 

In  Schweden,  wo  gewisse  das  Unions Verhältnis  zwar  nicht 
Entgegen-    unmittelbar  berührende  politische  Ereignisse  in  Europa  zu  iener 

kommen  der         .  ^^      ^   -,      ,  %>,       n  -r^         , 

Schweden.    Zeit  zuHi  Nachdenken  zwangen,   war  Graf  Douglas  im  Herbst 
Ihre  Wieder,  j^ggg  (jurch  A.  Lagcrhcim  als  Minister  des  Äussern  abgelöst 

aufnähme  der  .  .       ^  .        , 

Konsulatfrage  worden ,   was  Wie  ein  Systemwechsel  aussah.     Schon  wurde 
1902.       jj^  Norwegen  angeregt,   neue  Verhandlungen  mit  Schweden  zu 
eröffnen,  als  auf  dem  Schloss  zu  Stockholm  im  zusammengesetzten 
Staatsrat  am  11.  Januar  1902  Schweden  durch  seinen  Mi- 
nister des  Auswärtigen  Lagerheim  den  ersten  Schritt 
zu  einer  Verständigung  tat  und   folgenden  Vorschlag  vor- 
legte:  Ein  Komitee  von  sachkundigen  Männern  sollte  eine  all- 
seitige Untersuchung  anstellen,   wie   eine  Neuordnung  mit  ge- 
sondertem Konsulatwesen   für  jedes  Reich   unter  Beibehaltung 
der  Gemeinschaft  in  der  diplomatischen  Vertretung  wirken  würde, 
ferner  über  eine  Ordnung  zur  Überwachung  der  Interessen  der 
Schweden  in  Norwegen  bzw.   der  Norweger  in  Schweden  hin- 
sichtlich des  konsularen  Beistandes   in  fremden  Ländern.     Die 
norwegische  Regierung  bemerkte,  dass  über  die  Frage  eines  ge- 
sonderten Konsulatwesens  für  Norwegen  schon  eine  befriedigende 
Darstellung  ausgearbeitet  sei,   dass  man   aber   trotzdem  bereit 
sei,   dem   schwedischen   Wunsche   entgegenzukommen.     Hierauf 
Einsetzung  wurdc  am  18.  Januar  1902  nach  Vortrag  im  zusammengesetzten 
eines  norwe-  Staatsrat  ciu  aus  je   zw^ei  Norwegern   und  Schweden  ge- 
dfschen  Konlu- t>ildetes   Kousulatkomitec    eingesetzt.      Am   26.  Juli    1902 
latkoraitees  koniitc  CS  ciuc  einstimmige  Erklärung  abgeben,  deren  Inhalt  es 
in  folgendem  Schlussurteil  zusammenfasste: 

Teils  aus  sachlichen,  teils  aus  formellen  Rücksichten  ging 
das  Komitee  bei  seiner  Arbeit  von  der  Voraussetzung  aus,  dass 
die  Neuordnung  in  der  Weise  durchgeführt  werde,  dass  jedes 
Reich  sein  besonderes  Konsulat weson  orhiilt,  also  besoiulore 
norwegische  Konsuln,  ausschliesslich  norwc^iscluM"  ObciiioluMt 
unterstellt,  und  besondere  schwedische  Konsuln,  aussdilit  sslich 
schwedischer  Oberhoheit  untei'stdlt.  aii-icstcllt  werden 

Der  Minister  des  A  nswürt  i^-en  sollte  .•nit'liin'en.  sieh 
mit  dem  norwegisclien  Kmisnlnt  wesen  zu   l>rt;is.scii.   uns 
genommen    bei    Krteilnnii    des    l^].\e(|  n.i  t  nr.    elieiise    wie    aneli 
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seine  Disziplinargewalt  über  die  norwegischen  Konsuln  wegfiel. 
Diese  Rechte  gehen  auf  eine  norwegische  Regierungsbehörde 
über,  welche  die  norwegische  Konsulatverwaltung  darstellt.  Die 
Verbindung  zwischen  dem  Minister  des  Auswärtigen  und  den 
norwegischen  Konsuln  wird  regelmässig  durch  die  Konsulat- 
verwaltung stattfinden  (Ausnahmen  für  besondere  Fälle  diplo- 
matischer Natur  werden  erwähnt).  Der  Komiteevorschlag  enthielt 
ferner  einen  Entwurf,  wie  die  Teilung  des  Konsulatwesens  vor- 
bereitet werden  könnte. 

Eine  teilweise  Umgestaltung  des  norwegischen  Ministeriums 
brachte  bald  darauf  eins  der  Mitglieder  des  Konsulatkomitees, 
Dr.  Sigurd  Ibsen,  in  die  norwegische  Regierung.  Die 
Verhandlungen  zwischen  dieser  und  der  schwedischen  Regierung 
über  den  Vorschlag  führten  zu  einer  Vereinbarung,  die  in  der 
Denkschrift  vom  24.  März  1903  enthalten  war  und  in  der  Folge- 
zeit gewöhnlich  als  das  „Kommunique"  bezeichnet  wurde.  Unter- 
zeichnet wurde  diese  Vereinbarung  von  den  beiden  norwegischen 
Staatsministern,  den  Staatsräten  Sigurd  Ibsen  und  Gunnar  Kundsen 
und  von  folgenden  3  schwedischen  Regierungsmitgliedern,  dem 
Premierminister  Boström,  dem  Minister  des  Äussern  Lagerheim 
und  dem  Staatsrat  Husberg. 

Das  Kommunique  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Die  während  „Kommuniqu6" 
der  verflossenen  Monate  Oktober,  Dezember  und  Januar  zwischen      „'^^'^ 

'  2-4.  März  1903. 

den  unterzeichneten  Mitgliedern  der  norwegischen  und  schwe- 
dischen Regierung  über  die  Konsulatfrage  in  Stockholm  geführten 
Verhandlungen  sind  im  Februar  und  März  in  Kristiania  fort- 
gesetzt worden. 

Während  derselben  haben  die  schwedischen  Unterhändler 
geltend  gemacht,  dass  ihnen  die  Errichtung  eines  besonderen 
Konsulatwesens  für  jedes  der  vereinigten  Reiche  an  und  für 
sich  nicht  wünschenswert  erschiene,  und  dass  sie  nicht  überzeugt 
seien,  dass  eine  Auflösung  der  jetzt  bestehenden  Gemeinschaft 
auf  diesem  Gebiete  für  irgendeines  der  beiden  Reiche  nennens- 
werte praktische  Vorteile  mit  sich  führen  würde.  Es  könnte 
im  Gegenteil  befürchtet  werden,  dass  Misshelligkeiten  daraus 
entständen. 

Da  sich  indessen  seit  langem  von  seiten  Norwegens  eine 
entgegengesetzte  Auffassung  geltend  gemacht  hat,   und  es  sich 
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bei  den  Verhandlungen  über  das  Gutachten  des  letzten  gemein- 
samen Konsulatkomitees  als  nicht  unmöglich  erwiesen  hat,  unter 
gewissen  Voraussetzungen  eine  Ordnung  mit  Sonderkonsuln  für 
jedes  Reich  zu  treffen,  die  gleichzeitig  die  von  Seiten  Norwegens 
geäusserten  Wünsche  befriedigen  und  die  wesentlichsten  der  von 
Seiten  Schwedens  genährten  Bedenken  beseitigen  könnte,  so  raten 
die  schwedischen  Unterhändler,  zur  Erreichung  des  höchst  be- 
deutungsvollen Vorteils  einer  politischen  Einträchtigkeit  zwischen 
den  beiden  Reichen,  eine  Vereinbarung  auf  folgender  Grund- 
lage an: 

1.  Es  wird  ein  besonderes  Konsulatwesen  für  Schweden 
und  für  Norwegen  errichtet.  Die  Konsuln  unterstehen  der  Ober- 
gew^alt  ihres  Heimatlandes,  die  jedes  Reich  selbst  bestimmt. 

2.  Die  Stellung  der  Sonderkonsuln  zu  dem  Minister  des 
Äussern  und  den  Gesandtschaften  wird  durch  gleichlautende 
Gesetze  geregelt,  die  nicht  ohne  Zustimmung  der  Staatsbehörden 
beider  Reiche  geändert  oder  aufgehoben  werden  können. 

Die  schwedischen  Unterhändler  haben  in  dieser  Verbindung 
hinzugefügt,  dass  sie  vollauf  einsehen  und  erkennen,  dass  die 
Stellung,  die  der  Minister  des  Äussern  zurzeit  einnimmt,  nicht 
mit  Norwegens  berechtigten  Forderungen  auf  Gleichstellung 
innerhalb  der  Union  übereinstimmt.  Sie  haben  es  deshalb  für 
wünschenswert  erklärt,  dass  die  Frage  hierüber  zur  Behandlung 
aufgenommen  werde,  was  jedoch  zurzeit  von  selten  Norwegens 
keine  Zustimmung  fand.  Sie  haben  sich  indessen  bereit  erklärt, 
wenn  ein  solcher  Wunsch  von  Norwegen  erhoben  würde,  dem 
König  anzuraten,  Reichstag  und  Storting  einen  Vorschlag  über 
Bestimmungen  in  der  Reichsakte  vorzulegen,  wodurch  dem  König 
die  Möglichkeit  gegeben  würde,  zum  Minister  des  Äussern  einen 
Schweden  oder  einen  Norweger  zu  ernennen,  und  wodurch  weiter- 
hin die  verfassungsmässige  Verantwortlichkeit  des  Ministers 
gegenüber  den  Nationalversammlungen  beider  Reiche  möglich 
gemacht  würde. 

Die  norwegischen  Unterhändler  haben  darauf  geantworttt. 
sie  seien  selbstredend  ganz  einig  darin,  dass  die  bestehende 
Ordnung  der  Leitung  des  Äussern  nicht  mit  Norwegens  berech- 
tigten Forderungen  auf  Gleichstellung  innerhalb  der  Union 
übereinstimme.    Um  so  klarer  wäre  es,   dass  Norwegen  nicht 
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auf  Bestimmungen  eingehen  könne,  die  diese  Ordnung  gesetz- 
raässig  festlegen  würden.  Gleichzeitig  wolle  man  doch  die 
Hoffnung  aussprechen,  dass  die  Frage  einer  befriedigenden 
Ordnung  der  Leitung  des  Äussern ,  bald  zum  Gegenstand  von 
Verhandlungen   zwischen   den   beiden   Reichen  gemacht  werde. 

Wenn  die  gegenwärtigen  Verhandlungen  von  selten  Nor- 
wegens unter  der  Voraussetzung  geführt  werden,  dass  die  Frage 
einer  Veränderung  des  erwähnten  Missstandes  unberührt  gelassen 
werden  sollte,  so  war  dies  mit  Rücksicht  darauf  geschehen,  dass 
die  Ansichten  über  die  richtige  Art  und  Weise,  die  misslichen 
Verhältnisse  zu  bessern,  in  den  beiden  Ländern  so  grundver- 
schieden waren,  dass  auf  Einigkeit  hierüber  zurzeit  nicht  ge- 
rechnet werden  konnte. 

Indem  wir  norwegischen  und  schwedischen  Unterhändler 
demnach  darauf  angewiesen  waren,  eine  solche  Lösung  der 
Konsulatfrage  zustande  zu  bringen,  die  den  Status  quo,  was 
den  Minister  des  Äussern  und  die  Stellung  der  Gesandtschaften 
betrifft,  unberührt  lässt,  sind  wir  darüber  einig  geworden,  dass 
das  Verhältnis  zwischen  dem  Minister  dss  Auswärtigen  und  der 
Diplomatie  einerseits  und  dem  besonderen  Konsulatwesen  ander- 
seits durch  gleichlautende  Gesetze  geregelt  werden  muss,  die 
nicht  einseitig  verändert  werden  können,  und  die  sowohl  Sicher- 
heit dafür  bieten,  dass  die  Konsuln  nicht  die  richtigen  Grenzen 
ihrer  Wirksamkeit  überschreiten,  wie  auch,  dass  sie  das  nötige 
Zusammenwirken  zwischen  der  Leitung  des  Äussern  und  dem 
Konsulatwesen  beider  Reiche  sichern. 

Schliesslich  wollen  wir  gleichzeitig  die  Hoffnung  aussprechen, 
dass  die  Zeit  nicht  fern  sein  möge,  wo  die  Frage  über  die 
Ordnung  der  Leitung  des  Äussern  durch  gegenseitiges  Entgegen- 
kommen zur  Verhandlung  gelangen  und  eine  Lösung  finden  kann, 
die  in  beiden  Ländern  Zufriedenheit  schaffen  und  dauernd  die 
Zukunft  der  Union  sichern  kann".  — 

Diese  Denkschrift  bezeichnete  keine  offizielle  Staatshandlung, 
wurde   aber  in   den  Zeitungen  veröffentlicht   und   von   Staats-  d^^  unmittei- 
männern  und  Politikern  in  Norwegen  eifrig  erörtert.     Auch  bare  Aufnahme 
im  Storting  und  im  Reichstag  wurden  daran  Bemerkungen  ge-  q^^^g«  i^Nor- 
knüpft;  aber  bei  der  nichtoffiziellen  Art  des  Aktenstücks  wurde    wegen  und 
es    nicht    für    angemessen    erachtet,    im    Storting    dazu 
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Stellung  zu  nehmen.  In  Schweden  wurde  die  Regierung 
von  der  Ersten  Kammer  aufgefordert,  sich  zu  den  Voraus- 
setzungen der  in  der  Denkschrift  angedeuteten  Vereinbarung 
mit  grösserer  Bestimmtheit  zu  äussern.  Die  Zweite 
Kammer  fand  aber,  dass  dieser  Antrag  als  ein  Zeichen  des 
Misstrauens  aufgefasst  werden  könnte  und  verwarf  ihn. 

VI.  Zuversicht  in  Norwegen.  Sieg  der  Rechten. 
In  Norwegen  trug  jeder  offizielle  Schritt  den  Charakter 
der  Zuversicht  zu  der  von  selten  Schwedens  eingeleiteten 
Politik  der  Verständigung  und  Versöhnung.  Die  beiden  Mit- 
glieder der  Regierung,  die  dem  Geist  der  Denkschrift  nicht 
vertrauten,  schieden  aus  dem  Ministerium  aus.  Bei  den  Stortings- 
wahlen  im  Sommer  1903  scharten  sich  die  meisten  der  führenden 
Geister  im  Lande  um  das  Programm,  auf  dem  von  der  Denk- 
schrift angedeuteten  Wege  zu  friedlicher  Lösung  der  Konsulat- 
frage mit  Schweden  sich  zu  verständigen,  und  die  für  diesen 
Zweck  geeignetesten  Männer  an  die  Spitze  der  norwegischen  Re- 
gierung zu  stellen.  Dieser  neuen  Bew^egung  einer  sog.  natio- 
nalen Sammlung  schlössen  sich  auch  Männer  an  wie  Björn- 
stjerne  Björnson,  der  wie  kein  andrer  in  der  früheren  Zeit  der 
Fahnenträger  der  nationalen  norwegischen  Selbständigkeit  (sei 
es  innerhalb,  sei  es  ausserhalb  der  Union)  gewesen  war;  ferner 
der  Komponist  Edvard  Grieg,  der  energische  Schiffsreeder 
Christian  Michelsen  und  der  frühere  Ministerpräsident  Hager up. 
Auch  Männer  wie  der  Polarforscher  Fridtjof  Nansen,  der 
um  den  norwegischen  Selbständigkeitskampf  hochverdiente  Ge- 
schichtsschreiber Professor  E.  Sars  und  der  Vorkämpfer  der 
Landesverteidigung,  Bibliotheksdirektor  A.  C.  Drolsum  rieten 
unbedingt  zur  Verhandlung  in  dem  festen  Vertrauen,  dadurch 
eignes  norwegisches  Konsulatwesen  zu  erzielen. 
Dasver-  Dlcsc  Politik  siegte  bei  den  Wahlen,  und  am  22.  OkfnhiM- 

handiungs-  1903  wurdc  ein  Ministerium  Hagerup-Ibsen  gebihh^t.   Nim  war 
"'Hagerup"."^^^  Zeit  gekommen,   um  die  Verhandlungen   weitci*  zu    liilirm. 
Ibsen      Der  offizielle  Anfang  geschah  von  selten  Schwedens.    Der 
~*  ^  ■  Minister  des  Äussern  Lagerhoim   trug  am   11.  Dezember  1903 
die  Vereinbarung  vom   24.  März   im   gomeiiisamon   schwcHÜsch- 
norwegischen  Staatsrat  vor,  und  äusserte  sii  h,  olmc  aiil  W  idci 


§  36.     Die  Konsulatfragc  233 

Spruch  zu  stossen,  für  eine  Vorbereitung  der  Sache  durch  die 
Regierungen  gemäss  den  in  der  Denkschrift  entwickelten  Grund- 
sätzen. In  einem  neuen  zusammengesetzten  Staatsrat  am 
21.  Dezember  1903  regte  nunmehr  der  Minister  des  Äussern 
beim  König  an,  er  möchte  jeder  der  beiden  Regierungen,  der 
schwedischen  und  der  norwegischen,  den  Auftrag  geben,  die 
Verhandlungen  über  eine  Ordnung  der  Konsulatfrage  fortzusetzen 
und  endgültige  Vorschläge  ausarbeiten  zu  den  in  der  Denkschrift 
vom  24.  März  erwähnten  gleichlautenden  Gesetzen  zur  Regelung 
des  Verhältnisses  zwischen  dem  Minister  des  Äussern  und  der 
Diplomatie  auf  der  einen  Seite  und  dem  getrennten  Konsulat- 
wesen auf  der  andern.  Der  König  gab  diesem  Antrag  seine 
Zustimmung. 

Schon  vorher  war  durch  die  fleissige  Erörterung  der  Frage 
von  verschiedenen  Seiten  eine  gute  Vorarbeit  getan.  In 
seinem  Vortrag  im  Staatsrat  am  11.  Dezember  1903  konnte 
deshalb  der  Minister  des  Äussern  darauf  hinweisen,  dass  ver- 
schiedene mehr  oder  weniger  vollständige  Entwürfe  zu  den 
genannten  gleichlautenden  Gesetzen  bereits  vorlagen,  als  die 
Denkschrift  zustande  kam.  Einen  Punkt,  über  den  hauptsächlich 
bisher  die  Meinungen  auseinandergingen,  schienen  die  Norweger 
grundsätzlich  beseitigt  zu  haben.  Die  schwedischen  Unter- 
händler stellten  die  Forderung  auf,  dass  dem  Minister  des 
Äussern  in  gewissen  Fällen  das  Recht  zustehen  sollte,  von  den 
Konsuln  Bericht  einzufordern  und  ihnen  nötigenfalls  direkte 
Weisungen  zu  erteilen.  Darin  willigten  die  norwegischen 
Unterhändler  ein. 

VII.    Der  norwegische  Entwurf  zur  Ordnung  des 
Konsulatwesens. 

Dem  königlichen  Auftrag  vom  21.  Dezember  1903  kam 
die  norwegische  Regierung  sofort  nach.  Ein  schon  im 
Januar  1904  niedergesetzter  Ausschuss  erledigte  seine  Arbeit 
rasch,  und  am  28.  Mai  1904  konnte  die  norwegische  Regierung 
der  schwedischen  einen  Entwurf  zur  Ordnung  des  Kon- 
sulatwesens  einreichen,  der  genau  mit  den  von  beiden  Seiten 
angenommenen  Grundbedingungen  übereinstimmte.  Dieser  Ent- 
wurf lautete  f olgendermassen : 
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I. 

Die  Konsulatverwaltung,  worunter  die  Behörde  zu  verstehen 
ist,  der  die  Konsuln  unterstellt  sind,  hat  dem  Minister  des 
iUissern  Mitteilung  zu  machen  von: 

a)  der  Errichtung,  Einziehung,  Veränderung  oder  Teilung  der 
Konsulate,  der  Verlegung  der  Konsulatsitze,  der  Ernennung 
oder  Beschickung,  vorläufigen  Anstellung,  Dienstfrei heit, 
vorläufigen  Amtsenthebung,  Zurückberufung  oder  Verab- 
schiedung der  Konsuln; 

b)  den  gewöhnlichen  Bestimmungen  und  Vorschriften,  die, 
das  Konsulatwesen  betreffend,  erlassen  werden; 

c)  Veranstaltungen,  die  besonders  das  Verhältnis  zu  einer 
fremden  Macht  berühren,  wie  Bestimmungen  und  An- 
weisungen für  die  Konsuln  bei  Ausbruch  eines  Kriegs; 
Befehlen  an  und  Verfügungen  gegen  Konsuln  infolge  von 
Beschwerden  fremder  Mächte  über  deren  Vorgehen;  Vor- 
schriften für  KoUvSuln  betreffend  die  Auslegung  und  An- 
wendung internationaler  Rechtssätze  oder  Übereinkommen 
und  hinsichtlich  solcher  Sachen,  die  Gegenstand  diploma- 
tischer wie  auch  konsularer  Behandlung  sind. 

II. 

Die  Konsulatverwaltung  hat  die  Anerkennung  (Exequatur) 
eines  Konsuls  durch  den  Minister  des  Äussern  zu  veranlassen. 

III. 

In  Sachen,  die  einen  diplomatischen  oder  politischen  Cha- 
rakter angenommen  haben  oder  voraussichtlich  annehmen  werden, 
und  die  offenbar  eine  rasche  Erledigung  erheischen,  hat  der 
Konsul  dem  Minister  des  Äussern  vollständige  Aufklärung  zu 
erstatten.  Dies  Verfahren  ist  namentlich  anzuwenden  bei 
Überschreitung  internationaler  Übereinkommen;  wenn  von  den 
örtlichen  Behörden  dem  Konsul  bei  Ausübung  sei  ms  Amts 
Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden;  bei  Ungolt  «^tiiliiitcii 
von  Kriegsschiffen  in  fremden  Häfen;  im  Falle  uinvclitniässio(>r 
Beschlagnahme  von  Handelsfahrzeugen,  willkürlicher  GetaiiiK  ii- 
nahme  von  Staatsbürgern;  bei  SrhwierigkeittMi,  die  infolj^c  eines 
ausgebrochenen  Kriegs  oder  Aufruhrs  entstaiulen  sind,  sowie 
im  Falle  von  Einsprüchen,   die  bereits  zu  dii)iujnatisehei    \W- 
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handlung  eingereicht  sind,  bei  denen  aber  das  rasche  Herbei- 
schaffen von  weiteren  Aufschlüssen  notwendig  ist. 

In  Sachen  oben  erwähnter  Art,  bei  denen  Grund  zu  der 
Befürchtung  vorliegt,  dass  das  Unterlassen  augenblicklichen 
Eingreifens  grösseren  Schaden  verursachen  könnte,  kann  der 
Minister  des  Äussern  direkte  Anfragen  und  direkte  Autforde- 
rungen an  den  Konsul  bezüglich  der  diplomatischen  oder  poli- 
tischen Seite  der  Angelegenheiten  richten. 

Der  Konsul  darf  nicht  unterlassen,  einer  vom  Minister  des 
Äussern  an  ihn  gestellten  Anfrage  oder  Aufforderung  nachzu- 
kommen, weil  er  etwa  findet,  dass  die  betreffende  Angelegenheit 
nicht  von  der  erwähnten  Art  sei. 

IV. 

Wo  es  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Reichs  oder 
dessen  Staatsbürger  notwendig  erscheint,  ist  die  Gesandtschaft 
berechtigt,  Aufschlüsse  von  dem  betreffenden  Konsul  einzuholen 
und  Ersuchen  an  ihn  zu  richten.  Dies  darf  jedoch  nicht  gegen 
die  Gesetze,  Verordnungen,  Instruktionen  oder  andere  von  der 
einheimischen  Behörde  erlassene  Bestimmungen  streiten. 

Was  die  Verpflichtung  des  Konsuls  betrifft,  dem  oben  ge- 
nannten Ersuchen  nachzukommen,  so  findet  Punkt  III,  letzter 
Abschnitt,  entsprechende  Anwendung. 

V. 

Der  Konsul  macht  der  Gesandtschaft  Mitteilung,  wenn  er 
erfährt,  dass  die  zwischen  dem  Reich  und  dem  Land,  in  dem 
er  angestellt  ist,  bestehenden  Übereinkommen  nicht  genau  befolgt 
werden;  oder  dass  die  Rechte  oder  Vorteile,  die  nach  internatio- 
nalem Recht  den  Büigern  des  Reiches  zukommen,  ihnen  vor- 
enthalten werden;  oder  wenn  er  oder  seine  Untergebenen  an 
der  Ausübung  ihrer  Amtsgeschäfte  von  den  Landesbehörden 
gehindert  werden,  oder  von  ihnen  nicht  den  Beistand  erhalten, 
den  Angestellte  des  Konsulats  zu  fordern  berechtigt  sind. 

VI. 

Kann  ein  Konsul  in  einer  Sache,  mit  der  er  sich  befasst 
hat,  bei  den  örtlichen  Behörden  nicht  das  auswirken,  was  er 
zu  fordern  sich  berechtigt  hält,  so  hat  er  sich  an  die  Gesandt- 
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Schaft  zu  wenden  und  deren  nähere  Bestimmung  abzuwarten, 
ehe  er  den  genannten  Behörden  gegenüber  w^eitere  Schritte 
unternimmt.  Ist  die  Angelegenheit  von  grösserer  Bedeutung, 
so  soll  der  Konsul  sie  der  Gesandtschaft  vorlegen,  ehe  er  sie 
zum  Gegenstand  eines  förmlichen  Einspruchs  macht. 

VII. 
Bei  Einsprüchen  haben  sich  die  Konsuln  ausser  nach  den 
oben  gegebenen  allgemeinen  Vorschriften  auch  nach  den  be- 
sonderen mit  Rücksicht  auf  den  Staat,  in  dessen  Gebiet  sie 
angestellt  sind,  gegebenen  näheren  Vorschriften  zu  richten,  die 
nach  Beratung  mit  den  betreffenden  Behörden  durch  die  Kon- 
sulatverwaltung auszufertigen  sind. 

VIU. 

Der  Konsul  soll  in  dem  Lande,  in  dem  er  angestellt  ist, 
nicht  mit  den  Oberbehörden  des  Staats  in  Verbindung  treten, 
namentlich  nicht  mit  dem  fremden  Auswärtigen  Amt. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  sollen  jedoch  stattfinden  können, 
wenn  der  Verkehr  des  Konsuls  mit  der  fremden  Oberbehörde 
begründet  ist  in: 

a)  einem  internationalen  Übereinkommen,  oder 

b)  einer  Gewohnheit,  die  vom  Minister  des  Äussern  und  der 
Konsulatverwaltung  gutgeheissen  wird,  oder 

c)  dringender  Notwendigkeit,  in  welch  letzterem  Falle  die 
Voraussetzung  sein  muss,  dass  diplomatischer  Beistand 
nicht  zu  erhalten  ist. 

IX. 

Dieses  Gesetz,  dessen  Gültigkeit  dadurch  bedingt  wird,  dass 
für  das  andre  der  vereinigten  Reiche  ein  entsprechendes  Gesetz 
zustande  kommt,  tritt  in  Kraft  von  dem  Tage  an,  den  der  KOiii*: 
bestimmt  und  soll  nicht  verändert  werden  können,  wenn  niclit 
in  beiden  Reichen  übereinstimmende  Beschlüsse  darüber  gt- 
fasst  sind. 

X. 

Dieses  Gesetz,  das  nur  das  Verhältnis  zwischen  dem  Kon- 
sulatwesen auf  der  einen  Seite  und  dem  Minister  des  Änssi^-n 
und  den  Gesandtschaften  auf  der  andern  ordnet,  lässt  denuiiuli 
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die   staatsrechtliche   Stellung*   des   Ministers   und   der   Gesandt- 
schaften unberührt. 

VIII.    Kursänderung  in  Schweden. 

Der  norwegische  Ministerchef  Hagerup  bemerkte  in  dem 
Begleitschreiben  an  den  schwedischen  Premierminister  Boström : 
der  Entwurf  solle  die  Grundlage  bilden  für  die  Verhand- 
lungen, deren  Aufnahme  man,  als  in  nächster  Zukunft 
möglich,  voraussetze. 

Die  letztere  Annahme  traf  indessen  nicht  zu.  Vielmehr 
trat  ein  sonderbarer  Umschwung  im  Verhalten  der  leitenden 
Kreise  Schwedens  ein.  Hier  zögerte  man  lange  damit,  den 
norwegischen  Entwurf  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Erst  im 
September  begannen  die  schwedischen  Staatsräte  darüber  ge- 
meinsam zu  beraten;  aber  zu  einem  bestimmten  Ergebnis  konnte 
man  anscheinend  nicht  kommen.  Es  verlautete,  dass  die  schwe- 
dische Regierung  nicht  einig  sei,  und  dass  jetzt  nur  ein 
Teil  derselben  an  den  in  der  Denkschrift  angekündigten  Ver- 
gleichsgrundsätzen festhalten  wollte ;  dass  der  Premierminister 
Boström,  obwohl  er  selbst  die  Urkunde  mitunterschrieben  hatte, 
nun  einen  andern  Ton  anzuschlagen  begänne,  und  dass  die 
Stellung  Lagerheims,  des  Urhebers  der  neueingeleiteten  Ver- 
handlungen, erschüttert  sei.  Am  7.  November  1904  reichte 
denn  auch  Lagerheim  sein  Abschiedsgesuch  ein,  um 
einige  Zeit  darauf  von  dem  Minister  Gyldenstolpe  abgelöst  zu 
werden,  dessen  Stellung  zur  Unionspolitik  noch  unbekannt  war. 
Erst  Ende  November  erhielt  die  norwegische  Regierung 
eine  Antwort  auf  den  von  ihr  vorgelegten  Entwurf.  Der 
schwedische  Premierminister  kam  selbst  nach  Kristiania, 
wie  es  hiess,  zw^ecks  mündlicher  Verhandlung.  Hier  machte  es 
etwas  den  Eindruck  von  Nonchalance,  dass  der  schwedische 
Staatsmann,  anstatt  seinerseits  einen  Entwurf  zu  den  gleich- 
lautenden Gesetzen  vorzulegen,  nur  über  die  „Grundbedin- 
gungen" für  eine  mögliche  Verständigung  verhandeln  wollte. 
Diese  „Grundbedingungen"  enthalten  die  ausdrückliche  An- 
erkennung der  unveränderlich  schwedischen  Verwaltung 
der  auswärtigen  Politik  der  verbündeten  Reiche.  Das  sah 
dem   alten   schwedischen   Verfahren,   dem  Bundesgenossen  Zu- 
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geständnisse  nur  gegen  Einräumung  von  Gegenleistungen  zu 
machen,  verdächtig  ähnlich.  Manche  Kreise  in  Norwegen 
verlangten,  dass  man  die  Verhandlungen  unverzüglich 
abbreche.  Aber  die  norwegische  Regierung  wollte  nichts  un- 
versucht lassen,  um  einen  so  folgenschweren  Bruch  mit  den 
schwedischen  Unterhändlern  möglichst  zu  vermeiden.  Sie  schenkte 
darum  Boström  noch  eine  Weile  Gehör  und  gab  ihm  Gelegenheit, 
seine  „Grundlagen"  näher  auseinander  zu  setzen.  Aber  es  war 
alles  vergebens.  Der  schwedische  Ministerpräsident  kehrte  nach 
Stockholm  zurück  und  nichts  war  noch  ausgerichtet. 

Am  26.  November  1904  erhielt  er  vom  norwegischen 
Premierminister  Hagerup  ein  Schreiben,  in  dem  dieser  aus- 
führte, dass  man  von  selten  Norwegens  niemals  Massregeln 
seine  Zustimmung  geben  könne,  die  tatsächlich  und  rechtlich 
der  gegenwärtigen  Ordnung  der  Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  eine  über  die  bestehenden  Verhältnisse  noch 
hinausgehende  Bestätigung  verleihen  würden.  Das,  was  Bo- 
ström vorgeschlagen  habe,  enthalte  Ansprüche,  die  mit 
dem  norwegischen  Grundgesetz  ganz  unvereinbar  seien. 
Eine  Ordnung,  wonach  (wie  Boström  in  seinen  „Grundlagen" 
verlangte)  die  schwedische  Staatsgewalt  einen  von  norwegischer 
Staatsgewalt  gefassten  Beschluss  sollte  aufheben  können,  würde 
nach  allgemeinen  Staats-  und  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen Norwegen  den  Stempel  eines  Vasallenstaates 
aufdrücken,  und  deshalb  auch  in  nationaler  Hinsicht  einen 
ausserordentlichen  Rückschritt  im  Vergleich  zu  der  jetzigen 
Ordnung  bedeuten. 

Es  schien  jetzt  nicht  viel  mehr  in  der  Sache  getan  werden 
zu  können.  Dennoch  unterliess  es  der  norwegische  Premier- 
minister nicht,  im  Dezember  1904  zu  weiterer  mündlicher 
Verhandlung  nach  Stockholm  zu  reisen.  Hier  hatte  die  schwe- 
dische Regierung,  nachdem  das  Hagerupsche  Schreiben  ein- 
gegangen war,  endlich  einen  vollständigen  Vorschlag  zur 
Abfassung  gleichlautender  Gesetze  fertiggestellt.  Aber  mit  dtni, 
was  jetzt  von  der  Mehrheit  der  Mitglieder  der  schwedisclieu 
Regierung  den  Norwegern  geboten  wurde,  erklärte  sicli  der 
schwedische  Premierminister  nicht  einverstanden.  Er 
war  zwar  bereit,  zurückzutreten  und  aus  dem  Ministerium  aus- 
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zuscheiden,  wenn  sich  dadurch  Einigkeit  zwischen  Norwegen 
und  Schweden  erreichen  liesse.  Welche  Aussichten  aber  der 
Vorschlag  der  schwedischen  Regierung  gehabt  hätte,  nachdem 
der  Regierungsleiter  selbst  wegen  grundsätzlicher  Uneinigkeit 
mit  seinen  Kollegen  sein  Amt  niedergelegt  hatte,  darüber  konnte 
man  sich  keiner  Täuschung  hingeben.  Hierzu  kam  noch,  dass 
auch  dieser  Entwurf  für  Norwegen  völlig  unannehmbare 
Bedingungen  enthielt,  wie  im  folgenden  Abschnitt  näher  aus- 
geführt werden  soll. 

Der  Misston,  mit  dem  das  Jahr  1904  ausklang,  liess  auch 
die  letzten  Anhänger  der  Union  deutlich  erkennen,  dass  es  mit 
der  nun  90jährigen  Verbindung  stark  zur  Neige  gehe. 


Fünfter  Abschnitt 

Das  Jahr  1905. 

Abbruch  der  Unionsverhandlungen.    Auflösung  der  Union. 

§  37. 
Erregung  in  Norwegen. 

Wer  sich  zur  Zeit  der  Jahreswende  1904—1905  in  Nor- 
wegen aufhielt,  musste  den  Eindruck  bekommen,  dass  das  Land 
das  Herannahen  einer  entscheidenden  Wendung  des  politischen 
Verhältnisses  zu  Schweden  vorausfühlte.  Das  Volk  hatte  in 
treuem  Festhalten  an  seinen  geschichtlich-politischen  Verpflich- 
tungen gleichsam  alle  seine  Kräfte  bis  aufs  äusserste  zu  einem 
letzten  Versuch,  mit  dem  Unionsgenossen  zu  einer  Verständigung 
zu  kommen,  aufgeboten.  Aber  wieder  einmal  war  das  einzige 
Ergebnis  die  Erfahrung,  dass  diese  Union  das  Haupthindernis 
der  freien  Selbstentfaltung  Norwegens  als  souveräner  Staat  be- 
deutete. Dazu  kam  noch  die  schmachvolle  Art,  in  der  dieser 
jüngste  Zwischenfall  in  der  Unionsgeschichte  auszugehen  schien. 
Mit  immer  grösserer  Klarheit  befestigte  sich  in  Norwegen  der 
Eindruck,  dass  mit  dem  Lande  ein  zweifelhaftes  Spiel  getrieben 
worden  war,  und  dass  der  Mann,  der  auf  schwedischer  Seite 
die  Zügel  in  der  Hand  hielt,  eine  recht  sonderbare  Vorstellung 
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davon  haben  musste,  wie  man  mit  dem  Vertrauen  eines  Volkes 
umspringen  kann.  Denn  was  war  in  Wirklichkeit  geschehen? 
Man  wusste  in  Schweden  aus  langer  Erfahrung  ganz  genau, 
dass  Norwegen  nie  darauf  eingehen  würde,  die  bestehende 
diplomatische  Gemeinschaft  mit  einem  Schweden  als  ständigen 
ministeriellen  Vertreter  beider  Reiche  seinerseits  gesetzlich  fest- 
zulegen. Gerade  darum  hatte  sich  ja  jahrzehntelang  der  Streit 
mit  dem  Bundesgenossen  gedreht.  Man  hatte  neuerdings  von 
Seiten  Schwedens  den  Vorschlag  des  Konsulatkomitees  gutge- 
heissen,  der  u.  a.  aussprach,  dass  der  Minister  des  Äussern  auf- 
hören sollte,  sich  mit  der  Leitung  des  norwegischen  Konsulat- 
wesens zu  befassen,  ebenso  wie  auch  seine  Disziplinargewalt 
über  die  norwegischen  Konsuln  wegfallen  sollte.  Unter  aus- 
drücklicher Bezugnahme  auf  diesen  Entwurf  hatte  man  von 
Seiten  Schwedens  zur  Aufnahme  neuer  Verhandlungen  aufge- 
fordert. Norwegen  war  darauf  eingegangen,  war  mit  Wärme 
und  vollem  Vertrauen  dem  Rufe  gefolgt,  hatte  gar  eine  neue 
Regierung  ausschliesslich  zu  diesem  Zwecke  eingesetzt.  Und 
was  sollte  es  nunmehr  wirklich  erfahren? 

Der  schwedische  Ministerpräsident  unterschreibt  zuerst  un- 
mittelbar vor  den  norwegischen  Wahlen  im  Jahre  1903  eine 
Urkunde  (die  Denkschrift  vom  24.  März  1903),  in  der  es  u.  a. 
heisst:  „dass  es  sich  bei  den  Verhandlungen  über  das  Gutachten 
des  letzten  gemeinsamen  Konsulatkomitees  als  nicht  unmöglich 
erwiesen  hat,  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Ordnung  mit 
Sonderkonsuln  für  jedes  Reich  zu  treffen,  die  gleichzeitig  die 
von  Seiten  Norwegens  geäusserten  Wünsche  befriedige,  und  die 
wesentlichsten  der  von  selten  Schwedens  genährten  Bedenken 
beseitige".  Und  wenige  Monate  später,  als  Norwegen  in  gutem 
Glauben  seinen  Teil  der  Arbeit  geleistet  hatte,  legt  derselbe 
Minister  der  norwegischen  Regierung  „Grundlagen"  vor,  die 
an  schwedischen  Oberhoheitsansprüchen  und  Verschmolzungs- 
gelüsten  alles  übertrafen,  was  man  bisher  in  dieser  Hinsicht 
Norwegen  zugemutet  hatte,  Ansprüche,  die  geradezu  beleidigend 
waren,  weil  sie  Norwegen  den  Stempel  eines  Vasallonstaats 
aufdrückten,  wie  der  unionsfreundliche,  konservative  norwegische 
Regierungschef  Hagerup  sich  ausdrückte.     Und  besser  stand  es 
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auch  nicht  um  den  endgültigen  Vorschlag  der  schwedischen 
Regierung.  Darum  wurde  auch  dessen  weitere  Behandlung  in 
Norwegen,  so  sehr  man  sich  äusserlich  auch  beherrscht  zeigte, 
doch  beeinflusst  durch  die  tiefe  innere  Erregung  des  verwundeten 
Nationalstolzes. 

§38. 
Letzter  Meinungsaustausch  der  beiden  Regierungen. 

a)   Die  6  „Vasallenstaatspunkte". 

Unter  dem  11.  Januar  1905  fasste  die  norwegische  Re-  n.  Januar 
gierung  ein  Pro  memoria  ab,  in  der  sie  zum  Vorschlag  der 
scliwedischen  Regierung  bemerkte,  dass  er  wenigstens  6  Punkte 
enthielte,  die  in  die  Sache  ganz  neue  Gesichtspunkte  brächten, 
vor  allem  eine  Reihe  von  Forderungen,  die  wenn  sie  zu  einem 
früheren  Zeitabschnitt  vorgebracht  worden  wären,  das  Streben 
nach  Einverständnis  von  vornherein  vereitelt  hätten. 

Die  Regierung  bezeichnete  diese  Punkte  als  für  Norwegen 
unannehmbar,  teils  weil  sie  dem  norwegischen  Grundgesetz  oder 
den  Forderungen  widerstritten,  die  hier  zu  Lande  an  den  Inhalt 
und  die  Form  der  Selbständigkeit  gestellt  würden,  teils  weil 
dadurch  nicht  erzielt  werde,  was  nach  den  eignen  Worten  der 
schwedischen  Unterhändler  durch  die  ganze  Verhandlung  bezweckt 
würde,  nämlich:  „getrenntes  Konsulatwesen":  „Die  Konsuln 
unterstehen  der  Obergewalt  ihres  Heimatlandes,  die  jedes  Reich 
selbst  bestimmt".  (Siehe  Punkt  1  des  Kommuniques  vom 
24.  März  1903.) 

Die  6  von  der  norwegischen  Regierung  hervorgehobenen 
Punkte  in  dem  schwedischen  Entwurf  (in  Norwegen  als  die 
sogenannten  „Vasallenstaatspunkte"  bezeichnet)  waren  folgende: 

1.  Der  (wie  man  sich  erinnern  wird,  dem  schwedischen 
Staatsrat  allein  angehörende)  Minister  des  Äussern  soll,  ehe  die 
norwegische  Regierung  einen  Konsul  anstellt,  von  dieser  alle 
erforderlichen  Mitteilungen  über  denjenigen  oder  diejenigen  er- 
halten, die  besonders  in  Frage  kommen,  damit  der  Minister 
dazu  seine  Meinung  äussern  kann.  (Vgl.  §  5  des  schwedischen 
Vorschlags.) 

2.  Auch  in  den  Bestallungen  der  norwegischen  Konsuln 
soll  der  Name  Schwedens  vor  dem  Norwegens  stehen  (§  6). 
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3.  Eine  zweideutige  Bestimmung,  die  in  geradezu  anstössi- 
ger  Weise  auf  einen  möglichen  Mangel  an  Pflichttreue  seitens 
der  norwegischen  Regierungsbehörde  hinzudeuten  scheint,  näm- 
lich: „Wenn  der  Minister  des  Äussern  in  einer  Sache,  die 
Gegenstand  der  Behandlung  seitens  der  Konsulatverwaltung  ist, 
dem  Konsul  eine  Vorschrift  gegeben  hat,  so  muss  die  Konsulat- 
verwaltung darauf  achten,  nicht  ihrerseits  einen  damit  im 
Widerstreit  stehenden  Befehl  zu  erteilen"  (vgl.  §§  8  und  9). 

4.  Der  Minister  des  Äussern  (wie  bemerkt,  ein  Schwede) 
soll,  wenn  der  Konsul  gewisse  näher  angegebene  Fehler  und 
Versehen  begangen  hat,  die  Angelegenheit  im  gemeinsamen  oder 
ministeriellen  Staatsrat  vortragen  können,  worauf  sie  an  den 
Staatsrat  des  betreffenden  Reichs  übergeht  (§  11). 

5.  Gesandte  (die  ja  einzig  und  allein  dem  schwedischen 
Minister  des  Äussern  unterstellt  waren)  sollen  gegebenenfalls 
auch  die  norwegischen  Konsuln  ihres  Amtes  entheben  können, 
und  diese  dürfen  dann  nicht  in  ihre  Stellung  wiedereingesetzt 
werden,  bis  der  Minister  des  Äussern  dem  König  darüber  Vor- 
trag gehalten  hat  (§  16). 

6.  Eine  sehr  dehnbare  Bestimmung  darüber,  dass  unter 
gewissen  Umständen  die  Konsulatgemeinschaft  in  verschiedenen 
fremden  Ländern  bestehen  bleiben  soll  (§  19). 

b)  Abschliessender  Schriftwechsel. 
Am  30.  Januar  1905  erteilte  der  schwedische  Staatsrat 

30.  Januar 

seine  Antwort  auf  das  Promemoria  der  norwegischen  Regierung. 
Sie  lief  darauf  hinaus,  dass  ja  an  den  von  ihm  vorgeschlagenen 
Bestimmungen  Änderungen  und  Einschränkungen  vorgenommen 
werden  könnten,  aber  dass  man  „an  deren  wichtigeren  Teilen 
unbedingt  festhalten  müsse".  Sollte  jedoch  der  norwegische 
Staatsrat  sich  dazu  veranlasst  fühlen,  den  Standpunkt  aufzu- 
geben, dass  die  von  ihm  beanstandeten  Punkte  ausscheiden 
müssten,  so  sei  man  von  selten  Schwedens  bereit,  die  Verhand- 
lungen fortzusetzen. 

Hierauf  erwiderte  der  norwegische  Staatsminister 
Sigurd  Ibsen  in  einem  Sclireiben  vom  1.  Februar  an  den  schwe- 
dischen Premierminister,  „dass  der  norwegische  Staatsrat  keinen 
Grund  linde,  sich  weiter  zur  Sache  zu  äussern". 
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Im  zusammengesetzten  Staatsrat  erläuterten  darauf  o. u. T.Fetr. 
beide  Regierungen  am  6.  und  7.  Februar  1905  ihren  gegen- 
seitigen Standpunkt.  Der  Minister  des  Äussern  hob  es  dabei  als 
wünschenswert  hervor,  die  Ordnung  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten auf  einer  andern  Grundlage  bei  geeigneter  Gelegenheit 
von  neuem  zum  Gegenstand  von  Verhandlungen  zwischen  den 
beiden  Regierungen  zu  machen.  Die  norwegische  Staatsrat- 
abteilung bemerkte  hierzu,  dass  die  Aussichten  für  weitere 
Verhandlungen  nach  den  letzten  Vorfällen  sehr  getrübt  seien. 
Darauf  verfügte  der  König,  dem  Antrag  des  Ministers  des 
Äussern  gemäss,  dass  der  durch  königlichen  Beschluss  vom 
21.  Dezember  1903  dem  norwegischen  und  dem  schwedischen 
Staatsrat  erteilte  Auftrag  keinen  Anlass  zu  weiteren  Verfügungen 
gebe,  und  dass  die  über  diese  Angelegenheit  geführten  Verhand- 
lungsberichte veröffentlicht  werden  sollten. 

Der  König  Hess   darauf  noch   folgendes   dem  Verband-  i'rotokoii- 

y  11 S JL t,7   (lös 

lungsbericht  beifügen:  Königs. 

„Ich  kann  nicht  unterlassen,  gegenüber  meinen  beiden 
Völkern  den  herzlichen  Wunsch  auszusprechen,  dass  die  beiden 
nun  bald  ein  Jahrhundert  vereinigten  Reiche  etwaige  Meinungs- 
verschiedenheiten nicht  die  Vereinigung  selbst  entgelten  lassen. 
Diese  ist  in  Wahrheit  die  sicherste  Bürgschaft  für  die  Unab- 
hängigkeit, die  Sicherheit  und  das  Glück  der  skandinavischen 
Halbinsel  und  ihrer  beiden  Völker". 

Die  norwegische  Staatsratsabteilung  führte  danach 
im  Sitzungsbericht  an,  dass  sie  sich  erlaubt  hätte,  dem  König 
untertänigst  von  dieser  Kundgebung  abzuraten. 

I  §  39. 

Vorgänge  in  Norwegen. 

Nunmehr  geschahen  die  weiteren  Schritte  von  Seiten  Nor- 
wegens in  rascher  Folge. 

a)  Der  erste  war  eine  Mitteilung  des  Premierministers  s. Februar 
an  das  Storting  am  8.  Februar  1905  nebst  daran  geknüpfter 
ernster   Ermahnung,    in    geschlossenen  Reihen   und   mit   uner- 
schütterlicher   Einigkeit     vorwärts     zu     schreiten.       Staats- Die  Erklärung 
minister  Hagerup  äusserte:    „Die  Lage  ist  sehr  ernsthafter    "^^erups. 

16* 


244  Teil  I:  Hist.-jur.  Darstellung  —  5.  Abschn.:  Das  Jahr  1905 

Natur.  Unser  Volk  ist  von  dem  lebhaften  Wunsche  beseelt, 
das  für  beide  Teile  gleich  wichtige  friedliche  Verhältnis  und 
gute  Einverständnis  zwischen  den  beiden  nahfe  verwandten 
Nachbarvölkern  zu  bewahren.  Aber  der  jetzige  unionelle  Zu- 
stand lässt  sich  nicht  aufrechterhalten  und  wird  nicht  andauern 
können,  ohne  dies  Verhältnis  zu  gefährden.  Die  Aufgabe  muss 
darum  jetzt  mehr  denn  je  sein:  voll  und  unverkürzt  die  Be- 
dingungen durchzuführen,  damit  Norwegen  die  Staats-  und  völker- 
rechtliche Stellung  einnehmen  kann,  die  ihm  als  souveränem 
Reich  zukommt  und  die  zu  behaupten  alle  Norweger  stets  einig 
waren  und  sind.  Kann  diese  Aufgabe  nicht  innerhalb  des 
Rahmens  der  zwischen  Norwegen  und  Schweden  bestehenden 
Staats  Verbindung  gelöst  werden,  so  muss  man  in  Erwägung 
ziehen,  neue  und  freie  Formen  für  ein  solches  Zusammenwirken 
zwischen  beiden  Völkern  vorzubereiten  zur  Förderung  gemein- 
schaftlicher Interessen,  deren  Bewahrung  alle  wünschen  müssen, 
und  die  in  Wirklichkeit  in  höherem  Grade  als  Einrichtungen 
die  dauernde  und  wertvolle  Grundlage  eines  jeden  Zusammen- 
schlusses zwischen  freien  Völkern  bilden.  Die  Regierung  wird 
für  den  Augenblick  keinen  Vorschlag  machen,  der  die  Zukunft 
bindet.  Sie  hegt  die  Auffassung,  dass  die  Lage  die  gemeinsame 
Beratung  und  das  Zusammenarbeiten  von  Storting  und  Regierung 
erfordert  .  .  .  Wir  sind  bereit,  zurückzutreten,  falls  unser 
Verbleiben  in  unsern  Stellungen  ein  Zusammenarbeiten  der  Par- 
teien erschweren  sollte,  und  hoffen,  dass  es  hierdurch  gelingen 
wird,  dem  Streben  nach  dem  erwähnten  gemeinsamen  nationalen 
Ziel  den  Nachdruck  zu  verleihen,  der  darin  liegt,  dass  die  Nation 
in  Reih  und  Glied  geschlossen  vorwärts  schreitet". 
18.  Februar  D^s  Stortiug  sctztc  am   18.  Februar  ein  Spezialkomitee 

nieder,  das  am  6.  März  mit  16  gegen  3  Stimmen  eine  Grund- 
lage für  das  weitere  Vorgehen  Norwegens  angab.  Diese  bestand 
in  einem  Gesetzbeschluss,  dass  vom  1.  April  1906  ab  eignes 
norwegisches  Konsulatwesen  eingeführt  werden  sollte. 

b)    Ministerwechsel.    Das  Ministerium  Michelsen. 

Über  die  zu  befolgende  Taktik  herrschten  aber  in  Norwegen 
imm(M*  noch  verschiedene  Ansichten.     Ein  Teil  der  damaligen 
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Regierimg   versagte    dem    vom   Premierminister    befürworteten 
Plan  seine  Zustimmung.    Das  gab  das  Zeichen  zum  Minister- 
wechsel.    Der  bisherige  Finanzminister  Chr.  Michelsen  löste 
am  11.  März  Hagerup  als  Regierungschef  ab   und  bildete   ein  n.März 
neues  Ministerium  aus  leitenden  Personen  aller  Parteien. 

Am   15.  März  legte  Staatsminister  Michelsen  dem  Storting  Programmrede 

j         -r»  j  -n         •  Micbelsens. 

das  Programm  der  neuen  Regierung  vor:  ^^  ^^^^ 

„Auf  Grund  des  Beschlusses  des  Spezialkomitees  vom 
6.  März  und  im  Zusammenarbeiten  mit  dem  Storting,  Norwegens 
verfassungsmässiges  Recht  auf  ein  eignes  norwegisches  Konsulat- 
wesen durchzusetzen  und  die  Souveränität  Norwegens  als  ein 
freies  und  selbständiges  Reich  zu  behaupten".  „Wir  wissen", 
führte  der  Ministerchef  weiter  aus,  „dass  zusammen  mit  uns  ein 
einmütiges  Storting  und  ein  einiges  fest  zusammengeschlossenes 
Volk  steht.  Das  ist  die  Stärke  der  gegenwärtigen  Lage.  Das 
norwegische  Volk  hat  keinen  höheren  Wunsch  als  den,  in 
Frieden  und  in  gutem  Einverständnis  mit  allen  zu  leben,  und 
nicht  zum  wenigsten  mit  unserm  schwedischen  Nachbarvolke, 
damit  wir  unsre  ganze  nationale  Kraft  für  die  Entwicklung 
unsrer  materiellen  Hilfsquellen  und  für  die  Kulturarbeit  ein- 
setzen können,  die  in  unsern  Tagen  auch  den  kleinen  Ländern 
Ruhm  und  Rang  unter  den  Nationen  verleihen  kann.  Aber  so 
bestimmt  wie  wir  Norweger  das  Recht  sowohl  des  Lebens  als 
der  Geschichte  und  der  Verfassung  haben,  unser  eignes  nati- 
onales Leben  als  eine  freie  Nation  zu  führen,  so  bestimmt  ist 
es  auch  unsre  Überzeugung,  dass  der  einmütige  und  unbeugsame 
Wille  unsres  Volkes,  jedes  Opfer  zu  bringen,  um  dieses  unser 
Recht  in  Übereinstimmung  mit  dem  Grundgesetz  Norwegens 
durchzusetzen,  zum  Ziele  führen  wird". 

Auf  diese  Erklärung  gab  der  Stortingspräsident  Berner,  dem  Antwort  des 
sich  das  ganze  Storting  anschloss,  eine  Antwort  ab,  in  der  er  der  Re-       °^  ^"^^ 
gierung  die  unerschütterliche  Unterstützung  des  Stortings  zusagte. 

§  40. 
Schwcdisclie  Gregenzüge.    Beschwichtiguiigsvcrsuclie. 

Die  Vorgänge  im  norwegischen  Storting  veranlassten,  dass  ^^^  geiieime 
in  Schweden  wieder  einmal   der  sogenannte  geheime  Aus-    Schweden. 
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schuss  zusammenberufen  wurde.  In  Norwegen  machte  es  einen 
eigentümlichen  Eindruck,  als  Präsidenten  dieses  Ausschusses  den 
Kronprinzen  zu  sehen,  der  sich  somit  an  die  Spitze  der 
schwedischen  Partei  in  dem  unioneilen  Streite  stellte.  Un- 
mittelbar nachher  machte  der  Kronprinz  in  Vertretung  des 
erkrankten  Königs  als  Regent  im  zusammengesetzten  schwedisch- 
norwegischen Staatsrat  am  5.  April  1905  folgenden  Vorschlag: 
„Ich  fordere  hiermit  die  Ministerien  der  vereinigten  Reiche 
Vorschlag  des  auf,  beiderseits,  ohne  einseitiges  Festhalten  früher  eingenommener 

Kronprinz-    Standpunkte,  unmittelbar  freie  und  freundschaftliche  Verhand- 
regenten, ^  ' 
5.  April     lungen  aufzunehmen  zum  Zwecke  einer  Ordnung  aller  unioneilen 

Angelegenheiten  nach  dem  Grundsatze,  dass  völlige  Gleichbe- 
rechtigung zwischen  den  Ländern  durchgeführt  werden  soll. 

Der  Weg,  den  man,  wie  ich  glaube,  wählen  muss,  und  auf 
dem  man,  meiner  Ansicht  nach,  mit  beiderseitigem  guten  Willen 
eine  für  alle  Parteien  völlig  befriedigende  Lösung  der  Schwierig- 
keiten erreichen  kann,  ist  der:  ein  gemeinsamer  Minister  des 
Äussern,  Schwede  oder  Norweger,  verantwortlich  beiden  Reichen 
oder  einer  besonderen  gemeinsamen  Einrichtung  gegenüber;  ge- 
trenntes Konsulatwesen  für  jedes  Reich,  jedoch  derart,  dass  die 
Konsuln  in  allen  Angelegenheiten,  die  das  Verhältnis  zu  fremden 
Mächten  berührten,  unter  der  Leitung  und  der  Aufsicht  des 
Ministers  des  Äussern  zu  stehen  haben. 

Falls  sich  im  Laufe  der  Verhandlungen  eine  andre  Form 
finden  lassen  sollte  für  die  Ordnung  der  unioneilen  Angelegen- 
heiten, jedoch  stets  unter  Beibehaltung  der  Gemeinschaft  in  der 
Pflege  und  Wahrnehmung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  — 
was  eine  unerlässliche  Bedingung  für  die  Erhaltung  der  Union 
ist  — ,  so  erkläre  ich  mich  hiermit  bereit,  auch  diese  in  ernste 
Erwägung  zu  ziehen". 

Der  schwedische  Justizminister  und  die  übrigen  Mit- 
BeifäUigeAuf-giiejjei.  ^gg  schwedischcn  Staatsrats  gaben  dem  Vorschlag 

nähme  seitens  .  t-,    •/•  n 

der  Schweden,  ihren   Beifall.     Es   wurde  beschlossen,   die   Meinungsäusserung 

der  norwegischen  Regierung  hierzu   einzuholen.     Einige   Taize 

8.  April    darauf,  am  8.  April,  nahm  der  schwedische  Premierm  i  ii  i  s  1 1  r 

Boström  seinen  Abschied;  wahrscheinlich  erfolgte  dieser  Schritt, 

um  die  Norweger  zum  Eingehen  auf  den  gemachten  Vorschlag 

13.  April   geneigter  zu  stimmen.     An  Boströms  Stelle  trat  am   13.  April 
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der  schwedische  Staatsrat  Ramstedt  als  Chef  der  schwedischen 
Regierung. 

Die  norwegische  Regierung  gab  am  17.  April  als  Ant-  Abweisende 
wort  auf  den  Vorschlag   folgende  Erklärung  ab:    „Wie   be-  Antwort  der 

.      ,        Cl   ,,        .  .        .          .  \  ,    norwegischen 

kannt,  hat  das  norwegische  Volk  einen  einstimmigen  Anspruch  Regierung, 
darauf  erhoben,  ein  eignes  Konsulatwesen  zu  erhalten,  und  es  i7. Apni 
hat  mit  gleicher  Einmütigkeit  daran  festgehalten,  dass  die  Ent- 
scheidung dieser  Angelegenheit  ausschliesslich  norwegischen 
Staatsbehörden  vorbehalten  sei,  da  sie  ausserhalb  der  durch  die 
Reichsakte  errichteten  Gemeinschaft  liege".  Weiter  wurde  da- 
rauf hingewiesen,  dass  das  Storting  ein  Spezialkomitee  einge- 
setzt habe,  das  demnächst  mit  seinem  Vorschlag  zur  Errichtung 
eignen  Konsulatwesens  hervortreten  werde.  Dann  wird  betont, 
dass  der  Vorschlag  des  Kronprinzregenten  wesentlich  dasselbe 
brächte,  was  schon  wiederholt  ergebnislos  von  norwegisch- 
schwedischen Unterhändlern  erörtert  worden  sei.  Ferner  er- 
innerte die  Regierung  an  die  tiefe  Enttäuschung,  welche  die 
jüngst  stattgefundenen  Verhandlungen  in  Norwegen  hervorge- 
rufen hätten.  Die  Regierung  müsste  darum  davon  abraten, 
neue  Verhandlungen  über  die  unioneilen  Verhältnisse  einzuleiten, 
ehe  nicht  das  norwegische  Konsulatwesen  geordnet  sei;  dann 
erst  würde  das  nötige  Vertrauen  zurückkehren,  und  man  könnte 
zu  umfassenden  Verhandlungen  schreiten,  wobei  auch  der  nor- 
wegische Vorschlag  einer  getrennten  norwegischen  und  getrennten 
schwedischen  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Er- 
wägung gezogen  werden  müsse.  Sollten  aber  auch  solche  er- 
neute Verhandlungen  als  ergebnislos  verlaufen,  so  dürfte  man 
es  doch  nicht  bei  den  gegenwärtigen  unhaltbaren  unioneilen 
Zuständen  belassen.  Bindende  Voraussetzung  müsste  es  sein, 
dass  die  jetzt  bestehenden  Verhältnisse  der  Ausübung  des  Selbst- 
bestimmungsrechts des  einzelnen  Reiches  kein  Hindernis  in  den 
Weg  legen  dürfen,  sondern  dass  jedes  der  Reiche  die 
künftigen  Formen  seines  nationalen  Daseins  frei  be- 
stimmen könne.  Denn  nicht  eine  Zwangsunion,  sondern  allein 
das  gegenseitige  Vertrauen  und  Gemeinsamkeitsgefühl  zweier 
freien  und  selbständigen  Nationen  könne  die  Zukunft  und  das 
Glück  beider  Völker  und  die  Unabhängigkeit  und  Integrität  der 
Reiche  sichern.  — 
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Im  gemeinsamen  schwedisch-norwegischen  Staatsrat  wurde 
25  April  ^^  2^-  April  1905  dieses  Schreiben  der  norwegischen  Regierung 
vorgelegt.  Die  schwedische  Regierung  führte  dazu  u.  a. 
an:  „Da  der  Gedanke  an  weitere  Verhandlungen  jetzt  von  selten 
Norwegens  abgewiesen  wird  bis  ein  eignes  norwegisches  Kon- 
sulatwesen durchgeführt  ist,  und  da  ausserdem  von  selten  Nor- 
wegens eine  Voraussetzung  für  etwaige  neue  Verhandlungen 
aufgestellt  wird,  die  mit  der  Union  und  der  Reichsakte  unver- 
einbar ist,  so  können  offenbar  Verhandlungen  auf  der  von  Euer 
königl.  Hoheit  angedeuteten  Grundlage  zurzeit  nicht  mit  Nutzen 
eingeleitet  werden". 

Die  norwegische  Staatsratabteilung  bemerkte  ihrerseits:  „Es 
geht  aus  dem  Gutachten  der  norwegischen  Regierung  hervor, 
dass  von  selten  Norwegens  nicht  bezweckt  wird,  die  gegen- 
wärtige Union  aufzulösen.  Anderseits  muss  hervorgehoben 
werden,  dass  eine  solche  Auflösung  statthaft  ist,  und  dass 
Verhandlungen,  die  mit  Genehmigung  der  Staatsbehörden  beider 
Reiche  diese  Möglichkeit  voraussetzen,  mit  der  Reichsakte  ver- 
einbar sind". 

Der  Kronprinzregent  erklärte  daraufhin:  „Da  die  nor- 
wegische Regierung  leider  meinem  Vorschlag,  neue  Verhand- 
lungen über  alle  unionellen  Fragen  aufzunehmen,  nicht  beitreten 
will,  so  muss  ich  zu  meinem  lebhaften  Bedauern  die  Angelegenheit 
mit  den  Ausführungen  der  Ministerien  beider  Reiche  auf  sich 
beruhen  lassen". 


§  41. 
Verweigerung    der    Sanktion    für    den    Konsulatbeschluss. 
Weigerung  der  norwegischen  Minister,  im  Amte  zu  bleiben. 

Nun  wurde  dem  Antrag  des  Spezialkomitees  gemäss  in 
Norwegen  das  Konsulatgesetz  einstimmig  am  8.  Mai  im 
Odelsting,  und  darauf  am  23.  Mai  gleichfalls  einstimmig  im 
Lagting  angenommen.  Am  27.  Mai  wurde  es  dem  König,  der 
bei  der  Gelegenheit  wieder  die  Regierung  übernommen  hatte, 
im  norwegischen  Staatsrat  auf  dem  Schloss  zu  Stockholm  zur 


8.  a.  28.  Mai 


27.  Mal 


Vortrag  der  Qgj^gijniigung    Vorgelegt.     Die  Staatsräte    stellten    es    dem 

norweglscbeo  ^r      •        i    • 

Staatsräte.   König  dringend  anheim,   das  Gesetz   zu    genclim  i^^cii      sio 
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betonten  dabei  die  Bedeutung  der  Neuordnung  für  die  Entwick- 
lung des  Landes  in  nationaler  und  wirtschaftlicher  Hinsicht, 
und  machten  besonders  auf  die  Einmütigkeit  aufmerksam,  mit 
der  die  Nationalversammlung  und  das  ganze  Volk  eine  solche 
Ordnung  verlangten.  Es  sei  nunmehr  die  sichere  Erwartung 
der  Nation,  dass  der  König  sich  entgegenkommend  zeige.  Der 
König  verlas  darauf  folgende  Erklärung: 

„Der  Kronprinz  hat  als  Regent  im  zusammengesetzten  Erklärung  des 
Staatsrat  am  5.  April  d.  J.  bereits  den  einzigen  Weg  angegeben,  Königs, 
auf  dem  diese  wichtige  Angelegenheit  gefördert  werden  muss, 
und  auch  alle  Schwierigkeiten  ausgeglichen  werden  können, 
nämlich  durch  Verhandlung.  Ich  stimme  unbedingt  dieser 
Äusserung  bei  und  finde  es  demnach  zurzeit  nicht  dienlich,  dieses 
Gesetz  zu  sanktionieren,  das  eine  Veränderung  in  der  bestehenden 
konsularen  Gemeinschaft  bedeutet,  die  nicht  ohne  gegenseitige 
Übereinkunft  gelöst  werden  kann.  Die  jetzige  Ordnung  ist  in- 
folge des  Beschlusses  im  gemeinsamen  Staatsrat  errichtet  worden, 
und  daher  kann  nicht  getrenntes  Konsulatwesen,  weder  für 
Norwegen  noch  für  Schweden,  beschlossen  werden,  ehe  nicht 
die  Angelegenheit  in  derselben  verfassungsmässigen  Weise  be- 
handelt worden  ist,  übereinstimmend  mit  §  5  der  Reichsakte. 
Wenn  ich  nun  dem  Gesetz  meine  Genehmigung  verweigere, 
stütze  ich  mich  auf  das  dem  König  in  den  §§  30  und  78  des 
Grundgesetzes  gewährleistete  Recht.  Meine  gleich  grosse  Liebe 
zu  meinen  beiden  Völkern  macht  es  mir  zur  Pflicht,  dieses 
Recht  auszuüben". 

Die  norwegische  Staatsratabteilung  stellte  es  dem  König  Yorsteiiungen 
zunächst  anheim,  die  weitere  Behandlung  bis  zum  Staatsrat  demorweg. 
in  Kristiania  auszusetzen,  damit  der  König  diese  bedeutungs-  teiiung^beim 
volle  Angelegenheit,  die  zu  der  ernstesten  Krise  führen  könnte,      König. 
in  einer  Sitzung  der  gesaraten  Regierung  behandeln  könne.    Der 
König  erklärte,  dieser  Aufforderung  nicht  entsprechen  zu  können, 
und  wies  darauf  hin,  dass  der  Vorschlag  der  norwegischen  Re- 
gierung ja  vorläge  und  bereits  vorgetragen  sei. 

Die  Staatsratabteilung  erhob  darauf  nachdrückliche  Vor- 
stellungen in  bezug  auf  die  verlesene  Erklärung,  die  in  ganz 
Norwegen  Bedauern  erwecken  würde,  wo  man  gehofft  habe, 
dass  die  langwierigen  und  loyalen  Bestrebungen  für  die  Lösung 
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der  Frage,  darunter  wiederholte  Verhandlungen  mit  Schweden, 
zu  einem  glücklichen  Ergebnis  führen  würden,  das  mit  der 
Wohlfahrt  und  dem  Recht  des  Reichs  übereinstimmte.  Hier 
fielen  Norwegens  Interessen  zusammen  mit  denen  der  Union 
und  denen  Schwedens.  Denn  dass  Norwegens  Recht  geachtet 
werde,  sei  eine  Bedingung  für  ein  gesichertes  Verhältnis  in  der 
Union.  Eine  Entscheidung  gemäss  der  Äusserung  Seiner  Majestät 
gegen  den  einstimmigen  Vorschlag  der  Regierung  und  infolge 
einer  Erklärung,  die  ohne  norwegischen  Rat  entstanden  sei, 
würde  unbereclienbare  Folgen  haben.  Eine  solche  würde  mit 
dem  verfassungsmässigen  Staatsbrauch  im  Widerstreit  stehen, 
eine  Verwerfung  des  verfassungsmässigen  Rechts  des  Reiches, 
selbst  die  Angelegenheit  zu  entscheiden,  bedeuten,  und  eine 
Kränkung  seiner  Freiheit,  Selbständigkeit  und  Souveränität  sein. 
Sie  würde  sicher  zur  Auflösung  der  Union  führen. 

Die  Staatsratabteilung  erklärte  ferner,  dass  kein  Mitglied 
der  jetzigen  Regierung  einen  solchen  Beschluss  gegenzeichnen 
und  ihm  dadurch  verfassungsmässige  Gültigkeit  geben  könne. 
Sie  müssten  deshalb  ihre  Abschiedsgesuche  einreichen. 

Der  König  verlas  darauf  folgende  Erklärung:   „Da  es 

Weigerung  des  mir  klar  ist,  dass  eine  andre  Regierung  jetzt  nicht  ge- 

Abschfedri-  ^i^^ct  Werden  kann,  so  genehmige  ich  die  Abschieds- 
sucho  zu  ge- gesuche  der  Staatsräte  nicht". 

nehmigen.  j^^^.  j^gjjjg  yerwics  des  Weiteren  auf  §  30  des  Grundgesetzes 

und  machte  geltend,  dass  die  Staatsräte  nunmehr  pflichtgemäss  „mit 
Freimütigkeit  ihre  Meinung  gesagt"  und  „kräftige  Vorstellungen" 
gegen  seinen  Beschluss  erhoben  hätten.  Damit  seien  sie  jeder 
weiteren  Verantwortung  enthoben.  Aber  derselbe  Paragraph 
behielte  dem  König  das  Recht  vor,  „nach  seinem  eignen  Er- 
messen" zu  beschliessen.  Er  habe  daher  ein  verfassungsmässiges 
Recht,  einen  Beschluss  zu  fassen,  wie  geschehen,  und  es  sei  Pflicht 
der  Staatsräte,  über  die  Behandlung  und  Abmachung  der  An- 
gelegenheit ein  Protokoll  aufzusetzen  und  es  gegenzuzeichnen. 
Bcgrändong  Die  Staatsratabteilung  führte  hierzu  an,   dass  zufolge 

walgetun^d^er  S  15  des  Grundgesetzes  der  Staatsminister  verantwortlich  sei 
cjegenzeich-   für  die  Ausfertigung  der  gefassten  Beschlüsse.     Ehe   er  nicht 

nung  durch  die  gpgßjjgp2eichnet  sci,    sei    der  Beschluss   nicht   endgültig;   man 

norwegiscben  ,  <-        t^  ? 

suauräte.   könnte  zwar  einen  Bericht  über  die  Verhandlungen  anfertigen, 
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nicht  aber  das  übliche  Protokoll,  das  zugleich  ein  königlicher 
Befehl  sei.  Die  Gegenzeichnung  sei  ein  Ausdruck  dafür,  dass 
hinter  den  königlichen  Entscheidungen  verantwortliche  Männer 
ständen;  hier  aber  könne  die  Regierung  keine  Verantwortung 
übernehmen.  Diese  sei  im  §  31  des  Grundgesetzes  vorgeschrieben 
für  alle  vom  König  erlassenen  Befehle  (militärische  Kommando- 
sachen ausgenommen).  Aber  diese  Bestimmung  sei  keine  vor- 
schriftsmässige  Regel  für  die  Mitglieder  des  Staatsrates,  sie  sei 
eine  Vorschrift  für  die  Formen,  die  beobachtet  werden  müssten, 
um  einem  königlichen  Befehl  Rechtskraft  zu  geben.  Es  könnten 
daher  solche  Fälle  vorkommen,  wo  es  nicht  nur  das  Recht, 
sondern  zugleich  die  Pflicht  der  Minister  sei,  die  Gegenzeichnung 
zu  verweigern.  Die  Staatsratabteilung  habe  vom  Justizminister 
Aufschluss  über  diese  Frage  eingeholt,  und  dieser  habe  nach- 
gewiesen, dass  bei  mehreren  Anlässen  von  selten  Norwegens 
dieselbe  Ansicht  verfochten  worden  sei,  wie  sie  hier  geltend 
gemacht  werde.  Das  Ministerium  wäre  zu  demselben  Ergeb- 
nis gekommen,  wie  seinerzeit  die  Regierung  im  Jahre  1847, 
als  diese  sich  in  einem  andern  Zusammenhange  zu  dieser 
Frage  äusserte,  nämlich  in  einem  Gutachten  über  den  damals 
vorliegenden  Vorschlag  zu  einer  neuen  Reichsakte.  Hier  heisst 
es  über  diesen  Punkt  der  norwegischen  Verfassung,  dass  „nichts 
einem  Staatsratmitglied  das  natürliche  Recht  abspricht,  die 
Gegenzeichnung  zu  verweigern  und  sein  Amt  niederzulegen". 
Diesem  Gutachten  trat  die  damalige  Regierung  bei  (es  folgen 
die  Namen  der  Minister)  ...  In  demselben  Gutachten  sei  aus- 
gesprochen, dass  eine  Verpflichtung  zur  Gegenzeichnung  einer 
Gewährleistung  im  Grundgesetz  entbehre,  und  dass  es  ein  Miss- 
verständnis sei,  eine  solche  Verpflichtung  aus  dessen  Bestim- 
mungen herleiten  zu  wollen. 

Schliesslich  wiederholte  die  Staatsratabteilung,  dass  man 
sich,  da  eine  Sanktionsverweigerung  in  diesem  Falle  nicht  allein 
offenbar  schädlich  für  das  Reich,  sondern  zugleich  eine  Ver- 
leugnung seiner  Selbständigkeit  sein  würde,  genötigt  sähe,  die 
Gegenzeichnung  zu  verweigern,  um  nicht  dadurch  an  diesem 
Schritte  mitzuwirken.  Der  Norweger,  der  dies  täte,  würde  von 
Stund  an  ohne  Vaterland  sein. 

Darauf  wurden  die  Entlassungsgesuche  sowohl   der  nor- 
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wegischen  Regierung  in  Kristiania,  wie  auch  der  Staats- 
ratabteilung beim  König  in  Stockholm  vorgetragen. 

Das  erstere,  das  natürlich  nur  für  den  Fall  der  Verweige- 
i-^ua^sungs-  ruug  der  Sanktion  dem  König  vorgelegt  werden  sollte,  besagte, 
gesuches  der  ^j^gg   ^[^  Minister   die   sofortige  Enthebung  von   ihren  Ämtern 
miS*rede°^in  als  Mitglieder  des  königlichen  Rats  beantragten.     „Keiner  von 
Kristiania,   ^jg  ^j^jj  einen  Beschluss  gegenzeichnen  können,   den  wir  als 
offenbar   schädlich    für   das   Reich    ansehen.     Eine   Ablehnung 
dieses   von   der  Regierung  einmütig  befürworteten  Beschlusses 
bezüglich   eines  Gesetzes,   das   vom   Storting  einstimmig  ange- 
nommen ist,  und  dessen  Durchführung  vom  ganzen  norwegischen 
Volk  verlangt  wird,   kann,  unsrer  Meinung  nach,  nicht  durch 
Rücksicht  auf  die  Interessen  Norwegens  begründet  werden;  sie 
würde  eine  Verleugnung  der  Souveränität  des  Reichs  enthalten, 
und  ein  Ausdruck  sein  für  eine  im  Streit  mit  dem  Grundgesetz 
und  dem  verfassungsmässigen  Staatsgebrauch  stehende  persön- 
liche Königsgewalt". 

So  bekundete  sich  der  norwegische  Staatswille  nicht  nur 
in  erster,  sondern  auch  in  zweiter  Instanz  in  unbeugsamer 
Entschiedenheit.  Dem  Storting  hatte  sich  die  Regierung  ohne 
Schwanken  angeschlossen.     Die  Spannung  stieg  bis  zum  Gipfel. 

§  43. 
Die  Auflösung  der  Union. 

a)  Absage  der  norwegischen  Regierung  an  den  König. 

Anderthalb  Wochen  verstrichen.    Keine  Regierungshandlung 

wurde  während  der  Zeit  vollzogen.    Dann  richteten  die  zurück- 

e.Jani   tretenden  Staatsräte  in  Norwegen  am   6.  Juni   an   den  König 

folgende  Adresse  ^),  die  einer  letzten  Absage  an  den  regierenden 

König  in  Norwegen  gleichkam. 

„An  den  König. 

Eure  Majestät  haben  im  Staatsrat  auf  dem  Schloss  zu 
Stockholm  am  27.  Mai  als  Antwort  auf  unsre  untertänigsten 
Abschiedsgesuche  verfügt: 

*)  Das  Schreiben  kam  dem  König  am  7.  Juni,  vormittags  ^jtXO  Uhr,  in 
Stockholm  zu  Händen. 


l 
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„„Da  es  mir  klar  ist,  dass  eine  andre  Regierung  jetzt  nicht 
gebildet  werden  kann,  so  genehmige  ich  die  Abschiedsgesuche 
der  Staatsräte  nicht"". 

Laut  Norwegens  Grundgesetz  liegt  es  dem  König  von  Nor- 
wegen ob,  dem  Lande  eine  verfassungsmässige  Regierung  zu 
verschaffen.  In  demselben  Augenblick,  wo  die  Politik  des 
Königs  die  Bildung  eines  verantwortlichen  Rats  hindert,  ist  die 
norwegische  Königsmacht  ausser  Funktion  getreten. 

Durch  die  Beschlussfassung  Eurer  Majestät  ist  ausserdem 
das  verfassungsmässige  Verhältnis  zwischen  Eurer  Majestät  und 
den  verantwortlichen  Ministern  der  Krone  in  eine  Lage  gebracht 
worden,  die  sich  nicht  aufrechterhalten  lässt.  Keine  Regierung 
und  kein  einzelnes  Mitglied  derselben  können  in  einem  ver- 
fassungsmässig regierten  Lande  gezwungen  werden,  gegen  ihren 
Willen  mit  der  Verantwortlichkeit  eines  Ministers  im  Amte  zu 
bleiben,  wenn  ihre  unter  Verantwortung  erteilten  Ratschläge  in 
grossen  und  für  das  Vaterland  entscheidenden  Fragen  vom 
König,  der  nach  dem  Grundgesetz  ohne  Verantwortlichkeit  ist, 
nicht  befolgt  werden.  Wie  es  unter  solchen  Umständen  das 
zweifellose  Recht  jedes  einzelnen  Ministers  als  eines  freien 
Mannes  ist,  von  seinem  Amt  zurückzutreten,  so  wird  dies  auch 
im  allgemeinen  eine  Pflicht  dem  Vaterland  gegenüber  sein,  zur 
Behauptung  von  dessen  verfassungsmässigen  Rechten. 

Eure  Majestät  haben  erklärt,  dass  eine  andere  Regierung 
jetzt  nicht  gebildet  werden  kann.  Eure  Majestät  haben  dies 
als  so  klar  erwiesen  angesehen,  dass  der  König  Norwegens  in 
diesen  ernsten  Tagen  auf  dem  Schloss  zu  Stockholm  verblieben 
ist,  ohne  einen  Versuch  zu  machen,  das  Land  wieder  in  ver- 
fassungsmässige Verhältnisse  zurückzuführen. 

Die  Politik,  die  in  der  Stellungnahme  Eurer  Majestät  zur 
Frage  der  Sanktion  des  Konsulatgesetzes  ihren  Ausdruck  ge- 
funden hat,  ist  nach  unsrer  Ansicht  mit  der  norwegischen  Ver- 
fassung nicht  vereinbar.  Aber  ebensowenig  wie  eine  neue 
Regierung  die  Verantwortung  für  diese  Politik  übernehmen 
kann,  können  wir  durch  ein  Verbleiben  in  unsern  Ämtern  uns 
an  derselben  teilhaftig  machen.  Es  ist  daher  unsre  Pflicht,  von 
der  Verwaltung  unsrer  Ämter  zurückzutreten  und  dem  Storting 
sofort  davon  die  nötige  Mitteilung  zu  machen. 
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Dies  wird  jetzt  geschehen. 

Tiefe  und  iinausgleichbare  politische  Unstimmigkeiten  haben 
somit  den  Rahmen  des  verfassungsmässigen  norwegischen  König- 
tums gesprengt.  Verhältnisse  und  Umstände  sind  stärker  ge- 
wesen als  der  Wille  des  einzelnen.  Aber  die  Abwicklung  des 
Unionsverhältnisses,  die  durch  den  oben  erwähnten  Beschluss 
Eurer  Majestät  —  sicherlich  mit  schwerem  Herzen,  aber  auch 
mit  voller  Klarheit  über  ihre  Folgen  gefasst  -—  jetzt  eingeleitet 
ist,  dürfte  sich  —  das  ist  unsre  Hoffnung  —  binnen  kurzer 
Zeit  als  der  Anfang  besserer  und  glücklicherer  Tage  für  die 
beiden  Völker  erweisen,  deren  Glück  und  Wohlfahrt  Eurer 
Majestät  immer  am  Herzen  gelegen  hat. 

Schliesslich  erlauben  wir  uns.  Eurer  Majestät  für  das  per- 
sönliche Wohlwollen  und  die  Güte,  die  uns  erwiesen  worden 
in  der  Zeit,  in  der  wir  die  Ehre  hatten,  Mitglieder  des  Rates 
Eurer  Majestät  zu  sein,  unsern  untertänigsten  Dank  abzu- 
statten. 

Wir  bitten  Eure  Majestät,  die  Versicherung  unsres  vollen 
Verständnisses  der  schwierigen  Lage  Eurer  Majestät,  sowie 
unsrer  unveränderten  Hochachtung  genehmigen  zu  wollen.  Allem 
voran  aber  gehen  unsre  Pflichten  gegen  das  Vaterland".  — 

b)  Dann  kam  der  geschichtlich  denkwürdige  7.  Juni  1905, 
an  dem  der  König  abgesetzt  und  die  Union  aufgelöst 
wurd§. 

Eine  kurze  vorhergehende  Sitzung  bei  verschlossenen  Türen 
hatte  an  diesem  Tage  stattgefunden,  darauf  begann  um  V2II  Uhr 
vormittags  die  öffentliche  Sitzung  des  Stortings. 

Überall  herrschte  strengste  Ruhe  und  gespannte  Erwartung. 
Oberhaupt  waltete  damals  und  auch  in  der  folgenden  Zeit  eine 
derartige  Disziplin,  dass  über  die  unmittelbar  bevorstehenden 
Ereignisse  nur  die  Beteiligten   im   voraus  unterrichtet  waren. 

Der  Stortingspräsident  Bern  er,  einer  der  Hauptführer  des 

norwegischen  Vorgehens,  eröffnete  die  Sitzung  mit  der  Erklärung, 

dass    der   Chef   der   Regierung    dem    Storting    eine    Mitteilung 

Die  Mitteilung  "i*'^cJien  würde.     Der  Premierminister  Christian  M icheisen  er- 

mebeisen«  Im  (rpiff-  tjarauf  das  Wort,  um  im  Namen  der  Regierung  folgende 

StortliiK        M   ,  1..  .  , 

Krklarung  abzugeben : 
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„An  das  Storting. 

Wie  dem  Stortiiig  am  15.  März  d.  J.  mitgeteilt,  wurde  die 
jetzige  Regierung  auf  das  Programm  hin  gebildet,  Norwegens 
verfassungsmässiges  Recht  auf  ein  eignes  norwegisches  Konsulat- 
wesen durchzusetzen,  und  Norwegens  Souveränität  als  eines 
freien  und  selbständigen  Reiches  zu  behaupten.  Da  indessen 
Seine  Majestät  der  König  im  Staatsrat  auf  Stockholms  Schloss 
am  27.  Mai  die  Durchführung  dieses  Programms  zu  hemmen 
suchte,  indem  er  erklärte,  das  vom  Storting  einstimmig  be- 
schlossene und  von  der  Regierung  einstimmig  zur  Genehmigung 
vorgeschlagene  Gesetz  betreffend  das  norwegische  Konsulatwesen 
nicht  genehmigen  zu  wollen,  so  verlangte  der  gesamte  Staatsrat 
seine  sofortige  Entlassung.  Hierauf  geruhte  Seine  Majestät  der 
König  durch  Verfügung  vom  selben  Tage  zu  antworten:  „„Da 
es  mir  klar  ist,  dass  eine  andre  Regierung  jetzt  nicht  gebildet 
werden  kann,  so  genehmige  ich  die  Abschiedsgesuche  der  Staats- 
räte nicht"". 

Laut  Norwegens  Grundgesetz  liegt  es  indessen  dem  Könige 
von  Norwegen  als  erste  Pflicht  ob,  dem  Lande  eine  verfassungs- 
mässige Regierung  zu  verschaffen.  In  demselben  Augenblick, 
wo  die  persönliche  Politik  des  Königs  die  Bildung  eines  ver- 
antwortlichen Rates  unmöglich  macht,  ist  die  norwegische 
Königsmacht  ausser  Funktion  getreten,  und  gleichzeitig 
damit  auch  die  durch  den  gemeinschaftlichen  König  bedingte 
V^einigung  mit  Schweden. 

Durch  diesen  Beschluss  des  Königs  ist  ausserdem  das  ver- 
fassungsmässige Verhältnis  zwischen  dem  persönlichen  König 
und  den  verantw^ ortlichen  Ministern  aufgehoben.  Keine  Regie- 
rung und  keins  ihrer  Mitglieder  können  in  einem  verfassungs- 
mässig regierten  Lande  gezwungen  werden,  gegen  ihren  Willen 
mit  der  Verantwortlichkeit  eines  Ministers  zu  bleiben,  wenn 
ihre  unter  Verantwortung  erteilten  Ratschläge  in  grossen  und 
für  das  Vaterland  entscheidenden  Fragen  von  dem  nicht  ver- 
antwortlichen Staatschef  nicht  befolgt  werden.  Wie  es  unter 
solchen  Umständen  das  zweifellose  Recht  jedes  einzelnen  Mit- 
gliedes als  eines  freien  Mannes  ist,  von  seinem  Amt  zurückzu- 
treten,  so  wird  dies  auch   im   allgemeinen  eine  unabweisbare 


256         Teil  I:  Hist.-jur.  Darstellung  —  5.  Abschn  :  Das  Jahr  1905. 

Pflicht  gegen   das  Vaterland  sein,  zur  Behauptung  von  dessen 
verfassungsmässigen  Rechten. 

.Seine  Majestät  hat  erklärt,  dass  eine  andre  Regierung  jetzt 
nicht  gebildet  werden  kann.  Seine  Majestät  hat  dies  als  so 
klar  erwiesen  angesehen,  dass  der  König  Norwegens  in  diesen 
ernsten  Tagen  auf  dem  Schloss  zu  Stockholm  verblieben  ist, 
ohne  nach  der  Hauptstadt  Norwegens  zu  kommen,  und  ohne 
einen  Versuch  zu  machen,  das  Land  wieder  in  verfassungs- 
mässige Verhältnisse  zurückzuführen.  Ein  derartiger  Zustand 
kann  jedoch  nicht  andauern,  und  es  lässt  sich  auch  nicht  an- 
nehmen, dass  eine  Änderung  darin  durch  verändertes  Auftreten 
seitens  des  Königs  erfolgen  wird. 

Die  Politik,  die  in  der  Stellungnahme  Seiner  Majestät  zu 
der  Frage  der  Sanktion  des  Konsulatgesetzes  ihren  Ausdruck 
gefunden  hat,  ist  nach  unsrer  Ansicht,  mit  der  norwegischen 
Verfassung  nicht  vereinbar,  aber  ebensowenig  wie  irgendein 
Norweger  seine  Mitwirkung  zur  Bildung  einer  neuen  Regierung 
gewähren  wird,  welche  die  Verantwortung  für  die  Politik  über- 
nehmen würde,  ebensowenig  können  wir  durch  ein  Verbleiben 
in  unsern  Ämtern  uns  teilhaftig  an  ihr  machen.  Hiervon  haben 
wir  Seine  Majestät  den  König  benachrichtigt.  Mit  Bezug  hier- 
auf haben  wir  es  für  unsre  Pflicht  angesehen,  heute  von  der 
Verwaltung  unsrer  Ämter  zurückzutreten. 

Ich  erlaube  mir,  diese  Mitteilung  auf  dem  Tisch  des  Präsi- 
denten niederzulegen".  * 

Worauf  der  Präsident  entgegnete: 
Antwort  des  „Indem  ich  die  vom  Chef  der  Regierung  verlesene  Mittei- 

stortings-  lung,  dass  sämtliche  Mitglieder  des  Staatsrats  jetzt  ihre  Ämter 
niedergelegt  haben,  im  Namen  des  Stortings  entgegennehme, 
möchte  ich  folgendes  aussprechen:  Wir  sind  alle  auf  eine  Lage. 
wie  die,  in  der  wir  uns  jetzt  befinden,  vorbereitet  gewesen.  In 
Sitzungen,  an  denen  sämtliche  Abgeordnete  teilgenommen,  sind 
daher  auch  die  Veranstaltungen  erörtert  worden,  die  das  Storting 
seinerseits  in  einer  solchen  Lage  treffen  müsste.  Ein  jeder  Ab- 
geordnete hat  in  diesen  Sitzungen  Gelegenheit  gehabt,  seine 
persönliche  Auffassung  der  Lage,  und  was  diese  erfordert,  zu 
äussern. 

Heute  hat  das  Storting  die  endgültigen  Beschliissi'  zu  lassen. 


Präsidenten. 
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Ich  erlaube  mir,  den  Wunsch  aiisziisiircchen,  dass  diese  Beschlüsse 
einstimmig  und  ohne  Debatte  getasst  werden  mögen. 

Anlässlich  der  vom  Chef  der  Regierung  abgegebenen  ]\Iit- 
teilung  schlage  ich  dem  Storting  vor,  folgenden  Beschluss  zu 
fassen : 

Da  sämtliche  Mitglieder  des  Staatsrats  ihre 
Ämter  niedergelegt  haben, 

da  sich  Seine  Majestät  der  König  ausserstande 
erklärt  hat,  dem  Lande  eine  neue  Regierung  zu 
verschaffen,  und 

da  die  verfassungsmässige  Königsgewalt  somit 
ausser  Wirksamkeit  getreten  ist, 

so  ermächtigt  das  Storting  die  Mitglieder  des 
heute  zurückgetretenen  Staatsrats,  die  dem  König 
beigelegte  Gewalt  bis  auf  weiteres  als  „Die  nor- 
wegische Regierung"  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Grundgesetz  des  Reiches  Norwegen  und  den  gel- 
tenden Gesetzen  mit  den  Änderungen  auszuüben, 
die  dadurch  notwendig  gemacht  werden,  dass  die 
Vereinigung  mit  Schweden  unter  Einem  König- 
gelöst  ist,  weil  der  König  aufgehört  hat,  als  nor- 
wegischer König  zu  fungieren". 
Der  Vorschlag  wurde  bei  namentlicher  Abstimmung  ein- 
stimmig angenommen. 

Staatsminister  Michelsen    gab    darauf    folgende   Erklä- Erklärung  des 

r  U  n  2'   ab  ■  Staatsm  in  isters 

°  '  Michelsen. 

„Im  Namen  der  Regierung  nehme  ich  den  ehrenvollen,  wenn 
auch  zugleich  schwierigen  und  verantwortungsvollen  Auftrag 
entgegen,  der  uns  heute  durch  das  Vertrauen  des  Stortings  über- 
tragen worden  ist.  Soweit  unsre  Kräfte  reichen,  werden  wir 
versuchen,  uns  dieses  Vertrauens  würdig  zu  zeigen.  Wir  ver- 
lassen uns  auf  die  Gerechtigkeit  unsrer  Sache,  auf  die  feste 
vertrauensvolle  Stütze  des  Stortings  und  auf  den  einstimmigen 
und  unerschütterlichen  Willen  des  ganzen  norwegischen  Volks, 
jedes  Opfer  zu  bringen,  das  die  Lage  erheischen  wird. 

Wir  hegen  dabei  die  Hoffnung,  dass,  was  heute  geschehen 
ist,  dem  Vaterland  zum  dauernden  Wohl  und  Segen  gereichen 
wird". 

Aall  und  tijelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  17 
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Die  Versamralung-  bezeigte   der  Rede   des  Staatsministers 
ihren  Beifall  durch  Erheben  von  den  Sitzen. 
,  Der  Präsident   schlug  sodann   dem  Storting  vor,   folgende 

Aur6ss6  dös 

stortings  an  Adrcsse  an  den  König  Oskar  zu  richten: 
König  Oskar.  ^-^^^^  Majestät. 

Da  sämtliche  Mitglieder  des  Staatsrats  heute  im  Storting 
ihre  .Ämter  niedergelegt  haben,  und  da  Eure  Majestät  im  Proto- 
koll vom  27.  Mai  d.  J.  offiziell  erklärt  haben,  dass  Eure  Majestät 
sich  nicht  imstande  sähen,  dem  Lande  eihe  neue  Regierung  zu 
verschaffen,  so  ist  die  verfassungsmässige  Königsmacht  in  Nor- 
wegen damit  ausser  Wirksamkeit  getreten. 

Es  ist  daher  die  Pflicht  des  Stortings  als  Vertreters  des 
norwegischen  Volks  gewesen,  die  Mitglieder  des  zurückgetretenen 
Staatsrats  unverzüglich  zu  ermächtigen,  als  „Die  norwegische 
Regierung"  die  dem  König  beigelegte  Gewalt  bis  auf  weiteres 
auszuüben,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Grundgesetz  des  König- 
reichs Norwegen  und  den  geltenden  Gesetzen,  mit  den  Ände- 
rungen, die  dadurch  notwendig  geworden  sind,  dass  die  Ver- 
einigung mit  Schweden,  die  einen  gemeinsamen  König  voraussetzt, 
gelöst  worden  ist,  weil  der  König  aufgehört  hat,  als  norwegischer 
König  zu  fungieren. 

Der  Gang  der  Entwicklung,  der  mächtiger  gewesen  ist,  als 
die  Wünsche  und  der  Wille  des  einzelnen,  hat  dieses  Ergebnis 
herbeigeführt. 

Die  im  Jahre  1814  eingegangene  Union  ist,  schon  vom 
ersten  Augenblick  an,  ihrem  Wesen  und  Inhalt  nach  von  den 
beiden  Völkern  in  verschiedener  Weise  aufgefasst  worden.  Von 
selten  Schwedens  haben  die  Bestrebungen  zum  Ziel  gehabt,  die 
Gemeinschaft  zu  erweitern,  von  selten  Norwegens  hingegen  sie 
auf  das  Mass  zu  beschränken,  das  in  der  Reichsakte  vorge- 
schrieben ist,  und  im  übrigen  das  Alleinbestimmungsrecht  beider 
Reiche  in  allen  den  Angelegenheiten  zu  behaupten,  dio  nicht  in 
der  Reichsakte  als  unioneil  bezeichnet  sind.  Dieser  grundsätz- 
liche Gegensatz  in  der  Auffassung  des  Wesens  der  Union  hat 
zwischen  den  Völkern  vielerlei  Missverständnisse  hervoiiit  rufen 
und  viele  Reibungen  verursacht.  Und  in  der  Auffassung,  die 
während  der  letzten  Verhandlungen  zwischen  den  Reichen  seitens 
der  schwedischen  Regierung  Norwegen  gegenüber  gclti ml   -ii 
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macht  worden  ist,  hat  das  norwegische  Volk  eine  Verletzung 
seines  gTundgesetzmässigen  Rechtes,  seiner  Selbständigkeit  und 
seiner  nationalen  Ehre  sehen  müssen. 

Die  Union  hatte  ihre  Berechtigung,  solange  sie  zur  Förde- 
rung des  Wohles  und  des  Glücks  beider  Vrdker  bei  Erhaltung 
ihrer  Selbständigkeit  als  souveräne  Staaten  beitragen  konnte. 
Über  die  Union  aber  geht  uns  Norwegern  unser  norwegisches, 
den  Schweden  das  schwedische  Vaterland.  Und  wertvoller,  als 
eine  politische  Verbindung  ist  das  Gemeinsamkeitsgefühl  und 
das  freiwillige  Zusammenhalten  beider  Völker.  Für  dieses  Ge- 
meingefühl zwischen  dem  norwegischen  und  dem  schwedischen 
Volk,  welches  das  Glück  beider  Völker  sichern  und  ihre  Stärke 
nach  aussen  sein  sollte,  hierfür  ist  die  Union  eine  Gefahr  ge- 
worden. 

Wenn  die  Vereinigung  jetzt  gelöst  wird,  so  hat  das  nor- 
wegische Volk  keinen  höheren  Wunsch,  als  mit  allen  und  nicht 
zum  wenigsten  mit  dem  schwedischen  Volke  und  mit  der  Dynastie 
in  Frieden  und  gutem  Einverständnis  zu  leben,  unter  deren 
Herrschaft  unser  Land,  trotz  vieler  und  bitterer  Unionsstreitig- 
keiten, in  geistiger  und  materieller  Beziehung  einen  so  erheb- 
lichen Aufschwung  genommen  hat. 

Als  Beweis  dafür,  dass  die  Arbeit  und  der  Kampf  des 
norwegischen  Volks  für  die  volle  Selbständigkeit  des  Vater- 
landes in  keinem  Unwillen  gegen  das  königliche  Haus  oder  das 
schwedische  Volk  begründet  gewesen  und  gegen  keines  von 
beiden  irgendwelche  Bitterkeit  hinterlassen  hat,  bittet  das  Stor- 
ting  ehrerbietigst  um  die  Mitwirkung  Eurer  Majestät  dazu,  dass 
es  einem  Prinzen  des  Hauses  Eurer  Majestät  gestattet  werde, 
unter  Verzichtleistung  auf  sein  Erbrecht  auf  den  Thron 
Schwedens,   die  Wahl  zum  König  von  Norwegen  anzunehmen. 

Der  Tag,  an  dem  das  norwegische  Volk  seinen  eignen 
König  dazu  kürt,  den  alten  Thron  Norwegens  zu  besteigen, 
wird  eine  Ära  ruhiger  Arbeitsjahre  für  Norwegen,  eines  guten 
und  herzlichen  Verhältnisses  zum  schwedischen  Volk,  und  des 
Friedens,  der  Eintracht  und  eines  treuen  Zusammenhaltens  im 
Norden,  zur  Beschützung  der  Kultur  der  Völker,  ihrer  Freiheit 
und  Selbständigkeit  einleiten. 

In  dieser  Überzeugung  wagt  das  Storting  die  sichere  Hoff- 

17* 
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nung  auszusprechen,  dass,  was  jetzt  geschehen  ist,  sich  für  alle 
zum  guten  wenden  möge,  auch  für  Eure  Majestät,  für  deren 
Person  das  norwegische  Volk  seine  Hochachtung  und  Ergebenlieit 
ungeschwächt  bewahren  wird". 

Diese  Adresse  wurde  mit  112  gegen  5  Stimmen  (die  der 
Sozialdemokraten)  angenommen. 

Indem  die  Versammlung  sich  von  den  Sitzen  erhob,  sprach 
Präsidenten,  der  Präsident  noch  folgende  Worte: 

„Meine  Herren  Abgeordneten! 

Was  das  Storting  Norwegens  jetzt  beschlossen  hat,  sind 
Beschlüsse  von  der  grössten  Bedeutung  und  Tragweite,  und  das 
Storting  ist  sich  der  Verantwortung  voll  bewusst,  die  es  hiermit 
auf  sich  genommen  hat.  Aber  für  das  Storting  ist  es  eine 
Pflicht  gewesen,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen,  wie  ge- 
schehen, aufzutreten  zur  Aufrechterhaltung  von  Norwegens  Ehre 
und  Recht  als  souveränes  Reicli,  und  um  augenblicklich  eine 
gesetzliche  Regierungsgewalt  im  Lande  zuwege  zu  bringen. 
Das  Storting  ist  auch  überzeugt,  die  volle  Billigung  des  Volkes 
zu  besitzen  für  das,  was  heute  hier  geschehen  ist.  Wir  können 
grosse  Schwierigkeiten  zu  überwinden  liaben  auf  dem  Wege, 
den  die  Macht  der  Umstände  einzuschlagen  uns  jetzt  gezw^ungen 
hat;  aber  ich  bin  fest  überzeugt,  dass  wir  im  festen  Glauben  an 
unser  Recht,  durch  Einigkeit  und  treues  Zusammenhalten  zwischen 
Regierung  und  Storting  und  zwischen  diesen  Staatsmächten  und 
dem  ganzen  Volk  diese  Schwierigkeiten  werden  zu  überwinden 
vermögen.  Ich  bin  sicher,  dass  unser  Volk  den  kommenden 
Begebenheiten  gegenüber  dieselbe  Festigkeit  und  dieselbe  Be- 
sonnenheit und  würdige  Ruhe  bewahren  wird,  wie  bisher,  und 
hiervon  überzeugt,  glaube  ich,  dass  wir  der  Zukunft  getrost 
entgegensehen  können.  Wir  vereinigen  uns  alle  in  dem  Wunsche: 
Gott  erhalte  das  Vaterland!" 

8  48. 
ir!stor!s(*h<'s    Xaclisplcl :     Protost    dos    KiJni^^s.     —     Volks- 
ahstiminuiiji;  in  Norwo^eii.    —    Das  Kaiistador  Abkoininoii. 

Die  Hauptarbeit  war  getan.  Das  Folgende  hat  den  Charakter 
eines  historisclien  Nachspiels.     Es  schildert  sozusagen  den  Preis, 
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den  Norwegen  bezahlte,  nicht  um  die  Auflösung  der  Union  zu 
erreichen,  wohl  aber  um  die  Anerkennung  Schwedens  zu  er- 
halten, dass  Norw^egen  ein  von  der  Union  mit  Schweden  ge- 
trennter Staat  sei. 

Durch  die  Schritte  des  Stortings  und  der  norwegischen 
Regierung  war  von  selten  Norw^egens  das  rechtliche  Verhältnis 
einer  Union  mit  Schweden  gelöst;  eine  norwegische  Kriegs- 
flagge ohne  Unionszeichen  wurde  gehisst,  und  auch  sonst  wurden 
überall  Änderungen  vorgenommen,  wo  bisher  die  Tatsache  zum 
Ausdruck  gekommen  war,  dass  Norwegen  mit  Schweden  verbunden 
war.  Ein  Ministerium  des  Äussern  wurde  am  15.  Juni  ge-  15.  jum 
bildet,  und  der  bisherige  norwegische  Staatsminister  in  Stockholm, 
Lövland,  einer  der  Hauptführer  bei  der  Auflösung  der  Union 
dazu  berufen.  Mit  den  auswärtigen  Mächten  suchte  Nor- 
wegen Beziehungen  anzuknüpfen,  die  zunächst  einen  halb- 
offiziellen Charakter  hatten;  in  dieser  Hinsicht  war  namentlich 
Fridtjof  Nansen  mit  nicht  geringem  Erfolge  tätig.  Gleich- 
zeitig richtete  das  Storting  schon  am  7.  Juni  eine  Kundgebung 
an  das  norwegische  Volk,  in  der  der  unternommene  Schritt 
begründet  und  die  unbedingte  Loyalität  der  Staatsbürger  gegen- 
über der  neuen  Ordnung  der  Dinge  als  sichere  Erwartung  des 
Stortings  ausgesprochen  wurde.  In  dieser  Erwartung  wurde 
man  auch  nicht  getäuscht. 

Mit  besonderer  Aufmerksamkeit  beobachtete  man  in  Nor- 
wegen natürlich,  wie  das  Vorgefallene  in  Schweden  aufge- 
nommen wurde.  Die  Möglichkeit,  dass  es  zum  Krieg  komme, 
lag  ja  vor,  und  war  auch  vorausgesehen.  Das  Storting  hatte 
schon  vor  Monaten  eine  Kriegsanleihe  in  einer  Höhe  von 
etwa  45  Millionen  Mark  abgeschlossen.  Von  entscheidender 
Bedeutung  war  vor  allem,  wozu  König  Oskar  sich  ent- 
schliessen  würde.  Aus  der  Zeit  der  skandinavistischen  Be- 
wegung in  den  50er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  lag  eine  viel- 
bemerkte Äusserung  seines  Vaters  des  Königs  Oskar  I.  vor,  der 
einmal  die  nordischen  Studenten,  die  sich  in  Stockholm  ver- 
sammelt hatten,  mit  den  Worten  begrüsste,  dass  nach  diesen 
Tagen  ein  Krieg  zwischen  den  Völkern  des  Nordens  eine  Un- 
möglichkeit sei.  Würde  die  Trennung  der  staatlich  verbundenen 
Reiche  ohne  weitere  Katastrophen  stattfinden  können,  nur  auf 


8.  Juni 
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die  Lossagung  des  einen  Reiches  hin?    Und  würde  der  König 

nicht  selbst  um  den  Preis  eines  Krieges  versuchen,  seinen  Thron 

zu  behaupten? 

Einspruch  Schon  am  T.Juni  nachmittags  konnte  derPräsidentdem 

^önig      Storting  mitteilen,  dass  von  König  Oskar  eine  Depesche 

Oskftrs  n 

7. Juni.  '   folgenden  Inhalts  eingelaufen  sei: 

„An  den  Präsidenten  des  Stortings. 

Da  ich  von  der  Regierung  diesen  Morgen  über  den  Be- 
schluss  der  Staatsräte,  von  der  Verwaltung  ihrer  Ämter  zurück- 
zutreten und  dem  Storting  darüber  Mitteilung  zu  machen,  be- 
nachrichtigt worden  bin,  will  ich  hierdurch  kundgeben,  dass  icli 
in  einer  Depesche  an  den  Staatsminister  Michelsen  auf  das  be- 
stimmteste gegen  diese  ihre  Handlungsweise  Einspruch  erhoben 
habe".  — 

Am  8r  Juni  lief  eine  zweite  Protestdepesche  des  Königs 
an  das  Storting  ein,  in  der  er  sich  u.  a.  auf  die  Anfrage  des 
Stortingspräsidenten  bezog,  ob  eine  Deputation  des  Stortings 
zur  Überreichung  der  Stortingsadresse  vom  7.  Juni  empfangen 
werden  würde.     Die  Depesche  lautete: 

„Da  ich  die  revolutionären  Schritte  nicht  anerkenne,  die 
das  Storting  unter  Verletzung  des  Grundgesetzes  und  der  Reichs- 
akte und  im  Aufruhr  gegen  seinen  König  leider  unternommen 
hat,  so  empfange  ich  die  vom  Storting  geplante  Deputation 
nicht".  — 

In  einem  Protestschreiben  vom  10.  Juni  ^)  suchte  der 
König  seine  Politik  zu  rechtfertigen.  In  seinem  letzten 
Teil  enthielt  das  Schreiben  u.  a.  die  Worte:  „Es  kommt 
Schweden  und  mir  als  ünionskönig  zu,  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  der  Angriff  Norwegens  gegen  die  be- 
stehende Vereinigung  zur  gesetzlichen  Aufhebung  der 
Union  führen  soll". 

Diese  Auffassung  wurde  auch  in  der  folgenden  Zeit  von 
Schweden  aufrecht  erhalten,  wo  man  sich  besonders  iilxr 
die  Form  („saettet",  d.  h.  die  Art  und  Weise)  aufregte,  in  der 
die  politische  Verbindung  von  Norwegen  gelöst  wurde.  Jedoch 
blieb  jeder  sofortige  Gegenstoss  seitens  {W><  K'r.nii^s  odt  r 

')  Unten  als  Beilage  in  deutscher  Übersetzung. 


10.  Juni 
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des  vormaligen  Unionsgenossen  aus.  Die  Trennung  war  auf 
beiden  Seiten  grundsätzlich  beschlossen.  Was  nunmehr  folgte, 
bildet  ein  geschichtliches  Gegenstück  zu  der  der  Union  un- 
mittelbar vorangehenden  Episode  in  der  Zeit  zwischen  der 
Konvention  zu  Moss  und  der  Vereinigung  beider  Reiche  am 
4.  November  1814.  Es  war  ein  Streit  über  Formen  und  Be- 
dingungen einer  eigentlich  schon  vollzogenen  staatsrechtlichen 
Tatsache. 

Das   nächste   war,  dass  König  Oskar  zum   20.  Juni   einen     20.  jum 
ausserordentlichen   Reichstag    einberief.      Diesem,  wurde  Ausserordenti. 

TT-      •         T        ,       1  rN  .  .      Reichstag  in 

zunächst  vom  König  durch  den  Staatsminister  Ramstedt  em  Schweden. 
Vorschlag  unterbreitet,  der  im  wesentlichen  darauf  ausging, 
wie  die  Sachen  lagen,  von  jeder  Anwendung  von  Gewalt 
oder  Zwang  abzusehen  und  auf  die  Verhandlungen  einzu- 
gehen, die  nötig  seien,  um  das  nunmehr  gelöste  Unions- 
verhältnis abzuwickeln.  In  einer  Adresse  an  den  König 
vom  19.  Juni  hatte  das  Storting  auch  einen  solchen  An-  ly.Jimi 
trag  an  die  schwedische  Regierung  gerichtet.  In  seiner 
Rede  an  den  schwedischen  Reichstag  vom  21.  Juni  äusserte  -ii-Juni 
der  König:  „Der  Vorschlag,  den  ich  Ihnen  vorlege,  geht  nicht 
darauf  aus,  Unrecht  durch  Machtmittel  zu  begegnen.  Wie  be- 
deutungsvoll die  Union  auch  sein  mag  für  die  Sicherheit  der 
skandinavischen  Völker,  so  ist  sie  doch  nicht  die  Opfer  wert, 
die  durch  Zwangsveranstaltungen  bedingt  sein  würden.  Von 
geringem  Nutzen  für  Schweden  würde  in  Wahrheit  eine  Union 
sein,  die  auf  solche  Weise  Norwegen  aufgezwungen  würde. 
Nein,  möge  das  schwedische  Volk  sich  durch  kluge  Selbstbe- 
herrschung leiten  lassen!"  —  — 

Der  Reichstag  stimmte  aber  dem  Plane  einer  bedingungs- 
losen Verhandlung  mit  Norwegen  über  die  durch  die  Trennung 
erforderliche  neue  Ordnung  nicht  bei,  sondern  bewirkte  die 
Bildung  eines  neuen  Ministeriums  (mit  Lundeberg  als  Pre- 
mierminister) und  stellte  am  27.  eluli  gewisse  Bedingungen,  n.Jixh 
ehe  Schweden  Norwegen  als  einen  von  der  Union  getrennten 
Staat  anerkenne.  Er  verlangte  entweder  eine  Erklärung  eines 
neugewählten  norwegischen  Stortings  oder  eine  norwegische 
Volksabstimmung  mit  etwaiger  Anfrage  an  Schweden,  ferner 
die  Errichtung  einer  festungslosen  Zone  zwischen  den  beiden 
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Ländern  und  gesetzliche  Regelung-  der  für  die  schwedischen 
Lappen  bestehenden  Weidegerechtsame  im  nördlichen  Norwegen, 
sowie  die  Sicherung  gegen  Erschwerung  des  Grenzverkehrs. 
Ein  Kredit  von  über  100  Millionen  Mark  wurde  für  alle 
Fälle  bewilligt, 
voiksabstiin-  Auf  beiden  Seiten  wurde  nun  eifrig  gerüstet  und  militärische 

mung  in  Nor-  Massnahmen  getroffen.     Der  von  Schweden  angeregten  Frage, 
durch   eine  Volksabstimmung   den  Willen   des  ganzen  nor- 
wegischen Volks  zu  vernehmen,  kam  Norwegen  entgegen.     Am 
13.  August  13.  August  wurde  darüber  abgestimmt,  ob  man  „mit  der  statt- 
gefundenen   Auflösung    der   Union    einverstanden"    wäre.      Es 
wurden  368  208  Ja-  und  184  Nein-Stimmen  abgegeben.    Die 
norwegische  Regierung  wandte  sich  sodann  an  Schweden, 
mit   dem  Ersuchen,   durch  Aufhebung   der  Reichsakte 
seinerseits  zur  Auflösung  der  Union  mitzuwirken.    Darauf- 
hin wurden  Verhandlungen  eröffnet. 
DerKaristader         ^^  ^^^  Zwcckc  traten  am  31.  August  von  jedem  Reiche 
Vergleich.    4  Vertreter  in  Karlstad  zusammen.     Norwegen  ging  darauf  ein, 
die  von  Schweden  als  bedrohlich  empfundenen  neuen  Sperrforts 
niederzulegen.     Eine  für  ewige  Zeiten  neutrale  Zone  wurde 
auf  beiden  Seiten  der  Grenze  festgelegt.     Schweden  nahm  die 
von  Norwegen  gewünschte  Errichtung  eines  Schiedsgerichts- 
vertrages an   (vorläufig   auf  10  Jahre).     Etwaige  zwischen 
den  Reichen    entstehende    Streitigkeiten    sollen,    vorausgesetzt, 
dass  es  sich  nicht  um*  die  Unabhängigkeit,  die  Integrität  oder 
Lebensinteressen  der  Reiche  handelt,   auf  schiedsgerichtlichem 
Wege    entschieden  werden.     Und  wenn   man   darüber  uneinig 
sein   sollte,   ob   eine  Streitfrage  Lebensinteressen   des    Landes 
betreffe,    soll    diese   Frage    gleichfalls    dem   Haager    Schieds- 
gericht  vorgelegt   werden.    Die  Karistader  Übereinkunft   vom 
23.  September  23.  September  ^)  wurde  im  Oktober  von  den  Nationalversaunn- 
25.  Oktober  lungcu  beider  Länder  gutgeheissen.     Am   25.  Oktober   erlanutc 
sie  durch  Unterschrift  der  Vertreter  beider  Lilnder  völkcrrceht- 
llirvluzug  ^^^^^  Gültigkeit.     König  Oskar,  der  das  Anerbieten  des  Stor- 
der Trennung,  tings,  den  norwegischen  Thron  einem  Mitglied  seines  llaiixszu 
27.  Oktober  Übertragen,  nicht  annahm,  erklärte  hierauf  am  27.  Oktober,  dass 

*)  Unten  als  Beilage  abgtliiirkt 
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er  für  sich  und  sein  Haus  auf  die  norwegische  Krone  ver- 
zichte. Das  war  noch  kein  halbes  Jahr  seit  dem  Tage,  als 
er  in  der  berühmten  Staatsratsitzung  auf  Stockholms  Schloss 
erkannte,  dass  ihm  keine  norwegischen  Männer  zur  Übernahme 
der  Verantwortung  für  eine  Beschlussfassung  als  norwegischer 
König  mehr  zu  Gebote  standen.  Es  war  ferner  kein  ganzes 
Jahr,  nachdem  der  schwedische  Premierminister  mit  seinen 
neuen  „Grundlagen"  für  ein  schwedisches  Zugeständnis  des 
norwegischen  Anspruchs  auf  eignes  Konsulatwesen  hervorge- 
treten war. 


Zweiter  Teil 

Prinzipielle  Würdigung  der  norwegisch - 
schwedischen  Unionsauflösung. 

Erster  Abschnitt 

Die  Nationalität  als  staatsrechtliches  DifTerenzierungs- 
Prinzip.    (§44)^). 

Die  Geschichte  der  norwegisch- schwedischen  Union,  vor 
allem  die  Geschichte  ihrer  Lösung,  wirft  ein  beachtenswertes 
Licht  über  verschiedene  Fragen  Staats-  und  völkerrechtlicher 
Art.  Das  Problem  der  Abgrenzung  der  verschiedenen  Staats- 
gewalten, zumal  der  Machtverteilung  zwischen  der  nationalen 
Repräsentation  und  dem  monarchischen  Staatsoberhaupt,  erhält 
dadurch  eine  gesteigerte  Zuspitzung,  dass  der  Monarch  gleicli- 
zeitig  der  Staatschef  des  verbündeten  Reiches  war;  denn  da- 
durch wurden  die  möglichen  Kollisionsfälle  zwischen  diesen 
beiden  Faktoren  sowohl  gemehrt  als  verschärft.  Aber  auch  die 
Probleme  des  Völkerrechts  nehmen  da,  wo  die  Beziehungen 
zwischen  zwei  Staatsindividuen  die  Form  eines  Bündnisses 
haben,  sofort  einen  intimeren  Charakter  an.  Voraussetzung  ist 
nur,  dass  das  politische  Leben  in  beiden  Ländern  auch  wirklich 
rege  ist.  Und  über  Mangel  daran  ist  in  dem  vorliegenden  Fall 
nicht  zu  klagen.  Die  Union,  die  zunächst  durch  Zwang  eingeleitet 
wurde,  hatte  durch  kriegerischen  Widerstand  des  kleineren 
Ijandes  eine  für  dieses  leidlich  befriedigende  Form  bekommen; 
sie  weist  aber  auch  so  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  auf,  die 
jedenfalls  für  Norwegen  der  Spiritus  agens  fast  der  ganzen 
politischen    Aktivität   waren.     Die  Geschichte    der    Union    ist, 

')  Zur  iH^quemcrcii  Zitierung  ist  dieser  zweite,  von  Prof.  Aill  v(  ifasste 
Teil  auch  noch  mit  durchlaufenden  Paragraphenziffern  versehen.     1),  li.) 
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obwohl  sie  in  gewisser  Hinsicht  für  beide  Länder  eine  Periode 
des  materiellen  und  geistigen  Aufschwungs  bedeutet,  voller 
Reibungen,  Streitigkeiten,  sogar  Kriegsdrohungen ;  zuletzt  wurde 
sie  in  einem  Augenblick  grosser  nationaler  Erregtheit  schroff 
aufgelöst.  Dabei  war  die  ganze  staatsgeschichtliche  Erscheinung 
auf  die  übersichtliche  Zeit  von  drei  Generationen  zusammen- 
gedrängt. Was  sich  ereignete,  scheint  beachtenswerte  Lehren 
zu  geben;  das  positive  Verhalten  zweier  Rechtssubjekte  be- 
leuchtet so  manches  staatsrechtliche  Problem,  das  rein  theoretisch 
betrachtet  dunkel  erscheint.  Folgende  Fragen  drängen  sich 
unwillkürlich  bei  der  Betrachtung  der  norwegisch-schwedischen 
Unionsgeschichte  auf:  Was  war  hier  Recht?  Welches  waren 
die  treibenden  Grundkräfte?  Was  hat  mit  Notwendigkeit  die 
Sprengung  des  Bündnisses  herbeigeführt?  In  welchem  Licht 
erscheinen  die  gewöhnlichen  hier  anwendbaren  staatsrechtlichen 
Begriffe,  wxnn  wir  an  das  Geschehene  den  Massstab  des  Rechtes 
anlegen? 

Bei  der  Beurteilung  der  ganzen  Angelegenheit  muss  als 
grundlegend  die  Tatsache  betrachtet  werden,  dass  wir  es  bei 
der  nordischen  LTnion  mit  einer  völkerrechtlichen  Verbindung 
zu  tun  haben  zwischen  zwei  ungleichartigen  Nationalitäten, 
zwei  reinlich  voneinander  zu  unterscheidenden  Staatswesen.  Um 
der  Vereinigung  Stärke  zu  geben,  war  es  wesentlich,  dass  die 
Eigenart  des  einen  Volkes  (zumal  des  kleineren  der  beiden) 
möglichst  ausgetilgt,  seine  Staatsindividualität  möglichst  einge- 
schränkt wurde.  Ein  daraufhin  gerichtetes  Bestreben  hat  auch 
in  der  Tat  bestanden,  es  wurde  von  der  Königsmacht  meist 
begünstigt^).  Umgekehrt  wurde  die  Sache  der  Selbständigkeit, 
die  Tendenz,  dem  kleineren  Staat  isoliert  Geltung  zu  verschaffen, 
von  dem  spezifischen  Nationalgefühl  dieses  kleineren  Volkes 
warm  unterstützt.  In  Norwegen  entwickelte  sich  hierfür  eine 
konsequente  zielbewusste  Arbeit.  In  diesem  Widerstreit  der 
unierenden  und  dissoziierenden  Bestrebungen  erwiesen  sich,  wie 
die  Geschichte  des  Jahres   1905   bewies,   die  letzteren   als   die 

')  ('harakteristisch  ist  der  Unwille  und  der  Argwohn,  womit  von  An- 
beginn an  das  Königshaus  das  Begehen  der  norwegischen  Nationalfeier  am 
17.  Mai,  dem  Tage,  an  dem  Norwegen  im  Jahre  1814  sich  sein  Grundgesetz 
gab,  ansah. 
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stärkere  Riclitimg.  Ein  überblick  über  die  im  ersten  Haiiptteil 
dieses  Buches  mitgeteilten  Tatsachen  zeigt  deutlich,  wie  die 
beiden  Faktoren,  die  Verschmelzungs-  und  die  Verselbständi- 
gungstendenz,  in  der  Geschichte  der  zur  Vereinigung  gebrachten 
Staaten  vom  ersten  Beginn  an  wirksam  gewesen  sind.  Es  liegen 
gerade  zwei  einander  diametral  entgegenstehende  Kräfte  mit- 
einander im  Kampf,  bis  die  eine  unterliegt.  Um  die  prinzipielle 
Seite  der  Sache  zu  würdigen,  wird  es  nötig  sein,  uns  hier  einige 
Hauptpunkte  aus  der  Geschichte  zu  vergegenwärtigen. 

Die  Auffassung  der  Union,  vielmehr  die  Hoffnungen,  Er- 
wartungen, Gefühle,  die  an  sie  geknüpft  waren,  waren  in 
Schweden  und  in  Norwegen  die  denkbar  verschiedensten  ^).  Für 
die  Schweden  war  eine  Eroberung  und  Einfügung  Norwegens 
in  den  schwedischen  Staatskörper,  sei  es  durch  Waffengewalt, 
sei  es  auf  friedlichem  Wege,  ein  jahrhundertelanges  politisches 
Ideal.  Dieses  Ideal  bekam  gesteigerte  Kraft,  als  im  Jahre  1809 
Finnland  von  Schweden  an  Russland  abgetreten  werden  musste. 
Was  Schweden  im  Osten  verloren,  wollte  es  im  Westen  wieder 
eingewinnen.  Die  geschichtlichen  Begebenheiten  schienen  auch 
bald  nachher  die  Annexionsgelüste  befriedigen  zu  sollen.  1.  Die 
Gewinnung  Norwegens  wurde  allgemein  als  Entschädigung  ver- 
langt für  die  Opfer,  die  die  Schweden  sich  auferlegten,  um  die 
alliierten  Mächte  Europas  im  Kampfe  gegen  Napoleon  zu  unter- 
stützen. 2.  Die  Abtretung  Norwegens  wurde  als  spezielle 
Friedensbedingung  nach  dem  Feldzuge  Bernadottes  im  Jahre 
1813  aufgestellt;  im  Kieler  Traktat  1814  wurde  diese  als  der 
den  siegreichen  schwedischen  Waffen  zukommende  Preis  Däne- 
mark gegenüber  stipuliert.  3.  Um  das  Ziel  zu  verwirklichen, 
ging  Schweden  sogar  darauf  ein,  Dänemark  als  Entschädigung 
für  die  Abtretung  Norwegens  einen  bestimmten  materiellen,  zu- 
mal territorialen  und  pekuniären  Ersatz  zu  bieten.  Schweden 
erklärte  sich  u.  a.  bereit,  Schwedisch -Pommern  abzutn  tm 
Ja,   Norwegen  wurde  derartig  unter  dem  Gesichtspunkt  eines 


')  Vgl.  hierüber  .1.  A all,  Erindriiiger,  2.  Ausg.  Kristiania  1859,  S.5841. 
.T.  E.  Sars.  Norges  politiske  Historie  1815—1885.  Kristiania  VMH.  S.  27  tl. 
Yngvar  Nielsen,  Norge  i  1905,  Horten  1906,  S.  14  ff. 

')  Vgl.  hierzu  oben  Teil  I  S.  24  f. 
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Tauschobjektes  auf  dem  politisclicu  ALnktc  aii«i('S('liL'ii,  dass  der 
dänische  König-,  im  Vertrauen  auf  die  in  Kiel  gegebenen  und 
in  Berlin  am  25.  August  desselben  Jahres  bestätigten  Zusagen,  zu 
dem  Wiener  Kongress  kam  mit  der  Hoffnung,  weiter  auch  noch 
Hamburg  und  Lübeck  der  dänischen  Krone  unterstellt  zu  sehen. 
—  Es  ist  hiernach  begreiflich,  dass  die  Schweden  die  Ein- 
gliederung Norwegens  in  ein  skandinavisches  Halbinselreich  ganz 
natürlich  als  die  Folge  eines  perfekten  Kaufvertrags  betrachten 
mussten  ^). 

Als  nun  auch,  trotz  manchen  Widerstandes,  doch  wirklich 
eine  politische  Vereinigung  der  beiden  nordischen  Länder  zu- 
stande kam,  musste  dies  sehr  natürlich  den  Schweden  im  Lichte 
ihrer  geschichtlichen  Bestrebungen  erscheinen.  Die  Schweden 
fassten  den  Zweck  der  Union  dahin,  dass  eine  möglichst  innige 
Verschmelzung  des  kleineren  norwegischen  Staatswesens  mit 
dem  schwedischen  hergestellt  werden  sollte,  so  dass  auf  diese 
Weise  das  altherkömmliche  Ideal  Schwedens  verwirklicht  würde: 
eine  wesentlich  in  Stockholm  zentralisierte  Beherrschung  der 
skandinavischen  Halbinsel.  In  diesem  Sinne  wurde  auch  die 
Politik  betrieben.  Abgesehen  von  ein  paar  Schwankungen,  die 
deutlich  den  Charakter  eines  Kompromisses  mit  der  Gegenpartei 
in  Norwegen  tragen,  ist  das  Verhalten  Schwedens  zum  norwe- 
gischen ünionsgenossen  von  dem  Prinzipe  beherrscht:  Wider- 
stand gegen  alle  Bestrebungen,  die  auf  die  Aufhebung  einer 
einmal  zur  Praxis  gewordenen  Gemeinsamkeit  hinzielen;  Er- 
weiterung und  gesetzliche  Regelung  der  gemeinsamen  Funktionen ; 
P>efestigung  des  schwedischen  Einflusses  in  der  Vertretung  des 
„Doijpelreiches"  nach  aussen.  Unverkennbar  steckt  in  allen 
diesen  Bemühungen  die  Tendenz  der  einstigen  Grossmacht,  jeden- 
falls den  Rang  und  die  Bedeutung  einer  Führerstellung  zu  er- 


»)  J.  Aall,  S.  296f.,  329f.,  768.  H.  v.  Treitschke,  Deutsche  Ge- 
schichte, Teil  I,  1879,  S.  662.  —  Die  Auffassung,  dass  der  Kieler  Friede  die 
rnionsbcziehung.  der  Grundlage  nach,  auch  endgültig  materiell  bestimme, 
findet  sicli  mit  grosser  Naivetät  entwickelt  in  der  Broschüre  N.  Edöns:  Die 
schwedisch-norwegische  Union,  Leipzig  1895.  —  Vgl.  in  bezug  auf  das  oben 
stehende  daselbst  S.  8  und  120 f.  Ferner  0.  Alin,  Den  svensk - norska 
Unionen  I.     Stockholm  1889,  S.  1  ff. 
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reichen  in  beziig  auf  das  grosse  Landesgebiet,  das  sich  zwischen 
der  Bosnischen  Bucht  und  der  Nordsee  erstreckt. 

Freilich  gestalteten  sich  die  tatsächlichen  Verhältnisse  im 
westlichen  Teil  des  ünionsgebietes  in  einer  Weise,  die  wenig 
zu  dem  schwedischen  Schema  passte.  Statt  der  Legierung  zu 
einer  einheitlichen  Masse  hatte  man  es  staatsrechtlich  ikkIi 
immer  mit  zwei  völlig  verschiedenen  Substanzen  zu  tun,  die  nur 
schwach  zusammengelötet  waren.  Es  wurde  immer  auf  der 
westlichen  und  auf  der  östlichen  Seite  von  Kjölen  verschieden 
gedacht,  verschieden  gefühlt,  verschieden  gewollt.  Und  jeder 
Wille  hatte  sein  Recht,  mit  zu  entscheiden.  Immer  handelte  es 
sich  um  zwei  verschiedene  Rechtssubjekte.  Und  die  Integrität 
speziell  des  norwegischen  Staatssubjektes  war  eine  geschichtlich 
allzuwohl  fundierte  Tatsache,  als  dass  hier  an  ein  Aufgeben  der 
Rechte  zu  denken  war.  Es  ist  angemessen,  bei  diesem  für  die 
folgende  Darstellung  so  wichtigen  Umstand  etwas  zu  verweilen. 
Die  Geschichte  der  beiden  Völker  zeigt  uns,  dass  Norwegen  zu 
einem  Königreich  vereinigt  war,  noch  ehe  Schweden  es  zu  einem 
einheitlichen  Staatsgebilde  gebracht  hatte  ^).  Es  erlebte  als 
solches  eine  mehrere  Jahrhunderte  lange,  ruhmreiche  Geschichte ; 
sodann  trat  es  in  eine  politische  Verbindung,  zuerst  eine  kurze 
Zeit  mit  Schweden,  später  mit  Dänemark  ein,  jedesmal  aber 
wurde  der  Anschluss  nicht  etwa  durch  kriegerischen  Zwang, 
sondern  durch  die  friedliche  Tatsache  veranlasst,  dass  die  nor- 
dischen Fürstenhäuser  Familienverbindungen  eingingen,  wodurch 
Personalunionen  der  nordischen  Reiche  zustande  kamen.  Die 
Vereinigung  mit  Dänemark,  die  im  Jahre  1380  gegründet,  im 
Jahre  1814  gelöst  wurde,  hatte  nicht  den  Charakter  einer 
provinziellen  Eingliederung  des  einen  Landes  in  das  andere. 
Sosehr  auch  das  dänische  Element  sich  die  Macht  in  Norwegen 
anzueignen  wusste,  so  ausdrücklich  auch  einige  Dänenkönige 
eine  Inkorporierung  Norwegens  als  Ziel  ihrer  Politik  aussprachen, 
so  blieb  Norwegen  doch  auch  zu  jener  Zeit  ein  eignes  Krmii!- 
reich  mit  zum  Teil  eignen  staatsrechtlichen  Organen,  mit  eignem 


*)  Vgl.  zum  folgenden  die  übersichtliche  Darstellung  von  A.  (  .  1  >  r <•  1  s  inn  . 
Das  Königreich  Norwegen  als  souveräner  Staat.  Berlin  1905.  1.  Kap.  Das 
erst«  Jahrtausend  des  norwegischen  Staates. 
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Heer  usw.  Es  war  Vertrags  fällig':  vorscliiedene  mit  ihm  ge- 
schlossene Traktate  zeugen  dafür,  dass  ihm  dies  Merkmal  der 
Souveränität  gewahrt  wurde  ^).  Selbst  in  dem  Kieler  Traktat, 
nach  dem  Norwegen  schmählicherweise  dafür  aufkommen  sollte, 
was  Fürsten  und  Reiche  in  ihrem  Waifengang,  weit  von  dem 
norwegischen  Boden  entfernt,  verloren  oder  erkämpft  hatten, 
tritt  die  wahre  staatsrechtliche  Natur  Norwegens  zutage.  Der 
König  Friedrich  VI.  tritt  seine  Herrscherrechte  auf  Norwegen 
ab,  nicht  als  wenn  er  einen  Bestandteil  seines  dänischen  Reiches 
aufgibt,  sondern  wie  es  der  Artikel  IV  ausdrückt :  damit  Norwegen 
in  Zukunft  ...  ein  mit  dem  Königreiche  Schweden  vereinigtes 
Königreich  bilde  ^j.  Nun  aber  wurde  der  Kieler  Friede,  der, 
soweit  erklärt  wurde,  für  Norwegen  nur  dasjenige  Mass  von 
Selbständigkeit  anerkannte,  das  es  derzeit  unter  der  Vereinigung 
mit  Dänemark  faktisch  besass,  eben  nicht  die  Grundlage  der 
Vereinigung,  die  schliesslich  zwischen  Schweden  und  Norwegen 
aufgerichtet  wurde  ^).  Der  Kieler  Traktat  gehört  zu  denjenigen 
Abkommen,  die  nie  für  Norwegen  Rechtskraft  erhielten.  Der  In- 
lialt  des  Vertrages  wurde  weder  durch  einfaches  Besitzergreifen 
noch  auf  dem  Wege  kriegerischer  Aktion  zur  Geltung  gebracht  *). 
Zwischen  dem  Abkommen  in  Kiel  im  Januar  und  der  durch 
einen  formellen  Wahlakt  stattfindenden  Berufung  des  Schweden- 


*)  Siehe  J.  E.  Sars,  Historisk  Indledning  til  Grundloven.  Bibliothek 
for  de  tusen  hjem.     Kristiania  1887.     S.  84  f.,  112  f. 

2)  Ich  verweise  hier  auf  M.  L.  Aubert,  La  Norvege  devant  le  droit 
international,  Extrait  de  La  Revue  de  Droit  international  (Bruxelles  1896) 
S.  8  if.  und  die  dort  zitierte  Literatur.  —  Eigentümlich  ist  die  Art,  wie  Ed(!n 
diesen  Punkt  des  Kieler  Traktats  wiedergibt.  Der  schwedische  Autor  be- 
richtet (S.  11,  vgl.  S.  10),  Norwegen  solle  dem  Kieler  Frieden  gemäss  König- 
reich genannt  werden.     „Genannt"?!     Wozu  dienen  die  Namen? 

')  Vgl.  B.  Getz,  Norges  folkeretslige  Stillingog  statsforfatning,  inNorge 
i  det  nittende  aarhundrede.  A.  Cammermeyers  Forlag.  Kristiania  1900. 
Bd.  I  S.  169  ff. 

*)  Was  helfen  allerlei  theoretische  .  .  .  zudem  keineswegs  unanfechtbare 
Betrachtungen  darüber,  dass  der  König,  wie  Ed^n  uns  erklärt  (S.  94,  vgl. 
S,  14  und  99),  „vollwichtige  Gründe  besass  gegen  die  von  der  norwegischen 
Nationalversammlung  beanspruchte  Souveränität  mit  Waifengewalt  einzu- 
schreiten?" Keine  Waffengewalt  hat  eben  diese  tatsächliche  Souveränität 
niedergeschlagen. 
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kimigs  auf  tleii  norwegisclien  Thron  im  November  desselben 
Jahres  liegen  mehrere  Akte,  die  je  für  sich  den  Kieler  Traktat 
als  preisgegeben  erscheinen  lassen  und  damit  jene  Subordinations- 
verhältnisse gegenstandslos  machen,  die  man  etwa  geneigt  'sein 
kimnte  daraus  abzuleiten.  Unter  ausdrücklichem  Hinweise  auf 
das  staatsrechtlich  Unberechtigte  der  vom  Dänenkönig  vorge- 
nommenen Thronübertragung  erklärte  das  norwegische  Volk 
durch  seinen  bald  nachher  zum  König  gewählten  Statthalter  und 
durch  eine  das  ganze  Land  repräsentierende  Versammlung,  dass 
Norwegen  unbedingte  Unabhängigkeit  für  sich  in  Anspruch 
nähme,  dass  es  die  Souveränität  des  Landes  jeder  fremden 
Macht  gegenüber  behaupten  wolle;  eine  grundgesetzgebende  Ver- 
sammlung stellte  die  Einzelheiten  der  Verfassung  fest;  der  vom 
Schwedenkönig  unter  Berufung  auf  den  Kieler  Traktat  geforderte 
politische  Zusammenschluss  mit  Schweden  wurde  abgelehnt.  Der 
norwegische  Staat  liess  es  zum  Krieg  gegen  Schweden  kommen. 
Erst  damit  hörten  die  Feindseligkeiten  auf,  und  der  Eintritt 
in  eine  Union  mit  Schweden  fand  erst  auf  die  Bedingung  hin 
statt,  dass  der  Schwedenkönig  sich  bereit  erklärte,  die  norwe- 
gische Verfassung  anzuerkennen,  in  der  Konvention  zu  Moss  *). 
Einige  Monate  nach  dem  in  Moss  erfolgten  Waffenstillstand 
wurde,  nachdem  der  neugewählte  König  abgedankt  hatte,  die 
Wahl  des  Schwedenkönigs  auch  für  Norwegen  vollzogen.  Dieser 
Akt  wurde  als  Grundlage  seiner  Herrscherstellung  in  Norwegen 
anerkannt  und  es  wurde  den  schwedischen  Gesandten  an  den 
fremden  Höfen  in  entsprechendem  Sinne  zu  weiterer  Instruktion 
die  Mitteilung  gemacht,  dass  „wir  Norwegens  Vereinigung  mit 


»)  Es  ist  vergeblich  (mit  Edt^n  S.  50  f.),  dieser  Konvention  den  Charakter 
eines  internationalen  Traktats  absprechen  zu  wollen.  Das  Zustandekommen 
dieser  Konvention  hatte  u.  a.  die  beachtenswerte  Rechtsfolge,  dass  England 
sich  fortan  von  jeder  Verpflichtung  lossagen  wollte,  der  schwedischen  Politik 
noch  weitere  Unterstützungen  zu  gewähren.  Siehe  Yngvar  Nielsen,  Der 
Vertrag  von  Moss  und  die  schwedisch-norwegische  Union.  Kiel  1895.  8.  97  f. : 
vgl.  auch  daselbst  S.  JK)f..  106  f.  Ferner  von  demselben  Verfasser  Aktatykker 
vodk(mimendo  Konventionen  i  Moss  Kristiania  Videnskabsselskabs  Skrifter  II. 
Hist  philo»  Klasse  1894,  Nr.  4.  Lord  Liverpools  Schreiben  an  den  Herzog  von 
Wellington  und  sein  Schreiben  an  Lord  Castlereagh,  daselbst  Nr.  31  und  32 
8.  148  f.  l'ber  Englands  Haltung  zu  der  ganzen  Angelegenheit  vgl.  Teil  I 
S.  19  f. 
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Schweden  nicht  den  Bestimmungen  des  Kieler  Traktats,  sondern 
dem  Vertrauen  der  norwegischen  Nation  zu  verdanken  haben"  ^). 

Norwegen  hatte  in  sein  Grundgesetz  nur  diejenigen  Ände- 
rungen einzutragen,  die  durch  die  Verbindung  mit  Schweden 
notwendig  wurden  —  konnte  aber  an  der  Spitze  dieser  Ver- 
fassungsurkunde die  Worte  stehen  lassen:  das  Königreich  Nor- 
wegen ist  ein  freies,  selbständiges,  unteilbares^)  Reicli  .  .  . 
Ausdrücklich  weist  der  König  in  seiner  Mitteilung  an  den 
schwedischen  Reichstag  vom  12.  April  1815  über  die  Begründung 
der  Union  darauf  als  auf  eine  löbliche  Handlungsweise  Nor- 
wegens hin,  dass  die  norwegischen  Volksrepräsentanten  zuerst 
die  verfassungsmässige  Ordnung  der  Gesellschaft  festgestellt 
haben,  ehe  sie  zur  Königswahl  schritten.  Der  König  verweist 
auf  eine  Analogie  in  der  Geschichte  der  Verfassung  Schwedens 
und  hebt  als  leitenden  Grundsatz  hervor,  dass  völlige  Gleich- 
setzung der  beiden  Länder  herrschen  solle  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Volkszahl.  Entsprechend  war  die  Antwort  des  Kon- 
stitutionsausschusses des  schwedischen  Reichstages:  Die  völlige 
Gleichwertigkeit  der  beiden  Reiche  sei  von  den  Ständen  des 
Reiches  anerkannt. 

Also  wurde  in  allen  Instanzen  und  wiederholt  bei  bedeut- 
samen Angelegenheiten  in  der  grundlegenden  Zeit  die  staats- 


1)  Aubert  I.e.  S.  16 ff.  Vgl.  zum  folgenden  auch  Getz  I.e.  S.  171  ff. 
Ed6ns  Ausführungen  zu  diesem  Rechtsdokument  erinnern  bedenklich  an  eine 
Argumentation  wie  etwa  die:  Es  steht  zwar  so,  aber  es  bedeutet  etwas 
anderes.  Vgl.  die  Instruktion  des  Königs  an  S.  Loevenskiold  und  .1.  H.  Vogt 
am  16.  Mai  1815  (Originale  in  dem  norwegischen  Reichsarchiv  unter  den 
Dokumenten  bezüglich  der  Abrechnung  mit  Dänemark):  Da  aber  dieser 
Traktat  (der  Kieler  Traktat)  nach  den  im  vorigen  Jahre  in  Norwegen  statt- 
gefundenen Begebenheiten  und  der  infolge  davon  zwischen  seiner  königlichen 
Majestät  und  dem  norwegischen  Volke  eingegangenen  freiwilligen  Überein- 
kunft weder  von  seiner  königlichen  dänischen  Majestät  erfüllt  noch  von  der 
norwegischen  Nation  anerkannt  worden  ist,  so  hört  der  Grund  auf,  auf  den 
die  von  seiner  königlichen  Majestät  jetzt  gewählten  Kommissäre  im  sonstigen 
Falle  ihre  Verhandlungen  hätten  stützen  können. 

2)  Bei  dem  ausserordentlichen  Storting  von  1814  wurde  noch  dazu  das 
Wort  „unveräusserliches"  eingeschoben.  Das  Eidsvolder  Grundgesetz  enthielt 
statt  „selbständig"  das  Adjektivum  „unabhängig".  Realiter  kommen  die  beiden 
Begriffe  auf  dasselbe  hinaus.  Aber  „selbständig"  markiert  wohl  in  der  neuen 
politischen  Lage  noch  mehr  den  Souveränitätsgedanken  (oben  S.  68  fg.). 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  18 
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rechtliche  Natur  der  Vereinigung  dahin  ausgedrückt:  es  handle 
sich  nicht  etwa  um  einen  politischen  Zusammenwuchs  oder  eine 
staatsrechtliche  Über-  und  Unterordnung  zweier  bisher  getrennter 
Staatsgebilde,  sondern  es  habe  eine  völkerrechtliche  Übereinkunft 
zweier  souveräner  Staatswesen  stattgefunden,  eine  Überein- 
kunft^), die  gemeinsames  Königshaus  und  gemeinsamen  Schutz 
Dritten  gegenüber  zum  Inhalt  habe  ^). 

Die  Form,  in  der  der  Unionsvertrag  urkundlich  aufgesetzt 
wurde,  ist  in  diesem  Zusammenhang  bemerkenswert.  In  Nor- 
wegen fanden  —  allerdings  nicht  ohne  Bedenken  —  die  wesent- 
lichen Satzungen,  auf  denen  die  Vereinigung  beruhte,  Aufnahme 
in  das  Grundgesetz:  übrigens  geschichtlich  ein  nicht  unzu- 
treffender Ausdruck  der  Tatsache,  dass  die  norwegische  Ver- 
fassung zeitlich  im  Zusammenhang  mit  dem  Vereinigungsproblem 
begründet  wurde,  in  den  Streitigkeiten,  zu  denen  dies  Problem 
Anlass  gab,  ihre  Feuerprobe  zu  bestehen  hatte,  und  erst  in 
Verbindung  mit  der  Unionsfrage  praktisch  ins  Leben  trat  ^).  — 
Mit  dem  prinzipiellen  Stand  der  Sache  stimmt  es  besser  überein, 
dass  in  Schweden  sämtliche  der  auf  die  Union  bezüglichen 
Sonderbestimmungen  nicht  in  das  schwedische  Grundgesetz  (die 
sogenannte  Regierungsform  von  1809)  aufgenommen,  sondern 
lediglich  in  einer  Reichsakte  angegeben  wurden  (wozu  noch  die 
Sukzessionsordnung  —  bestätigt  durch  §  2  der  Reichsakte  — 
und  ausserdem  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1815  über  die  Voll- 
jährigkeit des  Königs  der  Vollständigkeit  halber  hinzuzufügen 
sind).  Seinen  Standpunkt  begründete  der  schwedische  Reichstag 
1815  zutreffend,  indem  er  hervorhob,  dass  die  Vereinigung  eine 
politische  Handlung  zweier  selbständiger  Staaten  sei,  die  bei 
der  Vereinigung  beide  ihre  vollständigen  für  sich  bestehenden 
Verfassungen  behaupten  sollten.    Schwedens  Grundgesetz  sollte 


»)  Treffend  Jellinek  in  Allgemeine  Staatslehre,  1900,  S.690:  Verein- 
barung ist  der  einzige  Kechtsgrund  der  mit  unseren  modernen  Staats-  und 
völkerrechtlichen  J3egriffen  zu  beurteilenden  Realunionen. 

')  Vgl.  oben  §§  3  u.  4.  Dass  (vgl.  Ed6n  S.  95  fg.)  schwedische  Stimmen 
gelegentlich  eine  andere  Tonart  anschlagen,  und  dass  hier  und  da,  wo  es  sich 
nicht  um  offizielles  Auftreten  Norwegen  gegenüber  handelte,  eine  Rückbezie- 
hnng  auf  den  Kieler  Vertrag  versucht  wurde,  ist  hier  ohne  rechtliclun  Hdang. 

')  Vgl.  oben  §  8.  Für  das  rechtliche  Wesen  der  Vereinigung  bedeutet 
dieser  Umstand  natürlich  nichts.    Vgl.  Jellinek,   Allg.  Staatslehre,  S.690. 
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deshalb  auch,  nachdem  die  Union  zustande  gekommen  war,  eine 
solche  Passung-  behalten,  dass  es,  auch  wenn  die  Vereinigung 
aufgelöst  werden  sollte,  unverändert  bestehen  könnte. 

Welcher  prophetische  Geist  hat  die  schwedischen  Reichs- 
tagsmänner diese  Eventualität  so  abwägen  lassen? 

Alles  in  allem  erkennt  der  kritische  Betrachter  dieses  Bünd- 
nisses zwischen  zwei  verschiedenen  Nationalitäten  leicht  folgen- 
des: Das  Bestreben,  das  auf  eine  stetige  Verinnerlichung  des 
Bundes,  auf  eine  Erweiterung  der  Gemeinschaft  drängte,  befand 
sich  einem  rechtlichen  Zustande  gegenüber,  der  jedes  gemeinsame 
Vorgehen  erst  durch  eine  mühevolle  Vereinheitlichung  zweier 
ungleichartiger  Willen  möglich  machte.  Der  ganzen  unierenden 
Tendenz  gegenüber  erhob  sich  aber  mit  überwältigender  Gewalt 
das  Nationalitätsprinzip,  das  die  Gemeinsamkeit  auf  den 
in  der  Reichsakte  ausdrücklich  angegebenen  Inhalt  beschränkt 
wissen  wollte  ^),  und  das  in  Norwegen  alles,  was  das  spezifisch 
norwegische  Wesen  förderte,  verfassungsmässig  weiter  auszu- 
bilden und  zu  fördern  sich  bemühte.  Es  tritt  uns  hierin  sozu- 
sagen staatsgeschichtlich  ein  Elementartrieb  entgegen:  das 
Nationalitätsprinzip  drängt  darauf,  nicht  nur  selbständig  zu 
sein,  sondern  auch  als  selbständig  zu  gelten^). 

Das  Schicksal  der  Union  wurde  entschieden  durch  das 
Kräfteverhältnis,  in  dem  die  oben  bezeichneten  Tendenzen  zu- 
einander standen.     Hierüber  gleich  im  nächsten  Abschnitt. 


Zweiter  Abschnitt 

Zur  Theorie  der  Unionen.   (§  45) 

Der  Geschichte  der  norwegisch-schwedischen  Union  lassen 
sich,  wie  es  scheint,  gewisse  allgemeine  Erkenntnisse  für  fol- 


*)  Mit  grosser  Klarheit  wird  dies  als  prinzipielles  Leitmotiv  der  nor- 
wegischen Politik  dargestellt  und  begründet  schon  von  B.  Dunker,  Om 
Revision  af  Foreningsakten  mellem  Sverige  og  Norge,  2  Bde.  Kopenhagen 
1866  und  1868.     Siehe  I  S.  10  fg.,  107  fg.,  212  fg.;  II  164  fg. 

2)  Vgl.  die  Ausführung  bei  Bluntschli  (in  Ges.  Kl.  Schriften  Bd.  II, 
1881)  Die  nationale  Staatenbildung,  (S.  81)  über  die  nationale  Gemeinschaft, 
die  vorerst  Gefühls-  und  Geistesgemeinschaft  sei. 

18* 
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gende  bedeutsamen  Probleme  abgewinnen:  Empfiehlt  sich  die 
Bildung  eines  doppelten  Staatsgebildes  auf  Grundlagen,  die  mit 
denen  der  nordischen  Union  verwandt  sind?  Können  dergleichen 
Verträge,  wie  der  norwegisch-schwedische  Unionsvertrag,  unter 
den  Völkern  Bestand  haben? 

Die  Erfahrungen  auf  der  skandinavischen  Halbinsel  gehen 
ja  in  negativer  Richtung.  Um  aber  klar  zu  bestimmen,  was 
hier  verneint  wird,  muss  ins  reine  gebracht  werden:  Welches 
war  das  allgemeine  Wesen  jenes  Bündnisses?  Wie  wurde  es 
verstanden?  Was  für  Motive  sollten  die  Vereinigung  tragen? 
Was  musste  die  Vereinigung  schliesslich  brechen?  Auch  bei 
der  Beurteilung  der  Geschichte  sucht  man  eine  Erklärung  der 
Ereignisse  nach  dem  Gesetz  der  Kausalität.  Auch  hier  muss 
das  Ziel  der  Erforschung  sein,  bis  auf  die  Prinzipien  zurück- 
zugreifen, die  im  Spiele  waren,  und  das  Resultat  müssen  wir 
versuchen  als  durch  das  Stärkeverhältnis  zwischen  diesen  wirk- 
samen Grundkräften  notwendig  gegeben  zu  begreifen. 

Als  entscheidende  Momente  haben  wir  teils  konstruktive, 
die  Politik  und  Verfassung  formell  bestimmende  Tatsachen, 
teils  wiederum  Realgründe,  im  einzelnen  Volk  lebende  Grund- 
bestrebungen, zu  unterscheiden. 

l.  Es  ist  zunächst  anzuerkennen,  dass  schon  bei  der  Errich- 
tung des  Bündnisses  eine  gewisse  Vertauschung  der  Ideale, 
eine  Mystifikation  über  die  Grundlagen  des  staatsrechtlichen 
Gebildes  innerhalb  beider  Völkerkreise  stattfand.  Die  Norweger 
erwachten  nach  1814  zu  neuem  politischen  Leben,  und  es  priesen 
viele  Stimmen  (die  „Rechten"  im  Gegensatz  zu  den  „Linken") 
den  neuen  Bund.  Tatsächlich  aber  war  man  nur  sozusagen 
durch  den  Druck  der  Verhältnisse  auf  ihn  eingegangen,  und 
das,  woran  man  sich  erbaute,  war  im  Grunde  die  nationale 
Neugeburt,  die  der  Errichtung  des  Bündnisses  voranging,  und 
die  ja  eigentlich  historisch  auf  dem  Widerstand  gegen  die 
zwangsweise  verlangte  Vereinigung  den  Anstoss  erhalten  hatte. 
Nicht  der  Vereinigungstag  (4.  November),  sondern  der  Tag  der 
nationalen  Erhebung  gegen  ausländisches  Regiment  (17.  Mai) 
wurde  der  nationale,  vom  ganzen  Volke  alljährlich  begangene 
Feiertag.  Ähnlich  haben  wir  für  die  Schweden  eine  Verschie- 
bung derjenigen  Grundmotive  zu  verzeichnen,  die  in  Betracht 
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kommen,  wenn  man  fragt,  worauf  die  Union  als  politisches 
Werk  sich  stützen  sollte.    Dies  geht  aus  folgendem  klar  hervor  ^). 

Als  der  schwedische  Kronprinz,  der  für  den  alten  König 
die  Reichspolitik  führte,  die  Eroberung  Norwegens  sich  zum 
Ziel  setzte,  so  bedeutete  dies  nichts  anderes,  als  die  energische 
Wiederaufnahme  einer  Idee,  die,  wie  schon  angedeutet,  lange 
im  Gesichtskreis  der  schwedischen  Politik  lag:  m.  a.  W.  die 
Eroberung  Norwegens  war  keine  speziell  königliche,  sondern 
eine  national -schwedische  Angelegenheit;  es  sollte  der  schwe- 
dische Staat  dadurch  erlittene  Verluste  verschmerzen.  Daher 
jene  von  Norwegen  als  unehrenhaft  abgewiesene  Zumutung,  im 
Jahre  1814  norwegische  Festungen  schwedischen  Truppen  zu 
öffnen,  daher  das  Sträuben  schwedischerseits,  die  fungierende 
norwegische  Regierung  rechtlich  anzuerkennen,  ehe  noch  der 
König  der  Schweden  als  Oberhaupt  in  Norwegen  förmlich  an- 
erkannt war.  Die  unbeugsame  Haltung  der  Norweger,  gewisse 
für  die  Freiheit  des  norwegischen  Volkes  günstige  Äusserungen 
und  Schritte  der  das  Bündnis  vermittelnden  europäischen  Kom- 
missäre^), die  Überzeugung,  dass  ein  Eroberungskrieg  nicht 
ohne  bedenkliches  Risiko  versucht  werden  könnte,  alles  dies 
zusammen  brachte  die  Vereinigungsaffäre  in  ein  anderes  Gleise, 
als  ursprünglich  geplant  war.  Die  Einverleibung  Norwegens 
in  das  schwedische  Reich  blieb  aus.  Auf  der  skandinavischen 
Halbinsel  blickte  man  sich  vergeblich  um  nach  einer  das  Ganze 
beherrschenden  schwedischen  Zentralstätte.  Sollten  die  Ver- 
hältnisse so  beschaffen  sein,  wie  es  schwedischerseits  ursprüng- 
lich gemeint  war,  dann  hätte  das  ausgeführt  werden  müssen, 
was  eben  nicht  geschah.  Norwegen  musste  mit  Waffengewalt 
erobert  werden. 

Dass  diese  Einsicht  den  Vertretern  der  schwedischen  Politik 
nicht  verschlossen  war,  das  bewiesen  gelegentliche  Äusserungen 


^)  Vgl.  zum  folgenden  .1.  E.  Sars,  Norges  politiske  Historie  1815—1885, 
Kristiania  1904,  S.  27  fg. 

2)  Vgl.  J.  Aall,  I.e.  S.  469ff.  Yngvar  Nielsen,  Der  Vertrag  von 
Moss,  S.  26  fg. ,  37  fg. ,  98  fg.  Ferner  von  demselben  Verfasser  Aktstykker 
vedkommende  Konventionen  i  Moss,  S.  14 fg.,  41  fg.  Nr.  18  und  19,  S.  149 
Nr.  32,  Lord  Liverpools  Schreiben :  We  not  only  have  not  guaranteed  Norway 
to  Sweden,  but  we  declined  doing  so. 
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des  Kronprinzen  Carl  Johann  wie  z.  B.  die:  man  könne  die 
an  die  Norweger  gemachten  Zugeständnisse  (sacrifices)  ja 
später  rückgängig  machen  (re faire  ä  une  autre  diete)^);  das 
bewies  das  sogenannte  Lustlager  in  Kristiania  im  Jahre  1821; 
das  bewiesen  schliesslich  die  schwedischen  Pläne  im  Jahre  1895, 
mit  Waffengewalt  eine  Zwangsrevision  der  norwegisch -schwe- 
dischen Union  zu  bewerkstelligen  ^).  Dass  es  nicht  zum  Kriege 
zwischen  den  Reichen  kam,  ist  schliesslich  nur  dem  guten 
Genius  der  nordischen  Völker  zu  verdanken,  indem  bei  allen 
Streitigkeiten  das  Bewusstsein  der  Stammesverwandtschaft  nie 
völlig  erlosch. 

Wenn  man  nun  das,  was  im  Jahre  1814  erreicht  wurde, 
mit  schwedischem  Massstab  messen  will,  so  erkennt  man  leicht 
folgendes:  das  Königshaus  hatte  sein  Ziel  so  gut  wie  erreicht^); 
das  Land  Schweden  aber  hatte  dabei  schlecht-  abgeschnitten. 
Der  Krone  fielen  zwei  Reiche  zu;  und  wenn  auch  die  Herrscher- 
rechte in  Norwegen  durch  die  Verfassung  sehr  eingeschränkt 
waren,  so  mussten  diese  Einschränkungen  doch  für  den  König 
als  ein  geringeres  Übel  erscheinen  als  der  Hass  und  die  Rache- 
gefühle, die  er  durch  eine  versuchte  Unterdrückung  des  hart- 
näckig auf  seinen  Rechten  bestehenden  Volkes  auf  sich  laden 
würde.  Der  König  betrachtete  auch  die  Sache  von  diesem  Ge- 
sichtspunkt aus,  wie  gelegentliche  Erklärungen  bezeugen,  und 
so  war  es  nun  seine  Sorge,  beim  schwedischen  Volk  die  Billi- 
gung für  die  Art  zu  finden,  in  der  die  schwedisch-norwegische 
Angelegenheit   erledigt   war*).     Konnte   der  König   das   ohne 


*)  H.  G.  Trolle-Wachtmeister,  Anteckningar  ock  minnen  Stockholm, 
Bd.  II  S.  12.    Sars,  Norges  polit.  Historie,  S.  37  fg.,  61  fg. 

')  Vgl.  Fridtjof  Nansen,  Norwegen  und  die  Union  mit  Schweden, 
S.  33. 

*)  Vgl.  Yngvar  Nielsen,  Der  Vertrag  von  Moss,  8.63,  über  den 
Umschwung  in  den  Zwecken  Bernadottes. 

*)  Vgl.  die  Worte  in  dem  oben  zitierten  Schreiben  vom  12.  April  1815, 
das  den  an  den  schwedischen  Reichstag  gerichteten  Vorschlag  des  Königs 
begleitete,  eine  Reichsakte  zwischen  den  beiden  Ländern  aufzurichten.  Die 
grössere  Bevölkerungszahl  des  einen  Reiches  wird  von  der  für  die  Verteidigung 
günstigen  Lage  des  anderen  aufgewogen.  Der  König  müsse  den  Grundsatz 
einer  vollkommenen  Gleichheit  anerkennen  in  bezug  auf  Fragen,  die  die  ge- 
meinsame Regierung  angehen. 
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weiteres  erwarten?  Kaum.  Denn  was  erbrachte  die  Vereinigung, 
in  dürren  Worten  ausgedrückt,  für  Schweden?  Die  Unions- 
urkunde der  Reichsakte  gibt  folgendes  an:  1.  Es  soll  für  beide 
Reiche  der  König  gemeinsam  sein;  auch  wenn  die  neue 
Dynastie  aussterben  sollte,  sollte  für  Gemeinsamkeit  der 
Herrscherpersönlichkeit  in  beiden  Monarchien  gesorgt  werden. 
2.  Beide  Reiche  sollen  gemeinsam  zusammengehen  in  Fragen 
von  Krieg  und  Frieden  (vgl.  oben  §  4). 

Das  war  alles,  sonst  gab  es  keine  gesetzmässig  festgestellte 
Gemeinsamkeit.  Ja  selbst  die  beiden  genannten  Punkte  stellten 
nur  in  beschränktem  Masse  eine  wirkliche  Gemeinsamkeit  dar. 
Es  war  für  beide  Völker  Ein  König  eingesetzt.  Aber  kein 
Gesetz  brachte  Übereinstimmung  in  die  konstitutionelle  Königs- 
gewalt der  beiden  Reiche.  Krieg  und  Frieden  sollte  gemeinsam 
sein.  Aber  jedem  der  beiden  Länder  stand  es  zu,  auf  eigne 
Hand  die  Grösse  des  Truppenkontingents  bei  der  gemeinsamen 
Kriegsführung  zu  bestimmen. 

Nun  könnte  man  die  Frage  aufwerfen :  Obwohl  Norwegen, 
historisch  betrachtet,  nur  mit  Widerwillen  auf  die  Union  ein- 
gegangen, und  obwohl  Schweden  in  seinen  Erwartungen  ent- 
täuscht war,  konnte  nicht  dessenungeachtet  auf  Bedingungen, 
wie  die  vertragsmässig  festgesetzten,  ein  Staatsverband  noch 
gut  begründet  sein?  Hierauf  ist  zu  antworten:  Die  Dauer- 
haftigkeit oder  Hinfälligkeit  eines  völkerrechtlichen  Abkommens, 
das  doch  zu  guter  Letzt  auf  Freiwilligkeit  beruht,  hängt  schliess- 
lich von  der  Lebenskraft  der  Gründungsmotive  ab.  Nicht  alle 
Gründe  aber,  die  für  die  Solidität  des  Vereinsgedankens  ange- 
führt werden,  haben  die  ihnen  zugetraute  Beweiskraft.  Es  ist 
z.  B.  an  und  für  sich  kein  allzu  überzeugendes  Argument  für 
einen  Staatenbund,  dass  die  betreffenden  Reiche  Nachbarn  sind. 
Nachbarstaaten  sind  auch  Holland  und  Belgien,  Spanien  und 
Portugal,  aber  politisch  zusammengehen  haben  diese  Länder 
dennoch  nicht  gewollt.  Dass  65  °/o  der  Landesgrenze  Norwegens 
Schweden  zugewendet  ist,  enthält  an  und  für  sich  keine  An- 
weisung der  Natur,  dass  Norwegen  mit  Schweden  eine  gemein- 
same politische  Existenz  führen  soll.  Mit  ebensoviel  Recht 
könnte  man  behaupten,  die  Tatsache,  dass  Pinnland,  Kola, 
Schweden  und  Norwegen  zusammen  in  Nordeuropa  ein  einziges 
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Griindberggebiet,  das  Finnoscandia,  darstellen,  sei  ein  Fingerzeig 
der  Vorsehung,  dass  diese  Erdstriche  ein  einheitliches  Reich 
darstellen  müssten.  Vielmehr  müssen  bestimmt  zu  bezeichnende 
konkrete  Umstände  die  Nützlichkeit  und  Zweckmässig- 
keit beweisen.  Ein  solcher  ist  auch  von  den  Anhängern  der 
Union  mit  Nachdruck  betont,  wie  er  ja  auch  bei  dem  Begründungs- 
akt der  Vereinigung  in  den  Vordergrund  geschoben  wurde.  Dieser 
Umstand  ist  die  vermeintlich  gemeinsame  Gefahr,  von  einer 
bestimmten  Seite  her,  nämlich  vom  grossen  östlichen  Nachbar- 
staate  bekriegt  zu  werden.  Die  beiden  nordischen  Völker  haben 
—  so  lautete  die  Parole  —  solidarisch  zusammenzustehen,  um 
eventuelle  Annexionspläne  von  der  erwähnten  Seite  her  abzu- 
wehren. Erst  so  w^äre  die  gefährdete  Integrität  der  beiden 
freien  Völker  gebührend  geschützt.  Besonders  von  schwedischer 
Seite  wurde  dies  Argument  fleissig  ins  Feld  geführt.  Aber  das 
entsprechende  Bewusstsein  trat  nicht  unter  den  Norwegern  be- 
sonders hervor,  und  somit  blieb  wenigstens  seitens  des  einen 
der  verbündeten  Staaten  der  angebliche  Realgrund  des  Bünd- 
nisses wenig  wirksam. 

Tatsächlich  machte  Norwegen  von  seinem  verfassungs- 
mässigen Rechte,  über  die  Angelegenheiten  der  Armee  zu  be- 
schliessen,  den  Gebrauch,  die  in  Norwegen  zur  gemeinsamen 
Verteidigung  der  unierten  Reiche  verfügbare  Stärke  (die 
Linientruppen)  zu  beschränken,  hingegen  in  der  Heeres- 
ordnung dasjenige  Truppenkontingent  zu  mehren,  welches 
lediglich  auf  vaterländischem  Boden  —  also  innerhalb  der 
Grenzen  Norwegens  —  aufgeboten  werden  sollte  (die  Landwehr), 
ein  Schritt,  der  von  Schweden  sehr  übel  aufgenommen  wurde  ^). 

Den  Norwegern  wurden  darum  von  den  Unionsgenossen 
starke  Vorwürfe  gemacht.  Die  Schweden  scheinen  dem  Grund- 
satz mittelalterlicher  Metaphysik  gehuldigt  zu  haben,  der  (wie 
er  bei  Spinoza  vorkommt)  lehrt,  dass  „aliquid  efficitur  ab  aliqua 


')  T.  Aschehoug  in  Marquardsen,  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes 
IV  2,  2.  Abt.  Das  Staatsrecht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und 
Norwegen,  8.24,  findet  den  Vorwurf  der  Schweden,  von  einem  unionspoli- 
tischen (icsichtspunkt  betrachtet,  begründet.  Wie  jedoch  die  Haltung  der 
Norweger  sowohl  geschichtlich  wie  staatsrechtlich  wühl  gerechtfertigt  ist, 
hat  B.  Qetz  in  der  oben  zitierten  Abhandlung  bewiesen. 
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re"  soviel  bedeutet  als:  „aliquid  sequitur  ex  ejus  definitione", 
und  sie  beschuldigten  die  Norweger  einer  direkten  Verletzung 
der  Unionspflichten.  Das  war  nun  wiederum  zuviel  behauptet. 
Unioneller  Wunsch  ist  etwas,  rechtmässiges  Verlangen  etwas 
anderes.  Der  Pflichten  gibt  es  —  abgesehen  von  den  allge- 
meinen Völkerrechtsverbindlichkeiten  —  zwischen  zwei  Staaten 
nur  soviel,  als  die  bestehenden  Verträge  feststellen.  Über  das- 
jenige hinaus,  was  in  der  Reichsakte  stipuliert  war,  bestand 
kein  Pflichtverhältnis.  Die  Reichsakte  enthielt  aber  Bestim- 
mungen weder  über  die  Heeresordnung  noch  über  eine  zweite 
Materie,  die  bald  in  den  Vordergrund  der  unionellen  Diskussion 
kommen  sollte:  die  auswärtige  Vertretung  der  beiden  Reiche. 
Es  war  darum  ein  völlig  korrektes  Vorgehen  der  Regierungen 
beider  Länder,  wenn  sie  die  Anregungen  zu  einer  Umgestaltung 
bestehender  Verhältnisse  von  unionellem  Interesse  in  die  Nieder- 
setzung von  Komitees  zur  Umarbeitung  der  Reichsakte  auslaufen 
Hessen.  Jede  Generation,  die  die  Union  durchlebte,  sah  ein 
Unionskomitee,  das  von  einem  Land  oder  von  beiden  mit  Vor- 
schlägen einer  Revision  der  Reichsakte  hervortrat;  einmal  im 
Jahre  1844,  dann  1865  und  zuletzt  1895.  Sie  blieben  alle  ohne 
Ergebnis,  ein  böses  Omen  für  den  Bestand  der  politischen  Ver- 
einigung. 

Es  fehlte  eben,  was  in  letzter  Instanz  eine  positive  Lösung 
herbeiführen  konnte.  Zwangsmittel  waren  auf  das  vertrags- 
mässig  begründete  Verhältnis  nicht  gut  anwendbar;  so  war  man 
darauf  angewiesen,  für  die  Weiterentwicklung  der  unioneilen 
Verhältnisse  aus  dem  einenden  Geist  des  Bündnisses  zu  schöpfen. 
Worauf  sollte  sich  aber  dieser  gründen?  Wie  dürftig  war  die 
bundesmässige  Gemeinsamkeit!  Ausser  dem  König  kein 
gemeinsames  amtsmässiges  Organ,  kein  gemeinsames  Kommando, 
keine  unioneile  Gesetzgebung,  kein  Unionsparlament !  Der  Ge- 
samtbegriff Schweden-Norwegen  hatte  nur  einen  schwachen  poli- 
tischen und  keinen  staatsrechtlichen  Inhalt.  „Der  Unionsstaat" 
wäre  ein  ähnlicher  Begriff  wie  jener  Gedankenstaat  der  Rechts- 
philosophie,  über  den  Jellinek  ironisiert^).     Woher  sollte   bei 


*)  G.   Jellinek,    Die    Lehre    von    den    Staatenverbindungen,    Wien 
1882.    S.  5. 
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solcher  Sachlage  die  Anregung  zu  jenem  Entgegenkommen  zu 
erwarten  sein,  das  hier  so  vieles  zu  ersetzen  hatte?  Faktisch 
führte  jedes  Volk  für  sich  sein  eignes  Leben,  sorgte  nur  für 
sein  eignes  Wohl.  Alles  dasjenige,  worauf  das  Bewusstsein 
des  Bürgers  und  des  modernen  Menschen  sich  in  erster  Linie 
gründet,  war  in  beiden  Staaten  dem  einzelnen  und  der  Ge- 
samtheit in  völlig  getrennter  nationaler  Eigenart  dargeboten. 
Eigne  Wehrpflicht,  eignes  Steuer wesen,  eigne  Erziehungs- 
anstalten in  Norwegen  wie  in  Schweden.  Eigne  Volksvertretung, 
eigner  Beamtenstand.  Die  Verwaltung  in  dem  einen  Lande 
völlig  von  der  im  anderen  getrennt  ^).  Dies  alles  sind  konstitu- 
tive Momente  für  ein  isoliertes  Einheitsbewusstsein. 

II.  Auch  hatte  jene  Gemeinsamkeit  zwischen  Norwegen 
und  Schweden,  die  in  den  Institutionen  fehlte,  kein  volkstüm- 
liches, kein  geschichtliches  Surrogat.  Niemals  waren  die  beiden 
Völker  in  der  Geschichte  zu  einem  gemeinsamen  Vorgehen  veran- 
lasst; auch  die  ünionszeit  verlief,  ohne  dass  irgendein  erheblicher 
Vorfall  mit  der  Aussenwelt  die  Völker  ihre  politische  Verbin- 
dung praktisch  empfinden  Hess.  Dabei  war,  zumal  in  dem 
Lande,  das  schliesslich  den  förmlichen  Bruch  des  Bündnisses 
vollzog,  das  selbständige  Leben  des  Volkes  ein  sehr  ausgeprägtes. 
Der  geistige  Inhalt  der  Nationalpersönlichkeit  besass  einen  ge- 
wissen Reichtum.  Auf  dem  Gebiete  der  Literatur,  der  Kunst, 
des  kulturgeschichtlichen  Betriebes  überhaupt,  hatten  die  Nor- 
weger Repräsentanten,  an  die  sie  sich  nicht  erinnern  konnten, 
ohne  dass  ihr  spezifisch  norwegisches  Nationalbe wusstsein  er- 
starkte. 

Es  ist  sozusagen  ein  testimonium  paupertatis  für  das  poli- 
tische Unionsinstitut,  dass  das  einzige  gemeinsame  Band  jene 
militärische  Zusammenwirkung  im  eventuellen  Kriegsfalle  war. 
Die  Wahrheit  ist,  dass  die  sonstigen  Beziehungen  meist  charak- 
terisiert wurden  durch  gegenseitige  politische  Zänkereien,  durch 
Argwohn  und  Verdruss.  Man  hatte  doch  wenigstens  eine  wirt- 
schaftliche Annäherung  als  Frucht  der  nahen  politischen  Ver- 


')  Mehrere  Traktate  mit  fremden  Mächten  sind  eigens  mit  NOrwtm  ii 
allein  als  dem  einen  Kontrahenten  geschlossen  und  vom  König  als  König 
von  Norwegen  unterzeichnet.    Siehe  Aubert  I.e.  S.  24  ff . 
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bindung  erwarten  können.  Und  wirklich  wurde  am  4.  August 
1827  ein  sogenanntes  Zwischenreichsgesetz  zustande  ge- 
bracht, und  im  Jahre  1874  den  Freihandelsprinzipien 
gemäss  in  dem  Sinne  umgestaltet,  dass  der  norwegische 
und  schwedische  Markt  nach  dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit 
für  die  Produktion  beider  Völker  offen  stehen  sollte  ^).  Infolge 
dieses  Vertrages  hatte  Schweden  einen  Handelsumsatz  mit  Nor- 
wegen zu  einem  Werte  von  ca.  75  Millionen  Mark  oder  ca. 
16*^/o  des  Totalumsatzes  in  Norwegen.  In  einem  Augenblick 
politischer  Verstimmung  gegen  Norwegen  kündigte  Schweden 
plötzlich  diesen  Vertrag.  So  zerriss  auch  dies  Band.  Für 
Schweden  bedeutete  dies  einen  Rückgang  des  Warenumsatzes 
in  Norwegen  von  ca.  20  Millionen  Mark  jährlich.  Für  das 
Verhältnis  beider  Reiche  war  die  schroffe  Lösung  der  handels- 
politischen Beziehungen  ein  Symptom  der  stetig  wachsenden 
gegenseitigen  Entfremdung. 

Vor  allem  hatten  es  die  Völker,  bei  allen  redlichen  Be- 
mühungen einzelner  Persönlichkeiten  und  Vereine,  schwer,  sich 
gegenseitig  zu  begegnen,  weil  die  innere  politische  Entwick- 
lung der  beiden  Staaten  sich  so  verschieden  gestaltete.  Die 
aus  alter  Ständeverfassung  hervorgehende  Verfassung  Schwedens 
gab  dem  gemeinen  Volk  nur  im  Rahmen  eines  sehr  beschränkten 
Wahlrechtes  Einfluss  auf  das  politische  Leben;  im  demokratisch 
regierten  Norwegen  war  von  Hause  aus  das  Stimmrecht  auf 
einer  viel  breiteren  Basis  angelegt,  es  wurde  immer  erweitert, 
bis  es  schliesslich  alle  norwegischen  Bürger  über  25  Jahre 
einbegriff  ^). 

Das  einzige  Band,  das  die  Union  zusammenhielt,  wurde 
nach  alledem  der  einmal  aufgerichtete  Vereinigungsvertrag. 
Schliesslich  zerriss  auch  dies.  Das  Nationalitätsgefühl  war 
eben  zu  stark;  die  Union  zerbrach  mit  derselben  Notwendigkeit, 
mit  der  jedesmal  eine  Institution  hinfällig  wird,  die  mit  einer 
Elementarmacht  aus  dem  lebendigen  Organismus  der  Menschen 


^)  Vgl.  Norges  Handel  von  G.  Amneus,  in  Norge  i  det  19.  Aarhundrede 
II,  294;  und  Norges  Soefart,  von  A.  N.  Kjaer,  daselbst  S.  298. 
'^)  Siehe  §  50  des  norwegischen  Grundgesetzes. 
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in  Kampf  gerät.  Eine  solche  Elementarmacht  ist  das  National- 
bewusstsein  eines  geschichtlich  zur  Selbständigkeit  gereiften 
Volkes  1). 


Dritter  Abschnitt 

Die  Unionsauflösung  und  Fragen  aus  dem  Völkerrecht. 

§  46. 
a)  Die  Erlöschbarkeit  politischer  BiindiiisTerträge. 

Das  Streitobjekt,  das  zur  Lösung  der  Vereinigung  den 
äussern  Anlass  gab,  veranschaulicht  vorzüglich  das  Wesen  der 
einander  gegenüberstehenden  Bestrebungen.  Es  handelt  sich 
zunächst  um  die  Ordnung  des  Konsulatwesens.  Die  Norweger 
verlangten  ihr  eigenes  für  sich.  Der  in  Schweden  verfochtene 
Standpunkt  bei  der  Sache  war  der,  dass  die  bisher  praktisierte 
Gemeinschaft  nicht  aufgegeben  werden  dürfe,  bis  gesetzliche 
Bestimmungen  vereinbart  wären,  durch  die  der  unionell  ge- 
leiteten, bisher  vom  schwedischen  Staat  abhängigen  auswärtigen 
Verwaltung  Kontrolle  über  die  Konsuln  gesichert  würde  ^). 
Schweden  erkannte  in  dieser  Bedingung  eine  Befestigung  des 
politischen  Gefüges  der  Vereinigung.  Norwegen  wollte  zwar 
nicht  die  Zuständigkeit  des  Ministers  des  Äusseren  abweisen, 
sich  zwecks  einer  einheitlichen  äusseren  Politik  in  Einvernehmen 
mit  der  Konsulatregierung  zu  setzen,  bestand  aber  im  allge- 
meinen auf  dem  dem  norwegischen  Staate  zukommenden  Recht, 
sein  Konsulatwesen  so  zu  versehen,  wie  es  ihm  als  souveränem 


*)  Den  Ausgang  der  norwegisch-schwedischen  Kontroverse  vorausahnend 
schreibt  E.  Bernatzik  im  Jahre  1899  in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht,  Bd.  26  „Der  Verfassungsstreit  zwischen  Schweden 
und  Norwegen"  (S.  314),  nachdem  er  die  Behauptung  abgewiesen  hat,  die  aus- 
wärtige Verwaltung  müsse,  wie  es  die  Schweden  verlangten  —  eine  geraein- 
same sein:  „Schweden  kann  zurückweichen,  Norwegen  aber  nicht.  Denn 
den  schwedischen  Aspirationen  liegen  keine  realen  Interessen,  sondern  U  ilii^;!!»  1i 
nationaler  Stolz  und  Bequemlichkeit  zugrunde.  Norwegen  aber  wiitl  iii<  lit 
nur  durch  nationale  Eitelkeit  .  .  .  zur  Stellung  seiner  Ansprüche  gezwuiiu.  ir 

')  Über  diesen  von  Anfang  an  die  schwedische  Politik  beherrschenden 
Gesichtspunkt  siehe  schon  bei  Dunker  1.  c.  I,  S.  21. 
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Staate  recht  erschiene,  und  verlangte  vom  Regenten  die  Be- 
stätigung eines  darauf  bezüglichen,  vom  Storting  angenommenen 
Gesetzes.  In  diesem  Kampfe  zwischen  schwedischer  Zentrali- 
sationsbestrebung  und  norwegischem  Nationalgefühl  wurde  in 
Schweden,  zumal  in  der  Presse,  der  Meinung  wiederholt  Aus- 
druck gegeben,  den  Schweden  wäre  es  recht,  wenn  das  Bündnis, 
das  ihnen  doch  keinen  namhaften  Nutzen  brächte,  gelöst  würde. 
Eher  eine  ehrliche  Trennung  als  das  ständige  Widerstreben,  in 
irgendwelcher  Weise  die  Union  zu  einer  soliden  zu  machen. 

Die  hier  erwähnte  schwedische  Meinungsäusserung  mag 
uns  auf  die  prinzipielle  Frage  führen:  Können  derartige 
völkerrechtliche  Verträge,  wie  der  norwegisch-schwe- 
dische ünionsvertrag  ist,  erlöschen?  Konnte  die  Reichs- 
akte aufgehoben  werden?  Durch  die  Verhältnisse  waren  die 
Norweger  dazu  veranlasst,  in  der  Sache  die  Initiative  zu  er- 
greifen, die  entscheidenden  Schritte  zu  tun.  Das  erste  Rechts- 
problem, das  uns  eine  völkerrechtliche  Würdigung  der  Vorgänge 
im  Jahre  1905  vorlegt,  ist  demnacli  folgendes: 

Stand  den  Norwegern  das  Recht  zu,  die  Auflösung  eines 
den  ausdrücklichen  Bestimmungen  nach  auf  „ewige  Zeiten"  be- 
rechneten ^)  Bündnisses  vorzunehmen? 

Eng  verknüpft  mit  dieser  Frage  erscheint  eine  zweite,  die, 
wie  es  scheint,  bei  der  einen  —  der  bei  der  Lösung  passiven 
—  Partei  eine  grosse  Betrübnis  hervorgerufen  hat,  nämlich  die: 
In  welcher  Form  müsste  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
stattfinden?  Es  muss  mit  aller  Entschiedenheit  behauptet  werden, 
dass  der  von  Norwegen  eingeschlagene  Weg,  die  sachliche  Be- 
rechtigung der  Auflösung  vorausgesetzt,  methodisch  der  einzig 
richtige  war,  weil  der  offene  und  der  am  unzweideutigsten  zum 
Ziele  führende.  Von  zuständiger  norwegischer  Seite  wurde 
wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  ein  Widerstand  gegen  den 
einmütigen  Volkswillen  höchst  wahrscheinlich  die  Auflösung 
der  Union  zur  Folge  haben  würde.  Bei  der  letzten  Staatsaffäre 
kam  zweimal  der  norwegische  Vorschlag  durch  einen  Staatsakt 


^)  Keichsakte  §  11:  Ist  der  männliche  Königsstamm  ausgestorben,  und 
kein  Thronfolger  erkoren,  so  soll  ein  neues  Königsgeschlecht  auf  die  .  .  .  vor- 
geschriebene Weise  gewählt  werden. 


286         Teil  II :  Prinzipielle  Würdigung  der  Auflösung  der  Union 

zum  Ausdruck,  gegebenenfalls  über  die  Auflösung  der  be- 
stehenden Vereinigung  zu  beraten^).  Es  wurde  aber  von  der 
schwedischen  Regierung  diesem  Gedanken  mit  prinzipieller  Ab- 
weisung begegnet^).  Also  auf  der  einen  Seite  offene  Ankün- 
digung eines  Willensentschlusses,  bzw.  Mahnung  zur  Abwehr; 
auf  der  anderen  Seite  starres  Festhalten  an  dem  Bestehenden 
(die  in  der  Union  typische  schwedische  Status-quo-Politik).  Es 
ist  dann  klar,  dass,  wenn  aus  berechtigten  Gründen  das  Ver- 
harren im  augenblicklichen  Zustand  unerträglich  gefunden  wird, 
einzig  übrig  bleibt  die  einseitige  Willenskundgebung,  nicht 
mehr  zu  dem  Bündnis  halten  zu  wollen.  Ist  mir  die  Verderb- 
lichkeit eines  Vereins  einleuchtend,  dessen  Bestehen  auf  meinem 
Verbleiben  darin  beruht,  so  ist  es  meine  Schuldigkeit,  einen 
motivierten  Vorschlag  zur  Aufhebung  des  Vereins  vorzubringen. 
Wird  aber  dieser  mein  Vorschlag  nicht  angenommen,  so  ist  es 
unter  gegebenen  Umständen  mein  Recht,  als  freier  Mann  einfach 
auszutreten;  und  ob  ich  das  mit  oder  ohne  entschuldigende 
Worte  tue,  hängt  davon  ab,  von  welcher  Beschaffenheit  die  in 
der  Vereinszeit  gemachten  Erfahrungen  waren.  Es  hat  auch 
eine  allgemeine  praktische  Überlegung  dabei  mitzusprechen. 
Soll  bei  solchen  Gelegenheiten  wirklich  etwas  herauskommen, 
so  muss  der  anderen  Partei,  dem  Vertragsgenossen  also,  und 
auch  den  interessierten  Dritten,  hier  also  den  auswärtigen 
Mächten,  keine  unbestimmte  Möglichkeit,  kein  zarter  Wunsch, 
sondern  ein  fester  Entschluss,  ein  „fait  accompli",  geboten 
werden  ^). 


*)  Vgl.  die  Rede  des  norwegischen  Premierministers  im  Storting  am 
8.  Februar  und  das  Gutachten  der  norwegischen  Regierung  zu  dem  vom 
Kronprinzregenten  am  5.  April   gemachten  Vorschlag   (oben  S.  244 ,  247  fg.). 

')  Erklärung  der  schwedischen  Regierung  im  kombinierten  schwedisch- 
norwegischen  Staatsrat  am  25.  April  (oben  S.  248). 

■)  Welche  Methode  der  Auflösung  verlangt  man  eigentlich  sonst?  Wer 
glaubt  wohl,  dass  die  von  dem  ünionskönig  eventuell  zur  Beschaffung  eines 
aushelfenden  Rates  ernannte  Kommission  damit  konkludieren  würde,  die  Auf- 
lösung der  Union  als  ultima  ratio  zu  empfehlen?  Keine  beratende  Institution 
summiert  ihre  Weisheit  dahin,  ihre  eigene  Ratlosigkeit  zu  verkündigen. 
Wenn  aber  durch  ausserordentliche  Schritte  des  Königs  nml  (i(  r  Status  (nio- 
Anhänger  in  Schweden  der  norwegische  Scheidungswunsch  abgcwieson  wäre, 
und  die  Norweger  dennoch  ihre  Absicht  festgehalten  hätten,  wozu  hätte  das 
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Schwieriger  scheint  aber  die  zuerst  aufgestellte  Frage: 
War  die  Vernichtung  des  bestehenden  Vertrages  ein  völker- 
rechtlich berechtigter  Akt? 

Es  ist  dies  kein  anderes  Problem  als  das  allgemeine,  ob 
völkerrechtliche  Verträge  überhaupt  einseitig  lösbar  sind.  Denn 
die  Union  zwischen  Norwegen  und  Schweden  war  ja  ihrem 
Wesen  nach  eine  durch  eine  doppelte  Staatshandlung  vollzogene 
Willenseinigung  zweier  Rechtssubjekte.  Die  rechtliche  Form 
dieser  Einigung  ist  der  Vertrag.  Es  ist  umsonst,  irgendwelche 
darüber  hinausgehende  Verbindlichkeit  konstruieren  zu  wollen  ^). 
Von  einer  Fusion  der  Staatsangehörigkeit  in  den  beiden  Ländern 
war  keine  Rede.  Jeder  Norweger  galt  in  Schweden  für  einen 
Ausländer  und  jeder  Schwede  in  Norwegen  ebenso.  Einem 
Schweden  stand  z.  B.  eine  Beamtenstellung  in  Norwegen  eben- 
sowenig offen,  wie  einem  Japaner  in  England.  Es  fehlte,  wie 
schon  bemerkt,  jede  Kollektivorganisation,  an  die  das  Be- 
wusstsein  der  gegenseitigen  Verbindlichkeit  hätte  anknüpfen  und 
sich  geschichtlich  entwickeln  können.  Einzig  die  Person  des  ge- 
meinsamen Königs  stand  da  als  rechtliche  Besiegelung  des 
geschlossenen  Bündnisses,  aber  ein  neuer  Staatsbegriff  als 
juristische  Person  war  dadurch  keineswegs  zustande  gebracht. 
Der  monarchische  Träger  der  Staatsgewalten  stellte  nicht  etwa 
den  Repräsentanten  der  Gewalt  jedes  Einzelstaates  und  daneben 
den  Repräsentanten  irgendeiner  aus  der  Vereinigung  der  Staaten 
hervorgehenden  Zentralgewalt  dar.  Ein  neuer  Staatsbegriff 
ging  nicht  aus  der  Union  hervor.  Das  staatsrechtliche  Gemein- 
wesen Schweden-Norwegen  war  eine  Fiktion  schlecht  unter- 
richteter Theoretiker.  Es  mag  demnach  ein  noch  so  wohl  be- 
gründetes Bestreben  gewesen  sein,  die  beiden  zur  Union  ver- 
einigten Länder  zu  staatsrechtlicher  Einheit  zusammenwachsen 
zu  lassen,  so  muss  trotzdem  betont  werden :  Ein  Rechtsanspruch 
auf  Identifikation  oder  staatliche  Vereinheitlichung  konnte  nicht 
erhoben    werden.     Der  Unionskönig  ist    kein   Souverän,    der 


geführt?     Der  Krieg,   den  vermieden  zu  haben   der  Ruhm   der   nordischen 
Staatsmänner  ist,  wäre  dann  wohl  unvermeidlich  gewesen. 

^)    Vgl.  Ulpian:  Semper  in  obscuris  quod  minimum  est  sequimur. 
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Unionsstaat  kein  Herrschaftsgebiet^).  Es  hat  den  rechtlichen 
Stand  des  Streitgegenstandes  nur  verdunkeln  können,  dass  man 
diese  Wahrheit  nicht  immer  vor  Augen  hatte. 

Somit  kann  man  nicht  sagen,  dass  die  norwegisch-schwe- 
dische Angelegenheit  sich  zu  einem  komplizierten  konstitutio- 
nellen Problem  gestaltete,  sondern  es  handelte  sich  um  ein  be- 
stimmtes Rechtsverhältnis,  der  Form  nach  um  einen  Vertrag. 
Die  ganze  prinzipielle  Frage  von  der  Rechtmässigkeit  der  ein- 
seitigen Unionsauflösung  erschöpft  sich  in  dem  Problem,  ob 
eingegangene  Verträge  einseitig  gelöst  werden  können. 

Diese  Frage  ist  schon  vielfach  von  den  Juristen  erörtert. 
Man  könnte  vielleicht  mit  Grund  erwarten,  dass  sie,  an  einem 
konkreten  Fall  der  Geschichte  studiert,  grössere  Klarheit  ge- 
wänne. Prinzipielle  Fragen  erwarten  doch  ihre  Lösung  von 
demselben  Leben,  das  sie  in  Normen  zu  fassen  suchen,  und  was 
speziell  die  Rechtsbegriffe  betrifft,  so  sind  solche  oft  nicht  all- 
gemein zu  entscheiden,  sondern  was  recht  sei  oder  nicht,  ergibt 
sich  erst  aus  vielen  in  der  lebendigen  Geschichte  hervortretenden 
Nebenumständen,  die  den  Hauptakt  begleiten^).  Es  ist  hier 
besonders  an  solche  Nebenfragen  zu  denken,  wie  die  nach  der 
Tiefe  des  an  dem  Rechtsfall  interessierten  Rechtsbewusstseins, 
oder  an  die  Frage  nach  der  unmittelbaren  Gewalt  der  revol- 
tierenden Richtung,  nach  den  allgemeinen  gesetzmässigen  Zu- 
ständen, die  nach  erfolgtem  Umstürze  des  Bestehenden  nun  bei 
neugeschaffener  Lage  der  Dinge  eintreten.  Sämtliche  dieser 
Fragen  können  nur  unter  Heranziehung  geschichtlich  gegebener 
Rechtsfälle  in  ihrer  Bedeutung  gewürdigt  werden.  Wo  die 
Rechtmässigkeit  der  radikalen  Handlung  anerkannt  wird,  müssen 
auch  die  soeben  aufgezähltan  Nebenumstände,  ihrem  Gewichte 
nach,  gewissermassen  von  den  Hauptagierenden  antizipiert 
worden  sein.  Die  Rechtswissenschaft,  die  mit  ihrer  Analyse 
der  Prinzipien  nachfolgt  und  —  wie  im  vorliegenden  Falle  — 
die  betreffenden  Staatsakte  theoretisch  zu  begründen  sucht,   ist 


»)  Jellinek  I.e.  S.  225  fg.  Vgl.  S.  Brie,  Theorie  der  Staatenverbin- 
doijgen,  Stuttgart  1886,  S.  77  fg. 

«)  Vgl.  R.  von  Ihering,  Der  Zweck  im  Recht.  3.  Aufl.  Leipzig  1893. 
Bd.  I  8.9  fg.,  62  fg.,  487  fg. 
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somit  eigentlich  nur  eine  Reproduktion  dessen,  was  zuvor  im 
praktischen  Rechtsbewusstsein  leitender  Staatsmänner  gewisser- 
massen  schon  Verkörperung  fand^). 

Die  Auffassung,  die  die  Norweger  bei  der  Auflösung  der 
Union  beherrschte,  war  die:  Das  Bündnis  der  Völker  enthielt 
als  Grundvoraussetzung,  dass  der  norwegische  Staat,  dessen 
Existenz  ja  der  Theorie  nach  durch  die  Union  noch  befestigt 
werden  sollte,  durch  das  Bündnis  mit  Schweden  nicht  in  seiner 
verfassungsmässigen  Grundlage  als  souveräner  Staat  gefährdet 
werden  sollte.  Gerade  diese  Sicherung  sollte  ja  die  Errungen- 
schaft bei  der  kriegerischen  Erhebung  im  Jahre  1814  und  der 
damals  erfolgten  feierlichen  Anerkennung  des  Grundgesetzes 
seitens  des  Schwedenkönigs  sein^).  Der  Verlauf  aber,  den  die 
1905  zwischen  Norwegen  und  Schweden  schwebende  Streitfrage 
genommen  hatte,  war  ein  derartiger,  dass  jene  Voraussetzung 
nicht  länger  Stich  halten  wollte,  sondern  eine  prinzipielle  Be- 
vorzugung schwedischer  Gesichtspunkte  in  Aussicht  stand.  Dem 
Geiste  nach  wurde  der  auf  Gleichwertigkeit  beider  Kontrahenten 
ausgehende  Vertrag  in  seiner  Grundvoraussetzung  erschüttert. 
Unter  dem  Druck  kriegerischer  Gefahren  und  eindringlicher 
Mahnungen  seitens  der  Grossmächte  waren  die  Norweger  gegen 
gewisse  Garantien  das  Bündnis  eingegangen.  Die  Garantien 
gerieten  in  bedenkliches  Schwanken,  und  die  norwegischen 
Staatsmänner  haben  den  Bündnisvertrag  gekündigt.  Wie  ist 
der  Fall  grundsätzlich  zu  beurteilen?  Ist  dadurch  etwa  für  die 
internationale  Praxis  ein  rechtlicher  Präzedenzfall  gegeben? 


')  Dass  die  Wissenschaft  auch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  Rechts- 
quelle ist,  und  dass  ferner  grosse  Staatsmänner  Rechtsideen  zu  normativem 
Wert  haben  mit  verhelfen  können,  hebt  Bluntschli,  Lehre  vom  modernen 
Staat,  Teil  II,  6.  Aufl.,  S.  17  hervor. 

2)  Mit  der  hier  angedeuteten  Rechtsidee  berührt  sich,  wie  mir  scheint, 
wenigstens  dem  Prinzipe  nach,  was  Fr.  v.  Liszt,  Das  Völkerrecht, 
(2.  Aufl.  Berlin  1902,  S.  167)  über  die  stillschweigend  vorausgesetzte 
Rechtslage  ausführt,  deren  Änderung  für  die  Verbindlichkeit  des  Vertrags 
negative  Bedeutung  haben  kann.  Vgl.  R.  Stammler  über  das  begründete 
Ende  vorher  bestehender  Rechtsverhältnisse:  „Ein  wichtiger  Grund  ist  ein 
Umstand,  der  die  Erreichung  des  von  der  Sonderverbindung  gewollten  Zieles 
nach  den  Grundsätzen  des  richtigen  Rechtes  unmöglich  macht".  (Die  Lehre 
von  dem  richtigen  Rechte,  Berlin  1902,  S.  565.) 

Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegisch-schwedische  Union  19 
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Der  Vertrag  ist  ein  Begriff  der  allgemeinen  Rechtslehre, 
der  nicht  nur  in  privatrechtlichen  Verhältnissen,  sondern  auch 
wesentlich  bei  Regelung  der  Beziehungen  unter  Staaten  zur 
Anwendung  kommt.  In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Fall 
lässt  sich  der  Inhalt  des  Begriffes  unzweideutig  angeben.  Er 
ist  das  für  die  Beteiligten  bindende  Produkt  zweier  zur  Über- 
einstimmung gebrachten  Willen.  Zwei  Willen,  die  in  bezug 
auf  das  Festzustellende  als  gleichberechtigt  gelten,  geben  durch 
einen  rechtlichen  Akt  die  Erklärung  ab,  dass  sie  sich  in  bezug 
auf  ein  gemeinsames  Objekt  —  den  Inhalt  der  Vertragsurkunde  — 
vereinigen.  Die  Wirkung  des  Vertrags  ist  die  rechtliche  Ge- 
bundenheit der  Kontrahenten,  den  Vertragsinhalt  zu  verwirk- 
lichen bzw.  aufrecht  zu  erhalten.  Ein  Staats  vertrag  drückt 
also  die  Selbstverpflichtung  des  Staates  aus.  Mit  zum  Charakter 
des  Rechtsgeschäfts  als  eines  Obligationsfalles  gehört  die  Be- 
gründung einer  Verbindlichkeit,  die  vis  obligandi  der  Verträge. 
Privatrechtlich  kommt  dies  Moment  in  ihrer  regelmässigen  Er- 
zwingbarkeit  zum  Ausdruck.  Staatsverträge  haben  indessen, 
obwohl  sie  als  Rechtshandlungen  demselben  Grundschema  wie 
andere  Verträge  angehören,  doch  nicht  alle  Merkmale  mit  dem 
privatrechtlichen  Vertrag  gemein.  Schon  bei  der  Bestimmung  des 
Subjektes  der  rechtlichen  Verbindlichkeit  beim  Staats- 
vertrag tritt  dies  zutage.  Nicht  die  Staatsbürger  als  solche  sind 
—  so  sehr  auch  ihr  politisches  Dasein  vom  bestehenden  Vertrag 
beeinflusst  werden  mag  —  die  gesuchten  Subjekte,  sondern  nur 
das  den  Vertrag  schliessende  Organ,  das  das  Zustandekommen 
vermittelte,  der  souveräne  Staat  also,  d.  h.  diejenige  öffentliche 
Gewalt,  in  der  sich  das  Staatswesen  jeweilig  in  besonderem 
Sinne  geltend  macht  ^).  Weiter  differiert  der  Staatsvertrag  vor 
allem  von  dem  privatrechtlichen,  wenn  gefragt  wird,  durch 
welche  rechtliche  Instanz  der  Vertrag  als  bindend  geltend  ge- 
macht wird,  also  bei  der  Frage  nach  dem  jus  cogendi.  Kein 
Gerichtshof,  keine  Exekutive  kann  den  souveränen  Staat  zu 
seinen  Pflichten  anhalten.  Die  Garantien  dafür,  dass  den  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  auch  genügt  wird,  müssen  dem- 


')  Vgl.    0.    Nippold,     Der    völkerrechtliche    Vertrag.     Boni     lS«)t. 
S.  95,  104. 
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nach  innerer  Natur  sein  und  aus  dem  Wesen  des  Rechtsstaates 
ihre  Kraft  ableiten.  Eine  Nachspürung  dieser  Garantien  führt 
zuletzt  auf  ethische  Motive.  Ohne  moralische  Treue  würde 
weder  die  gegenseitige  Beziehung  anderer  Staaten  zum  be- 
treffenden Staatssubjekt  erträglich,  noch  die  Selbstachtung  auf- 
recht erhalten  bleiben,  ohne  die  ein  Staat  nicht  gedeiht.  Es 
muss  jeder  Versuch,  die  völkerrechtlichen  Beziehungen,  zumal 
die  zwischen  den  Staaten  herrschenden  Verbindlichkeiten  ohne 
Rückhalt  an  Moralprinzipien  zu  konstruieren,  als  unzulänglich 
betrachtet  werden.  Freilich  wird  auf  Schritt  und  Tritt  das 
praktische  Verhältnis  des  Staates  zur  Aussenwelt  und  somit 
auch  des  vertragschliessenden  Staates  zum  Mitkontrahenten 
wesentlich  durch  Motive  mitbestimmt,  die  unmittelbar  dem 
Selbsterhaltungsinstinkt  entstammen  und  die  der  Moral  gegen- 
über indifferent  sind.  Nichts  wäre  irriger,  als  sich  der  Illusion 
hinzugeben,  dass  Rechtsgrundsätze  für  die  Politik  des  Einzel- 
staates auch  der  Spiritus  agens  wirklich  sind;  der  ausschlag- 
gebende Faktor  ist  vielmehr  ein  durch  Furcht  gemässigtes 
Streben,  sich  überall  Vorteile  zuzuwenden.  Aber  auch  die 
Moral  empfiehlt  sich  durch  die  mit  ihrer  Beibehaltung  ver- 
bundenen Nützlichkeit.  Dies  ist  der  eine  Grund,  warum  Moral- 
grundsätze auch  im  Verkehrsleben  der  Staaten  einen  reellen 
Wert  haben  ^).  Zweitens  muss  noch  ein  Moment  mit  in  An- 
schlag gebracht  werden,  nämlich  eine  gewisse,  den  leitenden 
Staatsmännern  innewohnende  Scheu,  direkt  solchen  Grundsätzen 
entgegen  zu  handeln,  die  im  Rechtsstaat  sonst  unter  den  Staats- 
angehörigen als  praktische  Lebensmaximen  gelten.  Wesentlich 
diesem  letzten  Hemmungsmotiv  ist  es  gewiss  zuzuschreiben, 
dass  das  Rechtsbewusstsein  nicht  unbedingt  einer  Theorie  zu- 
gestimmt hat,  durch  die  sonst  u.  a.  auch  das  Problem  der  Ver- 
tragsverbindlichkeit sehr  bequem  gelöst  wäre:  der  Theorie  des 
fait  accompli.  Sie  erkennt  alles  als  zu  Recht  bestehend  und  als 
zu  Recht  geschehen  an,  was  sich  faktisch  durchzusetzen  und  nach 
der  Krisis  sich  zu  erhalten  die  Kraft  hat.  Macht  ist  Recht. 
Der  Bruch  eines  Vertrages  würde  strafbar  sein,  wenn  er  nicht 


I 


*)  Vgl.  V.  Liszt,  Das  Völkerrecht,  S.  6  ff.  und  Jellinek,  Allgemeine 
Staatslehre,  S.  304  und  338  fg. 
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durch  die  Fähigkeit  auch  in  dem  neuen  vertragslosen  Zustand 
auszuharren  unterstützt  wird;  trifft  aber  diese  Bedingung  zu, 
so  ist  er  auch  rechtlich  anzuerkennen.  —  So  wie  das  Macht- 
prinzip hier  gefeiert  wird,  beruht  die  Theorie  auf  einer  Ver- 
kennung des  rechtlichen  Charakters  des  Problems.  Die  fait- 
accompli-Lehre  ist  eigentlich  eine  Tautologie  und  besagt  soviel 
als,  dass  Allah  sehr  gross  ist  —  gross  genug,  um  Widerspruch 
unnütz  zu  machen.  Was  aber  das  Rechtsbewusstsein  anstrebt, 
ist  nicht  eine  sekundäre,  der  vollzogenen  Tat  auf  dem  Fuss 
folgende  Abrechnung  über  den  Ertrag  des  Geschehenen,  und 
über  die  Hoffnungslosigkeit  einer  in  integrum  restitutio,  sondern 
eine  grundsätzliche  Anticipation  der  betreffenden  Normwerte; 
erst  so  kommt  das  Moralbewusstsein  zur  Geltung,  indem  sie 
nämlich  Vorstellungen  entwickelt,  die  vor  der  Handlung  als 
Direktive  Bedeutung  haben  können. 

Müssen  wir  somit  die  Berechtigung  dieser  quasirechtlichen 
Begründung  der  Staatshandlungen  in  Abrede  stellen,  so  ist 
andrerseits  der  Theorie  ein  Wahrheitsmoment  zu  entnehmen, 
dem  es  wohl  auch  zu  verdanken  ist,  dass  sie  so  bedeutenden 
Anhang  gefunden  hat.  Es  kommt  in  ihr  das  Recht  der  leben- 
digen Staatspersönlichkeit  zum  vollen  Ausdruck.  Der 
Staat  erscheint  uns,  seinem  Wesen  entsprechend,  nicht  nur  als 
Rechtsprinzipien  untergeordnet,  sondern  auch  als  Recht  setzend. 
Und  obwohl  die  Vereinbarkeit  der  praktischen  Motive  des 
Staatslebens  mit  allgemeinen  Moralgrundsätzen  immer  als  Ideal 
vorschweben  muss  und  eine  zu  hebende  Antinomie  hier  gerade 
dem  Rechtsproblem  zugrunde  liegt,  so  ist  andererseits  nicht 
zu  vergessen,  dass  dem  Staate  selbst  die  rechtsbildende  Kom- 
petenz zusteht.  Der  Staat  ist  ja,  seiner  Gründung  wie  seinem 
Bestände  nach,  eine  oberste  Integrierung  menschlicher  Existenz. 
Gerade  das  Staatsrecht  ist  darum  geeignet,  neue  Rechtsgrund- 
sätze zur  Geltung  zu  bringen.  Das  Subjekt  dieser  Grundsätze 
ist  dasselbe  wie  der  Quell  alles  Rechtes,  nämlich  die  willens- 
fähige Gemeinschaft.  Es  ist  immerhin  zu  erwägen,  ob  eine 
übernommene  Verbindlichkeit,  die,  solange  sie  in  Kraft  steht,  die 
Gesamtheit  politisch  bindet,  zu  Recht  aufrecht  erhalten  wird, 
wenn  diese  Gesamtheit,  praktisch  gesprochen,  einmütig  ihren 
Willen  gegen  das  Fortbestehen  dieser  Verbindlichkeit 
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kund  gibt,  und  wenn  sie  dabei  imstande  ist,  ihre  staatliche 
Existenz  unter  den  geänderten  Verhältnissen  tadellos  zu  führen. 
Man  könnte  einwenden,  dass  diese  beiden  Bedingungen  ja  nicht 
als  zutreffend  von  vornherein  gegeben  sind,  da  sie  ja,  wenigstens 
zum  Teil,  jenen  Bruch  schon  als  erfolgt  voraussetzen,  den  sie 
a  parte  post  rechtfertigen  sollten.  Aber  der  Einwand  ver- 
schlägt nicht.  Denn  gerade  darin  soll  sich  das  richtige  Urteil 
der  Leiter  der  Staatsangelegenheiten  zeigen,  dass  sie  hier  den 
wahren  Sachbestand  vorgreifend  erkennen.  In  dem  Falle,  der 
nun  hier  vorliegt,  wurden  diese  Bedingungen  in  jeder  Weise 
erfüllt.  Nie  herrschten  im  ganzen  Lande  bessere  gesetzliche 
Zustände.  Überall  musterhafte  Ordnung!  Eine  nachträglich 
vorgenommene  Verifikation  bewies,  dass  die  Zustimmung  zu  den 
den  Bruch  besiegelnden  Regierungshandlungen  fast  genau 
100  "/o  betrug.  Das  Volk  stellte  sich  allgemein  begeistert  frei- 
willig zum  Dienst,  um  den  genommenen  Standpunkt  nötigenfalls 
kriegerisch  zu  verteidigen.  Das  ganze  Land  bot  den  Anblick 
eines  einzigen  Willens,  das  ganze  Volk  erklärte  mit  einer 
Stimme:  Jetzt  soll  mit  der  Vereinigung  Schluss  werden.  Die 
rechtliche  Sanktion  der  Staatshandlung,  die  hierin  liegt,  wer 
könnte  sie  verkennen?  Reicht  dies  aber  zu,  um  die  prinzipielle 
Frage  der  Lösbarkeit  der  Staatsverträge  zu  entscheiden? 

Es  ist  eine  .ernste  Sache  um  die  Verlässlichkeit  der  Ver- 
träge; und  das  moralische  Moment  muss  bei  völkerrechtlichen 
Verträgen,  die  der  rechtlichen  Erzwingbarkeit  entraten,  um  so 
schwerer  wiegen.  Wie  würde  es  aussehen,  wenn  ohne  Vorbe- 
halt ein  Volkswunsch  entscheiden  sollte,  ob  eingegangene  Ver- 
pflichtungen auch  gehalten  werden  sollen!  Prinzipiell  betrachtet 
muss  erkannt  werden:  der  Wunsch  der  Mehrheit  ist  keine  Moral 
begründende,  und  somit  hier  an  sich  keine  rechtstiftende  In- 
stanz. Ein  Beispiel:  Zwei  Völker  haben  unter  sich  einen 
Handelsvertrag  aufgerichtet;  wie  gewöhnlich  war  er  auf  be- 
grenzte Zeit  gesetzt.  Aber  ehe  noch  der  Termin  aus  ist,  wird 
es  der  einen  Partei  klar,  dass  sie  grosse  Nachteile  vom  Vertrag 
hat.  Das  eine  Volk  würde  also  an  bedeutsamen  Interessen  von 
einem  Fortbestehen  der  Verpflichtungen  Schaden  leiden.  Sollen 
wir  ihm  darum  das  Recht  zuerkennan,  die  Vertragserfüllung  zu 
verweigern?     Wozu  würde  ein  solcher  Grundsatz  führen?    Es 


294  Teil  II:  Prinzipielle  Würdigung  der  Auflösung  der  Union 

leuchtet  ein,  dass,  wenn  die  völkerrechtlichen  Beziehungen  die 
erforderliche  Stabilität  haben  sollen,  und  der  ethische  Charakter 
der  unter  den  Völkern  bestehenden  Verbindlichkeiten  kein  leerer 
Schall  sein  soll,  so  können  die  eingegangenen  Verträge  nicht 
in  der  angedeuteten  Weise,  ad  libitum,  rückgängig  gemacht 
werden.  Es  gibt  auch  Staatsrechtslehrer,  die  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  überhaupt  in  Abrede  stellen,  dass  die  unter 
den  Staaten  eingegangenen  Verpflichtungen  durch  den  Willen 
des  einzelnen  Staates  wieder  unverbindlich  gemacht  werden 
können  ^). 

Die  Konstruktion  eines  Staatsvertrages,  wie  sie  die  nor- 
wegisch-schwedische Union  bot,  d.  h.  eine  gewisse  Gemeinsam- 
keit, personifiziert  in  der  Einheit  des  Regenten,  kompliziert  die 
Frage  nach  der  einseitigen  Lösbarkeit  des  Rechtsverhältnisses 
bis  zu  einem  gewissen  Grade;  denn  in  einem  entscheidenden 
Punkte  scheint  auf  konstitutionellem  Wege  einer  Trennung  vor- 
gebeugt zu  sein.  Dergemeinsame  König  kann  doch,  theore- 
tisch betrachtet,  die  ihm  unterstehenden  Völker  nicht  aus- 
einander streben  lassen^). 

Es  scheinen  demnach  im  Falle  Norwegen-Schweden  die 
Verbindlichkeiten,  die  das  eingegangene  Bündnis  festhalten,  die 
Motive,  die  im  allgemeinen  zur  Treue  gemahnen  mussten,  noch 
besonders  verschärft  zu  sein.  Aber  davon  mag  hier  abgesehen 
werden.  Ein  Streit  mit  dem  Vertragsgegner  ist  bei  einer 
Union  wie  der  vorliegenden  nicht  denkbar,  ohne  dass  die  ge- 
meinsame Königsgewalt  in  dem  einen  oder  anderen  Lande  dem 
Volke  gegenüber  in  eine  kritische  Lage  kommt.  Das  traf  ja 
für  Norwegen  zu,  und  aus  diesem  Grunde  wurde  der  König 
entthront.  Aber  an  und  für  sich  betrachtet  gibt  die  Absetzung 
des  Königs  in  dem  einen  Lande  noch  nicht  unbedingt   einen 


*)  Brie,  S.  21,  71.  Doch  will  Brie  nicht  so  weit  gehen  wie  Holtzen- 
dorff  und  die  Auflösbarkeit  einer  zwischen  zwei  Staaten  bestehenden  Union 
überhaupt  bestreiten.  Nur  wird  an  der  Notwendigkeit  festgehalten,  dass 
beide  Vertragsstaaten  übereinstimmend  die  Auflösung  begehren. 

')  Vgl.  Jellinek,  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  S.  217, 
dessen  Ausführungen  zu  diesem  Punkte  indessen  die  praktische  Möglichkeit 
nicht  genügend  hervortreten  lassen,  dass  dennoch  „eine  Sezession  eines  der 
unierten  Staaten"  erfolgen  könnte. 
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rechtlichen  Anlass  zur  Aufhebung  der  politischen  Vereinigung, 
sondern  es  müssen  für  die  Auflösung  des  Bündnisses  spe- 
zielle, die  rechtliche  Grundlage  dieser  Vereinigung  betreffende 
Grundsätze  erkennbar  sein,  soll  eine  einseitige  Aufhebung  des 
Vertrags  rechtmässig  bewerkstelligt  werden.  Gab  es  solche 
Grundsätze  bei  der  norwegischen  Unionsauflösung? 

Die  Frage  ist  zu  bejahen.  Und  zwar  war  der  von  Nor- 
wegen vollzogene  Schritt  in  zweifacher  Weise  rechtlich  be- 
gründet. Der  erste  Grund  bezieht  sich  auf  das  Recht  der 
rettenden  Tat,  das  jedem  Lande  als  lebendigem  Staatsindividuum 
zusteht  und  das  schliesslich  in  dem  von  der  Natur  eingepflanzten 
Selbsterhaltungstrieb  beruht.  Zweitens  aber  konnten  die  Nor- 
weger geltend  machen,  dass  die  Union  durch  das  offizielle  Ver- 
halten des  Unionsgenossen  realiter  schon  gebrochen  sei. 
Auf  diese  beiden  Gründe  soll  im  folgenden  eingegangen  werden. 

1.  Die  Verbindlichkeit  des  Unionsvertrags  war  anscheinend 
für  Norwegen  eine  sehr  grosse.  Nicht  nur  hatte  die  Unions- 
akte sorgfältig  ausgedachte  Bestimmungen,  um  auch  bei  eventu- 
ellen dynastischen  Wechsel  fällen  die  Vereinigung  unerschüttert 
über  Wasser  zu  halten,  sondern  die  Vertragsurkunde  hatte  nach 
§  12  der  Reichsakte  in  Norwegen  „dieselbe  Kraft  wie  das 
Grundgesetz  dieses  Reiches".  Aufhebung  des  Unionsvertrags 
wäre  demnach  für  Norwegen  gleichbedeutend  mit  einem  Eingriff 
in  die  Verfassung,  was  die  prinzipielle  Bedenklichkeit  der 
Sache  womöglich  noch  erhöhen  musste.  Doch  ist  dieser  Um- 
stand, der  in  erster  Linie  bezweckte,  übereilte  Änderungen  an 
dem  Einzelinhalt  des  Vertrages  zu  erschweren,  etwas,  was 
allein  das  innere  Verhalten  des  norwegischen  Volkes  zu  dem 
Vertragsdokument  beeinflussen  dürfte.  Dem  anderen  Kontra- 
henten gegenüber  ist  das  erwähnte  Detail  rechtlich  irrelevant^). 
Die  Verpflichtung  gegen  Schweden  erschöpfte  sich  für  Norwegen 
in  der  typischen  Verbindlichkeit  der  Staatsverträge  rein  all- 
gemein betrachtet.  Jetzt  sind  wir  so  weit,  die  prinzipielle 
Frage  zur  Beantwortung  vornehmen  zu  können. 

Folgende  Thesen  sollen  hier  verteidigt  werden: 

Kein   Vertrag   ist    unbedingt   und    für   alle   Zeiten 


^)  So  urteilt  auch  Brie,  S.  71.     Vgl.  auch  oben  S. 
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bindend.  Eine  einseitige  Aufkündigung  eines  unter 
zweien  (oder  mehreren)  Staaten  geschlossenen  Ver- 
trags ist  nicht  unbedingt  rechtlich  zu  verwerfen.  Be- 
stimmte Endigungsgründe  sind  anzuerkennen.  Wo 
solche  vorliegen,  ergeben  sie,  unter  dem  Vorbehalt, 
dass  gewisse  billige  Rücksichten  auf  die  andere  Partei 
gewahrt  werden,  die  Berechtigung  dafür,  dass  der 
Vertrag  von  dem  einen  Vertragsteil  rückgängig  ge- 
macht wird;  mit  der  Anerkennung  des  prinzipiellen 
Rechtes  ist  auch  im  allgemeinen  der  Schritt  anerkannt, 
der  eine  Lösung  in  der  angegebenen  Richtung  materiell 
herbeiführt. 

Die  Gründe  sind  zum  Teil  dieselben,  die  in  der  Staats- 
rechtslehre dafür  geltend  gemacht  werden,  dass  unter  gewissen 
Bedingungen  ein  Verfassungsbruch  anzuerkennen  ist. 
Die  Analogie  lässt  sich  so  begründen,  dass  auch  die  Verfassung 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vertrages  betrachtet  werden 
kann.  Die  Konstitution  eines  Staates  ist  gewissermassen  ein 
einseitiger  Vertrag,  der  dem  Staatsbürger  die  festen  Normen 
ankündigt,  nach  denen  das  Leben  des  Staates  geführt  werden 
soll  ^).  Diese  Normen  sind  aber,  obwohl  durch  die  heiligsten 
Bestimmungen  geschützt,  für  das  heutige  Rechtsbewusstsein 
nicht  im  absoluten  Sinne  unerschütterlich.  Ein  Tilgungsgrund 
entsteht,  wenn  aus  dem  Aufrechterhalten  des  betreffenden  ver- 
fassungsmässigen Zustandes  eine  ernstliche  Gefahr  für  den 
Staat  entsteht.  Es  gibt  auch  im  politischen  Leben  des  Volkes 
eine  Möglichkeit  des  Notstandes.  Auf  einen  kleineren  Bezirk 
beschränkt  gibt  der  Notstand  dem  Staatsmanne  das  Recht,  ge- 
gebenenfalls eine  gesetzliche  Vorschrift  als  nicht  bestehend  zu 
betrachten.  Dies  Ausnahmerecht  erstreckt  sicli  auch  weiter. 
Wenn  die  Notlage  direkt  der  bestehenden  Verfassung  entspringt, 
darf  der  Staatsmann  nicht  davor  zurückschrecken,  iiotii:! hImIIs 
in  diese  selbst  ändernd  einzugreifen;  sein  Vorgehen  hat  darin 
sein  bedeutsames  Korrektiv,  dass  er  selbst  durch  die  regulär 
fortbestehenden    Staatsgewalten    zur   Verantwortung    gezogen 


•)  Hiermit  ist  zu  vergleichen,    was  Jellinek,   Allgemeine  Staatslehre, 
S.  332  ausfuhrt. 
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werden  kann^).  Das  gesetzlich  Bestehende  kann  er  unter 
solchen  Umständen  derogieren,  im  Bewusstsein,  dass  schliesslich 
das  Leben  mehr  gilt  als  die  einmal  —  zwecks  Sicherung  und 
Förderung  dieses  nämlichen  Lebens  —  ersonnenen  Formen. 
Ähnliches  gilt  von  den  Staatsverträgen;  ihnen  eine  ewige  Gül- 
tigkeit zusprechen  hiesse  den  Charakter  des  Staats  verkennen, 
der  doch  schliesslich  die  allgemeinen  Bedingungen  des  ewig 
wechselnden  Menschenlebens  teilt.  Kein  Rechtsprinzip  lässt 
sich  verteidigen,  das  etwas  vorschreibt,  was  die  Grundlage  des 
Lebens  bedroht^);  mancher  Vertrag  aber,  der  z.  Z.  seiner  Ent- 
stehung seinem  Zwecke  entsprach,  wird  durch  geänderte  Um- 
stände sinnlos  oder  gar  schädlich.  Ein  Festhalten  an  Verpflich- 
tungen, die  einmal  unter  ganz  andern  Voraussetzungen  einge- 
gangen waren,  kann  als  verderblich  erkannt  werden^).  Dann 
muss  der  Vertrag,  der  solche  Verpflichtungen  enthält,  vernichtet 
werden.  An  diesem  Grundsatz  vermag  auch  der  Nebenumstand 
nichts  zu  ändern,  dass  der  Vertrag  vielleicht  kein  befristeter 
war;  die  auf  eine  ewige  Zeitperspektive  angelegte  Verbindlich- 
keit erleidet  ihre  gebührende  Einschränkung  durch  die  hier 
passend  zur  Anwendung  gelangende  „Clausula  rebus  sie  stantibus". 
Die  staatliche  Situation,  die  Rechtslage,  für  die  die  Vertrags- 
bestimmungen unverbrüchlich  gelten  sollen,  muss  derjenigen 
wesentlich  entsprechen,  unter  der  der  Vertrag  gegründet  wurde. 
Mit  Rücksicht  hierauf  könnte  man  die  genannte  Klausel  auch 
als  den  stillschweigenden  Vorbehalt  äquivalenter  Rechts- 
lage bestimmen*). 


')  Bluntschli,  S.  12,  249.  Vgl.  bei  demselben  Autor,  Ges.  Kl.  Schriften, 
Bd.  I,  1879.  Die  Entwickelung  des  Rechtes  und  das  Recht  der  Entwicke- 
lung,  S.  52. 

^)  Vgl.  R.  Stammler,  Die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte,  S,  208. 
„Jede  rechtliche  Anforderung  darf  nur  in  dem  Sinne  bestehen,  dass  der  Ver- 
pflichtete sich  noch  der  Nächste  sein  kann". 

^)  Vgl.  A.  Lasson,  Prinzip  und  Zukunft  des  Völkerrechts,  S.  62: 
„Staats vertrage  sind  solange  vernünftig,  als  sie  das  gegenseitige  Verhältnis 
der  Macht  zwischen  den  Paziszierenden  im  wesentlichen  korrekt  ausdrücken". 

*)  Vgl.  Jellinek,  Die  Lehre  v.  d.  Staatenverb.,  S.  102  ff .  Die  mo- 
ralisch-rechtlichen Bedenken,  die  sich  gegen  die  angeblich  in  der  hier  ent- 
wickelten Betrachtung  liegende  Gefährdung  der  Vertragssicherheit  erheben, 
schwinden,  wenn  man  die  Natur  der  Traktatverhältnisse  einer  näheren  Analyse 
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Als  normalen  Auflösungsraodus  hat  man  sich  natürlich 
den  übereinstimmenden  Beschluss  beider  Parteien  vorzustellen. 
Aber  auch  die  Aufhebung  des  Vertrags  durch  einseitige  Willens- 
kundgebung —  und  darauf  war  es  hier  besonders  abgesehen  — 
kommt  unter  denselben  Grundsatz.  Steht  es  einmal  fest,  dass 
die  Rücksicht  auf  grössere  Werte  als  das  durch  Vertragstreue 
aufrechterhaltene  Prinzip  eine  Lösung  des  Vertrags  erfordern 
kann,  so  wird  daran  nicht  durch  den  Umstand  gerüttelt,  dass 
die  eine  der  Parteien  ihre  Einwilligung  verweigert.  Es  müssen 
nur  zweierlei  Vorbehalte  gemacht  werden.  Erstens  erheischt 
Recht  und  billige  Rücksicht  auf  das  völkerrechtliche  Decorum, 
dass  die  Gegenpartei  über  den  Stand  der  Sache  bzw.  über  die 
Kündigungsabsicht  des  Mitkontrahenten  aufgeklärt  wird,  so 
dass  sie  ihre  berechtigten  Interessen  wahrnehmen  kann.  Zweitens 
müssen  die  Argumente,  die  für  eine  Lösung  angeführt  werden, 
wirklich  das  ihnen  beigelegte  Gewicht  besitzen.  Diesen  beiden 
Bedingungen  wurde  norwegischerseits  in  dem  hier  vorliegenden 
Falle   genügt.     Der  von   den  Norwegern  angedeutete  Ausweg 


unterzieht.  Es  zeigt  sich  dann  zunächst,  dass  das  Anwendungsgebiet  für 
die  Lehre,  wonach  gewisse  Verträge  bei  geänderten  Umständen  aufgekündigt 
werden  können,  ein  sehr  beschränktes  ist.  Zur  rechtlichen  Charakteristik 
des  Gegenstandes  ist  eine  Klassifikation  der  Vertragsfälle  sehr  förderlich. 
Eine  solche  hat  N.  Gjelsvik  in  einer  juristischen  Abhandlung  geliefert 
(Indstilling  der  am  9.  September  1897  eingesetzten  norwegischen  Lappe- 
koramission,  Kristiania  Steenske  Bogtrykkerie  1904,  Afsnit  4,  S.  97  ff.)  Siehe 
namentlich  S.  122,  126  fg.  Gjelsvik  hebt  hervor,  dass  alle  Traktatbestim- 
mungen entweder  transitorische  oder  regulatorische  sind.  Die  transitorischen 
(wozu  besonders  Grenzverträge,  Zessionsverträge  gehören)  sind  in  dem  Augen- 
blick konsumiert,  in  dem  das  Verhältnis  zwischen  den  Parteien  geregelt  ist, 
nachher  haben  sie  nur  ein  historisches  Interesse.  Die  Clausula  rebus  sie 
stantibus  kann  wesentlich  nur  auf  gewisse  von  den  regulatorischen 
Verträgen  bezogen  werden.  Regulatorisch  sind  erstens  Verwaltungstraktate 
(Seefahrts-  und  Handelstraktate,  literäre  Konventionen  u.  dgl.).  Solche  sind 
aber  fast  ausnahmslos  auf  begrenzte  Zeit  festgesetzt.  Für  sie  fällt  das 
Problem  clausula  r.  s.  st.  insofern  gleichfalls  wohl  aus.  Dann  stehen  noch 
als  regulatorische  Traktate  die  politischen,  auf  begrenzte  oder  auf  un- 
begrenzte Zeiten.  Sie  kommen  für  uns  in  erster  Linie  in  Betracht.  Dass 
aber  politische  Traktate  überhaupt  auf  schwachen  Füssen  stehen,  war  eine 
alte  Erfahrung.  Vgl.  auch  Leopold  Pf  äff ,  Die  Klausel  Rebus  sie  stantibus 
in  der  österreichischen  Gesetzgebung  (in  Festschrift  zum  siebzigsten  Geburts- 
tag von  Joseph  IJnger,  Stuttgart  1898,  S.221  ff.).   Siehe  auch  oben  S.  71fr.,  79  ff. 
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einer  gütigen  Verhandlung  über  eine  eventuelle  Trennung  wurde 
von  der  schwedischen  Regierung  a  limine  abgewiesen.  Im 
Storting  und  der  gemeinsamen  Königsmacht  gegenüber  wurde  es 
aufs  ausdrücklichste  kundgetan,  dass  ein  Widerstand  gegen 
den  Volkswillen  den  Bruch  der  Verbindung  zur  wahrschein- 
lichen Folge  haben  würde;  schliesslich  wurde  der  König  dringend 
aufgefordert,-  sich  wenigstens  durch  persönliche  Anwesenheit  in 
seinem  Lande  von  dem  Ernst  der  Lage  persönlich  zu  über- 
zeugen (oben  S.  249).  Wenn  trotzdem  die  Schweden,  wie  glaub- 
haft versichert  wird,  von  dem  radikalen  norwegischen  Schritt 
völlig  überrascht  wurden,  so  ist  nicht  zu  ersehen,  wie  die  Nor- 
weger daran  schuld  sein  sollten. 

Erfüllt  war  aber  auch  die  zweite  Bedingung.  Die  Nor- 
weger haben,  indem  sie  durch  einseitige  Aufkündigung  des  be- 
stehenden Vertrages  die  Auflösung  der  Union  herbeiführten, 
keinen  leichtsinnigen  Schritt  getan;  sondern  der  Emanzipations- 
akt war  veranlasst  in  der  Überzeugung,  dass  nur  so  der  Staat 
seine  Selbständigkeit  vor  Vernichtung  retten  konnte.  Dass  die 
Gefährdung  eine  tatsächliche  war,  darüber  wird  der  erste  Teil 
dieses  Werkes  wohl  keinen  Zweifel  übrig  gelassen  haben.  Ist 
nun  —  und  das  ist  der  Kern  des  Problems  —  die  Abwehr 
einer  für  die  Selbständigkeit  einer  Gemeinschaft  gefahrvollen 
Lage  Grund  genug,  um  einen  Vertrag  ungültig  zu  machen? 
Eine  allgemeine,  für  alle  Fälle  passende  Antwort  hierauf  zu  geben, 
geht  nicht  an.  Namentlich  wird  die  moralische  Verantwortung 
für  einen  Bruch  in  solchen  Fällen  eine  sehr  grosse  sein,  wenn 
dadurch  ein  hervorragendes  Lebensinteresse,  etwa  die  Selb- 
ständigkeit des  anderen  Staates,  wesentlich  geschädigt  wird. 
Das  war  aber  hier  keineswegs  der  Fall.  Und  darum  lässt  sich 
auch  die  Rechtsfrage  bei  dieser  Gelegenheit  mit  grosser  Be- 
stimmtheit entscheiden.  Ein  Prinzip :  fiat  justitia,  pereat  civitas ! 
kann  nicht  anerkannt  werden.  Erhalten  werden  muss  durch  die 
rettende  Tat  das,  was  bei  einem  Zusammenstoss  der  Pflichten 
den  grösseren  Wert  repräsentiert.  Das  in  seinem  Grunde  auf- 
gerüttelte, durch  einen  starken  Selbsterhaltungstrieb  ausgezeich- 
nete Nationalbewusstsein  hat,  ceteris  paribus,  vor  Treue  gegen- 
über politischen  Institutionen  den  Vorrang.  Denn  hinter  jenem 
gefühlsbetonten  Bewusstsein  dem  Vaterlande  gegenüber  stecken 
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die  grössten  Werte,  zu  denen  es  die  menschliche  Existenz  ge- 
bracht hat,  und  ein  Recht,  das  nicht  dieser  Existenz,  diesen 
Höchstwerten  der  Existenz  dienen  würde,  kann  für  die  Menschen 
keine  Geltung  haben.  Die  Nation  ist  ja  die  Form,  in  der  das 
menschliche  Leben  die  höchste  praktische  Einheit,  den  festesten 
Bestand  und  den  grössten  Umfang  von  reellen  Gütern  erhält. 
Äusserlich  gegen  Störung  seitens  fremder  Elemente  abgegrenzt, 
innerlich  durch  geregelte  Normen  organisiert,  stellt  diese  Ge- 
meinschaft einen  zu  grossen  Wert  dar,  um  nicht  um  jeden  Preis 
erhalten  zu  werden.  Dieses  ihr  Recht  der  Selbsterhaltung  bleibt 
ein  ganz  souveränes^).  Es  gibt  ein  wohl  begründetes  Motiv 
zur  Prävention :  nicht  erst  eine  im  Anzug  begriffene  Katastrophe, 
schon  eine  vom  Blicke  des  Staatsmanns  entdeckte  ernste  Gefahr 
kann  zum  vorbeugenden  Einschreiten  berechtigen.  Und  hat  der 
Staatsmann  die  Wahl,  entweder  einen  Vertrag  zu  verletzen,  oder 
den  Staat  dem  Unheil  entgegentreiben  zu  lassen,  so  kann,  jeden- 
falls unter  Umständen  wie  den  in  Norwegen  gegebenen,  kein 
Zweifel  über  das  Richtige  obwalten.  Der  Unionsvertrag  wurde 
nicht  in  dem  Geiste  aufrecht  erhalten,  der  sein  Bestehen  ferner- 
hin vernunftmässig  erscheinen  liess ;  schliesslich  hatte  der  schwe- 
dische Versuch  einer  Bevormundung  Norwegens  zu  einer  Krise 
geführt,  die  den  norwegischen  Staat  direkt  in  verfassungslose 
Zustände  hineinzutreiben  begann.  Unter  solchen  Umständen 
konnte  doch  die  Vertragsurkunde  nicht  in  Kraft  bleiben.  Wenn 
die  Stange  gebrochen  ist,  hat  man  die  Flagge  herunter  zu  hissen, 
oder  richtiger,  sie  fällt  von  selbst  zu  Boden. 

2.  Aber  nicht  nur  die  clausula  rebus  sie  stantibus  setzt  die 
Norweger  ausser  Schuld,  auch  ein  weiterer  juridischer  Tat- 
bestand rechtfertigte  sie,  wenn  sie  den  politischen  Bündnis- 
vertrag für  aufgelöst  erklärten.  Hiermit  liegt  es  folgender- 
massen : 

Der  formelle  Mangel  des  Völkerrechtes,  dass  die  ^  itlkcr- 
rechtsgemeinschaft  keine  über  den  Staaten  stehende  riclitende  und 
vollstreckende  Gewalt  besitzt,  hat  in  mehrerer  Hinsicht  auf  den 
materiellen  Inhalt  des  Völkerrechtes  eingewirkt.  So  ist  z.  1>. 
hiervon  die  Regel  abzuleiten,  dass  ein  Vertrag,  der  in  einem 


*)  J ellin ek,  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  S.  102. 
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Punkte  verletzt  ist,  als  in  allen  Punkten  verletzt  an- 
gesehen wird.  In  der  privaten  Rechtsgesellschaft,  in  der  man 
sich  an  eine  über  den  Parteien  stehende  Gewalt  wenden  kann, 
ist  die  Lösung  möglich,  dass  die  eine  Partei  sich  nicht  einem 
Abkommen  entziehen  kann,  auch  wenn  die  andere  Partei  dasselbe 
in  einem  einzelnen  Punkte  gekränkt  hat.  Dadurch,  dass  sie 
sich  an  eine  übergeordnete  Gewalt,  an  den  Staat  wendet,  kann 
die  Vertragspartei,  die  das  vertragsmässige  Recht  nicht  erfüllt 
bekommt,  die  andere  dazu  zwingen,  den  Rechtspflichten  zu  ge- 
nügen oder  Ersatz  zu  leisten.  Anders  in  der  Völkerrechtsge- 
meinschaft. Da  ergibt  sich  keine  andere  rationelle  Rechtsnorm, 
als  der  gekränkten  Partei  das  Recht  zuzuerkennen,  den  Vertrag 
in  seiner  Totalität  fallen  zu  lassen.  Der  Rücktritt  vom  Vertrag 
wäre  demgemäss  motiviert,  auch  wenn  der  Vertrag  nur  in  einem 
einzigen  Punkte  verletzt  ist.  Man  darf  dabei  den  obenstehenden 
Rechtssatz  nicht  auf  lediglich  wesentliche  Kränkungen  be- 
schränken^). Denn  entscheiden  zu  wollen,  wann  es  sich  um 
wesentliche  und  wann  um  unbedeutende  Punkte  handelt,  gibt 
nur  einen  müssigen  Streit.  —  Eine  Lösung,  wie  die  hier  dar- 
gestellte, ist  notwendig,  wenn  die  Rechtsungleichheit  möglichst 
vermieden  werden  soll.  Man  kann  nicht  dem  mächtigeren  Staate, 
der  in  einem  Punkte  einen  Vertrag  gekränkt  hat,  das  Recht 
zuerkennen,  die  übrigen  Punkte  des  Vertrages  als  gehalten  an- 
zusehen. 

Nun  kann  ein  Staat  nicht  ohne  weiteres   einen  Vertrag 
aufgeben,  wenn  die  Gegenpartei  ihn  in  einem  einzelnen  Punkte 


')  Gegen  G.  M arten s,  Pr6cis  du  Droit  des  Gens  Modernes  de  l'Europe, 
Göttingen  1801,  §  59.  Vgl.  zum  Obigen  v.  Liszt,  Völkerrecht,  2.  Ausg. 
1902,  S.  168.  Ferner  A.  W.  Heffter,  Das  europ.  Völkerrecht,  7.  Ausg. 
ed  Geffcken.  Berlin  1882.  S.  212  fg.  Wenn  ein  Kontrahent  die  Erfüllung 
des  Vertrages  bestimmt  verweigert  .  .  .,  kann  auch  der  andere  Teil  sich 
davon  lossagen,  sollte  gleich  die  Verweigerung  der  Erfüllung  sich  nur  auf 
einen  vereinzelten  Punkt  oder  Artikel  des  Vertrages  beziehen.  Denn  die 
Grundlage  jeder  Vertragsverbindlichkeit  ist  vollkommene  Willenseinheit  über 
alles,  worüber  man  sich  erklärt  hat,  deren  Verletzung  .  .  .  einen  Zustand 
der  Ungleichheit  mit  sich  führt  .  .  .  Der  Grund  ist,  dass  die  Staaten  nicht 
wie  Private  den  Richter  anrufen  können,  um  den  andern  Kontrahenten  zur 
Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  anzuhalten. 
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verletzt  hat.  Ein  Protest  ist  erforderlich  ^),  d.  h.  eine  Erklä- 
rung, dass  man  das  Vorgehen  des  Mitkontrahenten  als  gegen  den 
Vertrag  streitend  betrachtet,  und  dass  man  den  Traktat  für 
aufgehoben  ansehen  will,  wenn  die  Gegenpartei  sich  nicht  anders 
benimmt.  Ein  solcher  Protest  ist  nötig,  sonst  würde  die  inter- 
nationale Rechtssicherheit  leiden.  Bei  einer  entgegengesetzten 
Regel  brauchte  ja  ein  Staat,  der  einen  Vertrag  unbequem  findet, 
bloss  darauf  zu  lauern,  dass  die  Gegenpartei  gegen  den  Vertrag 
Verstösse,  um  sich  sodann  sofort  von  allen  Verpflichtungen  los- 
zusagen.    Das  würde  natürlich  Unrecht  sein^). 

In  dem  vorliegenden  Falle  war  wegen  der  ganzen  Lage  der 
Dinge  der  König  nicht  der  geeignete  Vertreter  des  pro- 
testierenden Rechtssubjektes,  sondern  die  norwegische  Re- 
gierung musste  gegen  die  erlittene  Rechtskränkung  Einspruch 
erheben.  Und  hier  darf  darauf  hingewiesen  werden,  dass  dies 
wiederholt  in  der  Unionsgeschichte,  zumal  in  den  Tagen  der 
schliesslichen  Krisis  geschehen  ist. 

In  diesem  Zusammenhang  müssen  wir  auf  eine  Schwierigkeit 
eingehen,  die  durch  die  Tatsache  bedingt  ist,  dass  in  Norwegen 
die  Reichsakte  in  die  Form  des  Grundgesetzes  gekleidet  war. 
Einige  haben  geurteilt,  dass  Norwegen  (d.  h.  das  Storting)  die 
Reichsakte  nicht  kündigen  konnte,  ohne  derselben  Form  zu  folgen. 
die  in  §  112  des  Grundgesetzes  vorgeschrieben  ist.    Der  ganze 


^)  Über  die  rechtserhaltende  Wirkung  des  Protestes  siehe  das  bei 
Heilborn,  Das  System  des  Völkerrechts,  Berlin  1896,  S.  375 ff.  Angeführte; 
ferner  derselbe  Autor  in  Holtzendorff-Kohler,  Encyklopädie  Bd.  2,  Abschnitt: 
Einseitige  Rechtsgeschäfte,  S.  1006. 

')  Ein  Protest  ist  hingegen  nicht  nötig,  wenn  ein  Staat  nur  dieselbe 
Interpretation  der  bestehenden  Rechtslage  geltend  machen  will,  die  die  (i(  ir»  n- 
partei  für  sich  behauptet.  Wenn  z.  B.  der  Staat  A  das  \  erhälniis  X  für 
nicht  durch  den  Vertrag  normiert  ansieht,  so  braucht  der  Mitk<nitiahent  B 
nicht  zu  protestieren,  um  dieselbe  Auslegung  des  Rechtes  geltend  zu  ina(  hcn 
wie  A.  So  war  es  z.  B.  nicht  nötig,  für  die  norwegischen  Staatsniächtc  isSö 
zu  protestieren,  als  die  schwedischen  Staatsmächte  d« n  ruiuuslraktat  dahin 
interpretierten,  als  sei  Schweden  in  der  Art,  wie  es  die  Leitung  d(  i  auswäi  tigi  ii 
Angelegenheiten  ordnete,  ungebunden  durch  die  Beziehungen  zum  1  iiionyijje- 
noBsen.  Nur  konnte  Norwegen  dasselbe  Recht  für  sich  in  Anspruch  mhnitMi. 
Jedermann  muss  darauf  vorbereitet  sein,  dass  ihm  mit  demselben  Masse  ge- 
messen wird,  mit  dem  er  selbst  misst.  —  Die  Unterlassung.  ri(d(st  zu  er- 
heben, ist  in  diesem  Falle  als  stillschweigendes  Einverständnis  zu  betrachten. 
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Gedankengang  ist  ein  grosser  rechtlicher  Irrtum.  Die  Sache  ist: 
Ein  Vertrag  ändert  seine  Natur  nicht,  wenn  sie,  staatsrechtlich 
betrachtet,  in  eine  andere  Form  als  die  für  Verträge  gewöhn- 
liche gekleidet  wird;  auch  dann  nicht,  wenn  diese  ungewöhnliche 
Form  die  eines  Grundgesetzes  ist.  Die  Staatsmächte  können 
sie  auch  dann  nicht  (etwa  durch  ^/s  Stimmenmehrheit  im  Storting 
und  Sanktion  durch  die  Regierung)  ohne  Mitwirken  der  anderen 
Partei  ändern.  Das  Einverständnis  des  Vertragsgegners  muss 
jedenfalls  dazu  eingeholt  werden.  Insofern  ist  eine  Vertrags- 
bestimmung stärker    als    eine   Grundgesetzbestimmung. 

Aber  auf  der  anderen  Seite  hat  eine  Traktatbestimmung, 
auch  wenn  sie  in  ein  Grundgesetz  aufgenommen  ist,  alle  die 
schwachen  Eigenschaften  einer  gewöhnlichen  Traktatbestimmung; 
zum  Beispiel  die,  gekündigt  werden  zu  können,  wenn  die  Gegen- 
partei in  einem  Punkte  den  Vertrag  verletzt.  In  solchem  Falle 
braucht  die  Kündigung  nicht  in  der  Form  zu  geschehen,  die 
für  Änderungen  des  Grundgesetzes  gilt;  denn  die  Bestimmungen 
des  Grundgesetzes  über  Änderungen  desselben  sollen  nicht  auf 
derartige  Fälle  Anwendung  finden.  Der  betreffende  Paragraph 
bezieht  sich  nicht  auf  Änderungen,  welche  die  norwegischen 
Staatsmächte  aus  völkerrechtlichen  Gründen  machen  müssen. 
Dies  ist  leicht  zu  verstehen.  Niemand  kann  voraussehen,  wann 
ein  völkerrechtlicher  Grund  entsteht,  der  den  Bruch  zur  not- 
wendigen Folge  hat.  Ein  Vorgehen  wie  das,  in  einer  Wahl- 
periode Änderungen  vorzuschlagen,  die  dann  vom  Storting  in 
der  nächsten  Wahlperiode  mit  ^/s  Stimmenmehrheit  angenommen 
werden  müsste,  passt  nicht  für  Änderungen,  die  aus  völker- 
rechtlichen Gründen  gemacht  werden  müssen.  Ähnlich  lag  der 
Fall  in  den  Änderungen,  die  das  Storting  noch  1814  in  dem 
Eidsvolder  Grundgesetz  vornahm.  Mit  Recht  erkannte  man 
damals  und  im  Jahre  1905,  dass  alles,  was  sich  auf  die  Union 
bezog,  modifiziert  oder  gestrichen  werden  konnte,  ohne  dass  es 
nötig  war,  den  Vorschriften  im  §  112  zu  folgen.  Das  Vertrags- 
recht bedingt  im  Moment  des  Eingehens  wie  in  dem  der  Auf- 
hebung des  Abkommens  einen  eignen  Modus. 

Zweifelsohne  lag  der  norwegischen  Kündigung  dieses 
Bündnisvertrags  die  moralische  Überlegung  zugrunde,  dass  die 
Erfahrungen  während  des  unioneilen  Zusammenlebens  bewiesen 
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hätten,  dass  der  Unionsgenosse  Norwegen  nicht  als  ein  freies, 
selbständiges  Reich  zur  Geltung  kommen  liess.  Dass  es  aber 
in  seiner  Vereinigung  mit  Schweden  ein  freies,  selbständiges 
Reich  sein  sollte,  dieser  Grundsatz  war  ein  materieller  Bestand- 
teil des  Unionsvertrages,  und  auch  als  erster  Paragraph  in  die 
Reichsakte  aufgenommen.  Schweden  hatte  durch  sein  Verhalten 
wiederholt  diese  Bestimmung  der  Reichsakte  übertreten.  Der 
Paragraph,  der  bestimmte,  dass  Norwegen  ein  souveränes  Reich 
sein  sollte,  gab  schon  in  der  Reichsakte  eine  Bürgschaft  dafür, 
dass  die  norwegische  Königsgewalt  gegen  eventuellen  Druck 
von  schwedischer  Seite  geschützt  werden  sollte.  Norwegische 
Angelegenheiten  sollten  durch  norwegische  Königsgewalt,  nicht 
durch  den  schwedischen  Reichstag  oder  schwedische  Ministerien 
entschieden  werden.  Gegen  dieses  vertragsmässig  begründete 
Recht  wurde  aber  schwedischerseits  in  der  Statthaltersache 
1859  und  in  den  folgenden  Jahren  Verstössen  (siehe  den  be- 
treffenden Abschnitt  in  der  Unionsgeschichte  im  ersten  Teile).  Es 
kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  hier  Norwegen  als 
ein  freies  Volk  in  eigner  Sache  allein  zu  sprechen  hatte.  In 
der  Reichsakte  stand  kein  Wort  davon,  dass  dem  König  das 
Recht  vorbehalten  sein  sollte,  einen  Statthalter  in  Norwegen  zu 
ernennen.  Wie  die  Sache  bis  zur  schliesslichen  Entscheidung 
1873  behandelt  wurde,  liefert  sie  einen  schlagenden  Beweis  dafür, 
dass  der  König  durch  schwedische  Minister  verhindert  wurde, 
in  einer  norwegischen  Angelegenheit  so  zu  handeln,  wie  es  der 
souveräne  Wille  des  norwegischen  Staates  wollte  (cf.  die  ur- 
sprünglich entsprechende  Haltung  des  Königs).  Dies  schliesst 
einen  Vertragsbruch  in  sich.  Ist  ferner  nichts  anderes  ausdrücklich 
vereinbart,  so  muss  die  eine  Vertragspartei  der  anderen  dieselben 
Freiheiten  und  Rechte  einräumen,  die  sie  für  sich  selbst  in 
Anspruch  nimmt.  Aber  die  offizielle  Politik  Schwedens  ver- 
stiess  direkt  gegen  diese  Regel.  Als  Beispiel  instar  (.nniiiini 
sei  an  den  Vorfall  im  Jahre  1885  erinnert,  und  was  darauf  von 
norwegischer  Seite  in  derselben  Sache  unternommen  wurde.  In 
dem  genannten  Jahre  wurde  eine  Umformung  iu  dei  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  ohne  Mitwirken  n.ii  norwe- 
gischer Seite  durch  schwedische  Staatsorgane  vorgenoninien. 
Dadurch  wurde  mit  aller  Deutlichkeit  bekundet,  dass  sich  die 
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Schweden  rücksichtlich  der  Ordnung  dieser  Angelegenheiten  als 
nicht  von  der  Reichsakte  gebunden  betrachteten.  Daraus  sollte 
wohl  für  Norwegen  dasselbe  Recht  folgen.  Aber  die  Geschichte 
der  letzten  Dezennien  der  Union  enthält  eine  fortgesetzte  Ver- 
leugnung dieses  Rechts. 

Weiter.  Waswar  der  leitende  Gedanke  der  Reichsakte? 
Auf  der  skandinavischen  Halbinsel  jede  kriegerische  Gefahr 
zwischen  den  beiden  Ländern  zu  beseitigen  und  gegen  Feinde 
nach  aussen^  Gemeinsamkeit  zu  sichern.  Aber  was  geschah  in 
Schweden  1895  gemäss  dem  von  dem  geheimen  Komitee  gegen 
Norwegen  gefassten  Plan?  Der  schwedische  Reichstag  vergrös- 
serte  plötzlich  die  Kriegskredite.  Durch  dergleichen  Massregeln 
verursachte  Schweden  einen  Bruch  der  durch  den  Vertrag  be- 
gründeten und  bezweckten  Verhältnisse  des  gegenseitigen  Ver- 
trauens. Dem  Geiste  nach  wurde  der  Vertrag  auch  bis  in  den 
tiefsten  Grund  durch  die  Art  verleugnet  wie,  im  Streit  mit  den 
Voraussetzungen  der  Union,  die  schwedische  Regierung  in  dem 
letzten  Unionsjahre  dem  Unionsgenossen  Bedingungen  stellte  für 
die  Einräumung  eignen  Konsulatwesens;  von  den  sechs  so- 
genannten Vasallenstaatsbedingungen  (vgl.  die  Darstellung  im 
vorigen  Abschnitt)  waren  jedenfalls  die  fünf  ersten  ein  Aus- 
druck der  Verleugnung  von  Norwegens  Selbständigkeit  und  somit 
ein  Widerspruch  zur  Reichsakte.  Ihre  Voraussetzung  ist  Nor- 
wegens Hörigkeit  unter  Schweden  und  Nichtberechtigung  zu 
eignem  Konsulatwesen;  wenn  man  wagte,  dem  Lande  solche  Be- 
dingungen zu  bieten,  so  verrät  dies,  dass  das  offizielle  Schweden 
das  norwegische  Reich  noch  unter  dem  Gesichtspunkte  betrachtete, 
als  sei  der  Kieler  Vertrag  die  rechte  Grundlage  der  Union. 
War  die  Grundlage  der  Union  allein  in  der  Reichsakte  zu 
suchen,  so  würde  Norwegens  Recht  auf  Sonderkonsuln  daraus 
folgen,  dass  die  Reichsakte  kein  gemeinsames  Konsulatwesen 
einrichte.  —  Das  Aufstellen  der  erwähnten  Punkte  war  eine 
schwedische  Kundgebung,  dass  die  Souveränität  Norwegens  nicht, 
wie  es  die  Reichsakte  in  §  1  ausdrücklich  anerkennt,  von 
schwedischer  Seite  respektiert  wurde;  hier  lag  also  ein  Bruch 
der  Reichsakte  vor.  Was  weiter  geschah,  enthält  eine  Kette 
von  Verleugnungen  der  Souveränität  und  Freiheit  des  norwe- 
gischen Staates  bzw.  einen   fortgesetzten  Versuch,   den  norwe- 
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gischen  Staatschef  verfassungswidrig  zu  binden.  Norwegen 
konnte  nicht  unterlassen,  darauf  zu  reagieren.  Aber  die  Sank- 
tionsverweigerung am  27.  Mai  1905  bewies,  dass  der  Unions- 
genosse den  König  verhinderte,  die  Souveränität  Norwegens  zu 
repräsentieren.  Der  Beschluss  wurde  im  norwegischen  Staatsrat 
vom  König  aus  schwedischen,  nicht  aus  norwegischen  Rück- 
sichten gefasst.  Das  geheime  Komitee  des  Reichstags  und  nicht 
der  Rat  norwegischer  Männer  hatte  das  Vorgehen  des  Königs 
in  norwegischer  Sache  entschieden.  Das  bedeutete  einen  offenen 
Bruch  der  Reichsakte. 

Derart  hatte  Norwegen  ungefähr  durch  ein  halbes  Jahr- 
hundert eine  Reihe  von  Traktatsbrüchen  erlebt.  Das  norwegische 
Volk  musste,  wenn  es  hierauf  reagieren  sollte,  durch  das  Storting 
handeln,  d.  h.  durch  dieselbe  Staatsmacht,  die  ehedem  bei  Grün- 
dung der  Union  als  Kontrahent  im  Namen  des  norwegischen 
Volkes  aufgetreten  war. 

Das  Obige  zusammenfassend  beantworten  wir  —  unter 
besonderer  Bezugnahme  auf  die  norwegisch-schwedische  Unions- 
auflösung —  die  Frage  der  Erlöschbarkeit  der  Staats- 
verträge im  folgenden  Sinne: 

1.  Die  unendliche  Zeitbestimmung,  das  Attribut  der 
Ewigkeit,  ist  als  ein  mit  der  Vertragsrealität  inkommensurables 
Moment,  für  an  sich  rechtlich  belanglos  anzusehen.  2.  Ent- 
schiedene Bedeutung  für  die  dauernde  Rechtskraft  des  Vertrages 
hat  es,  ob  die  dem  Vertrag  zugrunde  liegende  Idee,  der  Ver- 
tragszweck auch  wirklich  identisch  bleibt;  ein  Widerspruch 
zwischen  irgendeinem  Vertragsprinzip  einerseits  und  der  prak- 
tischen Auswertung  des  Vertrages  andererseits  schwächt  die 
Verbindlichkeit  für  die  Kontrahenten  ab.  3.  Wenn  Störungen 
eintreten,  ist  es  die  Pflicht  jeder  Vertragspartei,  die  andere 
Partei  sachlich  über  die  Missstände  aufzuklären,  so  dass  dadurch 
Gelegenheit  geboten  wird,  womöglich  gemeinsam  Vorkeh- 
rungen zu  treffen.  4.  Jeder  reelle  Schaden,  der  dem  Vertrags- 
gegner durch  einseitige  Lösung  des  Vertrages  entsteht,  ist  ein  mehr 
oder  weniger  schwerwiegendes  Argument  gegen  diese  Lösung. 
5.  Wenn  nach  dem  später  zu  verifizierenden  Urteil  der  Regie- 
rungsgewalt die  Freiheit  und  Würde  des  Staates  an  einom 
entscheidenden  Punkte  durch  die  aus  dem  Vertrag  praktisch  ge- 
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zogenen  und  nicht  durch  ihn  bezweckten  Folgerungen  einen  Grund- 
schaden erleiden  würde,  so  ist  die  Aufkündigung  des  Vertrags 
berechtigt.  6.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  ein  Punkt  des  Ver- 
trags von  dem  Vertragsgegner  formell  oder  reell  verletzt  wird; 
in  letzterem  Falle  besteht  die  Pflicht,  zu  protestieren. 

§  47. 

b)  Die  Aufhebung  der  Gemeinsamkeit  und  die  völkerreclit- 

liclie  Anerkennung  der  neuen  Zustände. 

Die  Rechtmässigkeit  der  von  norwegischer  Seite  vollzogenen 
Aufkündigung  des  Staatsvertrags  mit  Schweden  wurde  oben  be- 
gründet. Die  schwedische  Gegenpartei  hat  sie  bestritten.  Dies 
kann  uns  zur  Betrachtung  einer  allgemein  staatsrechtlichen 
Frage  anregen:  Wodurch  wird  das  billigende  oder  verwerfende 
Urteil  rechtskräftig  in  Kontroversfällen  unter  zwei  Völkern? 
Besitzt  das  Völkerrecht  Mittel,  das  eine  oder  das  andere  wirksam 
zu  machen?  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Frage  sowohl 
dem  vorliegenden  als  überhaupt  den  Problemen  des  Völkerrechts 
Verlegenheiten  bereiten  zu  müssen,  und  den  Rechtscharakter 
der  meist  durch  reine  Machtverhältnisse  entschiedenen  inter- 
nationalen Vorfälle  zu  diskreditieren  scheint.  Wo  ist  die  Zwangs- 
gewalt, die  dem  Recht  die  abschliessende  Bestätigung  gewährt? 

Ein  Rechtsmittel  gibt  es,  wodurch  das  Urteil  des  Völker- 
rechts über  Recht — Unrecht  eine  gewisse  Vollstreckung  erfährt, 
ein  einziges,  freilich  nicht  allzu  wirksames  und  keineswegs  mit 
Konsequenz  gehandhabtes  Mittel.  Es  kommt  zum  Vorschein, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  dass  eine  neu  hervortretende  Ge- 
meinschaft nach  vollzogener  Sezession  die  Anerkennung  seitens 
der  auswärtigen  Mächte  nachsucht.  Diese  haben  es  nämlich 
in  ihrer  Gewalt,  dem  „revolutionierenden"  oder  sich  durch  einen 
Gewaltakt  in  die  Völkergemeinschaft  einführenden  Staate  die 
Anerkennung  zu  versagen.  Aber  in  der  Beziehung  liegen 
die  Verhältnisse  für  das  Staatswesen,  das  die  Neuerung  wagt, 
recht  günstig  \).  Vorausgesetzt,  dass  die  Gewähr  geleistet  wird, 
dass  Ordnung  und  gesetzliche  Zustände  im  Lande  herrschen, 
sind  die  anderen  Staaten  nicht  abgeneigt,  das  einmal  etablierte 
Verhältnis  anzuerkennen.     Sich  irgendwie  in  die  inneren  Ver- 


')  V.  Liszt,  Das  Völkerrecht,  S.  39  fg. 
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hältnisse  eines  fremden  Staates  einzumischen  verbietet  ein 
völkerrechtliches  Prinzip.  Es  kommt  darum  nur  in  Ausnahme- 
fällen zu  einer  förmlichen  Intervention.  Sonst  variieren  ja  die 
Möglichkeiten  etwas,  je  nach  den  Staaten,  um  die  es  sich 
handelt.  Diplomatische  Verbindungen,  politische  Spezialinteressen 
können  das  Verhältnis  der  einzelnen  Staaten  in  dem  einen  oder 
anderen  Sinne  bestimmen.  Man  versteht  aber  unschvi^er,  in 
welcher  Weise  sich  das  Gleichgewicht  normaliter  herstellen 
wird.  Beide  Parteien,  sowohl  die  „revolutionäre"  wie  die 
stationäre  haben  Interesse  an  einer  Unterstützung  seitens  dritter 
Staaten  für  ihren  besonderen  Standpunkt,  und  beide  bieten  Vor- 
teile dafür;  aber  die  erstere  Partei,  die  „revolutionäre",  hat 
gewöhnlich  die  grössten  Interessen  und  bietet  die  grössten  Vor- 
teile. Die  Kränkung,  die  man  durch  Verweigerung  der  An- 
erkennung zufügt,  der  materielle  Schaden,  den  man  dadurch  der 
sich  bewerbenden  Gemeinschaft  antut,  ist  in  normalen  Fällen 
ein  schwer  wiegender  Faktor  und  wird  mehr  fühlbare  Konse- 
quenzen nach  sich  ziehen,  als  umgekehrt  die  Befriedigung,  die 
eine  formelle,  aber  passive  Beistimmung  zum  Protest  der  statio- 
nären Partei  verursachen  kann.  Aus  vielfachen  Gründen  haben, 
besonders  bei  der  Neubildung  eines  Staatswesens,  alle  anderen 
Völker  Interesse  daran,  sich  den  neuen  Zuständen  sympathisch 
gegenüberzustellen.  —  Der  tatsächliche  Sezessionsgrund,  die 
Art,  wie  eine  wesentliche  Neuerung  sich  in  dem  betreffenden 
Lande  vollzieht,  spielt  dabei  für  die  Haltung  der  auswärtigen 
Mächte  eine  gewisse  Rolle  ^).  Sehr  zugunsten  einer  Anerkennung 
des  geschehenen  Bruches  spricht  in  dem  Urteil  dritter  Mächte 
der  Umstand,  dass  sich  in  dem  betreffenden  Staate  während  und 
nach  der  Krise  geordnete  Zustände  halten.  Ist  dies  der  Fall, 
so  wird  auch  die  Anerkennung  der  neuen  Zustände  seitens  der 
Mächte  gewöhnlich  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen.  —  Die 


*)  Das  hat  Serbien  zu  fühlen  bekommen.  In  Norwegen  war  ja  der 
Fall  ein  ganz  anderer.  Aber  eine  politische  Neuerung  von  einer  gewissen 
Tragweite  lag  ja  auch  hier  vor.  Die  massvolle  Haltung  des  norwegischen 
Stortings,  das  weder  dem  stolzen  schwedischen  Volke  eine  Kriinkuiiff  bei- 
zufügen, noch  dem  alten  König  einen  Schimpf  anzutun  wünsdit.  .  somlern 
dem  es  nur  darum  zu  tun  war,  die  Ehre  und  die  Rechte  eines  stlbständigen 
Volkes  zu  wahren,  ist  im  allgemeinen  anerkannt  worden. 
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Verjährung  vollzieht  sich  im  Staatsrechte  zum  Teil  viel  rapider 
als  bei  analogen  Fällen  im  Privatrecht.  Die  Erklärung  liegt 
eben  in  der  grossen  Rolle,  die  staatsrechtlich  die  Ergreifung 
und  Handhabung  der  Gewalt  spielt.  Besitz  geht  staatsrechtlich 
nach  kurzer  Zeit  in  Recht  über.  So  kommt  es,  dass  sogar 
mancher  moralisch  nicht  zu  rechtfertigende  politische  Schritt 
sich  doch  völkerrechtlich  als  Recht  durchsetzen  und  behaupten 
kann  ^).  Damit  hängt  zusammen,  dass  der  benachteiligte  Staat, 
um  Recht  zu  erwirken,  sich  gezwungen  sieht,  zuletzt  zu  ausser- 
ordentlichen Mitteln  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Eine  Frucht 
des  steigenden  Gerechtigkeitssinnes  ist  es,  dass  unter  diesen 
Mitteln  der  Schiedsspruch  in  den  Vordergrund  getreten  ist. 
Daneben  steht  als  herkömmliches  Mittel,  eine  Entscheidung 
herbeizuführen,  der  Krieg,  eigentlich  der  Hohn  alles  Rechtes, 
aber  bisher  in  der  Geschichte  die  bevorzugteste  ultima  ratio 
der  streitenden  Parteien.  Die  durch  die  einseitige  Lösung  be- 
nachteiligte Vertragspartei  findet  in  dem  Krieg  ein  Repressions- 
mittel gegenüber  dem  abtrünnigen  Vertragsgenossen.  Auch  in 
der  norwegisch  -  schwedischen  Krise  wurde  von  schwedischer 
Seite  dies  Argument  mit  grossem  Eifer  betont;  doch  gelang  es 
diesmal,  die  Gefahr  abzulenken. 

Übrigens  sind  diese  ganzen  Ausführungen  nur  aus  dem 
Interesse  entsprungen,  eine  Rechtsfrage  zu  erörtern,  die  durch 
den  norwegisch-schwedischen  Zwischenfall  theoretisch  angeregt 
wurde.  Positiv  lag  die  Frage  nach  der  Anerkennung  Norwegens 
nicht  vor.  Denn  schon  vor  der  ünionsauflösung  war  Norwegen 
unter  anderen  Völkern  mit  den  Rechten  eines  souveränen  Staats- 
wesens ausgestattet.  Was  zur  Zeit  der  Krisis  eine  gewisse 
Unsicherheit  der  Verhältnisse  bereitete,  war  nicht  ein  staats- 
rechtliches Problem  der  oben  angedeuteten  Natur,  sondern  ge- 
wisse Fragen  der  Verbindlichkeit  gegenüber  dem  in  Norwegen 
als  abgesetzt  erklärten  König.  Die  Hauptfrage  über  die  Be- 
ziehung der  fremdländischen  Mächte  gegenüber  dem  neuen  poli- 
tischen Zustand  des  norwegischen  Reiches  wurde  dadurch  um- 
gangen,   dass   die   provisorische  Regierung   in  Norwegen   den 


^)  Vgl.    S.   Brie,    Die   Legitimation    einer    usurpierten    Staatsgewalt. 
Heidelberg  1866.     S.  66  fg. 
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ausländischen  Ministern  keine  Mitteilung  zustellte,  bis  die 
zwischen  den  bisher  unierten  nordischen  Staaten  schwebenden 
Streitigkeiten  erledigt  waren. 

§  48. 
c)  Politisch  unierte  Staaten  als  kriegführende  Parteien. 

An  diesen  Punkt  knüpft  eine  recht  interessante  völkerrecht- 
liche Frage.  Es  wurde  oben  von  einer  Kriegsgefahr  gesprochen. 
Ist  aber  ein  Krieg  zwischen  unierten  Völkern  möglich? 
Beim  ersten  Anblick  stutzt  man  unwillkürlich,  dass  jemand  darin 
ein  Problem  finden  kann.  Wer  an  einem  der  kritischen  Tage  im 
Juni  und  September  1905  in  Kristiania  oder  Gothenborg  war, 
wird  aus  eigner  Anschauung  bestätigen  können,  worauf  sich  die 
Brudervölker  bereit  hielten.  An  der  Tatsache,  dass  zwei  durch 
einen  ünionsvertrag  zur  Gemeinsamkeit  in  Krieg  und  Frieden 
verbundene  Völker  so  hart  aneinander  geraten  können,  dass 
man  auf  beiden  Seiten  zu  den  Waffen  greift,  ist  nicht  zu 
zweifeln^).  Das  Problematische  knüpft  in  dieser  Sache  an  ge- 
wisse Überlegungen  rechtlicher  Natur,  nämlich:  1.  Ist  ein  casus 
belli  begreiflich,  wenn  der  höchste  Repräsentant  des  Staats- 
wesens in  beiden  Ländern  ein  und  dieselbe  Person,  der  für  sie 
beide  gemeinsame  König,  ist?^)  2.  Auch  der  Krieg  ist,  wie 
die  durch  ihn  geschaffenen  Zustände,  in  rechtliche  Formen  zu 
fassen^).  Wer  proklamiert  den  Krieg?  Der  Verfassung  nach 
sollte  das  der  König  tun.  Nun  wohl,  gegen  wen,  wenn  es  sich 
um  Staaten  in  einer  Realunion  handelt?  Der  König  von  Schweden 
konnte  doch  nicht  wohl  dem  König  von  Norwegen  den  Krieg 
erklären.    3.  Die  grösste  Schwierigkeit  liegt  aber  darin,   wie 


*)  Es  ist  müssig,  darauf  hinzuweisen,  dass  ja  die  gesetzraässig  ange- 
ordnete Untrennbarkeit  in  Krieg  und  Frieden  den  Fall  einer  gegenseitigen 
Bekriegung  irrationell  macht.  Man  könnte  mit  ebensoviel  Recht  leugnen, 
dass  eine  Frau  die  Verbrechertat  der  Abtreibung  an  ihrer  Leibesfrucht  be- 
gehen könne,  da  ja  das  keimende  Lebewesen  kein  von  der  Mutter  unab- 
hängiges Dasein  führt,  oder  dass  die  Selbstverstümmelung  eine  rechtliche 
Folge  habe. 

»)  Vgl.  Jellineks  Urteil  in  AUg.  Staatslehre,  S.  694  (und  689),  „Für 
die  Realunion  gilt  selbstverständlich  die  Unmöglichkeit  des  Krieges  zwischen 
den  also  unierten  Staaten*. 

»)  Vgl.  V.  Liszt,  Das  Völkerrecht,  8.  287  fg. 
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eine  Kriegführung  der  einen  Partei  mit  der  anderen  juristisch 
mit  der  Wahrung  jener  angeblichen  Rechte  zu  vereinbaren  ist, 
die  den  Krieg  eben  veranlassen.  Die  Kriegsraison  müsste  ja 
für  den  Vertragstreuen  Gegner  die  sein,  dass  von  der  anderen 
Seite  angeblich  sträflich  versucht  wird,  einen  Vertrag  zu  brechen, 
der  nach  dem  Urteil  der  Vertragstreuen  nicht  nur  nach  alter 
Art  wiederherzustellen  ist,  sondern  trotz  des  ungesetzlichen  Be- 
nehmens der  anderen  Partei  noch  rechtlich  besteht.  Wenn  der 
Vertrag  aber  dies  tut,  und  sein  Hauptinhalt  Gemeinsamkeit  in 
Krieg  und  Frieden  ist,  wie  kann  dann  der  Vertragstreue  Teil 
einen  Krieg  einleiten?  Unsinniger  als  den  Teufel  durch  den 
Teufel  vertreiben,  wäre  es,  einen  abfälligen  Engel  durch  den 
Teufel  wieder  zum  Engel  bekehren  wollen.  Der  tragende 
Rechtsgrund  der  Union  war  ja  gerade  die  Potenzierung  fried- 
licher Beziehungen  zwecks  Sicherung  gegen  Feindesgewalt  von 
dritter  Seite  her.  4.  kommt  noch  die  praktisch  bedeutsame 
Frage  hinzu:  Ist  ein  bewaffneter  Kampf  zwischen  zwei  ver- 
tragsmässig  unierten  Staaten  Krieg  in  völkerrechtlichem  Sinne,  so 
dass  die  für  einen  Krieg  geltenden  Rechtsgrundsätze  sowohl  unter 
den  Kämpfenden  wie  —  und  hier  liegt  die  wesentliche  Bedeutung 
der  Frage  —  für  die  anderen  Mächte  (NB.  Neutralität!)  bestehen? 
Es  werden  wohl  diese  Fragen  in  folgender  Weise  zu  er- 
ledigen sein.  Der  Bruch  eines  Staatenbundes  treibt,  noch  ehe 
der  Kriegszustand  eingetreten,  den  König  mit  Notwendigkeit 
dazu,  sich  für  die  Sache  des  einen  der  beiden  sich  streitenden 
Reiche  zu  erklären.  Das  kann  in  der  Form  geschehen,  dass 
der  König  in  dem  anderen  Lande  seine  Absetzung  erhält;  oder 
der  Verlauf  ist  ein  indirekter:  der  König  betrachtet  den  Bruch 
des  Staatsvertrages  als  konkludente  Handlung,  die  ihn  von 
seiner  Verpflichtung  dispensiert,  als  Staatschef  die  Kriegsführung 
zu  übernehmen.  Daraus  ergibt  sich  aber  eins:  Von  dem  Augen- 
blick ab,  wo  ein  als  casus  belli  aufgefasster  Staatsakt  vorge- 
nommen wird,  ist  die  Union  schon  aufgelöst,  und  der 
darauf  bezügliche  Staatsvertrag  unwiderruflich  ausser  Kraft 
gesetzt^).    Die  kriegführenden  Parteien  sind  darum  keine  epi- 


^)  An  dieser  fundamentalen  Rechtstatsache   wird   nicht  etwa   dadurch 
gerüttelt,  dass  rein  administrativ  im  Verhältnis  zu  auswärtigen  Mächten  der 
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sodisch  auseinander  geratenen  ünionsgenossen ,  sondern  zwei 
einander  nunmehr  fremd  und  feindlich  gegenüberstehende  Staaten, 
und  geführt  wird  der  Krieg  von  der  am  Bruche  nicht  beteiligten, 
den  Bruch  nicht  anerkennenden  Partei,  nicht  etwa  um  einen 
bestehenden  Vertrag  in  Kraft  zu  erhalten,  sondern  es  muss  der 
Krieg  seine  Begründung  suchen  in  der  Vergeltung  für  erlittene 
Rechtskränkung,  und  er  muss  sein  Ziel  suchen  entweder  in  der 
Rache  für  die  zugefügte  Kränkung  oder  in  der  Erlangung 
neuer,  durch  Gewalt  erzwungener  Beziehungen  zu  dem  ab- 
trünnigen Vertragsgenossen.  Diese  Beziehungen  können  ent- 
weder Unterwerfung  des  ehemaligen  Bundesgenossen  oder 
Wiederherstellung  eines  ünionsverhältnisses  sein.  Für  den 
letzten  Fall  wäre  eine  neue  Vertragsurkunde  erforderlich. 

Die  Frage  also,  ob  unierte  Staaten,  solange  das  Rechts- 
verhältnis der  Union  besteht,  miteinander  Krieg  führen  können, 
muss  im  verneinenden  Sinne  beantwortet  werden.  Aber  kein 
Staatsvertrag  vermag  an  sich  die  Vertragsparteien  dagegen 
endgültig  zu  sichern,  dass  sie  nicht  kriegerisch  aneinander  ge- 
raten, obwohl  natürlich  ein  Vereinigungsvertrag  normalerweise 
eine  gewisse  Garantie  dagegen  bieten  sollte.  Im  Falle  Norwegen- 
Schweden  wäre  ein  derartiges  Vorkommen  schon  deshalb  prak- 
tisch möglich,  weil  jedes  Land  über  seine  eigne  Armee  und  seine 
eigne  Flotte  verfügte.  Die  durch  einen  Kriegsfall  geschaffene 
Rechtslage  ist  aber  keine  zweideutige.  Schon  Holtzen- 
dorff  erkennt  (in  seiner  Enzykl.  S.  39 ff.),  dass  Staaten,  die 
durch  eine  Personalunion  verbunden  sind,  rechtlich  betrachtet, 
Krieg  miteinander  führen  können,  wenn  sie  besondere  Armeen 
besitzen.  Dieselben  Gründe,  die  für  die  Möglichkeit  eines 
„ordentlichen"  Krieges  zwischen  zwei  durch  Personalunion  ver- 
bundenen Staaten  sprechen,  entscheiden  auch  die  Sache,  wenn 
es  sich  um  zwei  Staaten  handelt,  die  eine  vertragsraässige  Ge- 
meinsamkeit der  Staatsoberhäupter  besitzen.  Die  speziellen 
Umstände,  unter  denen  der  Krieg  entsteht,  haben  nichts  damit 


König  noch  als  Repräsentant  beider  staatsrechtlich  verbundenen  Völker 
auftritt.  Es  bekundet  sich  darin  entweder  die  Trägheit  politischer  Ein- 
richtungen oder  die  Antizipation  der  vom  König  geplanten  Wiederherstellung 
der  bisherigen  Beziehungen. 
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ZU  tun.  Auch  wenn  der  Krieg  erst  durch  Vertragsbruch  aus- 
brechen sollte,  so  ändert  das  nichts  an  dem  rechtlichen  Charakter 
der  Sache.  Wenn  der  Krieg  ausbricht,  treten  die  allgemeinen 
Bestimmungen  ein,  die  im  Rechtsleben  der  Völker  sonst  für 
Kriegsfälle  Geltung  haben. 


Vierter  Abschnitt 

Das  Problem  der  Fürstenverantwortlichkeit. 

§  49. 

Die  Frage  nach  der  Möglichkeit  eines  Krieges  zwischen 
zwei  in  einer  Realunion  verbündeten  Völker  könnte,  wie  im 
vorigen  Paragraphen  ausgeführt  wurde,  bei  der  norwegisch- 
schwedischen Kontroverse  nicht  gelöst  werden  ausser  im  Zu- 
sammenhang mit  einer  Würdigung  der  rechtlichen  Stellung,  in 
die  der  bisher  gemeinsame  König  beim  Ausbruch  der  Krise 
hineingedrängt  wurde.  Es  sind  bei  derartigen  Fällen  zwei 
Alternativen  möglich.  Der  König  schliesst  sich  der  Sache  der 
einen  Partei  an  und  betrachtet  sich  durch  die  Haltung  der 
anderen  „aufrührerischen"  Partei  als  von  der  Repräsentation 
bezüglich  ihrer  entbunden,  oder  er  erhält  in  dem  einen  Lande 
den  förmlichen  Abschied  als  Staatsoberhaupt;  das  letztere 
geschah  bei  der  norwegisch -schwedischen  Krise.  Die  unter 
solchen  Umständen  erfolgte  Absetzung  des  Königs  ist  als  eine 
neue  Komplikation  der  Rechtsfrage  zu  betrachten.  Die  Königs- 
macht, die  ja  in  beiden  Staaten  von  einer  gemeinsamen  Person 
repräsentiert  wurde,  erwies  sich  als  ein  letztes,  nur  durch  einen 
„Staatsstreich"  zu  beseitigendes  ünionsband.  Nichts  hindert 
uns  indessen,  das  in  der  Überschrift  des  Abschnitts  angedeutete 
Problem  als  ein  im  Zusammenhang  mit  der  vollzogenen  Unions- 
auflösung aktuell  gewordenes  für  sich  zu  behandeln.  Welches 
ist  staatsrechtlich  die  Stellung  des  Königs  ?  Ist  ihm  Souveränität 
beizulegen?    Ist  er  absetzbar? 

Die  Auffassung  von  dem  staatsrechtlichen  Wesen  des  König- 
tums hat  sich  mit  der  Zeit  vielfach  geändert,  und  noch  heut- 
zutage  gehen   die  Ansichten   über   die  Machtfülle   des  Königs 
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auseinander.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Dinge, 
vor  allem  das  siegreiche  Vordringen  konstitutioneller  Gesichts- 
punkte lässt  es  aber  nicht  aussichtslos  erscheinen,  ein  festes 
Urteil  darüber  zu  gewinnen.  Aus  der  Historie  entnehmen  wir 
folgendes : 

Wie  so  manche  andere  in  der  Rechtsgeschichte  bedeutsame 
Lehre  ist  die  von  der  ünbedingtheit  und  Unangreifbarkeit  des 
hohen  Staatsamtes  von  den  Römern  entlehnt,  deren  Staats- 
recht diese  Prädikate  den  obersten  Magistraten  beilegte.  Mit 
besonderer  Emphase  umgaben  die  Römer  die  Volkstribunen  mit 
dem  Schutz  der  Unverletzbarkeit.  Sie  wurden  für  sakrosankt 
erklärt^).  Es  lag  in  der  Politik  der  römischen  Kaiser,  die 
Rechtstitel  der  republikanischen  Ämter  auf  sich  zu  konzentrieren; 
so  ist  die  Heiligkeit,  die  prinzipielle  Unverletzlichkeit,  ein 
Attribut  des  Imperium  geworden  und  hat  Anwendung  auf  die 
Herrscher  späterer  Zeit  bekommen  bis  in  die  moderne  Zeit 
hinein,  allerdings  unter  Abstreifung  jeder  besonderen  religiösen 
Bedeutung  des  Merkmals. 

Aus  den  Hoheitsrechten  des  Imperators,  zumal  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  entwickelte  sich  in  Rom  die  Lehre, 
dass  er  an  die  bestehenden  Gesetze  nicht  gebunden  sei;  princeps 
legibus  solutus,  ein  Rechtssatz,  der  ursprünglich  auf  die  lex 
Julia  und  Papia  Poppaea  angew^endet,  zunächst  nur  auf  die 
Prohibitivgesetze  des  Privatrechts  gemünzt  war  ^),  der  aber,  als 
sich  eine  mehr  orientalische  Auffassung  der  Monarchie  ein- 
bürgerte, jenen  allgemeinen,  absolutistischen  Sinn  erhielt,  wonach 
nur  moralische  und  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  den  Herrscher 
auf  das  Gesetz  verpflichte. 

Unter  den  Germauen  sah  man  von  Haus  aus  die  Königs- 
gewalt anders  an  ^).  Hier  kam  das  Prinzip  energisch  zum  Aus- 
druck, dass  die  Häuptlingsstellung  eine  pflichtmässige  Verwertung 
spezieller  Befähigungen  und  nicht  etwa  das  unverbindliche  Be- 
kleiden  mit  hohen   Würden   bedeuten   sollte.     So   konnte    die 


0  Th.  Mommsen,  Römisches  Staatsrecht  II  1,  S.  303 fg.,  vgl.  286 fg. 
n  2,  749  fg.,  753  fg. 

»)  Mommsen  II  2,  S.  751  fg. 

■)  H.  V.  Frisch,  Die  Verantwortlichkeit  der  Monarchen  und  höchsten 
Magistrate,  Berlin  1904,  S.  108  fg. 
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Fürstenmacht  nicht  solche  Dimensionen  annehmen,  dass  darum 
die  Rücksicht  auf  Gerechtigkeit,  die  Forderungen  des  Staats- 
wohles preisgegeben  wurden^).  Ähnliches  lehrt  uns  in  bezug 
auf  diesen  Punkt  die  Rechtsgeschichte  vieler  anderer  Völker^. 

Diese  Grundbetrachtung,  der  zufolge  der  Herrscher  für 
seine  Handlungen  zur  Verantwortung  gezogen  und  bei  Pflicht- 
vergessenheit seiner  Herrschergewalt  entkleidet  werden  konnte, 
war  zu  tief  gewurzelt,  als  dass  sie  bei  der  später  erfolgenden 
Übernahme  der  römischen  Lehre  von  der  kaiserlichen  Majestät 
seitens  der  Germanen  völlig  aufgegeben  werden  konnte.  Obwohl 
der  deutsche  Kaiser  im  Mittelalter  seine  Macht  auf  göttliche 
Verleihung  zurückführte,  stand  er  keineswegs  ausser  den  Ge- 
setzen. Privatrechtliche,  nicht  die  Herrschaft  betreffende  Rechte 
gegen  den  Kaiser  waren  vor  dem  Gericht  des  Pfalzgrafen  bei 
Rhein  klagbar.  Ja  noch  mehr!  Dem  Kurfürstenkollegium  stand 
es  zu,  ihn  bei  Nichterfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  in 
aller  Form  abzusetzen.  Die  Entsetzung  König  Wenzels  im 
Jahre  1400  ist  bekannt^). 

Erst  eine  spätere  Zeit,  die  sich  das  römische  Recht  inniger 
aneignete  und  den  Souveränitätsbegriff"  weiter  entwickelte,  kam 
dahin,  die  Absetzbarkeit  des  Reichsoberhauptes  zu  verwerfen. 
Nur  erlitt  die  Machtfülle  des  Souveräns  von  vornherein  in  den 
christlichen  Staaten,  obwohl  ihr  selbst  eine  religiöse  Unterlage 
gegeben  wurde,  eine  prinzipielle  Einschränkung,  nämlich  durch 
das  Gebot,  in  Konfliktfällen  unter  allen  Umständen  Gott  mehr 
als  Menschen  zu  gehorchen.  Die  potestas  legibus  soluta  erlitt 
noch  weiter  gewisse  Verkürzungen.  Der  Königsgewalt  stand 
ein  rechtlicher  Kanon  zur  Seite,  das  für  alle  Menschen  ohne 
Ausnahme  geltende  ius  divinum  et  naturale,  das  sogenannte 
göttliche  und  Naturrecht. 

An  diesem  Punkte  setzte  eine  sehr  wichtige  Begrifl'sdeduk- 
tion  ein'*).     Unter  das  ius  naturale  wurde  das  Vertragsrecht 


^)  Siehe  die  Literatur  bei  Bluntschli  S.  202. 

2)  Siehe  mein  Buch:  Macht  und  Pflicht,  Leipzig  1902,  S.  292 ff. 

«)  Bluntschli  S.  204fg.     H.  v.  Frisch  1.  c.  S.  llOfg. 

*)  Vgl.  aus  den  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsge- 
schichte ed.  (tierke,  Heft  47,  Bodin:  Eine  Studie  über  den  Begriff  der  Sou- 
veränität von  E,  Hancke,  Breslau  1894,  S.  28,  32. 
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gerechnet.  Das  gegebene  Wort  des  Souveräns  wurde  als  eben- 
so bindend  betrachtet  wie  in  anderen  Vertrags  fällen,  mochte  es 
sich  dabei  um  etwas  Privatrechtliches,  oder  um  eine  politische 
Zusicherung  handeln.  Derartige  Ansichten  gaben  die  Prämissen 
für  eine  Theorie,  die  auch  die  Königsmacht  in  bestimmte  ver- 
fassungsmässige Grenzen  einschränkte.  Das  verfassungsmässig 
Bindende  in  der  Stellung  des  Souveräns  seinem  Volke  (bzw. 
den  Staatsgesetzen)  gegenüber  ergab  sich  nämlich  daraus,  dass 
die  Lehre  von  der  Verpflichtung  der  Fürsten,  sich  treu  an  die 
Verträge  zu  halten,  auf  eine  damals  von  vielen  Publizisten  ver- 
breitete Lehre  bezogen  wurde.  Diese  Lehre  war  die,  dass  der 
Fürst  seine  Macht  erst  vermöge  einer  Übertragung  vom 
Volke  besitze^). 

Es  entwickelte  sich,  im  Anschluss  an  diese  Theorie,  ein 
jahrhundertelanger,  Staat  und  Kirche  gleichviel  interessierender 
Streit,  dessen  Gegenstand  das  wahre  Subjekt  der  Staatsgewalt 
war,  und  aus  dem  schliesslich  der  moderne  Begriff  von  der 
Machtqualität  des  Staatsoberhauptes  hervorgegangen  ist^). 

Die  nächste  Folge  der  Lehre  von  der  Übertragung  musste 
die  sein,  dass  die  Einheit  des  Begriffs  Souveränität  und  damit 
auch  der  wirkliche  Inhalt  dieses  Begriffs  im  Prinzip  zerstört 
wurde.  Die  Theorie  des  Staats  Vertrages  involvierte  eine  Dua- 
lität der  staatsbildenden  Rechtssubjekte.  Herrscher  und  Volk 
wurden  als  einander  entgegen  wirkende  Faktoren  aufgestellt. 
Weil  das  Volk  dabei  das  ürheberprinzip  darstellt  (als  der  Über- 
trager), so  liegt  die  Idee  der  Volkssouveränität  in  dieser  Theorie 
schon  im  Keime  verborgen.  Der  princeps  wird,  wie  auch  die 
Grundbetrachtung  formuliert  wurde,  major  singulis,  minor  uni- 
versis.  Die  translatio  ergibt  rechtlich  für  das  übertragende 
Subjekt  eine  gewisse  Berechtigung,  über  die  Ausübung  der 
Staatsrechte  eine  gewisse  Aufsicht  zu  führen.     Somit  ist  dem 


')  Max  Landmann,  Der  Souveränitätsbegriif  bei  den  französischen 
Theoretikern,  Leipzig  1896,  S.  12  fg. 

")  Jellinek,  Allg.  Staatslehre  S,  403 if.  Bezüglich  der  Streitfrage  vom 
staatsrechtlichen  Verhältnis  des  Kaisers  und  des  Papstes  oder  der  Kirche  und 
des  Staates  siehe  H.  Rehm,  Handb.  des  öffentlichen  Rechtes  ed.  Marquardsen 
Einleitungsband  Erste  Abt.  1896,  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft 
8.  167  ff. 
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Volke  ein  wesentliches  politisches  Recht  eingeräumt;  schon  in 
den  Zeiten  des  Investiturstreites  kam  die  Auffassung  auf,  ein 
Herrscher  könne  unter  Umständen  abgesetzt  werden.  Hiermit 
Hess  sich  allerdings  schlecht  die  Tatsache  vereinbaren,  dass 
gleichzeitig  das  alte  Herrschaftsideal,  das  Imperium  des  Staats- 
oberhauptes, sich  ziemlich  unverkürzt  in  der  spätrömisch- 
absolutistischen  Form  behauptete,  dass  der  Herrscher  z.  B.  nach 
wie  vor  unbestritten  der  alleinige  Gesetzgeber  blieb.  Dieser 
Zwiespalt  musste  zum  Widerspruch  reizen.  Und  er  kam  auch. 
Das  Mittelalter  hatte  einerseits  die  Souveränität,  die  es 
dem  Herrscher  beilegte,  begrifflich  durch  die  Grundsätze  des 
Naturrechtes  eingeschränkt,  wenn  es  auch  dem  Fürsten  die 
Hoheitsrechte  in  der  Praxis  ziemlich  unbestritten  beliess,  anderer- 
seits hatte  es  auch  einen  Anteil  an  der  Staatsgewalt  dem  nicht 
souveränen  Volk  zugesprochen,  indem  es  den  populus  als  Man- 
datar der  Souveränitätsrechte  hinstellte.  Diese  Theorie  der 
geteilten  und  gemischten  Staatsgewalt  wurde  nun  in  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  von  dem  französischen  Rechts- 
gelehrten Bodin  heftig  angegriffen,  welcher  der  aus  dem  Mittel- 
alter stammenden  staatsrechtlichen  Diskussion  eine  entschiedene 
Wendung  gab.  Er  stellte  für  die  Folgezeit  den  Begriff  der 
unverkürzten  Souveränitätsrechte  auf  und  konzentrierte  diese 
Rechte,  die  capita  majestatis,  auf  das  Staatsoberhaupt.  Erst 
durch  ihn  wurde  der  seit  Aristoteles  nur  wenig  weiter  ent- 
wickelten Souveränitätsvorstellung  als  staatsrechtlichem  Begriff 
eine  derartige  theoretische  Durcharbeitung  zuteil,  dass  sie  die 
ihr  zukommende  rechtsgeschichtliche  Bedeutung  erhielt.  Die 
Souveränität  ist,  nach  Bodin  ^),  ausschliesslich,  unmittelbar,  un- 
veräusserlich und  unverjährbar.  Die  monarchische  Gewalt  ist 
im  vollen  Sinne  des  Wortes  eine  potestas  legibus  soluta;  sie 
erduldet  keine  Beschränkung  seitens  staatlicher  Verfassung  oder 
seitens  gesetzlicher  Statuten.  Der  König  ist  nur  Gott  gegen- 
über verantwortlich^).     Wo   dem   Monarchen   diese   unverkürz- 


^)  J.  Bodin,  Les  six  livres  de  la  republique,  Paris  1583,  besonders  das 
achte  und  zehnte  Kapitel  aus  dem  ersten  Buch. 

^)  Nur  eine  privatrechtliche  Gebundenheit  der  fürstlichen  Persönlichkeit, 
z.  B.  an  geschlossene  Verträge,  blieb  noch  bestehen.  Sie  bedeutet  aber  keine 
Einschränkung  der  monarchischen  Hoheitsrechte.     Siehe  die  Begründung 
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baren  Prärogativen  abgingen,  erkannte  Bodin  auf  das  Vor- 
handensein einer  absoluten  Demokratie  oder  einer  absoluten 
Aristokratie,  aber  keiner  Monarchie. 

Die  Probe  auf  diese  Theorie  wurde  zu  jener  Zeit  mit  Vor- 
liebe an  dem  deutschen  Reiche  gemacht.  Hier  war  es  auch  für 
die  Anhänger  der  Herrschersouveränität  nicht  leicht,  einen  so 
streng  abgegrenzten  Begriff  festzuhalten.  Darum  hielt  sich  in 
Deutschland  meist  noch  die  alte  Ansicht,  dass  der  Souverän  in 
seiner  Machtsphäre  beschränkt,  und  die  Staatsgewalt  eine  ge- 
mischte sei.  Auch  sonst  hielt  sich  noch  nach  Bodin  gegen  Ende 
des  16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  die  namentlich  von 
katholischen  Theologen  wie  Rossaeus,  Boucher,  Salamonius 
Mariana,  Bellarmin  u.  a.  vertretene  Lehre,  dass  das  Volk,  da 
es  dem  Fürsten  die  Macht  verliehen  habe,  auch  das  Recht  be- 
sitze, ihm  die  Macht  zu  entziehen.  Jedoch  ist  es  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  nach  dem  Auftreten  Bodins  die  monarchophile 
Betrachtung  zunächst  die  Oberhand  gewann.  Nur  war  allge- 
mein das  Bestreben  bemerkbar,  den  Grundsatz  festzuhalten, 
wonach  der  princeps  keine  Ausnahme  von  der  allgemeinen 
Regel  mache,  dass  jeder  Staatsangehörige  den  geltenden  Ge- 
setzen unterstehe.  Vor  allem  drängt  die  Idee  hervor,  es  müssten 
der  Willkür  des  Herrschers  wirkungsvolle  Schranken  gesetzt 
werden  können.  In  dem  Lager  protestantischer  Völker  erhob 
sich  eine  Reaktion  gegen  politische  Unterdrückung  der  Be- 
kenner  eines  neuen  Glaubens.  Die  Idee  der  Volkssouveräiiität 
nahm  im  Zusammenhang  mit  dieser  Tendenz  einen  neuen  An- 
lauf, staatsrechtlicher  Grundsatz  zu  werden.  Das  Hauptwerk 
der  deutschen  Monarchomachen^)  —  so  wurden  seit  etwa 
1600  die  Gegner  der  absolutistischen  Monarchie  bezeichnet  ^)  — 


bei  Bodin  1.  c.  Buch  I  Kap.  VIII  S.  152  if.,  den  Unterschied  zwischen  lex  und 
ius,  letzteres  als  natürliches  und  göttliches  ßecht  aufgefasst. 

*)  Vgl.  über  die  ältesten  französischen  Monarchomachen,  die  VorläiifcM- 
der  deutschen,  M.  Landraann  S.  lOff.  tlber  die  ganze  Richtung  si(>li(>  dit^ 
Abhandlung  von  Rudolph  Treumann,  Die  Monarchomachon  in  .l(lliii«lvs 
und  Meyers  Staats-  und  Völkerrechtl.  Abh.,  1^9b.  Als  einen  Vorliintrr 
der  Monarchomachen  führt  Treumann  S.  23  fg.  Marsilius  von  Padua  aus  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  an.         , 

*)  Über  den  Ursprung  der  Bezeichnung  siehe  Treumann  S.  7 fg. 
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wurde  von  Althusius  geschrieben.  Er  erkannte,  wie  schwach 
es  nach  Bodins  Aufstellungen  um  die  theoretische  Begründung 
der  monarchomachischen  Idee  stand.  Sein  Buch  Politik  (1603) 
ist  verfasst,  um  diesem  Notstand  abzuhelfen^). 

Der  Ausweg,  den  er  ersann,  findet  sich  zweimal  in  der 
Geschichte  des  Staatsrechtes,  und  ist  in  beiden  Fällen  mit 
grossem  Erfolg  benutzt.  Das  eine  Mal  hier,  das  andere  Mal 
bei  Rousseau.  Die  Begriffe  der  Gegner  werden  angenommen 
und  für  einen  logischen  Zweck  verwertet,  der  in  Gegensatz 
steht  zu  jenem  ursprünglichen  bei  den  Gegnern  obwaltenden 
Gesichtspunkt.  Althusius  reproduzierte  die  Hauptzüge  jener 
von  den  Bodinischen  Absolutisten  entwickelten  Souveränitäts- 
lehre, wendet  sie  aber  nicht  auf  den  Monarchen,  sondern  gerade 
umgekehrt  auf  das  Volk  an^).  Dem  Volke  kämen  die  hohen 
Rechtsbefugnisse  zu,  ihm  gehöre  die  majestas  an  als  ein  aus- 
schliessliches, unmittelbares,  unveräusserliches,  unverjährbares 
Recht;  von  dem  Volke  beziehen  die  Staatsbeamten,  im  Gegen- 
satz zu  den  Hofbeamten,  ihre  Amtsgewalt;  der  König  ist  selbst 
ein  oberster  Beamter,  summus  magistratus;  durch  Vertrag  auf 
seinen  Posten  gestellt  und  darum  sowohl  durch  das  erteilte 
Mandat  als  durch  unerschütterlich  bestehende  Rechte  der  Unter- 
tanen beschränkt,  ist  er  der  schliesslichen  Oberaufsicht  des 
Volkes  unterstellt.  Es  bedeutete  nur  eine  Vervollständigung 
dieser  Grundansichten,  wenn  Althusius  erklärte,  der  pflichtver- 
gessene Herrscher  könne  bestraft,  und  seine  Absetzung  müsse 
durch  ein  vom  Volke  eingesetztes  Organ  (die  Ephoren)  eventuell 
bewirkt  werden^). 

So  hatte  schon  bei  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  ein  deutscher 
Publizist  durch  geschickte  Anwendung  schon  fest  ausgebildeter 


^)  Die  obige  Darstellung  stützt  sich  vorwiegend  auf  die  so  allgemein 
geschätzte  Arbeit  von  0.  Gierke,  Johannes  Althusius  und  die  Entwicklung 
der  naturrechtlichen  Staatstheorien,  2.  Ausg.,  Breslau  1902. 

2)  Johannes  Althusius  Politica  Herborn  1603,  Kap.  6fg,  Treu- 
mann widerspricht  übrigens  S.  9  mit  Recht  Gierke,  wenn  dieser  Althusius 
als  den  Schöpfer  der  Vertragstheorie  darstellt.  Ansätze  zu  einer  ähnlichen 
Lehre  schon  bei  Languet  und  anderen,  siehe  Land  mann  1.  c.  S.  16fg. 

8)  Althusius  Kap.  14  S.  132  ff.,  156  ff.  Hier  die  Gründe,  die  eventuell 
eine  Absetzung  des  Königs  erheischen.     Vgl.  ferner  Kap.  15. 
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Rechtsbegriffe  die  dem  Volke  im  Gegensatz  zum  Fürsten  zu- 
stehende Staatsgewalt  juristisch  formuliert^).  Freilich  haftet 
an  dem  Begriff  der  Volkssouveränität  jener  Zeit  ein  wesent- 
licher Mangel  ^),  der  der  Anwendbarkeit  des  damals  Errungenen 
auf  moderne  Verhältnisse  Eintrag  tut.  Das  Volk  schlechthin, 
die  ungegliederte  Masse,  ergibt  keinen  staatsrechtlich 
brauchbaren  Begriff.  Hätte  man  es  so  weit  gebracht,  das  in 
bestimmten  staatlichen  Organen  repräsentierte  Volk  unter 
jenem  politischen  Faktor  zu  verstehen,  so  würde  die  Volks- 
souveränität dem  modernen  Begriff  Staatssouveränität  unge- 
fähr äquivalent  sein ;  aber  dazu  wäre  es  nötig,  den  Begriff  einer 
juristischen  Persönlichkeit  überhaupt  zu  vollziehen,  und 
das  konnte  erst  viel  später  geschehen.  Der  Idee  nach  war  der 
als  staatsrechtlich  introduzierte  Begriff  „Volk"  nichts  anderes 
als  die  Volksgesamtheit,  die  Totalsumme  der  Staatsangehörigen 
Individuen.  Aber  die  Menschen  tutti  quanti  sind  ein  für  das 
lebende  Staatswesen  ungestalter  Begriff. 

Sowenig  indes  der  Grundbegriff  juristisch  durchgearbeitet 
war,  so  war  doch  durch  die  erwähnte  Theorie  soviel  erreicht, 
dass  man  der  Regierung  einen  neuen  Faktor  gegenüberstellen 
konnte.  Die  Grundlage  der  rechtlichen  Gebundenheit  wurde 
nicht  mehr  in  dem  Willen  des  Monarchen,  sondern  in  dem 
Willen  der  gesamten  Staatsangehörigen  gesucht,  und  blieb  auch 
dieser  Wille  zunächst  eine  Abstraktion,  so  deutete  die  Lehre  doch 
auf  eine  völlige  Neuerung  in  der  prinzipiellen  Begründung 
der  Rechtsgrundsätze  hin.  Von  einer  an  sich  absoluten,  die 
Regellosigkeit  rechtlich  zulassenden  Gewalt  im  Bodinischen 
Sinne  zu  sprechen  ging  nun  nicht  mehr  an.  Althusius  verwarf 
die  potestas  legibus  soluta.  Die  Einführung  des  Volks  willens 
statt  der  Fürstenhoheit  führte  hier  einen  Umschlag  herbei. 


')  Als  den  ersten  Vertreter  einer  Rechtslehre  der  Volkssouveränität 
nennt  Kehm  I.e.  S.  165 ff.  den  Mönch  Manegold  von  Lauterbach  (Endo  dos 
11.  Jahrhunderts),  Die  Königswürde  ist  nach  ihm  ein  vom  Volk  dun  h  >  iiu  ti 
Vertrag  auf  einen  Menschen  übertragenes  Amt.  Hier  wird  schon  dem  Volke 
das  Recht  zugesprochen,  den  Vertragsbrüchigen  König  zu  entsetzen.  .ledoch 
ist  in  der  Entwicklung  dieser  Rechtsidee  eine  geschichtliche  Anknüpfung  an 
die  Lehre  dieses  Mönches  nicht  nachweisbar  (1.  c.  S.  178). 

>)  Vgl.  Treumann  S.  66flf.,  71. 
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Die  auf  das  Volk  selbst  zurückgeführte  Souveränität  war  in 
ilirer  rechtlichen  Ausübung  prinzipiell  an  Verfassung  und  Ge- 
setze gebunden^). 

Mit  Althusius  hatten  die  Deutschen  ihren  Hauptbeitrag  zur 
Fortbildung  der  Staatsrechtslehre  geliefert.  Die  Theorie  der 
Volkssouveränität  fand  in  der  Folgezeit  ihre  geschichtlich  be- 
deutsame Stätte  ausserhalb  Deutschlands,  zumal  in  England, 
wo  besonders  Locke  die  in  der  konstitutionellen  Monarchie  am 
besten  garantierte  Volkssouveränität  hervorhob.  In  Deutsch- 
land bildete  sich  bis  über  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  eine 
mittlere  Theorie  aus,  die  immerhin  dem  Gedanken  der  Volks- 
soiivcränität  einen  gewissen  Spielraum  gewährte.  Man  unter- 
schied hier  nämlich,  anknüpfend  an  Althusius,  eine  doppelte 
Wurzel  der  höchsten  Gewalt  und  sprach  von  einer  zweifachen 
Souveränität:  1.  einer  majestas  realis,  die  dem  Staatswesen,  der 
res  publica  oder  der  Gesamtheit  der  politisch  berechtigten 
Staatsangehörigen  zukomme,  und  2.  einer  majestas  personalis, 
die  durch  eine  Art  Herrschaftsvertrag  auf  das  Staatsoberhaupt 
übertragen  sei  ^). 

Für  die  nächste  Entwicklung  —  und  dies  gilt  auch  von 
den  Ausführungen  des  Grotius  —  ist  es  fühlbar,  dass  der  Be- 
griif  der  Staats  persönlichkeit  nur  verkümmert  vorhanden  war. 
Die  Souveränität  wurde  dem  Kollektivum  der  gesamten  Staats- 
bevölkerung beigelegt  und  dies  wiederum  als  durch  die  Herrscher- 
persönlichkeit repräsentiert  gedacht.  Dadurch  hatte  man  sich 
selbst  die  Möglichkeit  abgeschnitten,  die  beiden  Begriffe  Staats- 
volk und  Staatshaupt  in  ihrer  begrifflichen  Antinomie  zu 
studieren.  So  blieben  die  Ansätze,  die  noch  gemacht  wurden, 
um  das  Ideal  der  Volkssouveränität  aufrecht  zu  erhalten,  nur 
schwach.  Für  die  Staatsrechtauffassung  des  Kontinents  wurde 
vielmehr  Hobbes  (f  1679)  die  unwidersprochene  Autorität^). 
An  der  von  ihm  verkündigten  allumfassenden  Herrscher- 
souveränität   wurden    nur    mühsam   gewisse    Einschränkungen 


»)  Gierke  I.e.  S.  145 ff.,  157. 
2)  Gierke  S.  167 fg.,  vgl.  Hancke,  Bodin  S.  11. 
*)  Siehe    die   Darstellung   der   Hobbeschen   Staatsrechtslehre   bei  J.  C. 
Bluntschli,  Geschichte  des  allg.  Staatsrechts,  München  1864,  S.  92 ff. 
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dahin  gemacht,  dass  die  ünveräusserlichkeit  des  Staatsgebietes 
betont  wurde  und  in  Deutschland  die  höchste  politische  Gewalt 
dargestellt  wurde  als  eine  aus  der  Verbindung  des  Reichshauptes 
und  der  Reichsstände  hervorgegangene  Einheit:  die  Reichs- 
souveränität. 

Dann  drang  von  England  her,  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts, die  Idee  des  konstitutionellen  Staates  siegreich  her- 
vor, vorbereitet  wie  sie  war  durch  die  politisch  schon  vielfach 
praktisierte  gemischte  Staatsform.  Das  treibende  Prinzip  für  die 
Bewegung  war  vor  allem  das  neuauftauchende  Ideal,  wonach 
die  verschiedenen  Staatsgewalten  nicht  in  ein  Prinzip  zu  ver- 
einigen seien.  Die  drei  Prinzipien  Montesquieus  lösten  be- 
grifflich die  Diskussion  über  die  Souveränität  ab.  Die  Sou- 
veränität wurde  nunmehr  eine  Vorstellung,  die  sich  nicht  als 
ein  einheitlicher  in  sich  geschlossener  Begriff  zu  behaupten 
vermochte. 

Eine  entscheidende  Förderung  erfuhr  die  Lehre  von  der 
politischen  Bedeutung  des  Volkes  im  Gegensatz  zum  Monarchen 
durch  Rousseau,  der  mit  Leidenschaft  die  ausschliessliche 
Volkssouveränität  verkündigte.  Das  Kunststück  des  Althusius 
wurde  wiederholt.  Juristisch  scharf  formulierte  Begriffe  wurden 
im  Interesse  einer  entgegengesetzten  Doktrin  aus  der  Rüst- 
kammer eines  vorangegangenen  Theoretikers  hervorgeholt.  Dies- 
mal war  es  der  Engländer  Hobbes,  der  die  Waffen  hergeben 
musste.  Dessen  absolutistische,  die  Königsgewalt  über  alles 
stellende  Souveränitätslehre  wurde  direkt  auf  das  Recht  des 
Volkes  angewendet.  Das  Staatsideal  Rousseaus,  das,  wie  neuer- 
dings von  Gierke  nachgewiesen  wurde,  auf  Ausführungen  des 
grossen  Althusius  fusste,  noch  verstärkt  um  die  absolutistischen 
Elemente  des  Hobbes,  verkündigt  die  Souveränität  des  Volkes 
als  ein  nie  und  nirgends  aufhebbares  Recht.  Das  Subjekt  des 
endgültigen  Rechtes  ist  nach  Rousseau  die  Gesamtheit,  deren 
Machtvollkommenheit  keine  Schranken,  etwa  durch  Gesetz  oder 
Verfassung,  erleidet.  Ja,  auch  dem  Repräsentativprinzip  ist  er 
nicht  gewogen.  Er  sucht  eine  unmittelbare  Demokratie  als 
staatsrechtliches  Ideal  einzuführen,  und  zwar  indem  er  den  Bt^- 
griff  der  souveränen  Gesetzgebungsgewalt  aufstellt.  Rousseau 
will  die  einheitliche  Staatspersönlichkeit  als  einen  wosent liehen 
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Be^iif  festhalten^).  Es  erwächst  aber  seiner  Lehre  von  einem 
Punkte  des  Systems  aus  eine  Gefahr:  dieser  Punkt  ist  die  bei 
Rousseau  stattfindende  Verabsolutierung  der  Majorität.  Ein- 
facher Volksbeschluss  vermag  nach  seiner  Ansicht  zu  jeder  -Zeit 
das  bisher  rechtlich  Geltende  wieder  aufzuheben.  Die  Theorie 
leidet  an  zwei  Fehlern.  Erstens  übersieht  sie  völlig*  die  recht- 
liclie  Kompliziertheit  der  Frage  von  der  in  dem  monarchischen 
Staate  geschichtlich  begründeten  institutionellen  Staatsgewalt, 
die  sowohl  den  Herrscher  als  weitere  Staatsorgane  vorführt. 
Zweitens  führt  sie  in  der  volonte  generale  eine  staatsrechtliche 
Fiktion  als  Träger  und  Ausüber  der  Souveränität  auf. 

Die  Lehre  Rousseaus,  die  auf  deutschem  Boden  u.  a.  in 
Fichte  einen  beredten  Fürsprecher  fand,  bezeichnet  den  Gipfel- 
punkt der  alten  Kontroverse  zwischen  dem  Regenten  und  den 
Regierten,  und  zwar  werden  nach  ihr  die  Regierten  zu  Re- 
gierenden, während  der  Regent  nur  ein  staatsrechtliches 
Schemen  wird. 

Was  hat  —  in  dieser  Frage  fassen  wir  das  oben  Dar- 
gelegte zusammen  —  die  Geschichte  für  die  Staatsrechtslehre 
unserer  Zeit  gebracht?  Die  gegenwärtige  Zeit  ist  dadurcli 
charakterisiert,  dass  sie  sich  einerseits  von  den  rein  idealen 
Konstruktionen  fernhält,  wie  solche  ehedem  von  dem  sogenannten 
Naturrechte  dargeboten  wurden,  andererseits  wiederum  eine 
positive  Staatsrechtstheorie  anstrebt,  in  der  die  geschichtlich 
entwickelten  Rechtselemente  und  Staatsgewalten  nach  Gebühr 
zur  Geltung  gelangen.  In  der  Gruppierung  jener  Gewalten  hat 
die  Rücksicht  auf  die  Staatspersönlichkeit,  und  bei  der  Frage 
von  der  Souveränität  hat  das  Recht  der  Staatsverfassung  das 
entscheidende  Übergewicht.  Als  Hauptertrag  der  langen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  hat  sich  für  das  moderne  Bewusstsein 
der  Grundsatz  ergeben,  dass  der  Herrscher  nur  als  Glied  des 
organisierten  Staatswesens  staatsrechtlich  zu  würdigen  ist. 
Ob  seine  Rechte  umfassend  oder  eingeschränkt  sein  sollen,  ob  sie 
bleiben  oder  vergehen,  diese  Frage  ist  im  innigen  Zusammenhang 
damit  zu  lösen,  ob  hiermit  das  Wohl  oder  das  Wehe  desjenigen 
Staates  verbunden  ist,  an  dessen  Spitze  er  gestellt  wurde,  und 


*)  Vgl.  Landmann  S.  121  fg. 
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dessen  Angehörige  ihm  eine  moralische  Unterstützung  geben 
müssen,  ohne  die  er  nicht  bestehen  kann^). 

Ziehen  wir  aus  dieser  Erkenntnis  die  Lehren,  die  für 
die  vorliegende  Untersuchung  Bedeutung  haben.  Es  genügt 
ein  Blick  auf  das  oben  Dargelegte  um  zu  erkennen,  in  welcher 
Richtung  bei  der  Antinomie  von  Volk  und  Herrscher  das  Recht 
entscheidet.  Ein  bestehender  Gegensatz  wird  rechtlich  beurteilt 
unter  Anwendung  eines  klar  erkennbaren  Massstabes.  Unser 
kritisches  Rechtsgefühl  bezieht  sich  auf  Werte,  deren  Erhaltung 
es  billigt  ^).  Ein  solcher  höchster  Begriff  ist  der  Staat,  aus  dem 
alles  positive  Recht  hervorgeht.  Werte  werden  aufrecht  erhalten 
durch  darauf  gerichtete  Willen.  Das  dem  Willen  zur  Bestätigung 
zunächst  aufgegebene  Objekt  ist  durch  die  Sorge  um  die  Selbst- 
erhaltung gekennzeichnet^).  Der  entscheidende  Gesichtspunkt 
ergibt  sich  somit,  wenn  wir  uns  die  Frage  vorlegen:  Wo  ist 
der  lebendige  Wille,  in  dem  sich  der  Selbsterhaltungstrieb 
des  Staates  bekundet? 

Die  Antwort  ist  nicht  schwer  zu  geben;  sie  muss  auf  das- 
jenige hinweisen,  was  das  Gemeinwesen,  den  Staat  in  höchster 
Unmittelbarkeit  darstellt,  und  nicht  auf  das,  was  nur  dessen 
mittelbares  Organ  ist.  Der  König  ist  aber  nur  Organ*).  Es 
gibt  Staaten  ohne  Könige,  aber  es  gibt  keinen  König  ohne 
Staatsvolk.  Es  ist  aber  dann  nur  billig,  dass  in  letzter  Instanz 
die  Staatsgewalt  sich  auf  denselben  Begriff  konzentriert,  der  die 
Staatsinteressen  am  unmittelbarsten  repräsentiert.  Dies  ist  auch 
das  Prinzip  der  Verfassung;  in  der  Ausbildung  der  monarchi- 
schen Staatsverfassungen  ist  eine  stete  Bewegung  wahrnehmbar, 
den  König  als  politischen  Machtfaktor  mit  Schranken  zu  um- 


')  Über  die  Abhängigkeit  des  „höchsten  Staatsbeamten"  vom  Volke 
siehe  schon  die  Ausführung  bei  Althusius  I.e.  S.  172 ff.  Vgl.  ferner  die 
Ausführung  bei  Rehm  in  Marquardsens  Handb.  d.  öffentl.  Rechts.  Einl.-Bd. 
2.  Abt.  Allg.  Staatslehre,  1899,  S.  153  über  den  Willen  der  Mehrheit  und  das 
Wesen  der  (lesamtpersönlichkeit. 

')  S.  V.  Ihering,  Der  Zweck  im  Recht  I  S.  443 ff. 

•)  Vgl.  meine  Ausführungen  dieses  Hauptfaktors  des  im  iis.  hlicht  n 
Daseins  in:  Macht  und  Pflicht  S.  132  ff..  163  ff. 

*)  Vgl.  Allgemeines  Staatsrecht  von  C  (i  a  reis  in  Marquardsen:  Ilaiidli. 
d.  öffentl.  Rechts  I  Teil  I  Halbbd.  S.  32  tV  Ferner  Iv  Lceninü  in  Hand- 
wörterbuch der  .Staatswissenschaften  2.AulI.  IUI. (5  Arlikel;  Staat  S.  1»2<»  |n ..  ll2  t. 
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geben.  Welches  Bedenken  es  hat,  die  Zentralstelle  der  Staats- 
gewalt anderswohin  zu  verlegen  als  beim  Staatsvolk,  wird  be- 
sonders erkennbar,  wenn  man  es  mit  einer  derartigen  staats- 
rechtlichen Konstruktion  zu  tun  hat,  wie  einer  Realunion,  wo 
ja  der  König  des  einen  souveränen  Staates  mit  dem  des  anderen, 
des  gleichfalls  souveränen  Bundesgenossen,  identisch  ist.  An- 
genommen, die  Königsgewalt  sei  staatsrechtlich  der  wahre  Aus- 
druck der  Staatsidee,  wie  findet  man  sich  dabei  mit  den  Tat- 
sachen der  bestehenden  Union  ab?  Wie  kann  der  König  als 
Repräsentant  der  Staatsidee  dastehen  und  gleichzeitig  als  Re- 
präsentant der  Union?  Repräsentant  in  beiden  Fällen  im  Sinne 
des  eigentlichsten  an  sich  souveränen  Ausdrucks  des  Rechts- 
subjektes. Die  Unionsinteressen  mögen  stracks  gegen  die  spe- 
ziellen Staatsinteressen  gehen.  Das  Selbsterhaltungsprinzip  und 
auch  das  Recht  spricht  sich  in  solchen  Fällen  für  die  Kompetenz 
des  Staates  und  gegen  das  Postulat  des  politischen  Bündnisses 
aus^).  Beim  König  steht  aber  selbstverständlich  die  Union  im 
Interesse  voran,  denn  eben  diese  Union  ist  es  ja,  die  ihn  zum 
König  beider  Länder,  eben  die  Union  ist  es,  die  ihn  wesentlich 
—  vielleicht  allein  —  zum  König  des  betreffenden  in  die  Krise 
geratenen  Landes  macht.  —  Dieser  Fall  zwingt  uns  logisch  zu 
der  Annahme,  dass  es  einen  anderen  Repräsentanten  der  Staats- 
idee geben  muss  als  den  König.  Die  Nationalversammlung 
rückt  an  dessen  Stelle  ein  als  verantwortlicher  Träger  der 
Staatsrechte,  als  wahrer  Repräsentant  der  Staatsidee ^).  Dies 
war  die  prinzipielle  Ansicht  bei  der  norwegisch -schwedischen 
Krise,  und  nach  diesem  Prinzip  gingen  die  Norweger  vor. 

Die  vorstehende  Analyse  hatte  den  Zweck,  den  Begriff 
herauszufinden,  der  rechtmässig  in  letzter  Instanz  die  Staats- 
persönlichkeit repräsentiert  und  darum  berufen  ist,  in  Sachen 
der  Staatswohlfahrt  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen.    Die 


')  Jellinek,  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  183.  Vgl.  die 
bemerkenswerten  Worte  in  dem  an  das  norwegische  Spezialkomitee  am 
28.  Februar  gerichteten  Schreiben  des  Kronprinzen:  „Ich  verstehe  .  .  .,  dass 
Ihr  als  treue  Söhne  des  Vaterlandes  in  zukünftigen  Beschlüssen  einzig  und 
allein  das  Beste  Norwegens  vor  Augen  haben  werdet"  .  ,  . 

^)  Vgl.  die  Ausführung  dieser  Idee  beiGjelsvik  in  der  norweg.  Zeit- 
schrift „Samtiden"  herausgegeben  von  G.  Gran  in  Kristiania,  Februarheft  1905. 
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Nationalversammlung  wurde  als  dieser  Begriff  ausgezeichnet. 
Ein  Ausdruck  der  ihr  zukommenden  staatsrechtlichen  Bedeutung 
ist  der,  dass  in  modernen  Rechtsstaaten  ein  wesentlicher  Teil 
der  organischen  Gesetzgebung  auf  sie  übertragen  ist^).  Es 
wird  ihr  dementsprechend  auch  in  kritischen  Augenblicken  die 
Befugnis  zustehen,  entscheidend  in  das  Schicksal  der  Nation 
einzugreifen.  Das  bedeutet  zwar  nicht,  dass  in  normalen  Ver- 
hältnissen die  politische  Allgewalt  bei  ihr  ruhe.  Eine  solche 
Anschauung  widerstreitet  den  Grundsätzen  des  modernen  Staats- 
rechtes, das  an  einer  Teilung  der  repräsentativen  und  regierenden 
Gewalten  festhält.  So  haben  auch  durch  das  soeben  über  die 
weitgehende  Kompetenz  der  Nationalversammlung  Bemerkte 
die  Hoheitsrechte  des  Königs  noch  nicht  ihre  erschöpfende  Be- 
stimmung erhalten.  Das  immer  widerkehrende  Problem  ist 
dies:  Welches  ist  das  Verhältnis  der  Königsgewalt  zum  Begriff 
der  Souveränität?  Irgendeine  staatsrechtliche  Idee  muss  bei 
allem  Vorbehalt  doch  durch  die  Monarchie  zum  Ausdruck  ge- 
langen. Substituiert  man  der  Königsouveränität  die  Volks- 
souveränität, was  bleibt  dann  für  den  Monarchen  übrig? 

So  wie  das  Wesen  der  Staatsinstitutionen  in  unseren 
Tagen  aufgefasst  wird,  muss  die  Antwort  folgendermassen  aus- 
fallen : 

Es  hat  fortan  nur  der  Staat  als  solcher  Souveränität  im 
vollen  Sinne  des  Wortes.  Fragt  man  in  bezug  auf  konstitutio- 
nelle Staaten,  welche  von  den  Staatsgewalten  im  besondern 
Träger  dieser  Souveränität  ist,  so  ergibt  sich  ein  verschiedener 
Begriff  in  den  verschiedenen  Ländern :  der  Begriff  ist,  der  Form 
nach,  mithin  eine  Variable;  es  kann  bei  der  Festlegung  des 
Tatbestandes  nie  davon  abgesehen  werden,  dass  bei  den  ver- 
schiedenen Verfassungen  die  Staatsgewalt  nicht  in  gleicher  Weise 
verteilt  ist.  So  ist  zum  Beispiel  und  war  immer  in  der  Zeit  der 
norwegisch -schwedischen  Union  die  schwedische  Krone  mit 
erheblich  grösserer  Gewalt  ausgestattet,  als  die  norwegische^). 

*)  Blantschli,  Lehre  vom  modernen  Staat  S.  93. 

')  Über  die  schwedische  Verfassung  vgl.  im  Jahrbuch  der  In  tun  V»  i- 
einigung  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  Bd.  6  und  7.  I.Abt.  11)03, 
Pontus  Fahlbeck,  Die  Hrund/üge  der  schwedischen  Verfassung. 


§  49.    Fürstenverantwortlichkeit  327 

Der  schwedische  Reichstag  kann  unter  Umständen  vom  König 
zur  Ausschreibung  neuer  Wahlen  aufgelöst  werden.  Eine  ge- 
setzgebende Gewalt  wird  man  dem  schwedischen  Reichstag  nicht 
im  vollen  Sinne  des  Begriffs  beilegen  können.  Sanktion  des 
Königs  ist  für  Reichstagsbeschlüsse  unbedingt  erforderlich;  ein 
Teil  der  Gesetzgebung,  die  sogenannte  ökonomische  Gesetz- 
gebung, steht  dem  König  ausschliesslich  zu.  Auf  die  Königs- 
jrewalt  wird  im  Prinzip  die  Rechtsprechung  zurückgeführt.  So 
ist  in  Schweden  der  König  in  ansehnlichem  Grade  Inhaber  der 
capita  majestatis,  und  ein  relativ  grosser  Teil  des  Souveränitäts- 
begriffs ist  hier  auf  die  Königsgewalt  noch  anwendbar^). 

In  Norwegen  war  die  Machtfülle  des  Königs  durch  das 
Grundgesetz  sehr  eingeschränkt.  Die  Idee,  dass  die  Hoheits- 
rechte des  Staats  durch  den  König  ausgeübt  werden  sollten,  ist 
hier  nicht  länger  vorherrschend :  wie  es  nicht  anders  zu  erwarten 
war  in  einer  Verfassung,  die  sich  das  französische  Grundgesetz 
von  1791  zur  Vorlage  nahm  und  dementsprechend  der  Teilung 
der  staatsrechtlichen  Faktoren  in  richterliche,  gesetzgebende  und 
vollziehende  huldigte.  Die  Beteiligung  des  Königs  an  der  Ge- 
setzgebung ist  eine  sehr  beschränkte.  Dem  in  Stortings- 
Beschlüssen  bekundeten  Volkswillen  gestattete  die  Verfassung 
höchstens  ein  suspensives  Veto  entgegen  zu  setzen  ^).  Ihm  stand 
es  nicht  zu,  Steuern  zu  erheben,  und  auch  sein  militärisches 
Verfügungsrecht  war  ziemlich  eng  begrenzt.  Die  beiden  zu 
politischer  Brüderschaft  vereinigten  Staaten  geben  zusammen 
betrachtet  eine  Bestätigung  auf  die  oben  aufgestellte  These,  dass 
in  moderner  Zeit  eine  Zurückführung  der  Souveränität  lediglich 
auf  die  eine  oder  andere  der  Staatsgewalten  schlechterdings 
nicht  zu  vollziehen  ist,  und  dass  speziell  eine  allgemeine  Dis- 
kussion, in  welchem  Masse  dem  König  das  Hoheitsrecht  im 
Staate  zukommt,  nur  schlecht  zu  vereinen  ist  mit  der  Tatsache, 
dass    die    konstitutionellen    Befugnisse    in    den    verschiedenen 


1)  Aschehoug  I.e.  S.  13,  55,  63ff.,  103.   Fahlbeck  S.  147 fg.,  160. 

')  Wenn  Bluntschli,  Lehre  vom  modernen  Staat  S.  106,  in  der  Sank- 
tionierung ein  positives  Recht  des  Königs  sieht,  sich  schaffend  an  der 
Gesetzgebung  zu  beteiligen,  so  passt  diese  Betrachtung  jedenfalls  nicht 
mehr  auf  die  Fälle,  wo  der  Krone  nicht  einmal  ein  absolutes  Veto  vor- 
behalten ist. 
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Monarchien  so  ungleichmässig  gestaltet  sind.  In  Schweden 
waren  die  königlichen  Hoheitsrechte,  wie  bemerkt,  zahlreicher 
und  andersartig  als  in  Norwegen  ^) ;  im  besondern  verdient  es 
in  diesem  Zusammenhang,  wo  die  Verantwortlichkeit  bzw.  Ab- 
setzbarkeit des  Königs  untersucht  wird,  betont  zu  werden, 
dass  die  Idee  einer  irgendwie  absoluten  Königsgewalt  in  dem 
norwegischen  Staate,  dessen  Verhalten  uns  hier  gerade  vor 
Augen  steht,  keinen  Boden  hatte,  sondern  dass  vielmehr  das 
ganze  öffentliche  Recht  nach  einer  modernen  Staatsform  model- 
liert war. 

Was  noch  am  ehesten  aus  dem  verfassungsmässig  gegebenen 
Anteil  des  Königs  an  der  Staatsgewalt  für  die  Ansicht  einer 
königlichen  Staatsherrschaft  angeführt  werden  könnte,  betrifft 
die  Vertretung  nach  aussen.  In  Norwegen  wie  in  Schweden  ist 
das  von  alters  her  als  Souveränitätsmerkmal  angesehene  Recht 
dem  König  beigelegt,  Gesandte  aus  fremden  Staaten  zu  emp- 
fangen und  zu  beglaubigen  ^).  Der  König  ist  allein  das  Organ, 
durch  das  der  Staat  fremden  Mächten  gegenüber  tritt  (norwe- 
gisches Grundgesetz  §  26).  Und  charakteristisch  genug  erfolgte 
der  Bruch  der  Union,  die  Lossagung  Norwegens  vom  König, 
wegen  Staatshandlungen,  die  eine  gewisse  Beziehung  hatten  zu 
der  Frage  jener  Vertretung  nach  aussen,  also  gerade  auf  dem 
Gebiete,  wo  in  Norwegen  wie  in  Schweden  das  Souveränitäts- 
recht des  Königs  noch  gewissermassen  gewahrt  w^ar. 

Unter  welchem  Gesichtspunkt  aber  der  moderne  Staat 
seinen  Monarchen  betrachtet,  das  hat  in  einer  Sonderbestimmnnc- 
Ausdruck  gefunden,  die  in  den  Verfassungen  mehrerer  Mo- 
narchien anzutreffen  ist,  und  die  auch  in  Norwegen  wie  in 
Schweden  die  Forderung  an  den  König  stellt,  er  solle  einer  be- 
stimmten religiösen  Konfession  angehören.  Ein  übertritt 
des  Monarchen  zum  katholischen  Glauben  würde  für  ilin  in  den 
nordischen  Ländern  Verlust  des  Thrones  bedeuten.  Und  so 
steht  es  um  eine  Maclit,  die  einmal  von  Bodin  als  unveräusser- 
lich und  beständig  charakterisiert  wurde,  und  die  zu  der  Zeit 
der  europäischen  Restauration  nach  den  napoleonischeii  Krit\m'ii 


»)  Zu  diesem  Punkte  vgl.  Fahlbcck  I.e.  S.  145fg. 
")  Für  Schweden  siehe  Fahlbeck  S.  140. 
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in  den  Jahren  1814 — 15  dahin  definiert  wurden,  es  käme  den 
legitimen  Fürsten  ein  unverlierbares  patrimoniales  Eig'entums- 
recht  über  die  Völker  zu^). 


Fünfter  Abschnitt 


Volkswille,  Wille  des  Königs  und  Regierung  durch  ver- 
antwortliche Minister. 

§50. 

In  der  Geschichte  der  Monarchien  ist  es  nicht  selten  vor- 
gekommen, dass  ein  königliclier  Willensentschluss  im  Gegensatz 
steht  zu  einem  noch  so  deutlich  bekundeten  Volkswillen.  Welcher 
der  beiden  Faktoren  den  Vorrang  haben  müsste,  dürfte  normaler- 
weise dem  modernen  Bewusstsein  kaum  mehr  als  ein  Problem 
erscheinen.  Die  Voraussetzung  bleibt  natürlich  dabei,  dass  der 
Volkswille  als  ein  nicht  lediglich  vorübergehender  erkannt  wird, 
und  nicht  eine  zufällige  Majoritätstendenz  bedeutet,  sondern  auf 
solider  Grundlage  ruht.  Auch  wenn  man  in  dem  souveränen  König 
im  hervorragenden  Sinne  den  Vertreter  der  Staatsidee  erblickt, 
wird  man  sich  doch  schliesslich  für  seine  wie  für  jede  Gewalt 
umsehen  nach  dem  Vorhandensein  jenes  für  das  Bestehen  jedes 
Machtinstitutes  erforderlichen  Faktors,  nämlich  der  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Zustimmung  derjenigen,  aufdie 
sich  die  Gewalt  bezieht.  Schon  das  alte  Rom  hat  hier  das 
Richtige  erkannt^)  und  ohne  Schwanken  als  die  Quelle  alles 
öffentlichen  Rechtes  den  Volkswillen  erklärt.  Sogar  die  Ab- 
setzbarkeit des  Imperators  wurde  aus  diesem  Prinzip  theoretisch 
abgeleitet.   —  Berühmt   ist   die  Verkündung    des   Grundsatzes 


^)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  428 ff.  Zum  vorangehenden  vgl. 
auch  die  Ausführungen  von  R.  Pilot  y  im  Jahrbuch  der  intern.  Vereinigung 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft  Bd.  6  und  7,  I.Abt.  1903.  S.  öOlff.: 
Autorität  und  Staatsgewalt.  Piloty  sucht  eine  Lösung  des  Souveränitätsbegriffs 
dahin,  dass  die  Autorität  sich  als  spezieller  staatsrechtlicher  Begriff  von 
der  ungeteilt  bleibenden  Gewalt  der  Herrschaft  differenziert  habe. 

2j  Mommsen,  Kömisches  Staatsrecht  II  2,  S.  844,  1132 fg. 
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vom   souveränen  Volkswillen  in   der  ünabhängigkeitserklärung 
der  Vereinigten  Staaten  vom  4.  Juli  1776. 

Die  wahre  Maclitgrundlage  im  Staate  ergibt  sich  aus  folgen- 
der Erwägung.  Das  höchste  staatsrechtliche  Machtprinzip 
muss,  der  Idee  nach,  in  der  Monarchie  wie  bei  jeder  Staatsform 
als  dauernd  und  ohne  Unterbrechung  bestehend  angenommen 
werden.  Diese  Überzeugung  drängt  sich  auch  denjenigen  auf, 
die  die  summa  potestas  in  dem  König  personifiziert  sehen. 
Konsequent  festgehalten  müssten  die  Anhänger  einer  absoluten 
Königssouveränität  darauf  drängen,  dass  in  der  Sukzession  des 
Thronerben  auf  den  Königsitz  nur  keine  zeitliche  Lücke  eintritt. 
Le  roi  est  mort,  vive  le  roi!  Jede  Zögerung  würde  hier  gleich- 
bedeutend sein  mit  einer  Erschütterung  des  Staats fundamentes. 
Und  wirklich  hat  die  Geschichte  diese  extreme  Betrachtungs- 
weise aufgewiesen;  ein  Gefühl  hat  zeitweise  die  Staatsbürger 
beschlichen,  dass  die  königslose  Lage  beim  Thronwechsel 
eine  Episode  rein  gesetzloser  Zustände,  eine  zeitweilige  Lahm- 
legung des  Rechtsstaates  bedeute  ^).  —  Das  moderne  Empfinden 
widerstrebt  dem  ^).  Es  kann  im  Gegenteil  folgendes  geschehen, 
ohne  dass  irgendwie  im  monarchischen  Rechtsstaate  rechtlose 
Zustände  dadurch  eingeleitet  werden:  1.  der  König  kann  vor- 
übergehend sein  Amt  niederlegen.  2.  Er  kann  unter  gewissen 
Umständen  seine  Herrscherstellung  durch  Absetzung  endgültig 
verlieren.  Bestimmungen  über  zeitweise  Niederlegung  der  Re- 
gierungsmacht sind  in  mehreren  Verfassungen  vorhanden.  In 
Norwegen  wie  in  Schweden  musste  der  König  nicht  nur,  wenn 
er  durch  Krankheit  verhindert  war,  seinen  Regierungspflichten 
zu  genügen,  sondern  auch  wenn  er  eine  Reise  ins  Ausland  an- 
trat, während  dessen  die  Regierung    niederlegen^).      Und  die 


>)  Vgl.  A.  Aall,  Macht  und  Pflicht  S.  305  fg. 

')  V.  Frisch  geht  viel  zu  weit,  wenn  er  1.  c.  S.  11  unter  Hinweis  auf 
Jellinek,  Allg.  Staatslehre  S.  622  fg.,  meint,  dass  in  jeder  Monarchie  —  also 
auch  in  einer  konstitutionellen  —  wenn  die  monarchische  Gewalt  wegfällt, 
sofort  Anarchie  eintreten  würde.  Die  Erfahrungen,  die  bei  der  norwegischen 
Krise  gemacht  wurden,  sind  eine  staatsgeschichtliche  Widerlegung  dieser 
Behauptung. 

*)  Norw.  (trundgeset/  iji;  i;^  .'V2,  vgl.  §  41.  vgl.  iianicntlicli  in  bozui,^ 
auf  die  schwedische  Verfassung,  die  zuerst  diese  l'x  siimiimiiircn  mthitlt. 
Fablbeck  S.  154. 
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Reichsakte  enthält  detaillierte  Bestimmungen  über  eine  Interims- 
regierung, die  im  Falle  einer  königslosen  Zeit  beim  Thronwechsel 
die  Zügel  des  Staates  zu  führen  haben  würde  ^).  Die  wichtige 
Frage,  ob  der  König  gegebenen  Falles  auch  abgesetzt  werden 
kann,  wurde  schon  im  vorigen  Abschnitt  berührt.  Vielfach  wurde 
früher  der  Ansicht  offen  gehuldigt.  Das  moderne  Staatsrecht  er- 
kennt im  allgemeinen  in  der  Absetzung  des  Monarchen  kein  loyales 
Mittel,  die  Staatsidee  zu  verwirklichen;  aber  als  ultima  ratio 
steht  immer  noch  dieser  Ausweg  im  Hintergrund,  und  es  darf 
als  Rechtsgrundsatz  gelten,  dass,  wo  die  Wahl  ist  zwischen  der 
Vertreibung  des  Königs  und  dem  Verderben  des  Reiches, 
König  zu  weichen  hat.  Entstehen  dem  Staate  verhängnisvolle 
Schwierigkeiten,  die  in  der  Unfähigkeit  des  Staatsoberhauptes 
ihren  Grund  haben,  dann  haben  die  anderen  Staatsfaktoren 
die  rechtliche  Obliegenheit,  rettend  einzugreifen  und  die  Gefahr 
samt  ihrer  Quelle  zu  beseitigen  ^).  Die  modernen  Verfassungen 
tragen  meist  Sorge,  dass  absolut  untaugliche  Personen  schon  von 
vornherein  bei  der  Thronfolge  von  der  königlichen  Regierungs- 
macht ausgeschlossen  werden.  Weitere  Bestimmungen  wollen 
ein  Unheil  von  dem  Staate  abwenden,  das  etwa  dadurch  ent- 
stehen würde,  dass  der  Fürst  nach  dem  Regierungsantritt  durch 
eintretende  Geistesstörung  oder  durch  sonstiges  verschuldetes 
oder  persönlich  unverschuldetes  Verhalten  sich  unfähig  zeigt, 
die  Zügel  des  Staates  zu  führen.  Allerdings  ist  im  einzelnen 
der  zuletzt  erwähnte  Punkt  staatsrechtlich  noch  nicht  genügend 
durchgearbeitet  oder  der  Rechtsstandpunkt  noch  nicht  bestimmt 
formuliert,  aber  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  stehen  doch  fest. 
So  ist  auch  für  Schweden  die  Ansicht  keine  fremde,  dass  der 
König  (der  übrigens  in  der  schwedischen  Geschichte  wiederholt 
abgesetzt  worden  ist)^)  seine  Entsetzung  finden  könnte,    wenn 


')  Keichsakte  §§  3,  6  fg. 

2)  ßluntschli,  Lehre  vom  modernen  Staat  S.  247,  Vgl.  Althusius 
I.e.  kap.  14  S.  158  über  den  Tyrann,  qui  abutitur  juribus  majestatis  et 
potestate  sua  a  populo  accepta. 

^)  Das  letzteraal  erst  im  Jahre  1809  (Gustav  IV.  Adolph.).  Vgl.  in  der 
schwedischen  Verfassungsrevision  von  1720  den  Passus:  ..Die  Stände  sind 
ihres  Treu-  und  Huldigungseides  ledig,  sofern  der  König  seinen  Eid  und  sein 
Gelöbnis  verletzt";  zitiert  nach  v.  Frisch  S.  118.  —  Weiteres  bei  Fahlbeck, 
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er  durch  anhaltende  Unfähigkeit  oder  durch  andauerndes  Fort- 
bleiben von  dem  Lande  seinen  Eegierungspflichten  nicht  hat 
genügen  können.  Und  tatsächlich  war  in  den  beiden  Ländern, 
Norwegen  und  Schweden,  nicht  nur  für  Minderjährigkeit  des 
Thronerben  beim  Thronwechsel,  sondern  auch  für  andere  Fälle 
die  Möglichkeit  vorgesehen,  dass  eine  Interimsregierung  —  be- 
stehend aus  einer  gleichen  Anzahl  norwegischer  und  schwedischer 
Staatsratsmitglieder  —  die  Funktionen  der  Königsmacht  über- 
nehmen könnte^). 

Staatsrechtlich  liegt  bei  der  Absetzung  des  Königs  ein  Fall 
vor,  wobei  das  Moment  der  faktischen  Macht  entscheidende 
Bedeutung  für  die  Frage  des  Rechts  bekommt.  Ist  durch  die 
vollzogene  Absetzung  ein  staatlicher  Zustand  von  Ruhe  und 
innerer  Ordnung  geschaffen  und  folgt  sodann  noch  Anerkennung 
der  neugeschaffenen  Lage  seitens  der  auswärtigen  Mächte,  so 
repräsentiert  der  Anspruch  des  Königs  auf  Wiedererlangung 
des  Thrones  keinen  Rechtswert.  Für  den  König,  der  sich  nicht 
hat  halten  können,  gibt  es,  wenn  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
eine  andere  Staatsregierung  die  Zügel  in  die  Hand  genommen, 
kein  Rechtsmittel,  um  das  Abhandengekommene  zu  restituieren"^). 
Es  zeugt  diese  Tatsache,  näher  besehen,  von  einem  sehr  innigen 
Verhältnis  zwischen  der  Trägerschaft  von  königlichen  Hoheits- 
rechten und  dem  „amtlichen",  pflichtmässigen  Charakter  der 
monarchischen  Stellung.  Das  Königtum  muss,  um  sich  halten 
zu  können,  kein  blosses  Privilegium,  sondern  ihm  muss  notwendig 
ein  gewisser  Nutzwert  für  den  Staat  eigen  sein. 

Allerdings  ist  dabei  einem  Umstand  ein  wesentlicher 
Wert  beizulegen,  nämlich,  welchen  Grad  von  Deutlichkeit  der 
angebliche  Volks  wi  11  e  hat,  der  zur  Wahrung  der  Staatswohlfaln-t 
auf  Absetzung  des  Königs  besteht.  In  diesem  Zusammenhang 
mag  in  der  Geschichte  der  Staatsrechtstheorien  an  eine  eigen- 
tümliche Ansicht  erinnert  werden.  Es  wurde  im  17.  Jahrhundert 
sehr  lebhaft  betont,  dass  der  Begriff  reale  Souveränität  (niajestas 

der  1.  c.  S.  1H8  sagt:  Karl  XII.  wurde  iiiclit  entthront,  wi.  es  nadi  d» m 
Bchwcdischen  ungeschriebenen  Rcrl)i   .        liiltte  geschrh(Mi  sollen 

•)  Das  norwegische  (frundgrst  i/  i>  [\  vgl.  §  40.  lu  iclisaKtc  i>j<  .i  u.  7. 
Asche  ho  ug  8.  25. 

*)  Vgl.  Bluntschli  8.  2Ji. 
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realis)  im  Gegensatz  zu  der  vom  König  nur  funktionell  über- 
nommenen und  formellen  (majestas  formalis)  dem  Volk  als  der 
kollektiven  Einheit  aller  Staatsangehörigen  zukomme.  Diese 
Doktrin  gab  Anlass  zu  einer  Würdigung  des  einmütigen  Volks- 
\vi Ileus.  Es  wurde  nämlich  das  erwähnte  Schema  auch  auf  den 
deniokratisclien  Verfassungstypus  angewendet  und  die  Lehre 
aufgestellt  ^),  dass  in  dem  einfachen  Majoritätsbeschluss  nur  eine 
majestas  personalis  gegeben  sei,  während  die  majestas  realis 
dem  Willen  der  Gesamtbürger  entspräche,  und  nun  weiter  ge- 
folgert, dass  jede  eingreifende  Staatsverfügung,  wie  z.  B.  eine 
Verfassungsänderung,  einstimmig  erfolgen  müsse.  Es  steckt  in 
diesem  Raisonnement  ein  richtiges  Gefühl  von  der  Macht,  die 
darin  liegt,  dass  der  Volkswille  einmütig  auf  ein  Ziel  gerichtet  ist. 
In  der  Krise  in  Norwegen  im  Jahre  1905  ist  auch  für  die  staats- 
rechtliche Beurteilung  des  Geschehenen  die  Tatsache  nicht  zu 
übersehen ,  dass  die  Absetzung  des  Königs  nebst  der  damit  zu- 
sammenhängenden IJnionsauflösung  von  einer  wiederholten  Ein- 
stimmigkeit in  den  Willenskundgebungen  begleitet  war,  die  sich 
auf  die  Angelegenheit  bezogen.  Einstimmig  hatte  das  Storting 
die  Regierung  mit  der  Durchführung  des  Konsulatgesetzes  be- 
auftragt und  aus  der  Sache  eine  Staatsaffäre  gemacht;  ein- 
stimmig war  das  bedingungslose  Verlangen  der  Staatsräte,  aus 
dem  Dienste  des  Königs  als  dessen  verantwortliche  Minister  zu 
treten;  einstimmig  war  der  Stortingsbeschluss  gefasst,  der  die 
Lossagung  Norwegens  vom  König  und  von  der  Union  verkündigte, 
und  als  einstimmig  ist  die  Bestätigung  zu  charakterisieren,  die 
nachher,  am  13.  August,  das  ganze  Volk,  zur  Abstimmung  ge- 
rufen, dem  Stortingsbeschluss  gegeben  hat.  Was  sollte  das  Recht 
noch  für  ein  Wort  hinzutun  können,  wo  die  Sachen  so  lagen? 
AVas  für  ein  Recht  stände  dem  König  noch  zu  Gebote,  um  das 
ihm  entzogene  Königsamt  dennoch  für  sich  zu  behaupten?  Den 
Staatsstreich  wieder  rückgängig  machen  konnte  der  König  nur, 
indem  er  sich  an  die  Verfassung  hielt.  Die  Verfassung  erkennt 
aber  in  der  Nationalversammlung  (dem  Storting  in  Norwegen) 
den  gesetzgebenden  Faktor  ^).   Das  Storting,  das  nach  der  Sprache 


»)  Gierke,  Althusius  S.  167  fg. 

'^)  Vgl.  das  norw.  Grundgesetz  Teil  C.     Über  Bürgerrecht   und   die  ge- 
setzgebende Macht  §  49:  „Das  Volk  übt  die  gesetzgebende  Macht  durch  das 
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des  Königs  revolutionierte,  hatte,  gestützt  auf  sein  allgemeines 
staatsrechtliches  Mandat,  die  Neuerung  herbeigeführt.  Was  war 
zu  machen?  Sollte  der  gesetzgebende  Körper  durch  Gesetz  zu 
bestrafen  sein?  An  sich  schon  ist  ein  derartiger  Gedanke  un- 
vollziehbar. Einen  gesetzgebenden  Körper  kann  man  nicht 
rechtlich  verantwortlich  machen.  Es  ist  klar,  eine  Willens- 
kundgebung wie  die  norwegische  musste  das  letzte  Wort  sein, 
das  das  Recht  noch  bei  der  Sache  zu  sprechen  hatte.  Sollte 
die  Sache  darüber  hinaus  weiter  getrieben  werden,  so  könnte 
es  sich  dabei  nicht  mehr  um  Recht,  sondern  lediglich  um  Ge- 
walt handeln.  Das  hat  auch  im  vorliegenden  Fall  der  König 
erkannt.  Die  unmittelbare,  erste  Erklärung,  die  er  durch  seinen 
schwedischen  Rat  abgab,  ist  in  diesem  Geiste  abgefasst  (die 
Erklärung  des  Ministerium  Ramstedt  gegenüber  dem  schwedischen 
Reichstag  am  21.  Juni). 

Das  Fazit  des  oben  Dargelegten  dürfen  wir  dahin  ziehen. 

Die  Absetzung  eines  Fürsten  darf  in  Zeiten  der  Staatsnot 
als  ein  Schritt  gelten,  der  bei  bestimmt  qualifiziertem  Verhalten 
desselben,  nicht  über  die  Grenzen  der  erlaubten  Rechtsmittel 
hinausfällt.  Die  Frage  ist:  Wie  muss  eine  solche  Notlage 
sein?  Ferner:  Wie  muss  die  Haltung  des  Königs  beschaffen 
sein,  um  die  Absetzung  zu  rechtfertigen? 

Der  ausdrücklichen  Staatslehre  moderner  Verfassungen  ge- 
mäss ist  d  e  r  K  ö  n  i  g  für  seine  Person  unverantwortlich^).  „Die 
Person  des  Königs"  —  so  erklärt  das  norwegische  Grundgesetz 
S  5  —  „ist  heilig.  Er  kann  nicht  getadelt  oder  angeklagt 
werden".  Es  ist  somit,  nach  moderner  Anschauung,  dem  König 
durch  das  Recht  im  einzelnen  nicht  beizukommen.  Diese  Un- 
verantwortlichkeit  wurde  schon  oft  als  unbefriedigeiul  cmpfuiuleii. 
und    die    Bestimmung    wurde    durch    Revolution    durchbroclu'u. 


Storting  aus".  Ferner  §  75:  „Es  kommt  dem  Stortiny  zu  a)  (u'st't/(>  /,ii 
geben  und  aufzuheben".  Nach  §§  77,  78  hatte  der  König  ein  Zustimniungs- 
recht,  das  aber  gewissermassen  (vgl.  (rrundgesetz  §  79  und  die  durch  das 
parlamentarische  Regime  gebotene  Praxis)  zu  einer  Zustimmungspflicht  wurde 
')  Die  Lehre  von  der  l'nverantwortlichkeit  der  monarchischen  Per- 
sönlichkeit stammt,  ihrer  modernen  Form  nach,  von  lliinland,  wo  der  Grund- 
satz „the  king  can  do  no  wrong"  schon  unter  llciiiriih  111.  aufkan).  Siehe 
V.  Frisch  S.  121  fg. 
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Eine  durch  Revolution  bewirkte  Absetzung  des  Königs  schafft, 
wie  oben  ausgeführt  wurde,  keineswegs  einen  Zustand  chronischer 
Rechtlosigkeit  in  der  Landesregierung.  Aber  ist  die  Revolution 
selbst  jemals  Recht?  Die  Frage  kann  nicht  beantwortet  werden, 
ohne  dass  das  Wort  Recht  die  Fassung,  in  der  es  in  der  bis- 
herigen Argumentation  benutzt  wurde,  verliert  und  im  Sinne 
eines  speziell  ethischen  Begriffes  verstanden  wird.  Es  wird  der 
Pfad  strikter  juristischer  Deduktionen  einen  Augenblick  verlassen, 
wenn  auf  die  oben  aufgeworfene  Frage  die  Antwort  gegeben  wird: 
Eine  Revolution  ist  nicht  immer  Unrecht^);  die  moralische 
Zulässigkeit  wird  zunächst  dadurch  für  bestimmte  Fälle  behauptet. 
Es  kommt  darauf  an,  die  Prämissen  für  den  Staatsstreich  fest- 
zustellen; geben  diese  eine  moralische  Berechtigung  dafür,  so 
wird  die  juristische"  Charakteristik  des  Vorgefallenen  danach  zu 
bilden  sein. 

In  dem  hier  vorliegenden  Falle  ist  der  Analyse  jener  Prä- 
missen durch  die  faktisch  vorhandenen  Umstände  folgender  Weg 
vorgezeichnet : 

Es  wurde  der  Grundsatz  erwähnt,  dass  der  König  persön- 
lich unverantwortlich  ist,  und  es  wurde  auf  die  staatsrechtlichen 
Schwierigkeiten  hingewiesen,  die  aus  diesem  Rechtsaxiom  der 
Monarchie  erwachsen  mögen.  Das  moderne  Recht  hat  hierfür 
eine  gewisse  Abhilfe  geschaffen,  indem  es  ein  für  den  Zweck 
ziemlich  ausreichendes  Mittel  erfunden  hat,  um  die  nötigen 
(larantien  für  die  Leitung  der  Staatsaffären  zu  besitzen.  Dies 
drittel  ist  das  Rechtsinstitut  der  M  i  n  i  s  t  e  r  v  e r  a  n  t  w  o  r  1 1  i  c h  k  e  i  t  -). 

*)  Lammascii  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  3,  1887, 
8.  491:  „Kein  vorurteilsfreier  Kenner  der  Weltgeschichte  wird  es  leugnen, 
dass  Revolutionen  und  Reaktionen,  welche  für  den  Kriminalisten  nichts  als 
eine  Folge  schwerer  Verbrechen  darstellen,  für  die  Entwickelung  so  manchen 
\'olkes  die  Ausgangspunkte  eines  neuen  frischen  blühenden  Lebens  geworden 
sind".  Auf  diese  Stelle  hat  mich  mein  Kollege  Prof.  Fleischraann  (damals 
in  Halle)  aufmerksam  gemacht. 

'^)  V.  Frisch  S.  104,  188.  Der  Autor  bemüht  sich  nachzuweisen  (vgl. 
S.  11),  wie  die  Forderung  einer  Mitwirkung  verantwortlicher  Minister  dem 
Throne  einen  gewissen  Schutz  gewährt,  aber  wie  v.  Frisch  selbst  in  der 
nachfolgenden  geschichtlichen  Darstellung  nachweist  (siehe  S.  20,  öäfg.), 
hatte  —  nach  Ansätzen  in  England  —  die  erste  verfassungsmässige  Ein- 
führung einer  obligatorischen  Kontrasignatur  (bei  der  Nationalversammlung 
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Obwohl  unverantwortlich  oder  „heilig"  für  seine  Person,  findet 
doch  der  König  seine  Staatshandlungen  dem  Verantwortlichkeits- 
prinzip ausnahmslos  unterstellt.  Er  kann  nicht  handeln  ohne 
die  Minister,  diese  aber  sind  verantwortlich.  So  ist  auch  nach  dem 
oben  zitierten  §  5  des  norwegischen  Grundgesetzes  der  Rat,  der 
dem  König  zur  Seite  steht,  v  e r  a  n  t  w  o  r  1 1  i  eh.  Da  nun  verfassungs- 
mässige Bedingung  dafür,  dass  das  vom  König  Beschlossene  eine 
Staatshandlung  sein  soll,  die  Gegenzeichnung  des  Ministers  ist, 
so  hat  der  Staat  hierin  ein  Mittel,  die  Königsgewalt  mit  den 
erwünschten  Schranken  zu  umgeben.  Das  Mittel  der  Minister- 
verantwortlichkeit ist  ja  nach  den  speziellen  Bestimmungen  der 
verschiedenen  Staatsverfassungen  in  ungleicher  Weise  ausgenutzt. 
Es  hatte  in  Norwegen  wie  in  Schweden  einen  hohen  Grad  von 
Bedeutung.  Die  Idee,  dass  hinter  dem  einzelnen  Regierungsakt 
verantwortliche  und  eventuell  durch  das  Recht  zu  belangende 
Männer  stehen  mussten,  hat  hier  eine  wesentliche  Verschärfung 
erhalten.  Wo  immer  es  sich  um  einen  bedeutungsvolleren 
Regierungsakt  handelt,  ist  der  König  verpflichtet,  seinen  ganzen 
Staatsrat  darüber  anzuhören.  Die  Pflicht  sämtlicher  Räte 
(nicht  nur  etwa  des  vortragenden  Rates)  unaufgefordert  über 
die  Saclie  ihre  Meinung  zu  Protokoll  zu  geben,  wird  eingeschärft; 
es  ist  namentlich  interessant  zu  konstatieren,  wie  die  schwedische 
Regierungsform  es  den  Staatsräten  vorschreibt,  gegebenen  Falles 
gegen  einen  Königsentschluss  zu  protestieren,  bei  Gefahr  sonst 
dafür  zur  Verantwortung  gezogen  zu  werden^).  Was  speziell 
Norwegen  betrifft,  dessen  politische  Geschichte  die  vorliegende 
Untersuchung  veranlasst  hat,  so  war  die  Möglichkeit,  sich  eine 
Regierung  in  Übereinstimmung  mit  dem  Volkswillen  zu  sichern, 
verfassungsmässig  weit  ausgenutzt.  Während  nacli  der  Ver- 
fassung (Norwegens  Grundgesetz  §  79)  ein  Stört ingsbescliluss 
auch  ohne  königliche  Sanktion  Gesetz  werden  konnte,  schrieb 
die  Verfassung  §  31  vor,  dass  alle  vom  König  selbst  erlassenen 
Befehle  (militärische  Kommandosachen  ausgenommen)  von  vuwm 

von  1789  in  Frankreich)  zum  Ziel,  auf  die  Handlungen  des  Staatschefs  den 
Verantwortlichkeitsgedanken  zur  Anwendung  zu  bringen. 

')  Aschehoug  I.e.  S.  111  fg.     Fahlbeck  S.  155.     v.  Frisch  S.  9(). 
154  fg.,  210  fg. 


§  50.    Vulkswillc  —  Kjiiiigswille  —  Ministerverantwortlichkeit       337 

der  Staatsminister  kontrasigniert  werden  sollten.  —  Und  tat- 
silclilicli  konnte  sich  der  Staatsminister  bei  dem  in  Norwegen 
lierausgeliildeten  parlamentarischen  Regierungssystem  nicht  auf 
dir  Daner  in  Gegensatz  zum  Storting  stellen. 

Die  Eiitwickelung  der  Dinge  nahm  nun,  infolge  der  Stellung 
der  Iviniigsmacht  zu  einer  verfassungsmässig  vorgebrachten  Sache, 
i'imii  solchen  Verlauf,  dass  dies  Prinzip  nicht  mehr  durch- 
tüh  rbar  blieb.  In  dem  Augenblick  aber,  wo  dies  Hauptprinzip  des 
konstitutionellen  Staatslebens  versagte,  trat  die  Katastrophe  ein, 
und  die  monarchische  Dynastie  brach  zusammen.  So  wie  der 
Vorgang  sich  abspielte,  könnte  man  an  einen  hohen  Staats- 
beamten denken,  dessen  persönliche  Auffassung  von  seiner  Amts- 
lioheit  nicht  mit  den  von  Staats  wegen  aufrechterhaltenen  An- 
forderungen zu  vereinbaren  ist,  und  der  darum  auch  seiner 
Stellung  entsetzt  wird.  Im  Folgenden  soll  die  Krise,  insofern 
die  berührten  staatsrechtlichen  Momente  darin  zum  Vorschein 
kommen,  kurz  charakterisiert  werden.  Die  Lehren,  die  sich 
aus  der  norwegisch-schwedischen  Unionsauflösung  überhaupt 
entnehmen  lassen,  erhalten  in  diesem  Punkte  ihren  höchsten 
Wert. 

Es  waren  wiederholt  ohne  Ergebnis  Verhandlungen  über 
ein  eigenes,  von  dem  schwedischen  getrenntes  Konsulatwesen 
für  Norwegen  geführt.  Vielfach  war  mit  der  Konsulatsache 
die  Frage  verflochten,  die  Ordnung  der  diplomatischen  und 
ministeriellen  Vertretung  nach  aussen  für  Norwegen  in  neuer, 
den  Anforderungen  eines  souveränen  Staates  besser  als  bisher 
entsprechender  Weise  zu  gestalten.  Über  die  verfassungsmässige 
Berechtigung  der  von  Norwegen  gestellten  Forderungen  war 
kein  Zweifel.  Die  mit  Schweden  eingeleiteten  Verhandlungen 
scheiterten  indessen  immer;  zuletzt,  weil  von  schwedischer  Seite 
Forderungen  entgegengestellt  wurden,  die  der  Idee  eines 
souveränen  Staates  Hohn  sprachen.  Norwegen  würde,  wenn  es, 
wie  ihm  von  den  Schweden  zugemutet  wurde,  seine  eigenen 
Beamten  der  amtlichen  Kontrolle  eines  fremden  Staates  unter- 
stellte, in  einem  entscheidenden  Punkte  nur  sekundäres  Recht 
für  sich  beibehalten  haben.  Aber  wie  Jellinek  es  ausdrückt: 
Ein  Staat  kann  seine  Souveränität  nur  ganz  und  ohne  Rückhalt, 

Aall  und  Gjolsvik:  Die  norwegisch-scliwedisclie  Union  <i2 
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oder  er  kann  sie  gar  nicht  aufgeben  ^).  Die  Antwort  des  nor- 
wegischen Stortings  auf  diese  Zumutung  war  die  bedingungs- 
lose Forderung,  dass  die  grundgesetzmässig  zulässige,  von  dem 
Volk  begehrte  Anordnung  verwirklicht  würde.  Um  den  Staats- 
willen zu  realisieren,  hatte  man  sich  in  letzter  Instanz  an  den 
König  zu  wenden. 

Die  einstimmige  Willenskundgebung  der  norwegischen 
Nationalversammlung  musste  wohl  als  vollgültiger  Ausdruck 
des  Volkswillens  betrachtet  werden.  Ihr  stellte  der  Ausüber 
der  Königsgewalt  sein  Veto  entgegen.  Das  musste  die  Krise 
akut  machen.  Rechtlich  kann  der  Gegensatz  darüber  hinaus 
keine  Steigerung  erleiden,  dass  einerseits  Nationalversammlung 
und  Ministerium  einstimmig  eine  Willenserklärung  abgeben, 
anderseits  der  König  einen  entgegengesetzten  Entschluss  fasst. 
Es  kamen  aber  noch  Erwägungen  hinzu,  um  das  Gefühl  der 
Unbilligkeit  moralisch  zu  verschärfen.  Das  norwegische  Volks- 
gefühl revoltierte  um  so  mehr  gegen  die  Politik  des  Königs, 
als  diese  nicht  durch  Rücksicht  auf  die  interne  Souveränität 
Schwedens  dem  für  Schweden  und  Norwegen  gemeinsamen  König 
notwendig  gemacht  worden  war.  Denn  in  keinem  Punkte  war 
Norwegen  Schweden  zu  nahe  getreten.  Das  norwegische  Konsulat- 
gesetz, das  dem  König  zur  Sanktion  unterbreitet  wurde,  enthielt 
keinen  Paragraphen,  wodurch  etwa  schwedische  Männer  oder 
schwedische  Institutionen  irgendwie  dem  norwegischen  Ver- 
waltungsrecht unterstellt  worden  wären.  Sondern  der  Wider- 
stand des  Königs  entsprang  einzig  und  allein  der  Tatsache, 
dass  das  norwegische  Gesetz  mit  einem  Ideal  schlecht  harmonierte, 
das  der  König  festhalten  zu  müssen  glaubte.  Dies  Ideal  war 
kein  verfassungsmässig  ausgeprägtes  oder  irgendwie  rechtlich 
begründetes;  es  entstammte  nur  einer  einflussreichen  grossen 
Partei  in  Schweden.  Die  faktische  Lage  war  also  die,  dass  die 
norwegische  Königsmacht  das  Land  in  eine  Verfassungskrise 
liineintrieb,  weil  diese  Macht  sich  mit  einem  schwedischen 
Unionsprinzip   identifizierte.     Als   der   König   auf   Stockholms 


')  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  S.  57.  Dieser  (irumlsnt/ 
wurde  schon  von  Dunker,  Oin  Revision  af  ForeningsakUii  1  S.  II  fg.  aut 
den  vorliegenden  Rechtsfall  angewendet. 
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Scliloss  am  27.  Mai  das  norwegische  Konsulatgesetz  von  nor- 
wegischen Staatsräten  zur  Bestätigung  vorgelegt  bekam,  war 
ihm  die  Erklärung  eines  aus  dem  schwedischen  Reichstag  zu- 
sammengesetzten Geheimkomitees  (Hemliga  Utskott)  unterbreitet, 
und  der  vom  König  im  Staatsrate  vorgelesene  Beschluss  verriet 
—  schon  in  seiner  sprachlichen  Form  — ,  dass  der  Rat,  den  der 
norwegische  König  sich  verfassungsmässig  doch  von  norwegischen 
Männern  zu  holen  hatte,  von  Schweden  herrührte.  Eine  drin- 
gende Vorstellung  der  norwegischen  Minister  an  den  König,  er 
möge  sich  nach  Kristiania  begeben  und  über  die  norwegische 
Angelegenheit  nicht  auf  schwedischem  Boden  entscheiden,  wurde 
abgelehnt.  Der  schwedische  Traum  von  Stockholm  als  dem 
politischen  Zentrum  eines  die  skandinavische  Halbinsel  um- 
fassenden Einheitsstaates  schien  zur  Wirklichkeit  werden  zu 
wollen.  —  Dahin  hatte  es  die  Königsmacht  Norwegens  gebracht, 
Norwegens,  das  dem  ersten  Paragraphen  seines  Grundgesetzes 
gemäss  ein  freies  selbständiges,  unteilbares,  unveräusserliches 
Reich  ist,  ein  Reich,  das  infolge  ebendesselben  vom  König  be- 
schworenen Grundgesetzes  (vgl.  daselbst  §  42)  und  in  Überein- 
stimmung mit  wiederholten  Erklärungen  schwedischerseits,  nach 
dem  Grundsatz  vollkommener  Gleichstellung  mit  Schweden  zur 
Geltung  kommen  sollte. 

Ein  Entschluss,  wie  der  des  Königs,  musste  unvermeidlich 
zu  dem  führen,  was  nun  folgte. 

Die  norwegischen  Minister  befanden  sich  in  einer  eigentüm- 
lichen Lage.  Der  Grundsatz  der  Ministerverantwortlich- 
keit musste  sich  ihnen  in  all  seiner  Strenge  geltend  machen.  Der 
Ernst  dieses  Rechtsprinzipes,  seine  spezielle  Beziehung  zur  Frage 
der  Kontrasignatur  war  auch  in  dem  Lande,  dessen  Gesichts- 
punkte beim  König  den  Vorrang  hatten  (in  Schweden  also),  voll- 
ständig verstände];!.  Das  staatsrechtliche  Vorgehen  der  Norweger 
erhielt  eine  moralische  Unterstützung  noch  dadurch,  dass  keine 
einseitige  und  der  Gegenpartei  unbekannte  Methode  benutzt 
wurde.  Nach  schwedischem  Staatsrecht  ist  für  die  Minister 
die  Gegenzeichnung  zu  verweigern  unter  Umständen  Vorschrift  ^). 
Wenn  der  König  auf  einem  Entschluss  verharrt,  der  nach  dem 


')  Aschehoug  S.  112,  v.  Frisch  S.  210  fg. 

22* 
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Ermessen  seines  verantwortlichen  Rates  gegen  das  Staatswohl 
geht,  so  ist  der  vortragende  Minister  nach  der  Regierungsform 
von  1809  §  38  sowohl  berechtigt  als  verpflichtet,  die  Kontra- 
signatiir  zu  verweigern  und  sein  Amt  niederzulegen;  ob  er  sein 
Amt  wieder  annehmen  darf,  beruht  darauf,  ob  die  Reichsstände 
nach  erfolgter  Prüfung  seines  Verhaltens  dasselbe  auch  billigen. 
Für  die  norwegischen  Staatsräte  konnte  keine  Unklarheit 
bestehen  über  die  Folgen,  die  sie  über  ihr  Haupt  herab- 
beschwören würden  für  den  Fall,  dass  sie  durch  Gegenzeichnung 
für  den  Widerstand  des  Königs  gegen  den  Landeswillen  die 
Verantwortung  übernahmen  ^).  Ihr  allgemeines  Bewusstsein  von 
der  Tragweite  eines  derartigen  Schrittes  musste  noch  erhöht 
werden  durch  spezielle  Erfahrungen  in  der  politischen  Geschichte 
Norwegens.  Sie  würden  vor  dem  sog.  Reichsgericht  verklagt  werden. 
Dies  Gericht  war  unlängst,  im  Jahre  1884,  mit  Nachdruck  zur 
Anwendung  gebracht  gegen  Minister,  die  entgegen  dem  Stand- 
punkt des  Stortings  das  Postulat  aufrecht  erhielten,  dem  König 
käme  in  gewissen  Fällen  ein  absolutes  Veto  zu.  Das  ganze 
Staatsleben  trug  seit  der  in  dem  genannten  Jahre  erfolgten 
Verurteilung  der  ultraroyalistischen  Minister  das  Gepräge  des 
durchgeführten  Parlamentarismus.  Eine  Regierungspolitik  im 
Gegensatz  zu  dem  durch  die  Nationalversammlung  bekundeten 
Volkswillen  war  von  vornherein  aussichtslos.   Ja,  mehr  als  das. 


*)  Sonderbarer  Weise  findet  v.  Frisch  S.  91  (vgl.  S.  211  fg.),  der  sich 
hierin  auch  auf  Aschehoug  S.  212  berufen  kann,  dass  nach  den  §§  80,  31 
des  norweg.  Grundgesetzes  „trotz  der  Gegenzeichnung  keine  Yerantwortlifh- 
keit  eintritt,  wenn  der  betreffende  Rat  im  Staatsrate  Gegenvorsttllungt  n  i  r- 
hoben  und  protokolliert  hat",  v.  Frisch  fü*j;t  hinzu:  „Nur  wenn  dieses  nicht 
der  Fall  ist,  kann  die  .\nklage  gegen  ihn  erhoben  werden".  Hiergegen  ist 
zu  sagen:  §  31  ist  eine  Vorschrift  für  den  in  seinem  Amte  bleibenden 
Staatsminister.  Und  §  30  enthält  nicht,  was  v.  Frisch  in  das  Gesetz  hinein- 
legt. Der  betreffende  Passus  lautet:  „Wer  nicht  in  solcher  Weise  Einspruch 
erhoben  hat,  von  dem  wird  angenommen,  dass  er  mit  dem  Koiiiirc  <  inii:  i:«- 
wesen  sei  und  er  ist  dafür  verantwortlich  .  .  .  und  kann  .  .  vor  (lein 
Reichsgerichte  angeklagt  werden".  Dass  die  Straffolgcn  tiir  (inen  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Konsons  mit  dem  betretTtiKloi  K(iiiiuslM>sc!ilnss 
eigens  verkündigt  werden,  ist  doi  h  nidit  gleichbedeutend  mit  r'iuw  I'jhIk  Inin- 
jeder  Verantwortlichkeit  für  einen  IJeistand  anderer  An  1h  im  Zii-tamli 
briiigrn  eines  verwertiichen  Staatsaktes. 
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Sie  wäre  ein  gefährliches  Spiel  gewesen.  Es  war  sicher  keine 
Übertreibung  der  norwegischen  Minister,  wenn  sie  dem  König, 
als  er  auf  dem  Stockholmer  Schloss  die  Sanktion  verw^eigerte, 
zu  erkennen  gaben,  dass  der  Norweger,  der  sich  dazu  herbei- 
lassen würde,  die  Kontrasignatur  vorzunehmen,  in  demselben 
Augenblick  ohne  Vaterland  sein  würde. 

Freilich  gaben  jene  Männer,  entsprechend  der  Würde  der 
Lage,  statt  einer  persönlichen  eine  prinzipielle  Begründung 
ilires  Standpunktes:  eine  Sanktionsverweigerung,  die  nicht  aus 
Rücksicht  auf  norwegische  Interessen  begründet  sei,  die  ferner 
eine  Verneinung  der  Souveränität  des  norwegischen  Reiches  und 
die  verfassungswadrige  Einführung  eines  persönlichen  Königs- 
regimentes bezeichne,  eine  solche  Sanktionsverweigerung  könnten 
sie  nicht  kontrasignieren. 

Mussten  sie  es  aber  nicht?  ^)  Die  Frage  muss  sowohl 
aus  Gründen,  die  der  staatsrechtlichen  Lage  in  Norwegen  als 
aus  Gründen,  die  einer  allgemeinen  Rechtsbetrachtung  ent- 
nommen sind,  mit  Nein  beantwortet  werden. 

Keine  Rechtsvorschrift  ist  gültig,  die  einem  Schein 
statt  einer  Realität  dienen  würde.  Die  reelle  Bedeutung  der 
Kontrasignatur  ist  aber  die,  dass  willensfähige  Männer  durch  ihre 
bestätigende  Unterschrift  eine  Willenserklärung  mit  ihrer  Verant- 
wortung decken.  Aber  kein  Recht  aus  dem  privaten  oder  öffent- 
lichen Leben  kann  ein  Vernunftwesen  dazu  überreden,  die 
Pflicht  der  Verantwortung  für  eine  derartige  Tat  zu  übernehmen 
oder  überhaupt  eine  derartige  Tätigkeit  zu  unterstützen,  in  der 
es  einen  Nachteil  erblickt  für  das  höchste  Ideal  des  Rechts- 
subjektes: nämlich  für  das  Heil  des  Vaterlandes.  Eine  aus- 
drückliche Erklärung  in  dieser  Richtung  war  schon  früher  nor- 
wegischerseits  im  Jahre  1847  vom  Justizminister  abgegeben: 
weder  das  Grundgesetz  noch  irgendein  Rechtsgrundsatz  mache 
die  Kontrasignatur  zur  obligatorischen  Pflicht  der  bisher 
fungierenden  Minister;  auf  diese  Erklärung  wiesen  auch  die 
norwegischen  Minister  im  Jahre  1905  hin,  als  sie  vom  König 
ihren  Abschied  verlangten. 

Eine  wichtige  Rechtsmaxirae  wird  somit  wiederum  in  dem 

'j    über   die   Gescliiclite   der  Gegenzeichnung  siehe   v.  Frisch  S.  11  ff. 
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norweg'isch-scliwedisclien  Konflikt  trefflich  zum  Ausdruck  ge- 
bracht. Der  König  hatte  in  der  Staatsratssitzung  vom  27.  Mai 
behauptet :  es  sei  die  Pflicht  der  Staatsräte,  über  die  Behandlung 
und  Entscheidung  der  Sache  Protokoll  aufzusetzen  und  zu 
kontrasignieren.  Hiergegen  wurde  der  Standpunkt  des  Rechtes 
in  der  Mitteilung  des  Staatsministers  Michelsen  an  das  Storting 
vom  7.  Juni  folgendermassen  ausgedrückt: 

„Keine  Regierung  und  keins  ihrer  Mitglieder  können  in 
einem  verfassungsmässig  regierten  Lande  gezwungen  werden, 
gegen  ihren  Willen  mit  der  Verantwortung  eines  Ministers 
zu  bleiben,  wenn  ihre  unter  Verantwortlichkeit  erteilten 
Ratschläge  in  grossen  und  für  das  Vaterland  entscheiden- 
den Fragen  von  dem  nicht  verantwortlichen  Staatschef  nicht 
befolgt  werden.  Es  ist  unter  solchen  Umständen  das  zweifel- 
lose Recht  jedes  einzelnen  Mitgliedes  als  freier  Mann  von 
seinem  Amte  zurückzutreten"  ^). 

Welche  Lage  war  nun  durch  diese  Sanktionsverweigerung 
und  Verweigerung  der  Kontrasignatur  jener  Sanktionsverweigerung 
geschaff'en  ? 

Die  ganze  Staatsmaschinerie  musste  stocken.  Die 
zahlreichen  Handlungen,  grosse  und  kleine,  in  denen  sich  das 
Staatsleben  äussert,  mussten  unausgeführt  bleiben.  Auch  bezüg- 
lich des  Konsulatgesetzes  lag  kein  Staatsakt  vor ;  die  Willenser- 
klärung des  Königs  als  solche  war  noch  kein  Staatsakt.  Denn 
dazu  wäre  nach  dem  norwegischen  Grundgesetz  §  31  die  Gegen- 
zeichnung  des   Staatsministers   erforderlich;    und   diese   wurde 

*)  Nachdem  das  Obige  geschrieben  war,  finde  ich  bei  v.  Frisch,  der 
S,  194  den  Ministern  das  unbedingte  Recht  zuerkennt,  dass  sie  jeden  Moment 
ihre  Stellung  niederlegen  können,  S.  193  folgendes:  „Es  ist  keine  Rede  da- 
von, dass  die  Minister  sich  nur  den  Befehlen  der  Staatsoberhäupter  zu  fügen 
hätten;  tun  sie  das,  so  ist  es  ihr  freier  Wille;  sie  können  gehorchen,  aber 
sie  können  dazu  nicht  gezwungen  werden;  .  .  .  kontrasigniert  der  Minister 
den  Regierungsakt,  so  ist  dies  dann  ein  von  ihm  ausgehender  Akt**. 

Vgl.  die  berühmte  Maxime  bei  Kant  (Ges.  Schriften,  herausgeg.  v.  der 
kgl.  Preuss.  Akad.  d,  Wissensch.  Bd.  4  S.  429):  „Handle  so,  dass  du  die 
Menschheit  sowohl  in  deiner  Person  als  in  der  Person  eines  anderen  .  .  . 
niemals  bloss  als  Mittel  brauchst".  Ferner  von  demselben  Philosophin 
(a.  a.  «.).  S.  484)  die  Worte  über  die  Würde  eines  vernünftigen  Wesens,  das 
keinem  (iesetzc  gehorcht,  als  dem,  das  es  zugleich  selbst  gibt. 
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verweigert.  Die  Krise,  in  die  das  norwegische  Staatsleben  ein- 
trat, knüpfte  also  an  einen  Bruch  der  konstitutionellen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  König  und  seinem  Rate.  Das 
Land  will  aber  notwendig  regiert  sein.  Wie  war  der  Not  abzu- 
helfen? Plötzlich  ein  neues  Organ  zu  schaffen,  würde  nur  ein 
schlechter  Ausweg  sein.  Denn  woher  sollte  ein  solches  die 
Autorität  gewinnen,  die  nur  das  verfassungsmässig  Errichtete 
verleiht?  Bei  diesen  Schwierigkeiten  musste  sich  die  Aufmerk- 
samkeit unwillkürlich  auf  ein  originelles  staatsrechtliches  Institut 
Norwegens  lenken.  Der  norwegische  Staatsrat  war  mit  einer 
stetig  wiederholten  Kompetenz  ausgestattet,  bei  laufenden  ge- 
schäftlichen Angelegenheiten  des  Staates  die  Königsmacht  zu 
vertreten.  Der  König  lebte  während  der  überaus  längsten  Zeit 
ausserhalb  des  Landes;  faktisch  gestalteten  sich  die  Verhältnisse 
so,  dass  er  für  gewöhnlich  in  Stockholm  residierte  und  sich  nur 
besuchsweise  auf  Tage  oder  Wochen  in  Norwegen  aufhielt. 
§  13  des  norwegischen  Grundgesetzes  enthält  nun,  um  etwaigen 
Verschleppungen  usw.  der  inneren  Verwaltung  vorzubeugen, 
die  Bestimmung,  dass  sie  an  des  Königs  Stelle  von  einer  damit 
beauftragten  Abteilung  des  Staatsrates  (fünf  Mitglieder  samt  dem 
Ministerchef)  in  dem  vom  König  bestimmten  Maasze  besorgt  werden 
solle.  Für  diese  Abteilung  des  Rates  war  die  Bezeichnung  „nor- 
wegische Regierung"  festgesetzt.  „Diese  soll  die  Regierung  im 
Namen  des  Königs  und  an  seiner  Statt  führen"  (vgl.  auch  daselbst 
§  32).  Infolge  dieser  Einrichtung  hatte  sich  das  norwegische  Volk 
gewöhnt,  die  Regierung  vielfach  ohne  den  König  in  Funktion  zu 
sehen  ^).  Da  nun  gerade  durch  die  Haltung  des  dem  Volke  ent- 
fremdeten Königs  bedenkliche  Schwierigkeiten  für  die  Landes- 
regierung entstanden,  musste  sich  die  Frage  von  selbst  ergeben, 
ob  nicht  dem  Staate  dadurch  am  besten  gedient  würde,  wenn 
man  die  habituelle  Abwesenheit  des  Königs  in  eine  per- 
manente umwandelte  und  die  verfassungsmässigen  Bande 
zwischen  ihm  und  dem  Volke  löste. 

Die  Art  der  Lösung  der  Staatskrise   schien  in  dieser 
Weise  dem  norwegischen  Volke  durch  die  Verhältnisse  unzwei- 


^)   Eine   analoge  Einrichtung   auch   in   Schweden   hatte   dort,   wo   der 
König  meist  im  Lande  bUeb,  eine  viel  geringere  praktische  Bedeutung. 
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deutig  vorgezeichnet.  Aber  noch  bestand  ja  zu  Recht  der  zweite 
Hauptfaktor  der  norwegischen  Staatsverfassung,  nämlich  der 
mit  Schweden  gemeinsame  König.  Auch  von  ihm  aus  konnte 
die  Initiative  zur  Herbeiführung  einer  Lösung  ergriffen  werden. 
Er  war  in  jeder  Weise  vorbereitet  worden.  Bei  der  bedeut- 
samen Staatsratssitzung  in  Stockholm  am  27.  Mai  hatte  die  nor- 
wegische Staatsratsabteilung  in  klaren  Worten  ausgesprochen, 
dass  ein  Festhalten  an  der  Sanktionsverweigerung  gewiss  zur 
Auflösung  der  Union  führen  müsse.  Gleichzeitig  kündigten 
die  norwegischen  Staatsräte  dem  König,  der  seine  verfassungs- 
mässige Stellung  ja  nur  durch  seinen  Rat  ausüben  kann,  ihren 
Dienst  auf. 

In  diesem  Augenblick  bot  der  norwegische  Staat  in  der  Tat 
einen  eigentümlichen  Anblick ;  einen  festauftretenden,  auf  alles 
gefassten  Staatsrat  und  eine  Königsmacht,  die  sich  nicht 
in  verfassungsmässigen  Formen  betätigen  konnte.  Durch 
den  König  war  der  Volkswille,  obwohl  letzterer  in  potenzierter 
Form  vorgebracht  war,  nicht  zur  Geltung  gelangt.  Das  war  schon 
bedenklich  genug;  denn  dieser  Volkswille  hatte  zum  Inhalt  das 
unverkürzte  Selbstbestimmungsrecht  Norwegens  über  eigene  An- 
gelegenheiten, und  nach  dem  vom  König  beschworenen  Grund- 
gesetz ist  Norwegen  ein  freies  selbständiges  Reich.  Es  war 
aber  noch  ein  zweites  hinzugekommen,  was  die  konstitutionelle 
Krise  in  aller  Form  akut  machte.  Es  erfolgte  die  Absage 
sämtlicher  Minister,  und  der  König  fand  keinen  Ersatz  für  sie. 
Er  weigerte  sich,  die  Absage  entgegenzunehmen;  seine  Worte 
drückten  formell  keinen  absoluten  Verzicht  aus,  das  Land  ver- 
fassungsmässig durch  einen  Rat  regieren  zu  lassen;  aber  der 
königlichen  Erklärung  folgte  keine  äquivalierende  Tat.  Treff- 
lich wird  die  Lage  charakterisiert  in  der  Erklärung  der  nor- 
wegischen Staatsräte  an  den  König  am  Vorabend  des  grossen 
Tages  der  nationalen  Freimachung  (7.  Juni):  „Eure  Majestät 
haben  erklärt,  dass  eine  andere  Regierung  jetzt  nicht  gebildet 
werden  kann.  Eure  Majestät  haben  dies  als  so  klar  erwiesen 
angesehen,  dass  der  König  Norwegens  in  diesen  ernsten  Tagen 
auf  dem  Schlosse  zu  Stockholm  verblieben  ist,  ohne  einen  Ver- 
such zu  machen,  das  Land  wieder  in  verfassungsmässige  Ver- 
hältnisse zurückzuführen". 
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Unläugbar  muss  ein  Umstand  bei  dem  jetzigen  Stadium  der 
Krise  auffallen:  das  völlige  Fehlen  der  Initiative  seitens 
der  Königsmacht  ^).  Welchen  Ausweg  sollte  er  auch  benutzen, 
wenn  er  nicht  nachgeben  wollte?  Kein  Organ  der  Presse,  keine 
politische  Versammlung,  keine  private  Kundgebung  stellte  den  Bei- 
stand irgendeines  Norwegers  für  die  Politik  des  Norwegerkönigs  in 
Aussicht.  —  Alles  ein  argumentum  ex  silentio  gegen  die  Er- 
füllbarkeit jenes  vagen  Versprechens,  das  sich  vielleicht  in  dem 
„jetzt"  verbirgt  bei  der  Königlichen  Erklärung  am  27.  Mai: 
„Da  es  mir  klar  ist,  dass  eine  andere  Regierung  jetzt  nicht  ge- 
bildet werden  kann  ..."  etc. 

Wollte  der  König  denn  nachgeben? 

Es  ist  nicht  möglich,  in  der  Haltung  des  Königs  irgendeinen 
Plan  zu  entdecken.  In  der  mehrtägigen  Zwischenzeit  zwischen 
dem  28.  Mai  und  7.  Juni  verhielt  er  sich  —  soweit  zu  ersehen  — 
völlig  passiv.  Für  die  Zuschauer  musste  der  Eindruck  zurück- 
bleiben, dass  der  Gipfel  der  Ratlosigkeit  erreicht  war.  Die 
Initiative,  die  von  des  Königs  Seite  ausblieb,  wurde  von  den 
anderen  Faktoren  des  norwegischen  Staates  ergriffen.  Die 
Staatsräte  hielten  fest  an  ihrer  Forderung,  von  ihrer  Stelle  zu- 
rückzutreten. Eine  Regierung  o h n e  M i n i s t e r  heisst  aber  po- 
litischer Absolutismus.  Das  wäre  ein  Zustand,  dem  sich  ein 
freies  Volk  auf  Leben  und  Tod  widersetzt,  wie  er  die  nor- 
wegische Verfassung  ausdrücklich  umwerfen  würde.  §  1  des 
Grundgesetzes  erklärt:  Die  norwegische  Regierungsform  soll 
eingeschränkt  monarchisch  sein.     Was  war  zu  tun? 

Es  ist  —  zumal  von  schwedischer  Seite  —  behauptet 
worden,  eine  loyalere  Lösung  wäre  die  Einsetzung  einer  vor- 
läufigen Regentschaft,  die  Verhängung  einer  Suspension  der 
Königsmacht.  Ratschläge,  zumal  a  parte  post,  kosten  nichts, 
und  Tadel  wird  nicht  immer  ungern  ausgesprochen.  Die 
leitenden  Staatsmänner  in  Norwegen  haben  sich  nicht  auf  ein 
derartiges  Staatsmanöver  eingelassen,  das  nur  Verwirrung  her- 

')  Der  letzte  Beitrag  der  Krone  zur  Hebung  des  Unionskonfliktes  liegt 
in  dem  vom  Kronprinzen  am  5.  April  gemachten  Vorschlag  neuer  Ver- 
handlungen auf  neuer  Grundlage.  Der  Vorschlag  war  unfruchtbar.  Die 
Norweger  brauchten  keine  neuen  Erfahrungen,  um  zu  wissen,  was  von  Ver- 
handlungen zu  erwarten  sei. 
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beigeführt  und  schliesslich  bei  der  weiteren  Abwicklung  der 
Angelegenheit  unzählige  Anlässe  zu  ernsten  Konflikten  mit  der 
schwedischen  Königsmacht  gegeben  hätte. 

Die  Lage  war  nicht  misszu verstehen.  Von  den  beiden 
Hauptfaktoren,  der  verfassungsmässigen  Landesregierung  und 
der  Königsgewalt,  musste  einer  ausser  Kraft  treten.  Man  hatte 
die  Wahl  zwischen  der  unkonstitutionellen  Staatsform 
des  Absolutismus  und  einer  Verfassung,  die  den  König 
opferte. 

Der  König  wurde  abgesetzt  als  unfähig,  unter  den 
Schwierigkeiten,  in  die  Norwegen  geraten  war,  den  Staat  in 
verfassungsmässigen  Formen  zu  regieren. 


Beilage  I. 


Grundgesetz  des  Königreichs  Norwegen 

vom  4.  November  (17.  Mai)  1814 

mit  den  Änderungen  bis  zum  15.  August  1911. 

Vorbemerkung: 

1.  Diejenigen  §§,  die  durch  die  Redaktion  des  Grundgesetzes  vom  18.  No- 
vember 1905  (Stortingbeschluss  vom  7.  Juni  1905)  betroffen  wurden, 
sind  durch  ein  Sternchen  (*)  gekennzeichnet. 

2.  Aufgehobene  §§  haben  eine  liegende  §-Ziffer  und  sind  [eckig]  eingekhimmert. 

3.  Rechts  seitwärts  den  §§  beigesetzte  Ziffern  verweisen  zur  Erläuterung 
auf  Seitenzahlen  der  Abhandlung. 

A.  Die  Staatsform  und  die  Religion. 

§  1.*  [S.  51,  83,  273 

Das  Königreich  Norwegen  ist  ein  freies,  selbständiges,  unteilbares  und 
unveräusserliches  Reich  ').  Seine  Regierungsform  ist  eingeschränkt  und 
erblich  monarchisch. 

§2. 
Die   evangelisch-lutherische   Religion   verbleibt   die  öffentliche  Religion 
des  Staates.    Die  Einwohner,   die   sich   zu    ihr   bekennen,    sind   verpflichtet, 
ihre  Kinder  darin  zu  erziehen.     Jesuiten  dürfen  nicht  geduldet  werden  '^). 

B.  Die  vollziehende  Gewalt,  der  König  und  die  Königliche  Familie. 

§3. 
Die  vollziehende  Gewalt  steht  dem  König  zu. 

§  4.  [8.  328 

Der  König  soll  sich  stets  zur  evangelisch-lutherischen  Religion  be- 
kennen, sie  handhaben  und  beschützen. 

§  5.  [S.  334,  336 

Die  Person  des  Königs  ist  heilig;  er  kann  nicht  getadelt  oder  ange- 
klagt werden.    Die  Verantwortlichkeit  liegt  seinem  Rate  ob. 


*)  Hier  folgten  bis  18.  11.  1905  die  Worte:  „mit  Schweden  vereinigt 
unter  Einem  König". 

-)  Die  frühere  Zusatzbestimmung,  welche  aucli  den  Juden  Aufenthalt 
in  Norwegen  verbot,  wurde  1851  aufgehoben.    Jetzige  Fassung  vom  3.  8.  1897. 
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§  6.* 

Die  Erbfolge  ist  in  gerader  Linie  absteigend  und  agnatisch,  so  dass 
nur  ein  in  rechtmässiger  Ehe  geborener  Mann  vom  Manne  erben  kann,  und 
so  dass  die  nähere  Linie  der  ferneren,  und  der  Ältere  in  der  Linie  dem 
Jüngeren,  vorangeht. 

Zu  den  Erbberechtigten  wird  auch  der  Ungeborene  gerechnet,  der  die 
ihm  zukommende  Steile  in  der  Erbfolgelinie  einnimmt,  sobald  er  nach  des 
Vaters  Tod  zur  Welt  kommt. 

Wenn  ein  zur  Krone  Norwegens  erbberechtigter  Prinz  geboren  wird, 
sollen  sein  Name  und  die  Geburtszeit  dem  zunächst  tagenden  Storting  be- 
kanntgegeben und  in  dessen  Protokoll  vermerkt  werden. 

§  7.  *  [S.  51 

Ist  kein  erbberechtigter  Prinz  vorhanden,  so  kann  der  König  seinen 
Nachfolger  dem  Storting  vorschlagen,  welches  das  Recht  hat,  falls  es  den 
Vorschlag  des  Königs  nicht  billigt,  eine  freie  Wahl  vorzunehmen. 

§  8.  *  [S.  54,  85 

Das  Mündigkeitsalter  des  Königs  wird  durch  Gesetz  bestimmt^). 
Sobald  der  König  das  gesetzlich  bestimmte  Alter  erreicht  hat,  erklärt 
er  sich  öffentlich  für  mündig. 

§9- 
Sobald  der  König,  als  mündig,  die  Regierung  antritt,  legt  er  vor  dem 
Storting  folgenden  Eid  ab:    „Ich  gelobe  und  schwöre,  das  Königreich  Nor- 
wegen in  Übereinstimmung  mit  dessen  Verfassung  und  Gesetzen  regieren  zu 
wollen,  so  wahr  mir  Gott,  der  Allmächtige  und  Allwissende,  helfe!" 

Ist  zu  der  Zeit  kein  Storting  versammelt,  so  wird  der  Eid  schriftlich 
im  Staatsrat  niedergelegt  und  vom  König  auf  dem  ersten  Storting  feierlich 
wiederholt  ^). 

§  10 
[aufgehoben  gemäss  Grundgesetzbestimmung  vom  14.  März  1908,  lautete:] 
„Die   Krönung   und   Salbung   des   Königs   geschieht,   nachdem    er 
„mündig  geworden   ist,    in  der  Domkirche  zu  Trondhjem,   zu   der  Zeit 
„und  mit  den  Zeremonien,  die  er  selbst  bestimmt". 

§11*). 
Der  König  soll  innerhalb  des  Reichs  wohnen  und  darf  sich  ohne  Zu- 
stimmung des  Stortings  nicht  länger  als  sechs  Monate  auf  einmal  ausserhalb 
des  Reichs  aufhalten ;  andernfalls  verliert  er  für  seine  Person  das  Recht  auf 
die  Krone. 

')  Gesetz  vom  18.  Juli  1815:  „Das  vollendete  18.  Jahr  ist  das  Mün- 
digkeitsalter des  Königs"  (vgl.  §  35).     Jetzige  Fassung  vom  18. 11. 1905. 

2)  Fassung  vom  19.  8.  1908. 

^1  Fassung  vom  15). 8.  1908.  Der  §  lautete  bis  1905:  „Der  König  hält  sich 
jedes  Jahr  einige  Zeit  in  Norwegen  auf,  wenn  nicht  wichtige  Hindernisse 
eintreten^. 
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Der  König   darf   keine   andre   Krone   oder   Regierung  annehmen  oline 
p]inwilligung  des  Stortings,  wozu  zwei  Drittel  der  Stimmen  erforderlich  sind. 


Der  König  wählt  selbst  einen  Rat  von  norwegischen  Bürgern,  die 
nicht  jünger  als  30  Jahre  sind.  Dieser  Rat  soll  aus  einem  Staats- 
minister und  wenigstens  7  anderen  Mitgliedern  bestehen  '). 

Der  König  verteilt  die  Geschäfte  unter  die  Mitglieder  des  Staatsrats 
so,  \vie  er  es  für  dienlich  erachtet. 

Bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  kann  der  König  ^),  ausser  den 
gewöhnlichen  Mitgliedern  des  Staatsrats,  auch  andere  norwegische  Bürger 
zur  Teilnahme  an  der  Staatsratssitzung  berufen;  diese  dürfen  jedoch  nicht 
Mitglieder  des  Stortings  sein. 

Vater  und  Sohn,  oder  zwei  Brüder,  dürfen  nicht  gleichzeitig  Sitz  im 
Staatsrat  haben. 

§  13.  *  [S.  57,  330,  343 

Während  seiner  Abwesenheit  von  der  Hauptstadt  des  Reichs  überträgt 
der  König  die  innere  Verwaltung  des  Reichs  für  die  Fälle,  die  er  selbst  be- 
stimmt, dem  Staatsminister  ^)  in  Gemeinschaft  mit  wenigstens  5  der  übrigen 
Mitglieder  des  Staatsrats. 

Diese  sollen  die  Regierung  im  Namen  des  Königs  und  an  seiner  Statt 
führen.  Sie  sollen  sowohl  die  Bestimmungen  dieses  Grundgesetzes  wie  die 
besonderen  damit  übereinstimmenden  Vorschriften,  die  der  König  ihnen  als 
Instruktion  mitteilt,  unverbrüchlich  befolgen.  Über  die  Angelegenheiten,  die 
sie  auf  diese  Weise  erledigen,  haben  sie  einen  untertänigen  Bericht  an  den 
König  einzusenden. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Abstimmung  gefasst;  im  Falle  von 
Stimmengleichheit  hat  der  Staatsminister,  oder  in  seiner  Abwesenheit  das 
erste  Mitglied  des  Staatsrats,  zwei  Stimmen. 

§  14  [S.  176,  179,  195 

[aufgehoben,   gemäss  Grundgesetzbest.  vom  30.  Juni  1891,  lautete:] 

„Vizekönig   kann    nur   der   Kronprinz   oder   dessen   ältester  Sohn 
„sein,  aber  nicht  bevor  sie  das  für  den  König  bestimmte  Mündigkeits- 


')  Hier  folgte  ursprünglich  der  Zusatz :  „Ebenso  kann  der  König  einen 
Vizekönig,  oder  einen  Statthalter,  einsetzen". 

Nachdem  das  Statthalteramt,  gemäss  Grgbest.  vom  28.  Mai  1873,  abge- 
schafft worden  war,  lautete  die  Bestimmung  über  die  Zusammensetzung  des 
Staatsrats:  „Dieser  Rat  soll  aus  zwei  Staatsministern  und  wenigstens 
7  anderen  Mitgliedern  bestehen". 

^)  Hier  folgte  ursprünglich  der  Zusatz:  „oder  in  seiner  Abwesenheit 
der  Vizekönig  (oder  der  Statthalter  im  Verein  mit  den  Staatsräten)  ..." 

*)  Ursprünglich:  „dem  Vizekönig  oder  Statthalter",  —  nach  Abschaffung 
des  StatthaUeramtes :  „dem  Vizekönig,  wenn  ein  solcher  eingesetzt  ist,  in 
Gemeinschalt  mit  dem  einen  Staatsminister  und   wenigstens  5   der  übrigen 
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..alter  erreicht  haben.  Zum  Statthalter  wird  entweder  ein  Norweger 
„oder  ein  Schwede  ernannt. 

„Der  Vizekönig  soll  innerhalb  des  Reichs  wohnen  und  darf  sich 
..nicht  länger  als  3  Monate  im  Jahre  ausserhalb  des  Eeiches  aufhalten. 

„Wenn  der  König  anwesend  ist,  hört  die  Funktion  des  Vizekönigs 
,,auf.  Ist  kein  Vizekönig  eingesetzt,  sondern  ein  Statthalter,  so  hört 
„dann  auch  dessen  Funktion  auf,   da  er  in  diesem  Falle  nur  der  erste 

„Staatsrat  ist". 

§  15  *  [S.  57,  93,  250 

[aufgehoben    durch  Stortingsbeschluss    vom   7.  Juni   und 

18.  November  1905,    lautete  :J 
„Beim  König  verbleiben  während  seines  Aufenthalts  in  Schweden 
„stets    der   eine   Staatsminister   und    2    der  Mitglieder   des   Staatsrats, 
„welch  letztere  jährlich  wechseln. 

„Sie  haben  dieselben  Pflichten  und  dieselbe  verfassungsmässige 
„Verantwortlichkeit  wie  die  in  Norwegen  befindliche  Regierung,  und 
„allein  in  ihrer  Gegenwart  sollen  die  norwegischen  Angelegenheiten  vom 
„König  erledigt  werden. 

„Alle  Gesuche  von  norwegischen  Bürgern  an  den  König  sind  erst 
„an  die  norwegische  Regierung  einzuliefern  und  mit  deren  Gutachten 
„zu  versehen,  ehe  sie  entschieden  werden.  Im  allgemeinen  dürfen  keine 
„norwegischen  Angelegenheiten  erledigt  werden,  ohne  dass  das  Gutachten 
„der  in  Norwegen  befindlichen  Regierung  eingeholt  worden  ist,  es  sei 
„denn,  dass  wichtige  Hindernisse  dies  verbieten  sollten. 

„Der  Staatsminister  trägt  die  Sachen  vor  und  bleibt  für  die  t'ber- 
„einstimmung  der  Ausfertigung  mit  den  gefassten  Beschlüssen  verant- 
„  wortlich". 

§  16. 
Der  König  ordnet   den  ganzen  öffentlichen  Kirchen-  und  Gottesdienst 
an ,  wie   auch   alle  Sitzungen   und  Versammlungen  über  Religionsangelegen- 
heiten,  und   sieht   darauf,  dass   die   öffentlichen  Religionslehrer  die  für  sie 
geltenden  Vorschriften  befolgen. 

§  17. 
Der  König  kann  Verordnungen  erlassen  und  aufheben,  die  Handel, 
Zoll,  Gewerbezweige  und  Polizei  betreffen;  doch  dürfen  sie  nicht  der  Ver- 
fassung und  den  (gemäss  den  Bestimmungen  der  nachfolgenden  §§  77,  78 
und  79)  vom  Storting  gegebenen  Gesetzen  entgegenstehen.  Sie  gelten  einst- 
weilig, bis  zum  nächsten  Storting. 

§  18.* 
Der  König  lässt  im  allgemeinen  die  Steuern  und  Abgaben  einfordern, 
die  das  Storting  beschlossen  hat  *). 

Mitglieder  des  Staatsrats ;  für  den  Fall,  dass  kein  Vizekönig  eingesetzt  ist, 
dem  einen  Staatsminister  zusammen  mit  wenigstens  6  der  übrigen  Mitglieder 
des  Staatsrats". 

*,)  Der  ursprüngliche  Text  enthielt  den  Zusatz:  „Die  norwegisi  lu  u  tis 


( 
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§  19. 
Der  König  wacht   darüber,   dass   die  Besitztümer  des  Staates  und  die 
Regalien     auf    die    vom    Storting    bestimmte    und    für    das    (lemeinwesen 
nützlichste  Weise  verwendet  und  verwaltet  werden. 

§  20. 

Der  König  hat  das  Recht,  im  Staatsrat  Verbrecher  zu  begnadigen, 
nachdem  das  Urteil  gefällt  ist  ^).  Der  Verbrecher  hat  die  Wahl ,  ob  er  die 
Gnade  des  Königs  annehmen  oder  sich  der  ihm  zuerkannten  Strafe  unter- 
werfen will. 

In  den  Sachen,  die  auf  Veranstaltung  des  Odehtings  vor  das  Reichs- 
gericht gebracht  werden,  kann  keine  andere  Begnadigung  erfolgen,  als  Be- 
freiung von  einer  zuerkannten  Todesstrafe, 

§  21.*  [S.  122,  233  f.,  248 

Der  König  wählt  und  ernennt,  nach  Anhörung  seines  Staatsrats,  alle 

Zivil-,  Kirchen-  und  Militärbeamten  ^j.    Diese  sollen  der  Verfassung  und  dem 

König  Gehorsam   und  Treue   schwören  oder   feierlich  versprechen,   falls  sie 

gesetzlich  von  der  Eidesleistung  befreit  sind. 

Die  königlichen  Prinzen  dürfen  keine  Zivilämter  bekleiden  ^). 

§22.*  [S.  Ulf.,  128,  233 f.,  248 

Der  Staatsminister*)  und  die  übrigen  Mitglieder  des  Staatsrats  sowie  die 
Beamten,  die  in  dessen  Kanzleien  angestellt  sind,  Gesandte  und  Konsuln, 
Personen  ziviler  und  geistlicher  Oberbehörden,  Befehlshaber  von  Regimentern 
und  anderen  militärischen  Verbänden,  Festungskommandanten  und  Höchst- 
befehlende auf  Kriegsschiffen  können,  ohne  vorhergehendes  Urteil,  vom  König 
verabschiedet  werden,  nachdem  er  darüber  das  Gutachten  des  Staatsrats  ge- 
hört hat.  Inwiefern  den  auf  diese  Weise  verabschiedeten  Beamten  eine 
Pension  zugestanden  werden  soll,  wird  von  dem  nächsten  Storting  ent- 
schieden. Mittlerweile  geniessen  sie  zwei  Drittel  ihres  bisherigen  Gehalts. 
Andere  Beamte  können  vom  König  nur  vorläufig  ihres  Amts  enthoben 
werden  und  sollen  dann  sofort  vor  Gericht  angeklagt  werden;  aber  sie 
dürfen,  ausser  auf  ein  Urteil  hin,  nicht  abgesetzt,  auch  nicht  gegen  ihren 
Willen  versetzt  werden. 

kasse  verbleibt  in  Norwegen  und  ihre  Einkünfte  werden  ausschliesslich  für 
die  Bedürfnisse  Norwegens  verwendet". 

*)  Ursprünglich  (bis  1862):  „das  Urteil  des  höchsten  Gerichtes  gefällt 
und  dessen  Bedenken  eingeholt  ist". 

2)  In  Norwegen  werden  auch  die  Offiziere  zu  den  Beamten  gerechnet. 
(Anm.  d.  Übers.) 

»j  Hier  folgte  ursprünglich  der  Zusatz:  „doch  kann  zum  Vizekönig 
der  Kronprinz  oder  dessen  ältester  Sohn  ernannt  werden".    (Vgl.  §  14.) 

*)  Ursprünglich:  „Der  Statthalter  des  Reichs,  der  Staatsminister"  usw. 
wie  oben. 


352  Beila^re  I 

§  2H. 

Der  König  kann  nach  seinem  (xutdünken  jedem  zur  Belohnung  für 
ausgezeichnete  Verdienste,  die  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  müssen, 
Orden  verleihen,  aber  keinen  andern  Rang  und  Titel,  als  den,  welchen  jedes 
Amt  mit  sich  bringt.  Der  Orden  befreit  niemanden  von  den  allen  Staats- 
bürgern gemeinsamen  Pflichten  und  Lasten,  ebenso  wie  er  auch  kein  Recht 
auf  vorzugsweise  Zulassung  zu  Staatsämtern  mit  sich  bringt.  Beamte,  die  in 
Gnade  verabschiedet  werden,  behalten  Titel  und  Rang  ihrer  bisherigen  Ämter. 
Niemand  dürfen  künftighin  persönliche  erbliche  Vorrechte,  mögen  sie  auch 
gemischte  (an  Grundbesitz  geknüpft)  sein,  eingeräumt  werden. 

§  24. 

Der  König  wählt  und  verabschiedet  nach  eignem  Gutdünken  seinen 
Hofstaat  und  seine  Hofbedienten. 

§25.  [S.  91 

Der  König  führt  den  Oberbefehl  über  die  Land-  und  Seemacht  des 
Reichs.  Diese  darf  ohne  Zustimmung  des  Stortings  weder  vermehrt  noch 
vermindert  werden.  Sie  darf  fremden  Mächten  nicht  zum  Dienst  überlassen 
werden,  und  Truppen  fremder  Mächte  —  ausgenommen  Hilfstruppen  gegen 
feindlichen  Überfall  —  dürfen  ohne  Zustimmung  des  Stortings  nicht  in  das 
Reich  gezogen  werden. 

Zu  einem  Angriffskrieg  dürfen  das  Heer  und  die  Flotte  Norwegens 
ohne  Zustimmung  des  Stortings  nicht  verwendet  werden. 

Die  Landwehr  und  die  übrigen  Truppen,  die  nicht  zu  den  Linientruppen 
gerechnet  werden  können,  dürfen  niemals  ohne  Zustimmung  des  Stortings 
ausserhalb  der  Grenzen  des  Reichs  verwendet  werden  '). 

§  26.  *  [S.  75,  88,  90.  328 

Der  König  hat  das  Recht ,  Truppen  einzuberufen  .  Krieg  zu  erklären 
und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  einzugehen  und  aufzulösen.  Gesandte 
zu  entsenden  und  zu  empfangen. 

§  27.* 
Alle  Mitglieder  des  Staatsrats  sollen,  wenn  sie  nicht  einen  gesetzlichen 
Abhaltungsgrund    haben,    dem   Staatsrat  beiwohnen,   und   es  darf  dort  kein 
Beschluss  gefasst  werden,  wenn   nicht   mehr  als   die  Hälfte   der  Mitglieder 
zugegen  ist  ^). 

§  28.  |S.  l-iT.  KU 

Vorschläge  über  die  Besetzung  von  Ämtern  und  die  Ki  Icdimmu  aiuloK  r 
Angelegenheiten  von  Wichtigkeit  sollen  im  Staatsrat  von  (km  MitulioiK    vim 

*)  Fassung  vom  14.  3. 1908. 

')  Hierzu  kam  früher  der  Zusatz,  weggefallen  durdi  stoi  tiimsluscliluss 
vom  7.  Juni  1905:  „In  den  norwegischen  AnireleoenlKMtcn,  ili(  /iiin]-,>  i^  l,')i 
in  Schweden  erledigt  werden,  darf  kein  l'.cscliliiss  nct'assi  wcnloi.  olmr  .l.tss 
entweder  der  norwegische  Staalsininlstcr  und  ein  iiorwr^iscliti-  Maaisr.n. 
oder  beide  norwegischen  Staat, -.rate  /iiucwcii  sind-. 
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getragen  werden,  zu  dessen  Fach  sie  gehören,  und  die  Sachen  sollen  von 
ihm  ausgefertigt  werden  in  Übereinstininiung  mit  dem  im  Staatsrat  gefassten 
1*)(S(  lilnss.  Doch  können  eigentliche  militärische  Kommandoangelegenheiten 
in  il(  r  vom  König  bestimmten  Ausdehnung  von  der  Behandlung  im  Staats- 
rat ausgenommen  werden. 

§  29.* 

Ist  ein  Minister  durch  einen  gesetzlichen  Grund  verhindert,  im  Staats- 
rat zu  erscheinen  und  die  zu  seinem  Fache  gehörenden  Angelegenheiten 
vorzutragen,  so  sollen  diese  von  einem  andern  Minister,  den  der  König  da- 
mit beauftragt,  vorgetragen  werden. 

Sind  so  viele  durch  gesetzliche  Gründe  am  Erscheinen  verhindert,  dass 
iiiilit  mehr  als  die  Hälfte  der  bestimmten  Anzahl  Mitglieder  zugegen  ist,  so 
sollen  andere  Beamte  in  der  gleichen  Weise  dazu  berufen  werden,  an  den 
Sitzungen  des  Staatsrats  teilzunehmen. 

§  30.  [S.  88,  198,  249  f.,  340 

Im  Staatsrat  wird  ein  Protokoll  geführt  über  alle  Sachen,  die  zur 
Verhandlung  kommen.  Die  diplomatischen  Angelegenheiten,  die  infolge  im 
Staatsrat  gefassten  Beschlusses  geheim  gehalten  werden  sollen,  werden  in 
•  in  besonderes  Protokoll  aufgenommen.  Auf  dieselbe  Weise  ist  mit  den 
militärischen  Kommandoangelegenheiten  zu  verfahren,  deren  Geheimhaltung 
im  Staatsrat  beschlossen  ist. 

Jeder,  der  Sitz  im  Staatsrat  hat,  ist  verpflichtet,  mit  Freimut  seine 
Meinung  zu  sagen,  die  der  König  anzuhören  verbunden  ist.  Aber  es  ist 
diesem  vorbehalten,  nach  seinem  eigenen  Ermessen  zu  beschliessen. 

Findet  ein  Mitglied  des  Staatsrats,  dass  der  Beschluss  des  Königs  mit 
der  Verfassung  oder  mit  Gesetzen  des  Reichs  in  Widerspruch  steht,  oder 
augenscheinlich  für  das  Pieich  schädlich  ist,  so  ist  es  seine  Pflicht,  kräftige 
Vorstellungen  dagegen  zu  machen,  sowie  seine  Meinung  zu  Protokoll  zu 
geben.  Wer  nicht  in  solcher  Weise  Einspruch  erhoben  hat,  von  dem  wird 
angenommen,  dass  er  mit  dem  König  einig  gewesen  sei,  und  er  ist  dafür 
verantwortlich,  sowie  später  bestimmt  wird,  und  kann  vom  Odelsting  vor 
dem  Reichsgericht  angeklagt  werden. 

§  31  *  ').  [S.  251,  340,  342 

Alle  vom  König  erlassenen  Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Gegenzeichnung.  Bei  militärischen  Kommandoangelegenheiten  werden  die 
Beschlüsse  von  demjenigen  gegengezeichnet,  der  sie  vorgetragen  hat,  im 
übrigen  von  dem  Staatsminister  oder,  wenn  er  nicht  anwesend  war,  von  dem 
ersten  der  anwesenden  Staatsratsmitglieder. 


*)  Fassung  vom  15.8.  1911.  Ursprünglich  lautete  der  §:  „Alle  vom 
König  selbst  erlassenen  Befehle  (militärische  Kommandosachen  ausgenommen) 
sollen  von  einem  der  Staatsminister  gegengezeichnet  werden";  später  (seit 
18.11.1905)  „sollen  vom  Staatsminister  gegengez('i(  hnct    werden". 
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§  32.  *  [S.  880,  848 

Die  Beschlüsse,  die  von  der  Regierung  während  der  Abwesenheit  des 
Königs  gefasst  werden,  sind  im  Namen  des  Königs  auszufertigen  und  vom 
Staatsrat  ^)  zu  unterzeichnen. 

,§  33  *  [S.  88 

[aufgehoben    nach   Beschluss   des   Stortings   vom  12.8.1908    und   königl. 

Publikationsanordnung  vom  24.  10. 1908.    §  33  lautete:] 

„Alle  Vorträge  über  norwegische  Angelegenheiten,  sowie  die  Aus- 

„fertigungen ,  die  infolgedessen  geschehen,   werden  in  der  norwegischen 

„Sprache  abgefasst". 

„Sowohl  der  norwegische  Staatsminister  wie  auch  die  zwei  norwe- 
„gischen  Staatsräte,  die  den  König  begleiten,  haben  Sitz  und  beratende 
„Stimme  im  schwedischen  Staatsrat,  wann  daselbst  über  Gegenstände 
„verhandelt  wird,  die  beide  Reiche  angehen. 

§  34. 
Der  nächste  Thronerbe  führt,  wenn  er  der  Sohn  des  regierenden  Königs 
ist,   den    Titel   Kronprinz.     Die  übrigen,   die  zur  Krone  erbberechtigt  sind, 
werden  Prinzen  genannt,  und  die  Töchter  des  Königs  Prinzessinnen. 

§  35. 

Sobald  der  Thronerbe  sein  18.  Jahr  erreicht  hat,  ist  er  berechtigt,  den 
Sitzungen  des  Staatsrats  beizuwohnen,  jedoch  ohne  Stimme  und  Verant- 
wortlichkeit. 

§  36.  [S.  52 

Ein  Prinz  des  königlichen  Hauses  darf  sich  ohne  Erlaubnis  des  Königs 
nicht  vermählen.  Auch  darf  er  keine  andre  Krone  oder  Regierung  annehmen 
ohne  die  Zustimmung  des  Königs  und  des  Stortings;  zur  Einwilligung  des 
Stortings  sind  zwei  Drittel  seiner  Stimmen  erforderlich.  Handelt  er  hier- 
gegen, so  verlieren  er  sowohl  wie  auch  seine  Nachkommen  das  Recht  auf 
die  norwegische  Krone  ^j. 

§  37. 

Die  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  sollen  für  ihre  Personen 
anderen  als  dem  König  oder  demjenigen,  den  er  als  Richter  über  sie  ein- 
setzt, nicht  verantwortlich  sein. 

§  38*  [S.  91,  92  f..  117 

lauf  geh  oben  zufolge  Stortingsbeschluss  vom  7.  Juni  1905,  lautete:] 

„Sowohl  der  norwegische  Staatsminister  wie  auch  die  beiden  nor- 
„ wegischen  Staatsräte,  die  den  König  begleiten,  haben  Sitz  und  beratende 

')  Ursprünglich:  „vom  Vizekönig  oder  vom  Statthalter  und  vom  Staatsrat 
zu  unterzeichnen  sowie  von  dem,  der  die  Angelegenheit  vorträgt,  gegenzu- 
zeichnen, da  dieser  für  tibereinstimnmng  der  Ausfertiguiiu  mit  di  ni  Vvo- 
tokoll,  in  das  der  Beschluss  aufgenommen  ist,  verantwortlicli  sein  muss 

Nach  Abschaffung  des  St;ittli;i]trr-Aiiit<'s  im  .lalire  lS7;i  lauteten  diese 
letzten  Worte  des  §:  „und  voinNi/ekiuiiii  mid  vdiii  Staatsrat  /,ii  uiitei/eicliiien  '. 

')  Fassung  vom    15).  S   r.tos, 
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„Stimme  im  schwedischen  Staatsrat,  wenn  dort  Gegenstände  verhandelt 
, werden,  die  beide  Reiche  angehen". 

„In  solchen  Angelegenheiten  muss  zugleich  das  Gutachten  der  in 
„Norwegen  befindlichen  Regierung  eingeholt  werden,  ausser  wenn  die 
„Angelegenheiten  eine  so  schleunige  Erledigung  erheischen,  dass  dazu 
„keine  Zeit  bleibt". 

§  39.* 
Stirbt  der  König,  während  der  Thronfolger  noch  unmündig  ist,  so  soll 
der  Staatsrat  ^)  sofort  die  Einberufung  zum  Storting  verfügen. 

§  40.  *  [S.  332 

Bis  das  Storting  versammelt  ist  und  die  Regierung  während  der 
Minderjährigkeit  des  Königs  geregelt  hat,  steht  der  Staatsrat  der  Verwal- 
tung des  Reichs,  unter  Beobachtung  des  Grundgesetzes,  vor  ^). 

§  41*3).  [S.  57,84,330,332 

Ist  der  König  vom  Reiche  abwesend,   ohne   im  Felde  zu  sein,  oder  ist 

'j  bis  1905:  „so  soll  der  norwegische  und  der  schwedische  Staatsrat 
sofort  zusammentreten,  um  gemeinsam  die  Einberufung  zum  Storting  in 
Norwegen  und  zum  Reichstag  in  Schweden  ergehen  zu  lassen". 

2)  Dieser  §  lautete  bis  1905: 

„Bis  die  Vertreter  beider  Reiche  versammelt  sind,  und  eine  Regierung 
während  der  Minderjährigkeit  des  Königs  angeordnet  haben,  steht  ein  aus 
einer  gleichen  Anzahl  norwegischer  und  schwedischer  Mitglieder  zusammen- 
gesetzter Staatsrat  der  Verwaltung  des  Reichs,  unter  Beobachtung  der 
beiderseitigen  Grundgesetze,  vor. 

Der  norwegische  und  der  schwedische  Staatsminister,  die  in  dem  vor- 
genannten zusammengesetzten  Rat  Sitz  haben,  lassen  das  Los  darüber  ent- 
scheiden, wer  darin  den  Vorsitz  haben  soll"'. 

3)  lautete  bis  1905:  „Die  in  den  vorstehenden  §§  39  und  40  bestimmten 
Verhaltungsregeln  sollen  auch  massgebend  sein,  so  oft  es,  gemäss  der  Ver- 
fassung Schwedens,  dem  schwedischen  Staatsrat  zukommt,  in  der  Eigen- 
schaft als  Staatsrat,  die  Regierung  zu  führen". 

(Grdbest.  vom  10.  Novbr.  1862  /  10.  Jan.  1863  „betreffend  Änderung 
des  §  41  des  Grundgesetzes  unter  Berücksichtigung  der  Reichsakte"): 

„In  den  Fällen,  wo  es  nach  den  Grundgesetzen  Norwegens  und 
Schwedens  und  den  Bestimmungen  der  Reichs -Akte  bisher  der  Interims- 
regierung von  Norwegen  und  Schweden  zukam,  der  Verwaltung  des  Reichs 
vorzustehen,  weil  der  König,  entweder  durch  Reisen  ausserhalb  seiner  Reiche 
oder  durch  Krankheit  an  der  Führung  der  Regierung  verhindert  ist,  soll 
der  zur  Thronfolge  nächstberechtigte  Prinz,  sofern  er  das  für  den  König 
festgesetzte  Mündigkeits- Alter  erreicht  hat,  als  einstweiliger  Verweser  der 
Königsmacht  der  Regierung  mit  demselben  Rechte  vorstehen,  das  der 
Interimsregierung  zukommt. 

Diese  Bestimmung  tritt  in  Kraft  sobald  und  insoweit  bis  zum  nächsten 
ordentlichen  Storting  eine  entsprechende  Bestimmung  in  Schweden  ergehen  sollte" . 

23* 
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er  so  schwer  krank,  dass  er  die  Regierung  nicht  ausüben  kann,  so  soll  der 
zum  Throne  nächstberechtigte  Prinz,  sofern  er  das  für  den  König  fest- 
gesetzte Mündigkeitsalter  erreicht  hat,  als  zeitweiliger  Verweser  der 
Königsmacht  der  Regierung  vorstehen.  Im  entgegengesetzten  Fall  steht  der 
Staatsrat  der  Verwaltung  des  Reiches  vor. 

§  42  *  [S.  45,  51 

laufgehoben  durch  Stortings-Beschluss  vom  7.  Juni  1905,  lautete :J 

„Betreffs  der  näheren  Bestimmungen,  die  in  den  §§  39,  40  und  41 
„angeführten  Fällen  nötig  sind,  schlägt  der  König  dem  nächsten  Storting 
„in  Norwegen  und  Reichstag  in  Schweden  ein  auf  der  (yrundlage  voll- 
„kommener  Gleichheit  zwischen  beiden  Reichen  beruhendes  Gesetz  vor", 

§43.*  [S.  45 

Die  Wahl  der  Vormünder,  welche  die  Regierung  für  den  unmündigen 
König  verwalten  sollen,  ist  vom  Storting  vorzunehmen. 

§  44  '). 

Der  Prinz,  der  in  den  §  41  angeführten  Fällen  der  Regierung  vorsteht, 
soll  vor  dem  Storting  schriftlich  folgenden  Eid  ablegen:  „Ich  gelobe  und 
schwöre,  der  Regierung  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  und  den 
Gesetzen  vorstehen  zu  wollen,  so  wahr  mir  Gott,  der  Allmächtige  und  der 
Allwissende,  helfe!' 

Ist  zu  der  Zeit  kein  Storting  versammelt,  so  wird  der  Eid  im  Staats- 
rat niedergelegt  und  später  dem  nächsten  Storting  zugestellt. 

Der  Prinz,  der  den  Eid  einmal  abgelegt  hat,  wiederholt  ihn  später  nicht. 

§  45. 
Sobald  ihre  Staatsleitung  [§§  40,  41]  aufhört,  sollen  sie  dem  König  und 
dem  Storting  Rechenschaft  darüber  ablegen. 

§  46.* 

Unterlassen  es  diejenigen,  denen  das  zukommt,  in  Übereinstimmung  mit 
§  39,  das  Storting  sofort  einzuberufen,  so  liegt  es  dem  Höchstgericht  als 
eine  unbedingte  Pflicht  ob,  sobald  vier  Wochen  verlaufen  sind,  diese  Einbe- 
rufung zu  veranstalten. 

§  47.  *  [S.  54,  85 

Die  Leitung  der  Erziehung  des  unmündigen  Königs  soll,  wenn  sein 
Vater  keine  schriftliche  Bestimmung  darüber  hinterlassen  hat.  vom  Sioitiiig 
angeordnet  werden. 

Es  gilt  als  unverbrüchliche  Regel,  dass  der  unmündige  König  hin- 
reichenden Unterricht  in  der  norwegischen  Sprache  erhält. 

§  48.* 
Ist   der   männliche    Königsstamm   ausgestorben    und    Kriii   TliKnifolger 
erkoren,  so  soll  ein   neuer   Kitnii;'  vom  Stoi'tinn-  ucwälilt    weiden.      ln/\viseluMi 
wird  es  mit    der  vnll/icli.iulrn  (.ewalt,   wie  in  s<    10  lu\sfimmt..  iiclialten. 

'.   Fassung  vom  H.  4.  1910. 
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C.   Über  Bürgerrecht  und  gesetzgebende  Gewalt  >). 

§  49.  [S.  333 

Das  Volk  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  durch  das  Storting  aus,  das 
aus  zwei  Abteilungen  besteht,  einem  Lagting  und  einem  Odelsting. 

§  50.  [S.  283 

Stimmberechtigt  sind  ^) : 

a)  Männer,  die  norwegische  Bürger  sind,  das  25.  Jahr  erfüllt  haben,  und 
die  bereits  5  Jahre  im  Lande  wohnen  und  sich  dort  aufhalten; 

b)  Frauen,  die  norwegische  Bürger  sind,  das  25.  Jahr  erfüllt  haben,  und 
die  bereits  5  Jahre  im  Lande  wohnen  und  sich  dort  aufhalten,  und 
die  Steuern  an  den  Staat  oder  die  Gemeinde  für  das  letztverlaufene 
Steuer  jähr  bezahlt  haben  zufolge  Einschätzung  für  ein  angenommenes 
Einkommen  von  wenigstens  400  Kronen  in  Städten  und  800  Kronen 
auf  dem  Lande,  oder  die  in  vollständiger  oder  teilweiser  Gütergemein- 
schaft mit  einem  Gatten  leben,  der  eine  solche  Steuer  bezahlt  hat.  — 

Jeder,  der  ein  Gesamteinkommen  von  400  Kronen  in  Städten  und 
300  Kronen  auf  dem  Lande  hat,  soll  von  der  Gemeinde  besteuert  werden, 
selbst  wenn  er  nach  den  (bisher)  geltenden  Steuerregeln  steuerfrei  bleiben 
würde.  Der  Steuerbetrag  darf  in  diesem  Fall  nicht  unter  50  Öre  und 
nicht  über  2,00  Kronen  sein. 

§  51. 

Die  Regeln  über  die  Führung  von  Wahllisten  und  über  die  Eintragung 
der  Stimmberechtigten  in  diese  Listen  werden  durch  Gesetz  bestimmt'). 

§  52. 
Das  Stimmrecht  wird  suspendiert: 

a)  durch  Anklage  vor  Gericht  wegen  strafbarer  Handlungen,  überein- 
stimmend mit  dem,  was  gesetzlich  darüber  bestimmt  wird; 

b)  durch  Entmündigung; 

c)  durch  Konkurs,  so  lange  sich  die  Masse  des  Schuldners  im  Konkurs- 
verfahren befindet; 

d)  wenn  jemand  selbst,  oder  sein  Ehegatte,  oder  eins  seiner  Kinder  unter 
15  Jahren  Armenunterstützung  geniesst  oder  im  letzten  Jahr  vor  der 
Wahl  genossen  haben  und  diese  nicht  bis  zum  Abschluss  der  Wahl- 
listen zurückgezahlt  ist. 

Unterstützung,  die  in  Form  von  Aufnahme  in  ein  Krankenhaus  oder 
Asyl,  oder  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  anderweitige  ärztliche  Be- 
handlung empfangen  worden  ist,  sowie  Unterstützung,  die  durch  den  Unter- 

')  §§  56,  58,  60,  61,  63,  64  beruhen  auf  der  Fassung  vom  25.  5.  1905. 
Vgl.  Wahlgesetz  vom  29.  3.  1906. 

2)  Fassung  vom  1.  7.  1907. 

^)  Fassung  vom  KJ.  12. 1899.  Nach  dem  ursprünglichen  Texte  musste 
u.  a.  jeder  vor  Eintragung  in  die  Wahlliste  öffentlich  vor  Gericht  einen  Eid 
auf  die  Verfassung  leisten. 
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rieht  anormaler  Kinder,  durch  angeordneten  besonderen  Unterricht  für  Schul- 
kinder, oder  durch  Versorgung  von  Schulkindern  mit  Lehrmitteln  veranlasst 
worden  ist,  hat  jedoch  nicht  die  Suspension  des  Stimmrechts  zur  Folge  ^). 

§  58- 
Das  Stimmrecht  geht  verloren  ^) : 

a)  durch   Verurteilung   wegen    strafbarer   Handlungen,    übereinstimmend 
mit  dem,  was  gesetzlich  darüber  bestimmt  wird ; 

b)  dadurch,  dass  jemand  ohne  (Tenehmigung  der  Regierung  in  den  Dienst 
einer  fremden  Macht  tritt; 

c)  durch  Erwerbung  des  Bürgerrechts  in  einem  fremden  Staat; 

d)  durch  die  Überführung,  Stimmen  gekauft,   seine   eigene  Stimme  ver- 
kauft, oder  in  mehr  als  einem  Wahlkreis  gestimmt  zu  haben. 

§  54. 
Die  Wahlen  werden  jedes  3.  Jahr  abgehalten.     Sie  sollen  vor  Ausgang 
des  Monats  November  zu  Ende  gebracht  sein^j. 

§  55. 
Das  Wahlgeschäft  wird  in  der  vom  Gesetz  bestimmten  Weise  geleitet. 
Streitigkeiten  über  Stimmberechtigung  werden  von  dem  Wahl  vor  stände  ent- 
schieden,   gegen   dessen    Entscheidung    beim    Storting    Berufung    eingelegt 

werden  kann. 

§  56. 

Ehe  das  Wahlgeschäft  beginnt,  sollen  die  §§  50—64  des  (Trundgesetzes 

von  dem  Vorsitzenden  des   Wahlvorstandes  laut  vorgelesen  werden. 

§  57. 

Die  Anzahl  der  Stortingsabgeordneten ,  welche  die  Städte  zu  wählen 
haben,  wird  auf  einundvierzig  bestimmt.  Von  diesen  werden  gewäl)lt  aus 
Aalesund  und  Molde  zusammen  einer,  aus  Arendal  und  Grimstad  zusaimm  ii 
einer,  aus  Bergen  vier,  aus  Bodo  und  Narvik  zusammen  einer,  aus  Bievik 
und  Holmestrand  zusammen  einer,  aus  Dramraen  zwei,  aus  Flekkefjord  einer, 
aus  Fredrikshald  einer,  aus  Fredriksstad  einer,  aus  Hammerfest,  Vardö  und 
Vadsö  zusammen  einer,  aus  Haugesund  einer,  aus  Horten  einer,  aus  Kongs- 
berg  und  Hönefos  zusammen  einer,  aus  Kragerö  einer,  aus  Kristiania  fünf, 
aus  Kristianssand  zwei,  aus  Kristianssund  einer,  aus  Larvik  und  Sandefjord 
zusammen  einer,  aus  Lillehammer,  Hamar,  Gjövik  und  Kongsvinger  zu- 
sammen einer,  aus  Moss  und  Dröbak  zusammen  einer,  aus  Porsgrund  ( im  r. 
aus  Risör  einer,  aus  Sarpsborg  einer,  aus  Skien  einer,  aus  Stavangcr  z\v(  i, 
aus  Tromsö  einer,  aus  Trondhjem  und  Levanger  zusammen  vier  und  aus 
Tönsberg  einer. 

Eine  hier  nicht  genannte  oder  künftig  entstehende  Stadt  wird  dem 
städtischen  Wahlbezirk  zugeteilt,  der  durch  (lesetz  bestimmt  wird*). 

^)  Fassung  vom  8.  7.  1908. 
.   ')  Fassung:  von  a)  26.  4./22.  5.  li)()2;   von  b)  16.  5. /(i.  «i.  1877. 
»)  Fassung  vom  8.  6. 1907. 
*)  Fassung  vom  IIJ.  3.  1907. 
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§  58. 
Die  Anzahl  Stortingsabgeordneten,  welche  die  Landbezirke  zu  wählen 
haben,  wird  auf  zwcinndachtzig  bestimmt.  Von  diesen  werden  gewcählt  aus 
Akershus  Amt  fünf,  aus  Nordre  Bergenshus  Amt  fünf,  aus  8öndre  Bergens- 
hus  Amt  sechs,  aus  Bratsberg  Amt  vier,  aus  Buskeruds  Amt  vier,  aus  Fin- 
markens  Amt  zwei,  aus  Hedemarkens  Amt  sechs,  aus  Jarlsberg  und  Larviks 
Amt  vier,  aus  Kristians  Amt  fünf,  aus  Lister  und  Mandals  Amt  vier,  aus 
Xcdenes  Amt  vier,  aus  Nordlands  Amt  sechs,  aus  Romsdals  Amt  fünf,  aus 
Smaalenes  Amt  fünf,  aus  Stavanger  Amt  fünf,  aus  Tromsö  Amt  drei,  aus 
iSordre  Trondhjems  Amt  vier,  aus  Söndre  Trondhjems  Amt  fünf. 

§  59. 

Die  Anzahl  der  Stortingsabgeordneten  für  die  Städte  soll  sich  zur  An- 
zahl der  Stortingsabgeordneten  aus  den  Landbezirken  stets  wie  eins  zu  zwei 
verhalten. 

Jeder  Wahlbezirk,  aus  dem  mehrere  Stortingsabgeordnete  gewählt 
werden,  wird  in  so  viele  Wahlkreise  eingeteilt,  als  der  Bezirk  Abgeordnete 
zu  wählen  hat.  Die  Einteilung  wie  die  Regeln  über  das  Verfahren  bei  den 
Wahlen  werden  durch  Gesetz  bestimmt.  Hierbei  ist  ausser  dem,  was  das 
(Grundgesetz  im  übrigen  in  dieser  Hinsicht  bestimmt,  folgendes  zu  beobachten : 

a)  Jede  Stadt  und  auf  dem  Lande  jede  Gemeinde  („Herred")  sowie  jeder 
Flecken  („ Ladested ^)  mit  eigner  Gemeindeverwaltung  bilden  eine  besondere 
Wahlgemeinde.  Bildet  eine  Stadt  zwei  oder  mehrere  Wahlkreise,  so  macht 
jeder  Kreis  eine  Wahlgemeinde  aus.  Ebenso  macht  ein  Teil  einer  Stadt,  der 
zusammen  mit  einer  andern  oder  mit  anderen  Städten  einen  Wahlkreis  bildet, 
eine  eigne  Wahlgemeinde  aus.  In  den  Landbezirken  sollen  die  Wahlkreise 
aus  einer  oder  aus  mehreren  aneinanderstossenden  Wahlgemeinden  gebildet 
werden.  Eine  Veränderung  der  Einteilung  des  Wahlbezirks,  die  nicht  durch 
Veränderung  der  allgemeinen  Verwaltungseinteilung  des  Reichs  notwendig 
geworden  ist,  kommt  bei  der  Wahl  von  Stortingsabgeordneten  für  die  erste 
Stortingsperiode.  nachdem  die  Veränderung  beschlossen  ist,  nicht  zur  An- 
wendung. 

b)  Die  Wahlen  werden  für  jede  Wahlgemeinde  gesondert  abgehalten. 
Bei  der  Wahl  wird  direkt  auf  einen  Stortingsabgeordneten  und  einen  Ersatz- 
mann für  den  Wahlkreis  gestimmt.  Erhält  bei  der  Wahl  eines  Abgeordneten 
niemand  mehr  als  die  Hälfte  sämtlicher  im  Wahlkreis  abgegebenen  und  gültig 
befundenen  Stimmen,  so  wird  erneute  Wahl  vorgenommen,  wobei  einfache 
Stimmenmehrheit  oder,  im  Falle  von  Stimmengleichheit,  das  Los  die  Wahl 
entscheidet  ^). 

§  60. 
Die  sich  innerhalb  des  Reichs  aufhaltenden  Stimmberechtigten,   die  in- 
folge Krankheit,   Militärdienst   oder  eines  anderen  gesetzlichen  Abhaltungs- 
grundes am  Erscheinen  verhindert  sind ,   können  ihre  Stimmzettel  schriftlich 
an  die  Leiter  des  Wahlgeschäfts  einsenden,  bevor  dieses  beendet  ist. 


»)  Fassung  vom  12.  4.  1907. 
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Inwiefern  und  unter  welchen  Formen  es  Stimnibereclitigten .  die  sich 
ausserhalb  des  Reichs  aufhalten,  gestattet  werden  kann,  schriftlich  ihre 
Stimmzettel  den  Wahlleitern  einzusenden,  wird  durch  Gesetz  bestimmt. 

§  61. 

Niemand  kann  zum  Abgeordneten  gewählt  werden .  der  nicht  30  Jahre 
alt  ist  und  sich  10  Jahre  lang  im  Reiche  aufgehalten  hat,  sowie  in  dem 
Wahlbezirk,  in  dem  er  gewählt  wird,  stimmberechtigt  ist. 

Doch  kann  jeder,  der  Staatsminister  oder  Minister  gewesen  ist,  auch 
in  einem  Wahlbezirk,  wo  er  nicht  stimmberechtigt  ist,  zum  Abgeordneten 
erwählt  werden,  sofern  er  im  übrigen  wählbar  ist. 

§  62. 
Mitglieder  des  Staatsrats  und  Beamte  in  dessen  Kanzleien  oder  Beamte 
und  Pensionäre  des  Hofes  können  nicht  zu  Abgeordneten  gewählt  werden. 

§  63. 

Jeder,  der  zum  Abgeordneten  gewählt  wird,  ist  verpflichtet,  die  Wahl 
anzunehmen,  es  sei  denn,  dass  er  nach  §  61  2.  Absatz  gewählt  worden  oder 
durch  Gründe  daran  gehindert  ist,  die  vom  Storting  als  gesetzliche  anerkannt 
werden.  Wer  auf  den  3  ordentlichen  Stortingen  innerhalb  einer  Wahlperiode 
als  Abgeordneter  erschienen  ist,  ist  nicht  verpflichtet,  bei  der  nächsten 
Stortingswahl  die  Wahl  anzunehmen. 

Wird  jemand  zum  Abgeordneten  gewählt,  ohne  zur  Annahme  einer  solchen 
Wahl  verpflichtet  zu  sein,  so  muss  er  innerhalb  der  Frist  und  der  Weise,  die 
durch  das  Gesetz  bestimmt  ist,  erklären,  ob  er  die  Wahl  annimmt  oder  nicht. 

Es  soll  gleichfalls  durch  Gesetz  bestimmt  werden,  innerhalb  welcher 
Frist  und  in  welcher  Weise  jemand,  der  zum  Abgeordneten  für  zwei  oder 
mehrere  Wahlkreise  innerhalb  des  Wahlbezirks,  in  dem  er  stimmberechtigt 
ist,  gewählt  wird,  zu  erklären  hat,  welche  Wahl  er  annehmen  will. 

§  64. 
Die  gewählten  Abgeordneten  werden  mit  Vollmachten  versehen,   deren 
Gültigkeit  vom  Storting  geprüft  wird. 

§  65. 

Jeder  Abgeordnete  und  einberufene  Ersatzmann  erhält  eine  Vergütung  ans 
der  Staatskasse  für  die  Reisekosten  zum  und  vom  Storting  sowie  vom  Stoitiiii;- 
nach  seiner  Heimat  und  wieder  zurück  während  T'rlaubs  von  der  Dauer 
wenigstens  eines  Monats,  wie  auch  für  Ausgaben,  die  er  zu  Kur-  und  Pflego- 
z wecken  in  Krankheitsfällen  gehabt  hat. 

Für  die  Teilnahme  an  einem  ordentlichen  Stortiiiti  loinnuii  ilnii  t(>nier 
dreitausend  Kronen  Vergütung  zu.  Haben  der  Abgeoidiu  ir  mul  du-  Krsatz- 
mann  desselben  Wahlkreises  an  einem  ordentlichen  Storting  teilgciunmm  n. 
so  wird  die  Vergütung  unter  sie  verteilt  im  Verhältnis  zu  der  Zeit,  in  (1(  r 
jeder  von  ihnen  teilgenommen  hat.  Für  die  T(  ilii.ilniK  ai)  ( indn  m^^  i 
ordentlichen  Storting  beträgt  die  Vergütung  zwöll   Kioiuii  lüulicli  'i. 


•)  Fassung  vom  8.  4.  1910. 
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§  66. 
Die  Abgeordneten  dürfen  auf  ihrer  Reise  zum  und  vom  Storting  sowie 
während  ihres  Aufenthalts  dort  nicht  verhaftet  werden,  ausser  wenn  sie  bei 
öffentlichen  Verbrechen  ergriffen  werden;  auch  können  sie  ausserhalb  der 
Sitzungen  des  Stortings  nicht  für  ihre  dort  geäusserten  Meinungen  zur 
Rechenschaft  gezogen  werden.  Jeder  ist  verpflichtet,  sich  nach  der  vom 
Storting  angenommenen  Geschäftsordnung  zu  richten. 

§  67. 
Die  in  vorstehender  Weise  gewählten  Abgeordneten  bilden  das  Storting 
des  Königreichs  Norwegen. 

§  68.  [S.  185 

Das  Storting  tritt  gewöhnlich  am  ersten  Wochentag  nach  dem  10.  Ja- 
nuar jedes')  Jahres  in  der  Hauptstadt  des  Reichs  zusammen,  ausser  wenn  der 
König  auf  (irund  ausserordentlicher  T^mstände,  wie  bei  feindlichem  Einfall 
oder  ansteckender  Krankheit,  eine  andere  Stadt  (Kjöpstad)  im  Reiche  dazu  be- 
stimmt. Eine  solche  Bestimmung  muss  dann  rechtzeitig  bekannt  gegeben  werden. 

§  69. 
In  ausserordentlichen  Fällen  hat  der  König  das  Recht,  das  Storting 
ausserhalb  der  gewöhnlichen  Zeit  einzuberufen.  Der  König  erlässt  dann  eine 
Bekanntmachung,  die  in  allen  Kirchen  der  Stiftsstädte,  wenigstens  vierzehn 
Tage  bevor  die  Mitglieder  des  Stortings  an  dem  bestimmten  Ort  erscheinen 
Süllen,  verlesen  werden  muss. 

§  70. 
Ein   solches   ausserordentliches  Storting   kann  vom  König  geschlossen 
werden,  wann  er  es  für  gut  befindet. 

§  71. 
Die  Mitglieder  des  Stortings  fungieren  als  solche  während   dreier  auf- 
einander folgenden  Jahre,  sowohl  bei  ausserordentlichen  wie  bei  den  ordent- 
lichen Stortingen,  die  unterdessen  tagen. 

§  72. 

Tagt  ein  ausserordentliches  Storting  noch  zu  der  Zeit,  wann  ein  ordent- 
liches zusammentreten  soll,  so  wird  das  erstere  geschlossen,  ehe  das  letztere 
zusammentritt. 

§  73. 

Das  Storting  wählt  unter  seinen  Mitgliedern  ein  Viertel  aus,  welches 
das  Lagting  ausmacht;  die  übrigen  drei  Viertel  bilden  das  Üdelsting. 
Die  Auswahl  geschieht  auf  dem  ersten  ordentlichen  Storting,  das  nach  neuer 
Wahl  zusammentritt,  worauf  das  Lagting  auf  allen  nach  derselben  Wahl 
tagenden  Stortingen  unverändert  bleibt,  ausser  wenn  ein  Abgang,  der  unter 
dessen  Mitgliedern  eintreten  sollte,  durch  neue  Wahl  zu  ersetzen  ist. 

')  Änderung  12.  3.  / 24.  4.  1869.  Nach  dem  ursprünglichen  Texte:  jedes 
dritte  Jahr  im  Februar.  Die  Bestimmungen  sind  mehrfach  geändert  worden 
(auch  1857;  zuletzt  8.6.1907). 
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Jedes  Ting  hält  seine  Sitzungen  gesondert  ab  und  ernennt  seinen 
eigenen  Präsidenten  und  Sekretär.  Keins  der  Tinge  kann  Sitzungen  abhalten, 
wenn  nicht  zwei  Drittel  seiner  Mitglieder  zugegen  sind. 

§74.* 

»Sobald  sich  das  Storting  als  solches  für  versammelt  erklärt  hat,  er- 
öffnet der  König  oder,  wen  er  damit  beauftragt,  dessen  Verhandlungen  mit 
einer  ßedc.  in  der  er  es  über  den  Zustand  des  Keichs  und  die  Gegenstände 
unterrichtet,  auf  die  er  die  Aufmerksamkeit  des  Stortings  besonders  hinzu- 
lenken wünscht.     Keine  Beratung  darf  in  Gegenwart  des  Königs  stattfinden. 

Wenn  die  Verhandlungen  des  Stortings  eröffnet  sind,  haben  der  Staats- 
minister und  die  Minister  das  Recht,  im  Storting  sowie  in  dessen  beiden 
Abteilungen  zu  erscheinen  und  ebenso  wie  deren  Mitglieder,  jedoch  ohne 
Stimme,  an  den  vorfallenden  Verhandlungen  teilzunehmen,  insoweit  diese 
öffentlich  stattfinden ;  bei  den  Sachen  aber,  die  in  geheimer  Sitzung  verhandelt 
werden,  nur  insoweit  es  von  dem  betreffenden  Ting  gestattet  werden  sollte. 

§  75  ').  [S.  334 

Das  Storting  hat  die  Befugnis: 

a)  Gesetze  zu  geben  und  aufzuheben;  Steuern,  Abgaben,  Zölle  und  andere 
öffentliche  Lasten  aufzuerlegen,  die  jedoch  nicht  länger  als  bis  zum 
1.  Juli  des  Jahres  gelten,  nach  dem  ein  neues  ordentliches  Storting 
zusammengetreten  ist,  ausser  wenn  sie  von  diesem  ausdrücklich  er- 
neuert werden; 

b)  Anleihen  auf  den  Kredit  des  Reichs  aufzunehmen; 

c)  die  Aufsicht  über  das  Geldwesen  des  Reichs  zu  führen; 

d)  die  für  die  Staatsausgaben   erforderlichen  Geldbeträge   zu  bewilligen; 

e)  zu  bestimmen,  wie  viel  dem  König  für  seine  Hofhaltung  jährlich  aus- 
gezahlt werden  soll,  und  die  Apanage  der  königlichen  Familie  festzu- 
setzen, die  jedoch  nicht  in  Grundeigentum  bestehen  darf; 

f)*  sich  das  Protokoll  der  Staatsratssitzungen  und  alle  öffentlichen  Be- 
richte und  Urkunden  vorlegen  zu  lassen;  doch  sollen  die  Protokolle 
über  die  geheimen  diplomatischen  und  militärischen  Kommandoange- 
legenheiten einem  aus  höchstens  neun  Mitgliedern  des  Odelstings  ge- 
wählten Ausschusse  vorgelegt  worden,  und  es  können  dieselben  dem 
Odelsting  vorgelegt  werden,  wenn  eines  der  Ausschussmitglieder  den 
\^)rschlag  macht,  dass  sich  das  Odelsting  aussprechen  oder  dass  die 
Sache  beim  Reichsgericht  anhängig  gemacht  werden  soll. 

g)  sich  die  Bündnisse  und  Verträge  mitteilen  zu  lassen,  die  der  König 
im  Namen  des  Staates  mit  fremden  Mächten  abgeschlossen  hat;  was 
die  geheimen  Artikel  betrifft,  die  jedoch  nicht  im  Widerspruch  mit 
den  öffentlichen  stehen  dürfen,  gilt  dasselbe,  was  unter  f)  für  die  ge- 
h(!im  zu  haltenden  Angelegenheiten  vorgeschrieben  ist. 

h)  von  jedermann  fordern  zu  können,  vor  ihm  in  Staatsangelegenheiten 

')  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  wiederholt  geändert  worden,  zuletzt 
f;  und  gj  durch  Beschluss  vom  24.3.  1911. 


Gnindj^esetz  des  Königreichs  Norwegen  363 

zu  erscheinen,  den  König  und  die  königliche  Familie  ausgenommen; 
doch  gilt  diese  Ausnahme  nicht  für  die  königlichen  Prinzen,  insoweit 
sie  Ämter  bekleiden  sollten; 

i)  einstweilige  Gehalts-  und  Pensionslisten  nachzuprüfen  und  die  Ver- 
änderungen darin  vorzunehmen,  die  es  erforderlich  findet; 

kl  liinf  Revisoren  zu  ernennen,  die  jährlich  die  Abrechnungen  des  Staats- 
haushalts durchzusehen  und  Auszüge  daraus  durch  den  Druck  bekannt- 
zugeben haben.  Diese  Abrechnungen  sollen  deshalb  den  Revisoren 
innerhalb  sechs  Monaten  nach  Ausgang  des  Jahres  zugestellt  werden, 
für  das  die  Bewilligungen  des  8tortings  erteilt  sind; 

1)  Fremde  zu  naturalisieren. 

§  76- 

Jedes  (lesetz  soll  erst  im  Odelsting  vorgeschlagen  werden,  und  zwar 
entweder  von  dessen  eignen  Mitgliedern  oder  von  der  Regierung  durch  einen 
Minister. 

Ist  der  Vorschlag  vom  Odelsting  angenommen,  wird  er  an  das  Lagting 
gesandt,  das  ihm  entweder  beistimmt  oder  ihn  verwirft  und  im  letzteren 
Füll  mit  seinen  Bemerkungen  zurücksendet.  Diese  werden  vom  Odelsting 
in  Erwägung  gezogen,  das  nun  seinerseits  den  Gesetzesvorschlag  entweder 
fallen  lässt  oder  abermals  mit  oder  ohne  Veränderung  an  das  Lagting  sendet. 

Wenn  ein  Vorschlag  vom  Odelsting  zweimal  dem  Lagting  vorgelegen 
hat  und  von  diesem  zum  zweitenmal  ablehnend  zurückgesandt  worden  ist, 
so  tritt  das  gesamte  Storting  zusammen,  und  dann  wird  der  Vorschlag  durch 
zwei  Drittel  seiner  Stimmen  entschieden. 

Zwischen  einer  jeden  solchen  Beratung  müssen  wenigstens  3  Tage  liegen. 

§  77.  *  [S.  SU 

Wenn  ein  vom  Odelsting  vorgeschlagener  Beschluss  die  Zustimmung 
des  Lagtings  oder  des  gesamten  Stortings  gefunden  hat,  wird  er  dem  König 
übersandt  mit  dem  Ersuchen,  ihm  seine  Sanktion  zu  erteilen. 

§  78.  [S.  249,  384 

Billigt  der  König  den  Beschluss,  so  versieht  er  ihn  mit  seiner  Unter- 
schrift, wodurch  er  Gesetz  wird. 

Billigt  er  ihn  nicht,  so  sendet  er  ihn  an  das  Odelsting  zurück  mit  der 
Erklärung,  dass  er  es  zurzeit  nicht  dienlich  finde,  ihn  zu  sanktionieren. 
Der  Beschluss  darf  in  diesem  Falle  dem  König  nicht  wieder  von  dem  zurzeit 
tagenden  Storting  vorgelegt  werden  '). 

§  79.2)  [S.  100,  141,384 

Ist  ein  Beschluss  unverändert  von  drei  ordentlichen,  nach  drei  ver- 
schiedenen aufeinander  folgenden  Wahlen  zusammengesetzten  und  voneinander 
durch  wenigstens  zwei  dazwischen  liegende  ordentliche  Stortinge  getrennten 
Stortingen  angenommen  worden,  ohne  dass  in  der  Zwischenzeit  von  der  ersten 
bis  zur  letzten  Annahme  von  irgendeinem  Storting  ein  abweichender  Beschluss 

')  Der  Schlusssatz  ist  am  12.  8./ 24.  4. 1869  zugefügt  worden. 
2)  Fassung  seit  12.  3./ 24.  4. 1869. 
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gefasst  worden  ist,  und  wird  derselbe  dann  dem  König  vorgelegt  mit  dem 
Begehren,  Seine  Majestät  wolle  seine  Sanktion  nicht  einem  Beschlüsse  ver- 
weigern, den  das  Storting  nach  reiflichster  Überlegung  für  nützlich  erachte, 
so  wird  derselbe  Gesetz,  auch  wenn  die  Sanktion  des  Königs  nicht  erfolgt, 
bevor  das  Storting  auseinandergeht. 

§  80. 

Das  Storting  bleibt  so  lange  versammelt,  wie  es  dies  für  nötig  hält  ^). 
Wenn  es  nach  Beendigung  seiner  Verhandlungen  vom  König  geschlossen 
wird,  so  teilt  dieser  gleichzeitig  seine  Entschliessung  betreffs  der  nicht  schon 
vorher  erledigten  Beschlüsse  mit,  indem  er  sie  entweder  bestätigt  oder  ver- 
wirft. Alle  Beschlüsse,  denen  er  nicht  ausdrücklich  zustimmt,  werden  als 
von  ihm  verworfen  angesehen. 

§  81. 

Alle  Gesetze  (die  in  §  79  ausgenommen)  werden  im  Namen  des  Königs 
unter  dem  Siegel  des  Reiches  Norwegen  und  in  folgenden  Ausdrücken  aus- 
gefertigt: 

„  Wir  N.  N.  tun  kund :  dass  Uns  der  Beschluss  des  Stortings  vom  so 
und  so  vielten  vorgelegen  hat,  so  lautend :  (hier  folgt  der  Beschluss).  Also 
haben  Wir  ihn  angenommen  und  bestätigt,  ebenso  wie  Wir  ihn  als  Gesetz 
hierdurch  annehmen   und   bestätigen   mit  Unserer   eigenen  Unterschrift  und 

§82. 

Die  Sanktion  des  Königs  ist  nicht  erforderlich  zu  den  Beschlüssen  des 
Stortings,  wodurch  dieses 

a)  sich  verfassungsmässig  als  Storting  für  versammelt  erklärt; 

b)  seine  innere  Geschäftsordnung  regelt; 

c)  die  Vollmachten  der  anwesenden  Mitglieder  anerkennt   oder  verwirft; 

d)  Entscheidungen  über  Wahlstreitigkeiten  bestätigt  oder  verwirft; 

e)  Fremde  naturalisiert; 

f)  und  endlich  zu  dem  Beschluss,   wodurch  das  Odelsting  Minister  oder 
andere  unter  Anklage  stellt. 

§83. 
Das  Storting  kann  das  Gutachten  des  Höchstgerichts  über  Rechtsfragen 
einholen.  ^  ^^ 

Das  Storting  hält  seine  Sitzungen  öffentlich  ab.  und  seine  Verhandlungen 
werden  durch  den  Druck  bekannt  gemacht,  ausser  in  den  Fällen,  wo  das 
Gegenteil  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  wird. 

§  85. 

Wer  einem  Befehl  gehorcht,  dessen  Zweck  es  ist,  die  Freiheit  und 
Sicherheit  des  Stortings  zu  stören,  macht  sich  dadurch  des  Verrats  gegen 
das  Vaterland  schuldig. 

')  Hier  folgte  bis  12.8.  1908  der  Zusatz:   „doch  ohne  Zustimmung  des 
Königs  nicht  über  zwei  Monate". 
')  Fassung  27.  (>.  1908. 
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D.   Die  richterliche  Gewalt. 

§  86.  [S.  198 

Die  Mitglieder  des  Lagtings  nebst  dem  Höchstgericht  machen  das 
Reichsgericht  aus:  falls  aber  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Lagtings  oder 
des  Höchstgerichts  31  bzw.  9  übersteigt,  so  werden  30  der  Mitglieder  des 
Lagtings,  ausser  dessen  Präsidenten,  und  8  Mitglieder  des  Höchstgerichts, 
ausser  dessen  Vorsitzenden,  ausgelost,  und  bilden  diese  dann  das  Reichsgericht, 
das  in  erster  und  letzter  Instanz  in  den  Sachen  urteilt,  die  vom  Odelsting 
anhängig  gemacht  werden ,  entweder  gegen  Mitglieder  des  Staatsrats  oder 
des  Höchstgerichts  wegen  Amtsverbrechen,  oder  gegen  Mitglieder  des  Stortings 
wegen  Verbrechen,  die  sie  als  solche  begehen  sollten  '). 

Den  Vorsitz  im  Reichsgericht  führt  der  Präsident  des  Lagtings. 

§  87. 
Der    Angeklagte  kann,   ohne   einen   Grund   dafür   anzugeben,   bis   ein 
Drittel  der  Mitglieder  des  Reichsgerichts  ablehnen;   doch   darf   dadurch   das 
Gericht  aus  nicht  weniger  als  fünfzehn  Personen  bestehen. 

§  88  2). 
Das  Höchstgericht  urteilt  in  letzter  Instanz.  Doch  können  Beschrän- 
kungen für  die  Angehung  des  Höchstgerichts  durch  Gesetz  bestimmt  werden. 
Das  Höchstgericht   soll   aus  einem  Vorsitzenden  und  wenigstens  sechs 
anderen  Mitgliedern  bestehen. 

§  89. 
In  Friedenszeiten  ist  das  Höchstgericht  nebst  zwei   höheren  Offizieren, 
die  der  König  beiordnet,  die  zweite  und  letzte  Instanz  in  allen  kriegsgericht- 
lichen Sachen,  die  entweder  Leben  oder  Ehre  oder  Freiheitsverlust  für  länger 
als  drei  Monate  betreffen. 

§  90. 
Gegen   die  Urteile   des  Höchstgerichts   kann   in   keinem  Fall  Berufung 
eingelegt,  noch  können  sie  einer  Nachprüfung  unterzogen  werden. 

§  91. 
Niemand  kann  zum  Mitglied  des  Höchstgerichts  berufen  werden,  bevor 
er  30  Jahre  alt  ist. 

E.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  92.  [S.  95,  112 

Zu  Staatsäratern  dürfen  nur  norwegische  Bürger  berufen  werden, 
welche  die  Sprache  des  Landes  reden,  sowie 

a)  entweder  im  Reiche  geboren  sind  von  Eltern,   die  zu  der  Zeit  Unter- 
tanen des  Staats  waren; 

^)  Fassung  vom  25.  2. 1911. 

2)  Fassung  vom  25.2.1911.  Hiermit  fiel  die  18G2  aufgenommene  Be- 
stimmung, dass  der  §  88  nicht  verhindern  solle,  Strafsachen  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Gesetze  ohne  Mitwirkung  des  höchsten  Gerichts  endgültig 
zu  entscheiden. 
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b)  oder  in  fremden  Ländern  geboren   sind  von  norwegischen  Eltern,   die 
zu  der  Zeit  nicht  Untertanen  eines  andern  Staats  waren; 

c)  oder  sich  späterhin  zehn  Jahre  im  Reiche  aufgehalten  haben; 

d)  oder  die  vom  Storting  naturalisiert  worden  sind. 

Doch  können  als  Lehrer  an  der  Universität  oder  an  den  Gelehrten- 
schulen, als  Ärzte  oder  als  Konsuln  an  fremden  Orten  auch  andere  angestellt 
werden. 

Niemand  darf  als  Beamter  einer  Oberbehörde  angestellt  werden,  bevor 
er  80  Jahre  alt  ist,  oder  als  Magistratsperson,  Richter  erster  Instanz  (Unter- 
gericht) und  Vogt,  bevor  er  25  Jahre  alt  ist. 

Nur  wer  sich  zur  öffentlichen  Staatsreligion  bekennt,  kann  Mitglied  des 
königlichen  Rats  sein.  Hinsichtlich  der  übrigen  Staatsämter  wird  das  nötige 
durch  Gesetz  bestimmt. 

In  welcher  Ausdehnung  Frauen,  welche  die  durch  das  Grundgesetz  für 
Männer  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen,  Ämter  bekleiden  können, 
wird  durch  Gesetz  bestimmt  *). 

,^'  93.  [S.  52,  58 

[Aufgehoben  gemäss  Stortingsbeschluss  vom  7.  Juni  1905,  lautete:] 

„Norwegen  haftet  für  keine  andre,  als  seine  eigne  Staatsschuld. 

§94. 
Die  Abfassung  eines  neuen  allgemeinen  Bürgerlichen-  und  Strafgesetz- 
buches soll  auf  dem  ersten  oder,  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  auf  dem  zweiten 
ordentlichen  Storting  veranlasst  werden.  Unterdessen  bleiben  die  jetzt 
geltenden  Gesetze  des  Staats  in  Kraft,  soweit  sie  nicht  gegen  dieses  (Grund- 
gesetz oder  die  einstweiligen  Verordnungen  streiten,  die  inzwischen  erlassen 
werden  sollten. 

Die  gegenwärtigen  ständigen  Steuern  bleiben  gleichfalls  bis  zum 
nächsten  Storting  in  Kraft. 

§  95. 
Weder  Dispensationen  2),  Protektorien  ^),  Moratorien*)  noch  Rehabilitie- 
rungen  dürfen    gewährt   werden,    nachdem   das   neue  allgemeine  Gesetz   in 
Kraft  getreten  ist. 

§  96. 

Niemand  kann  verurteilt  werden,  ausser  nach  dem  (4osetz,  oder  bestraft 
werden  ohne  Urteil.     Peinliches  Verhör  darf  nicht  statt liiititii. 

§  97. 
Keinem  Gesetz  darf  rückwirkende  Kraft  gegeben  werden. 

')  Der  vorletzte  Absatz  beruht  auf  der  Fassung  vom  4.  (!  ISit'i,  der 
letzte  vom  19.8.  1901. 

')  Befreiung  von  gesetzlichen  Bestimmungen. 
')  Befreiung  von  porsr.iiljclicr  Ilalt])tli('ht. 
*)  Zahlungsstundungcii. 
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Auf  Sportein,  die  an  (ieiiilitsbeanite  gezahlt  werden*),  dürfen  keine 
Abgaben  an  die  Staatskasse  gelegt  werden. 

§  99- 

Niemand  darf,  ausser  in  den  gesetzlich  l)estinimten  Fällen  und  auf  die 
gesetzlich  vorgeschriebene  Weise,  verhaftet  werden.  Für  unbefugte  Ver- 
haftung oder  ungesetzmässige  Inhafthaltung  sind  diejenigen,  die  diese  Mass- 
nahmen getroffen  haben,  dem  Verhafteten  verantwortlich. 

Die  Regierung  ist  nicht  berechtigt  zur  Aufbietung  der  bewaffneten 
Macht  gegen  Staatsangehörige,  ausser  unter  Beobachtung  der  im  Gesetz  be- 
stimmten Formen,  es  sei  denn,  dass  eine  Versammlung  die  öffentliche  Ruhe 
störe  und  nicht  augenblicklich  auseinanderginge,  nachdem  die  Bestimmungen 
im  Landesgesetz,  die  Aufruhr  betreffen,  von  der  Zivilobrigkeit  dreimal  ver- 
nehmlich verlesen  worden  sind. 

§  100. 

Pressfreiheit  wird  gewährleistet.  Niemand  kann  bestraft  werden  wegen 
einer  Schrift,  welchen  Inhalts  sie  auch  sein  möge,  die  er  hat  drucken  oder 
herausgeben  lassen,  es  sei  denn,  dass  er  vorsätzlich  und  offenbar  Ungehorsam 
gegen  die  Gesetze,  Geringachtung  der  Religion,  der  Sittlichkeit  oder  der 
verfassungsmässigen  Staatsgewalten,  Widerstand  gegen  ihre  Befehle,  entweder 
selbst  gezeigt  oder  andere  dazu  angestiftet,  oder  falsche  und  ehrenrührige 
Beschuldigungen  gegen  jemand  vorgebracht  hat.  Freimütige  Äusserungen  über 
die  Staatsleitung  oder  irgendeinen  andern  Gegenstand  sind  jedermann  gestattet. 

§  101. 
Neue  und  dauernde  Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit  dürfen  künftig 
niemandem  eingeräumt  werden. 

§  102. 
Plaussuchungen  dürfen  nicht  stattfinden,  ausser  in  Strafsachen. 

§  103. 
Wer  künftig   in   Konkurs  gerät,  dem  wird  keine  Freistatt  gewährt. 

§  104. 
Grundbesitz  und  Gesamtvermögen  können  in  keinem  Falle  verwirkt  werden. 

§  105. 
Erfordert  es  das  Wohl  des  Staates,  dass  jemand  bewegliches  oder  un- 
bewegliches Eigentum  zu  öffentlichem  Gebrauch  hergebe,   so   muss   er  volle 
Entschädigung  aus  der  Staatskasse  erhalten. 

§  106. 
Sowohl  Kaufsummen  wie  Einkünfte  aus  den  Pfründen  der  Geistlichkeit 
sollen  nur  zum  Besten  der  Geistlichkeit  und  zur  Förderung  der  Aufklärung 
verwendet  werden.     Güter  milder  Stiftungen  sollen   bloss   zu    deren   eignem 
Nutzen  verwendet  werden. 


*)  Die  Sportein  dienten  (1814)  auch  als  Besoldung. 
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§  107. 
Das  Odels- *)  und  Aasaedes-^)  Recht  darf  nicht  aufgehoben  werden.   Die 
näheren  Bedingungen,  unter  denen  dasselbe  zum  grösstmöglichen  Nutzen  für 
den  Staat   und  zum  Besten  der  Landbevölkerung   fortbestehen   soll,   werden 
von  dem  ersten  oder  zweiten  folgenden  Storting  festgesetzt, 

§  108. 
Keine   Grafschaften,  Baronien,  Stammgüter  und  Fideikommisse   dürfen 
zukünftig  errichtet  werden. 

§  109. 
Jeder  Bürger  des  Staats  ist  im  allgemeinen  eine  gewisse  Zeit  lang  seinem 
Vaterland  gleichmässig  wehrpflichtig  ohne  Rücksicht  auf  Geburt  und  Vermögen. 
Die  Anwendung   dieses  Grundsatzes   und   die  Einschränkungen,   denen 
er  unterliegen  soll,  werden  gesetzlich  bestimmt  ^). 

§  110*). 
Der  Reservefond  des  Reiches,  der  40  Millionen  beträgt,  darf  ausschliess- 
lich zur  Abwendung  von  Gefahren,   die  das  Reich  bedrohen,  oder  bei  einem 
Landesunglück,  welches  das  Reich  betroffen  hat,  verwendet  werden. 

Der  Reservefond  soll  in  Übereinstimmung  mit  den  vom  Storting  darüber 
festgesetzten  Regeln  verwaltet  werden. 

§  111 5).  [S.  52,55,79,  100,  152 

Die  Form  und  die  Farben  der  norwegischen  Flagge  werden  durch  Ge- 
setz bestimmt. 

§  112.  fS.  59,  86,  302  f. 

Zeigt  die  Erfahrung,  dass  irgendein  Teil  dieses  (Grundgesetzes  des 
Königreichs  Norwegen  verändert  werden  muss,  so  soll  der  Vorschlag  dazu 
auf  dem  ersten  oder  einem  zweiten  ordentlichen  Storting  nach  neuer  Wahl 
vorgebracht  und  durch  den  Druck  bekannt  gegeben  werden.  Aber  erst  dum 
ersten  oder  einem  zweiten  ordentlichen  Storting  nachder  nächsten  Wahl  kommt 
es  zu,  zu  bestimmen,  ob  die  vorgeschlagene  Veränderung  stattfinden  soll  oder 
nicht.  Doch  darf  eine  solche  Veränderung  niemals  den  Grundsätzen  dieses  Grund- 
gesetzes widersprechen,  sondern  allein  Abänderungen  einzelner  Bestimmungen 
betreffen,  die  den  Geist  dieser  Verfassung  nicht  verändern,  und  es  müssen  zwei 
Drittel  der  Mitglieder  des  Stortings  über  eine  solche  Änderung  einig  sein*). 

*)  „Odels"-Recht :  Das  Recht  der  Familie,  innerhalb  einer  bestimmten 
Fri.st  eine  Liegenschaft  auf  dem  Lande  gegen  volle  Entschädip:ang  cinznlöseii, 

*)  „Aasaede"-Recht:  Das  Recht  des  Erstgebornen,  beim  Naclila-ss  ilic 
Liegenschaften  zu  einem  ermässigten  Preis  zu  erwerben  (Gesetz  v.  20.6. 1821).- 

«)  Fassung  vom  12.4.  1907.   Gesetz  über  die  Wehrpflicht  v.  19.7.1910. 

*)  Fassung  seit  15.8.1911.  Ursprünglich  lautete  §110:  , Norwegen 
behält  seine  eigne  Bank  und  sein  eignes  Geld-  und  Münzwesen,  welche  Ein- 
richtungen durch  Gesetz  geregelt  werden". 

*)  bis  21.11.1905:  „Norwegen  hat  das  Hecht  seine  eigne  Kauffahrtei- 
flagge  zu  führen.  Seine  Kriegsflagge  wird  eine  Unionsflagge-.  Die  sog. 
reine  Flagge  (1898)  ist  seit  7.6.1905  auch  Kriegsflagge. 

")  Fassung  vom  16.7.1907. 
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Beilage  II. 
Keichsakte, 

zur  B(^sti  111111  iing  der  durch  die  Vereiiiis^uii^  zwischen  Nor- 
wegen  und  Schweden   entstandenen    konstitutionellen  Ver- 
hältnisse^). 

Genehmigt  von  Norwegens  Storting  am  31.  Juli  und  von  den  Ständen  des 

Reiches    Schweden    am    6.   August    1815,    mit    Veränderung    in    §   7    vom 

11.  März  /  2.  April  1845. 


Wir  Carl,  von  Gottes  Gnaden  König  zu  Schweden  und  Norwegen,  der 
Goten  und  Wenden  etc.  etc.  etc.,  Herzog  zu  Schleswig,  Holstein,  Stormarn 
und  Dithmarschen,  Graf  zu  Oldenburg  und  Delmenhorst  etc.  etc., 

tun  kund:  Dass,  nachdem  das  Storting  des  Reiches  Norwegen  und 
die  Stände  des  Reiches  Schweden  in  t'bereinstimmung  mit  Unseren  gnädigsten 
Propositionen  übereingekommen  sind  und  beschlossen  haben,  zur  Bestimmung 
der  zwischen  Norwegen  und  Schweden  eingetretenen  konstitutionellen  Ver- 
hältnisse eine  besondere  Reichsakte  zu  errichten,  genau  so,  wie  diese  Wort 
für  Wort  hiernach  folgt: 

Wir  nachstehend  unterzeichneten,  hier  in  Christiania  zu  einem  ordent- 
lichen Storting  versammelten  Repräsentanten  des  Reiches  Norwegen  und 
Wir  Stände  des  Reiches  Schweden,  Grafen,  Freiherren,  Bischöfe,  Ritterschaft 
und  Adel,  Geistlichkeit,  Bürgerschaft  und  Bauern,  die  jetzt  hier  in  Stock- 
holm zu  einem  ausserordentlichen  Reichstag  versammelt  sind,  tun  kund: 

Dass,  nachdem  durch  den  mächtigen  Beistand  der  Vorsehung  zwischen 
den  Völkern  Skandinaviens  ein  Vereinigungsband  glücklich  geknüpft  worden 
ist,  welches,  nicht  durch  Waifen,  sondern  durch  freie  Überzeugung  zustande 
gebracht,  allein  durch  gegenseitige  Anerkennung  der  gesetzlichen  Rechte  der 
Völker  festgehalten  werden  muss  und  soll,  zum  Schutz  ihrer  gemeinschaft- 
lichen Throne,  und  da  Wir  unterzeichneten  Stände  des  Reiches  Schweden 
infolge  der  gnädigsten  Proposition  Seiner  Königlichen  Majestät  vom  letzt- 
vergangenen 12.  April  über  die  neuen  konstitutionellen  Verhältnisse,  welche 
durch  die  Vereinigung  zwischen  Norwegen  und  Schweden  entstanden  sind, 
die  hinsichtlich  dieser  konstitutionellen  Verhältnisse  in  das  Grundgesetz  des 
Reiches  Norwegens  vom  4.  November  1814  aufgenommenen  Bestimmungen 
anerkannt  durch  Unsre  einstimmige  Zustimmung  bekräftigt  haben,  welche 
Bestimmungen,  unter  Vorbehalt  Unseres  konstitutionellen  Rechts  in  den  Teilen, 
die  eine  Veränderung  oder  Modifikation  in  der  Regierungsform  des  Reiches 
Schweden  mit  sich  führen  sollten,  von  Unserm  allergnädigsten  König  und 
Herrn  unter  dem  darauffolgenden  10.  November  angenommen  und  beschworen 


^)  Das  norwegische  Exemplar  ist  hier  übersetzt.  (Abweichungen  von  dem 
schwedischen  Texte  vgl.  S.  51,  88.)    Im  allgemeinen  vgl.  S.  47  f.,  71,  79,  107. 
Aall  und  Gjelsvik:  Die  norwegiscli-scbwedische  Union  24 
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worden  sind:  So  haben  Wir,  als  gesetzmässige  Bevollmächtigte" [der  Ein- 
wohner Norwegens  und  Schwedens  geglaubt,  die  Bedingungen  für  die 
zwischen  Norwegen  und  Schweden  getroffene  Vereinigung  unter  Einem 
König,  aber  mit  getrennten  Regierungsgesetzen,  auf  keine  würdigere  und 
feierlichere  Weise  für  kommende  J^eiten  befestigen  zu  können,  als  durch  die 
Übereinkunft,  genannte  Bedingungen  in  einer  besonderen  Reichsakte  zu- 
sammenzufassen und  aufzunehmen  ganz  und  gar  so,  wie  sie  Wort  für  Wort 
nachstehend  folgen: 

§  1.  [S.  51,  68,  83,  305 

Das  Königreich  Norwegen  soll  ein  freies,  selbständiges,  unteilbares  und 
unveräusserliches  Reich  sein,  vereinigt  mit  Schweden  unter  Einem  König. 
Seine  Regierungsform  ist  eingeschränkt  und  erblich  monarchisch. 

§  2.  [S.  83,  128,  274 

Die  Erbfolge  soll  in  gerader  Linie  absteigend  und  agnatisch  sein,  so 
wie  sie  sich  in  der  von  den  Ständen  des  Reiches  Schweden  beschlossenen 
und  vom  König  angenommenen  Sukzessions-Ordnung  vom  26.  September  1810 
bestimmt  findet. 

Zu  den  Erbberechtigten  wird  auch  der  Ungeborene  gerechnet,  der  die 
ihm  zukommende  Stelle  in  der  Erfolgelinie  einnimmt,  sobald  er  nach  des 
Vaters  Tod  zur  Welt  kommt. 

Wenn  ein  zu  den  vereinigten  Kronen  Norwegens  und  Schwedens  erb- 
berechtigter Prinz  geboren  wird,  sollen  sein  Name  und  die  Geburtszeit  dem 
zunächst  tagenden  Storting  bekannt  gegeben  und  in  dessen  Protokoll  ver- 
merkt werden, 

§  3.  [S.  51,  84,  85,  331,332 

Ist  kein  erbberechtigter  Prinz  vorhanden,  und  muss  eine  Thronfolger- 
wahl in  beiden  Reichen  vorgenommen  werden,  so  sollen  das  Storting  in 
Norwegen  und  der  Reichstag  in  Schweden  auf  ein  und  denselben  Tag  zu- 
sammenberufen werden.  Der  König  oder  —  falls  die  Thronfolgerwahl 
während  einer  Thronerledigung  eintritt  —  die  gesetzmässige  Interims- 
Regierung  beider  Reiche  soll  binnen  achtzehn  Tagen  nach  dem  Tage,  an  dem 
das  Storting  in  Norwegen  gesetzmässig  eröffnet  worden  ist,  und  der  Reichs- 
tag in  Schweden  im  Reichssaal  eröffnet  worden  ist,  an  dem  gleichen  Tage 
an  beiden  Stätten  einen  Vorschlag  über  die  Thronfolge  machen. 

Jeder  norwegische  Stortingsabgeordnete  sowohl  wie  jedes  schwedische 
Reichstagsmitglied  hat  das  Recht,  einen  Thronfolger  vorzuschlagen.  Will 
irgendeiner  von  ihnen  dieses  sein  Motionsrecht  ausüben,  so  soll  er  ver- 
pflichtet sein,  davon  innerhalb  dieser  bestimmten  Frist  Gebrauch  zu  machen. 

Das  Storting  von  Norwegen  und  die  Stände  des  Reiches  Schweden 
sollen  hierauf  den  Wahltag  bestimmen,  jedes  für  sich ;  aber  nicht  später  als 
am  zwölften  Tag  nach  dem  für  die  Abgabe  der  Proposition  iKstiimnten 
Termine  muss  die  Thronfolgerwahl  unumgänglich  vorgenommen  werden. 

Am  Tage  vor  demjenigen,  der  auf  diese  Weise  zur  Thronfolgervvahl 
seitens  des  norwegischen  Stortings  und  der  Stände  des  Reiches  Schwedens 
bestimmt  ist,  sollen  sowohl  das  Storting  von  Norwegen  unter  seinen  eignen 
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Mitgliedern,  wie  auch  die  Stände  dos  Reiches  Schwedens  das  Komitee 
wählen,  dem  es  übertragen  wird,  für  den  Fall,  dass  die  Wahl  des  nor- 
wegischen Stortings  und  der  Stände  des  Kelches  Schweden  auf  verschiedene 
Personen  fallen  sollte,  zusammenzutreten  und,  mit  dem  Rechte  der  Repräsen- 
tanten beider  Reiche,  durch  Abstimmung  die  Wahl  auf  eine  Person  zu  lenken. 

An  dem  zur  Wahl  bestimmten  Tage  sollen  das  Storting  Norwegens  und 
die  Stände  des  Reiches  Schweden  in  Übereinstimmung  mit  dem  im  Grund- 
gesetz jedes  der  beiden  Reiche  bestimmten  Verfahren  jedes  bloss  eine  Per- 
son unter  den  proponierten  Kandidaten  wählen.  Ist  die  Wahl  beider  Reiche 
auf  ein  und  dieselbe  Person  gefallen,  so  ist  diese  gesetzmässig  zum  Thron- 
folger erkoren.  Sollte  dagegen  jedes  der  Reiche  eine  verschiedene  Person 
gewählt  haben,  so  soll  diese  Meinungsverschiedenheit  durch  Abstimmung  der 
vereinigten  Komitees  beider  Reiche  entschieden  werden. 

Dieses  Komitee  soll  aus  sechsunddreissig  Personen  aus  jedem  Reiche 
bestehen  nebst  acht  Vertretern,  welche  auf  die  vom  norwegischen  Storting 
und  von  den  Ständen  des  Reiches  Schweden  besonders  bestimmte  Weise  ge- 
wählt werden.  Die  Vertreter  treten  in  bestimmter  Ordnung  die  Geschäfte 
an,  aber  nur  in  dem  Fall,  dass  eins  der  ordentlichen  Mitglieder  bei  der 
Wahlhandlung  nicht  zugegen  sein  sollte. 

Carlstad  soll  der  Versammlungsort  für  die  Komitees  beider  Reiche 
sein.  Bevor  jedes  Komitee  von  dem  Orte  abreist,  wo  das  Storting  in  Nor- 
wegen und  der  Reichstag  in  Schweden  abgehalten  werden ,  soll  jedes  aus 
seiner  Mitte  einen  Wortführer  erwählen. 

Der  K()nig,  oder  im  Falle  seines  Hinscheidens  die  gesetzliche.  Interims- 
Regierung  beider  Reiche,  soll  binnen  der  kürzest  möglichen  Zeit  nach  dem 
Eintreffen  der  Nachricht  über  die  besondere  Wahl  jedes  Reiches  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Entfernung  zwischen  dem  Versammlungsort  und  den 
Orten,  wo  das  Storting  in  Norwegen  und  der  Reichstag  in  Schweden  abge- 
halten werden,  den  Tag  anberaumen,  an  dem  sich  die  Komitees  beider  Reiche 
in  Carlstad  einfinden  sollen,  aber  nicht  später  als  auf  den  einundzwanzigsten 
Tag  nach  dem  für  Norwegens  Storting  und  die  Stände  des  Reiches  Schweden 
als  letzten  Wahltermin  oben  bestimmten  zwölften  Tag. 

Die  Wortführer  der  Kommittierten  beider  Reiche  sollen  unverzüglich 
nach  ihrer  Ankunft  gemeinschaftlich  die  Anberaumung  zum  Zusammentreten 
am  Vormittag  nach  dem  Tage,  der  für  die  Ankunft  der  Kommittierten  am 
Versammlungsorte  bestimmt  worden  ist,  ausfertigen. 

Bei  der  Zusammenkunft  liest  zuerst  der  Wortführer  jedes  Komitees 
seine  Vollmacht  und  die  seiner  Mitkommittierten  vor;  hierauf  lassen  beide 
Wortführer  das  Los  darüber  entscheiden,  wer  von  ihnen  dort  bei  der  Wahl- 
handlung das  Wort  führen  soll.  Das  derart  unter  Einem  ebenfalls  an  der 
Abstimmung  teilnehmenden  Wortführer  vereinigte  gemeinschaftliche  Komitee 
beider  Reiche  nimmt  darauf  unverzüglich  und  ohne  Diskussion  die  Abstim- 
mung vor. 

Die  Kommittierten  sollen  nicht  auseinandergehen,  noch  irgendeiner 
von  ihnen  den  Versammlungsraum  verlassen,  bevor  die  Wahlhandlung  in 
allen  Teilen  beendet  ist. 

24* 
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Bei  der  Abstimmung  soll  der  Wortführer  der  Kommittierten  jedes 
Reichs  das  Dokument,  das  die  auf  Eine  Person  gelenkte  Wahl  seiner  Kom- 
mittierten enthält,  vorlesen  und  auswechseln.  Darauf  soll  die  Votierungs- 
proposition  abgefasst  und  die  Namen  beider  Thronkandidaten  nach  folgen- 
dem Schema  darin  eingeführt  werden: 

„Die  Deputierten  des  Stortings  von  Norwegen  und  der  Stände 
„des  Reiches  Schweden  votieren  gemeinschaftlich,  um  den  Thronfolger 
„für  die  vereinigten  Throne  von  Norwegen  und  Schweden  zu  wählen. 
„Von  Norwegens  Storting  ist  dazu  vorgeschlagen  N.  N. ,  von  den 
„Ständen  des  Reiches  Schweden  ist  dazu  vorgeschlagen  N.  N. 

„Wenn  die  meisten  Stimmen  auf  N.  N.  fallen,  so  ist  er  zum 
„Nachfolger  des  Königs  (zum  König)  der  vereinigten  Throne  von 
„Norwegen  und  Schweden  gesetzmässig  erkoren. 

„Wenn    die    meisten    Stimmen   auf  N.  N  fallen,  so  ist   er   zum 

„Nachfolger   des   Königs    (zum   König)    der   vereinigten    Throne   von 

„Norwegen  und  Schweden  gesetzmässig  erkoren". 

Bevor  der  Aufruf  zur  Stimmenabgabe  erfolgt,  sollen  alle  das  Votierungs- 

verfahren  betreffenden  Bestimmungen  laut  und  vernehmlich  verlesen  werden. 

Der   Aufruf   bei   dieser   Votierung    soll    derart  vorgenommen   werden, 

dass,  wenn  der  Wortführer  des  gemeinschaftlichen  Komitees  ein  Norweger 

ist,  dann  zuerst  die  schwedischen  Kommittierten  aufgerufen  werden  und  ihre 

Stimme  abgeben  sollen  und  darauf  die  norwegischen,  und  umgekehrt,  wenn 

der  Wortführer  ein  Schwede  ist. 

Die  Abstimmung  erfolgt  durch  nach  Grösse  und  Aussehen  völlig  gleiche 
Zettel,  auf  denen  sich  der  Name  jedes  Thronkandidaten  mit  gleichen  Buch- 
staben gedruckt  finden  soll.  Der  Wortführer,  der  nicht  die  Wahlhandlung 
leitet,  versieht  die  Zettel  mit  seinem  Namen,  ehe  sie  an  die  Kommittierten 
verabfolgt  werden. 

Um  gültig  zu  sein,  müssen  diese  Zettel  gesondert,  ohne  Merkzeichen, 
geschlossen  und  zusammengerollt  sein. 

Einfache  Mehrheit  gibt  den  Ausschlag. 

Bevor  die  Zettel  gezählt  werden,  soll  der  Wortführer  einen  davon 
herausnehmen  und  versiegelt  beiseite  legen. 

Wenn  nach  erfolgtem  Aufruf  bei  Öffnung  der  Zettel  sich  ein  Zettel 
findet,  der  den  obenstehenden  Bestimmungen  nicht  entspricht,  so  soll  er  auf 
der  Stelle  vernichtet  werden.  Sollten  infolge  dessen  die  Stimmen  gleich 
sein,  so  wird  der  versiegelte  Zettel  geöffnet,  der  dann  den  Ausschlag  gibt, 
sofern  es  sich  zeigt,  dass  er  die  angeführten  Eigenschaften  besitzt;  ent- 
spricht er  aber  den  Bestimmungen  nicht,  so  wird  die  Wahlhandlung  als  un- 
gültig angesehen  und  sofort  eine  neue  Abstimmung  vorgenommen. 

Ist  die  Mehrheit  ohne  Anwendung  dieses  Mittels  schon  bestimmt,  so 
soll  der  beiseite  gelegte  Zettel  sofort  uneröffnet  vernichtet  werden. 

Das  Protokoll  über  die  Abstimmung  soll  von  einigen  unter  den  Kom- 
mittierten selbst  geführt  werden  —  in  norwegischer  Sprache,  wenn  der 
Woitflihrrr   ein    Norweger   ist,    in  schwedischer,    wenn    er  ein   Schwede  ist. 
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Dieses  Protokoll  soll  st)t'ort  nach  Schluss  der  Abstimmung  vernehmlich  ver- 
lesen und  genehmigt  werden,  worauf  zwei  gleichlautende  Exemplare  abge- 
fasst,  von  dem  ganzen  Wahlkomitee  vor  dessen  Auseinandergehen  unter- 
schrieben, in  seiner  Gegenwart  versiegelt  und  auf  Veranlassung  der  Wort- 
führer der  Kommittierten  beider  Reiche  sofort  denselben  Tag  abgesandt 
werden,  das  eine  an  den  Storting  von  Norwegen  unter  der  Adresse  an  dessen 
Präsidenten,  das  andere  an  die  Stände  des  Reiches  Schweden,  unter  der 
Adresse  an  den  Landmarschall  und  die  Sprecher. 

Diese  Protokolle  sollen  in  der  Weise  unterschrieben  werden,  dass  das 
Exemplar,  welches  an  das  Storting  von  Norwegen  abgeht,  zuoberst  von  den 
Kommittierten  Norwegens  und  demnächst  von  denjenigen  Schwedens,  und 
das  an  die  Stände  des  Reiches  Schweden  abgesandte  Exemplar  zuoberst  von 
den  Kommittierten  Schwedens  und  demnächst  von  denen  Norwegens  unter- 
schrieben wird. 

Nach  Eingang  an  beiden  Orten  soll  diese  Wahlakte  sofort  oder 
spätestens  den  folgenden  Tag  vor  dem  Storting  in  Norwegen  und  vor  den 
lieichsständen  in  Schweden  vorgetragen  werden.  Und  sollen  das  Storting 
von  Norwegen  und  die  Stände  des  Reiches  Schweden  sofort  die  nötigen 
Schritte  tun,  um  Seiner  Königlichen  Majestät,  oder  im  Falle  seines  tötlichen 
Hingangs  der  gesetzmässigen  Interims-Regierung  diesen  Beschluss  der  Re- 
präsentanten beider  Reiche  mitzuteilen. 

§  4.  [S.  52,  86  f.,  101,  122 

Der  König  soll  das  Recht  haben,  Truppen  einzuberufen,  Krieg  zu  er- 
klären und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  einzugehen  und  aufzulösen, 
Gesandte  zu  entsenden  und  zu  empfangen. 

Wenn  der  König  Krieg  beginnen  will,  so  soll  er  der  Regierung  in 
Norwegen  seine  Absichten  mitteilen  und  deren  Gutachten  darüber  einholen, 
zugleich  mit  einem  vollständigen  Bericht  über  den  Zustand  des  Reiches 
hinsichtlich  seiner  Finanzen  und  Verteidigungsmittel  und  so  weiter.  Nach- 
dem dies  geschehen  ist,  beruft  der  König  den  norwegischen  Staatsminister 
und  die  norwegischen  Staatsräte,  sowie  die  schwedischen  zu  einem  ausser- 
ordentlichen Staatsrat  zusammen  und  legt  alsdann  die  Gründe  und  Umstände 
dar,  die  in  diesem  Falle  in  Erwägung  gezogen  werden  müssen,  wobei  zu 
gleich  die  Erklärung  der  norwegischen  Regierung  über  den  Zustand  dieses 
Reichs  sowie  ein  ähnlicher  Bericht  über  den  Schwedens  vorzulegen  ist.  Über 
diese  Gegenstände  fordert  der  König  ihr  Gutachten,  das  sie,  jeder  für  sich, 
unter  der  Verantwortlichkeit,  die  das*)  Grundgesetz  bestimmt,  zu  Protokoll 
geben  sollen,  und  hat  der  König  alsdann  das  Recht,  den  Beschluss  zu  fassen 
und  auszuführen,   den  er  als  den  zweckmässigsten  für  den  Staat  erachtet. 

§  5.      [S.  91  f.,  108, 117, 136, 159,  204,  207,  259 
Sowohl    der    norwegische    Staatsminister    wie    auch    die    beiden    nor- 
wegischen  Staatsräte,   die   den   König   begleiten,   haben  Sitz  und  beratende 
Stimme   im   schwedischen  Staatsrat ,  wenn  daselbst   Gegenstände  verhandelt 
werden,  die  beide  Reiche  angehen. 

*)  Schwedisches  Exemplar :  „die  Grundgesetze"  (deren  es  4  in  Schweden  gibt). 
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In  solchen  Sachen  muss  ziigleicli  das  Gutachten  der  in  Norwegen  be- 
findlichen Regierung  eingeholt  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Sachen  eine  so 
schleunige  Erledigung  erfordern,  dass  keine  Zeit  dazu  bleibt.  So  oft  beim 
König  im  norwegischen  Staatsrat,  wann  und  wo  derselbe  auch  versammelt 
sein  mag,  Gegenstände  verhandelt  werden,  die  beide  Reiche  betreifen,  sollen 
drei  Mitglieder  des  schwedischen  Staatsrats  ebenfalls  dort  Sitz  und  Stimme 
haben. 

§  6.  [S.  84,  381 

Stirbt  der  König,  und  ist  der  Thronfolger  noch  unmündig,  so  sollen 
der  norwegische  und  der  schwedische  Staatsrat  sofort  zusammentreten,  um 
gemeinschaftlich  die  Einberufung  zum  Storting  in  Norwegen  und  zum  Reichs- 
tag in  Schweden  ergehen  zu  lassen. 

§  7.  [S.  50,55,84,118,121,332 

Bis  die  Repräsentanten  beider  Reiche  versammelt  sind  und  die  Re- 
gierung während  der  Minderjährigkeit  des  Königs  angeordnet  haben,  soll  ein 
aus  gleicher  Anzahl  norwegischer  und  schwedischer  Mitglieder  zusammen- 
gesetzter Staatsrat  unter  dem  Namen  Interims-Regierung  von  Norwegen 
und  Schweden  der  Verwaltung  des  Reichs  vorstehen,  unter  Beobachtung  der 
beiderseitigen  Grundgesetze.  Dieser  zusammengesetzte  Staatsrat  soll  aus 
zehn  Mitgliedern  aus  jedem  Reiche  bestehen,  nämlich  aus  Norwegen:  dem 
norwegischen  Staatsminister  und  den  zwei  Staatsräten,  die  in  Stockholm 
sind,  nebst  sieben,  sei  es  gewöhnlichen  oder  besonders  beigeordneten  Staats- 
räten —  die  im  Falle  einer  Thronerledigung  oder  während  der  Minder- 
jährigkeit des  Königs  von  der  in  Norwegen  befindlichen  Regierung  unter 
deren  eignen  Mitgliedern  ausgewählt  werden  —  an  deren  Stelle  mindestens 
drei  Staatsräte  in  Norwegen  beigeordnet  werden;  und  aus  Schweden:  den 
zwei  Staatsministern  und  acht  Staatsräten. 

Sowohl  hinsichtlich  der  vorausgehenden  Vorbereitung  und  Beratung 
von  norwegischen  wie  auch  schwedischen  Angelegenheiten  wird  nach  den  in 
jedem  der  Reiche  geltenden  Vorschriften  verfahren. 

Bei  der  Interims-Regierung  sollen  die  norwegischen  Angelegenheiten 
von  dem  norwegischen  Staatsminister  in  der  norwegischen  Sprache  vor- 
getragen, protokolliert  und  expediert  werden,  und  die  schwedischen  An- 
gelegenheiten von  dem  schwedischen  Vortragenden,  zu  dessen  Amt  sie  gehören, 
in  der  schwedischen  Sprache  vorgetragen,  protokolliert  und  expediert  werden. 

Angelegenheiten,  die  beide  Reiche  angehen  und  nicht  infolge  ihrer 
Natur  zu  den  Geschäften  irgendeines  besonderen  Departements  gehören, 
werden  von  dem  Staatsminister  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  vor- 
getragen und  an  jedes  der  Reiche  in  dessen  Sprache  expediert,  nach  Norwegen 
durch  dessen  Staatsminister,  und  nach  Schweden  durch  genannte  Vortragende. 

Diplomatische  Angelegenheiten  werden  ebenfalls  vom  Staatsministrr 
für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  vorgetragen  und  in  ein  besdinliits 
Protokoll  eingetragen. 

Die  Angelegenheiten  werden  durch  Stimmenmehrheit  erledigt,  bei 
Stimmengleichheit  gibt  der  Wortführer  den  Ausschlag. 
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Alle  ausgehenden  Expeditionen  („Resolutionen")  werden  von  sämtlichen 
Mitgliedern  unterschrieben. 

Der  zusammengesetzte  Staatsrat  (die  Interims-Regierung)  soll  seinen 
Sitz  in  Stockholm  haben. 

Der  norwegische  Staatsminister  und  der  schwedische  Justizminister 
sollen  bei  der  ersten  Zusammenkunft  beider  Staatsräte  das  Los  darüber  ent- 
scheiden lassen,  wer  von  ihnen  zuerst  das  Wort  führen  soll.  Nach  der 
durch  das  Los  zuerst  bestimmten  Ordnung  soll  der  Wortführer  darauf  alle 
acht  Tage  wechseln,  so  dass  jeder  der  Staatsminister,  der  eine  nach  dem 
andern  und  jedesmal  nur  eine  Woche,  das  Wort  führen  muss. 

In  allen  den  Fällen,  wo,  nach  den  Grundgesetzen  Norwegens  und 
Schwedens,  die  Verwaltung  des  Reichs  vom  Staatsrat  geführt  wird,  sollen 
die  Staatsräte  beider  Reiche  in  gleicher  Anzahl  und  gemäss  den  oben  ange- 
führten Gründen  zusammentreten. 

§  8.  [S.  84,  85 

Die  Wahl  der  Vormünder,  welche  die  Regierung  für  den  unmündigen 
König  leiten  sollen,  soll  nach  denselben  Regeln  und  in  derselben  Weise 
vorgenommen  werden,  wie  oben  im  §  3  für  die  Wahl  vom  Thronfolger  vor- 
geschrieben ist. 

§  9.  [S.  84 

Die,  welche  in  den  oben  angeführten  Fällen   der  Regierung  vorstehen, 

sollen,  die  Norweger  vor  dem  norwegischen  Storting,  folgenden  Eid  ablegen : 

„Ich   gelobe   und   schwöre,   der   Regierung  in  Übereinstimmung 

mit  der  Konstitution  und  den  Gesetzen  vorstehen  zu  wollen,  so  wahr 

mir  Gott  helfe  und  sein  heiliges  Wort!" 

Die  Schweden  legen  den  Eid  vor  den  Ständen  des  Reiches  Schweden  ab. 

Tagt  zu  der  Zeit  kein  Storting  oder  Reichstag,  so  wird  der  Eid 
schriftlich  im  Staatsrat  niedergelegt  und  später  auf  dem  nächsten  Storting 
oder  Reichstag  wiederholt. 

§  10.  [S.  85 

Die  Leitung  der  Erziehung  des  unmündigen  Königs  wird  auf  die  in 
§  8  vorgeschriebene  Weise  festgesetzt. 

Es  muss  eine  unverbrüchliche  Regel  sein,  dass  dem  unmündigen  König 
hinreichender  Unterricht  in  der  norwegischen  Sprache  erteilt  werde. 

§  11.  [S.  285 

Ist  der  männliche  Königsstamm  ausgestorben,  und  kein  Thronfolger  er- 
koren, so  soll  ein  neues  Königsgeschlecht  auf  die  in  §  3  vorgeschriebene 

Weise  gewählt  werden. 

§  12.  [S.  50,  86,  109,  295 

Da  die  Bestimmungen,  die  in  dieser  Reichsakte  enthalten  sind,  teils 
Wiederholungen  des  Grundgesetzes  des  Königsreichs  Norwegen  sind,  teils 
Zusätze  zu  demselben,  gegründet  auf  die  diesem  Storting  im  Grundgesetz 
dazu  erteilte  Ermächtigung,  so  sollen  sie  hinsichtlich  Norwegens  dieselbe 
Kraft  haben  und  behalten,  wie  das  Grundgesetz  dieses  Reichs,  und  nicht  ver- 
ändert werden  können  ausser  auf  die  in  §  112  desselben  vorgeschriebene  Weise. 
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Zu  vermehrter  Gewissheit,  dass  Wir  alles  dies  so  für  gut 
befunden  und  beschlossen  haben,  haben  Wir,  das  Storting  des 
Reiches  Norwegen,  und  Wir,  sämtliche  Stände  des  Reiches 
Schweden,  diese  Reichsakte  durch  Unsere  Unterschriften  und 
Unsere  Siegel  bestätigt  und  bekräftigt;  so  geschehen  zu 
Christiania,  Montag,  den  einunddreissigsten  Tag  des  Monats 
Juli  und  zu  Stockholm,  den  sechsten  Tag  des  Monats  August  im 
Jahre  ein  Tausend  acht  Hundert  und  fünfzehn  nach  Christi 
Geburt. 

W.  F.  K.  Christie 
p.  t.  Präsident 
(L.  S.) 
Unterschrift  von  85  Stortingsabgeordneten,  mit  Siegel. 

L.  Weideraann 
p.  t.  Sekretär 
(L.  S.) 
Carl  Mörner 

h.  t.  Landmarschall 

(L.  S.) 

Unterschrift  von  194  Mitgliedern  der  Ritterschaft  und  des  Adels,  mit  Siegel. 

Jacob  Ax  Lindblom 

Sprecher 

(L.  S.) 

Unterschrift  von  48  Mitgliedern  der  Geistlichkeit,  mit  Siegel. 

H.  N.  Schwan 

h.  t.  Sprecher 

(L.  S.) 

Unterschrift  von  96  Mitgliedern  des  Bürgerstandes,  mit  Siegel. 

Lars  Olsson 

z.  Z.  Sprecher 

(L.  S.) 

Unterschrift  von  125  Mitgliedern   des  Bauernstandes,  wovon   123  mit  Siegel. 

So  haben  Wir  hierdurch  vorgenannte  Reichsakte  mit  allen  Artikeln, 
Punkten  und  Klausuln  annehmen,  betätigen  und  bekräftigen  wollen;  zu- 
gleich gebieten  und  befehlen  Wir  gnädigst,  dass  alle  diejenigen,  welche  Uns 
und  Unseren  Nachfolgern  sowie  dem  Reiche  in  Treue,  Gehorsam  und  Hörig- 
keit verbunden  sind,  diese  Reichsakte  anerkennen,  beobachten ,  befolgen  und 
ihr  gehorchen  sollen.  Zu  vermehrter  Gewissheit  haben  Wir  dieses  mit 
Eigner  Hand  unterschrieben  und  bekräftigt,  auch  Unser  Königliches  Siegel 
zur  Beglaubigung  hierunter  hängen  lassen ;  so  geschehen  in  Unserer  Residenz- 
Stadt  Stockholm  am  sechsten  Tage  im  Monat  August,  im  Jahre  ein  Tausend 
acht  Hundert  und  fünfzehn  nach  Unseres  Herrn  und  Erlösers  Jesu  Christi 
Geburt. 

Carl. 
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Beilage  III. 
Die  Übereinkommen  zu  Moss 

vom  14.  August  1814. 


WaftVustillstjuid  zwischen  den  sclnvcdisclien  und  nor- 
wegischen Truppen. 

Art.  1. 
Les   hostilitös   cesseront   par  terre   et   par   mer   entre   les   troupes   et 
'fiüttcs  siiedüises   d'un  c6t6   et  les  troupes  et  flottes  norvegiennes  de  l'autre 
a  dater  du  jour  de  la  signature   de  la  presente  jusqu'a  quinze  jours  apres 
louverture  de  la  diöte,  et  avec  huit  jours  de  dedit  aprfes  ce  terme. 

Art.  2. 

Le  Blocus  des  ports  norvögiens  sera  leve  a  dater  du  jour  de  la  signa- 
ture de  la  präsente.  L'importation  et  l'exportation  seront  libres,  sauf  les 
droits  de  la  douäne  norv^gienne. 

Art.  3. 

Si  la  forteresse  de  Frederiksteen  n'a  pas  capitul6,  eile  sera  remise  de 
suite.  ainsi  que  les  ouvrages  y  appartenants ,  aux  troupes  de  Sa  Majest^ 
Suödoise.  La  garnison  sortira  de  la  forteresse  avec  armes  et  bagages  et 
tous  les  honneurs  militairs.  II  sera  permis  aux  officiers  d'aller  oü  bon  leur 
semblera;  les  soldats  retourneront  chez  eux;  les  uns  et  les  autres  promettront 
de  ne  plus  servir  contre  les  troupes  de  Sa  Majeste  Suödoise. 

Art.  4. 

II  sera  trac6  une  ligne  de  dömarcation  entre  les  deux  armöes  res- 
pectives.  La  ligne  suMoise  appuiera  ä  Soner,  passera  par  Hovi,  Onstad- 
Sund,  remontera  de  lac  d'Oyeren  et  suivra  le  Glommen  jusqu'a  Krakerud. 
Les  troupes  suödoises  dans  le  Wermeland  ne  pourront  pas  depasser  Ack- 
langer.  La  ligne  norvögienne  appuiera  ä  Dröbak,  passera  par  Korsgaard  et 
Krogstad  au  lac  d'Oyeren  et  suivra  ensuite  la  rive  droite  du  Glommen 
jusqu'a  Kongsvinger. 

Art  5. 

Les  troupes  nationales  norvegiennes  seront  semeströes  de  suite,  et 
rentreront  dans  leurs  provinces  respectives.  II  n'-y-aura  sous  les  armes  que 
les  Corps  des  troupes  enroulles  (Hvaervede)  savoir 

a,  Le  Regiment  de  Söndenfjeld. 

b.  Dito  de  Nordenfjeld. 
0.          Dito         d'oplandske. 

d.  Dito         d'Aggershuus  (Skarpskytter.) 

e.  La  brigade  d'artillerie. 
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Ces  Corps  nv  dtipasseront  point  la  ligne  de  dömarcation  stipul6e  dans 
Tarticlc  4:me,  en  Sorte,  que  le  pays  depuis  Dröbak,  Korsgaard  et  Krogstad 
ä  Soner,  Hovi  et  Onstad-Sund  soit  tout-ä-fait  libre  de  troupes. 

Art.  6. 

II  ne  restera  en  Norv^ge  que  deux  divisions  suedoises  avec  une 
Artillerie  et  Cavallerie  proportionnees  ä  cette  force;  le  reste  de  Tarinee 
suödoise  rentrera  en  Sufede, 

Art.  7. 

La  partie  de  Tarmöe  norvögienne,  qui  reste  sous  les  armes,  rentrera 
dans  la  ligne  de  demarcation  par  marches  d'Etappes  et  commencera  son 
mouvement  deux  jours  aprös  la  signature  de  la  presente.  La  partie  de 
l'armee  suedoise  qui  rentre  en  Su6de,  commencera  son  mouvement  aussitot 
que  faire  se  peut. 

Art.  8. 

Les  hostilit^s  ayant  cesses,  les  göneraux  suödois  et  norvegiens  donneront 
reciproqueraent  des  ordres  pour  que  la  bonne  harmonie  subsiste  entre  les 
deux  arm^es,  et  que  les  charges  et  traces  de  la  guerre  disparoissent.  Aucune 
contribution  ou  requisition  quelleconque  ne  seront  lev^es  dans  le  pays;  on 
paiera  comptant  ce  que  les  habitans  fourniront.  Les  gen^raux  norv6giens 
d^t'endront  tout  enlövement  des  bestiaux  et  les  genöraux  suedois  feront  ob- 
server  strictement  les  ordres  donn^s  relativement  ä  ces  objets. 

Art.  9. 

Les  Prisonniers   de   guerre   seront  mis  en  libertö   de  part  et  d'autre, 

aussitot  que  faire  se  pourra. 

Art.  10. 
A  fin  de  laisser  une  entiere  libertö  aux  delib(5rations  des  repr^sentants 
de  la  nation,  convoquös  en  diöte  ä  Christiania,  il  ne  sera  permis  ni  aux 
troupes  suödoises,  ni  au  troupes  norv^giennes  d'approcher  de  la  dite  Di^te 
ä  la  distance  d'un  rayon  de  3  milles ,  pendant  la  tenue  de  la  difete.  La 
bourgeoisie  de  Christiania  montera  la  garde  dans  la  ville  et  dans  la 
forteresse  d'Aggershuus  pendant  la  diöte. 

Art.  11. 
Pour  öpargner  une  effusion  ultörieure  de  sang,  il  y  aura  une  armistice 
provisoire  k  dater  de  la  signature  de  la  präsente  avec  douze  heures  de  d(5dit. 

Art.  12. 
Le  pavillon  norv6gien  sera  respectö  durant  rarraistice. 
A  Moss  au  quartier  gönßral  le  14  d'Aout  1814. 

Jonas  Collett,  Äall,  A.  F.  Skjöldehrand, 
Conseillers  d'ßtat.  Qeneral-Lieuteuant  m.  m. 

Avec  r^iservation  que  la  ligne  de  d6-,  M.  Bjömsijenia, 

iiiarcatloii  des  arni6o8  respectives  .sera  le  G6ii6ral-Major  in.  m. 

Status  <ino  jiour  rarniAe  .su^'dol.se,  et  pour 
1  arm6e  norvAgionne  une  ligne  qui  passera 
par  Soner,  Spydeborg  et  Hovl  au  Glommen. 

(1.    S.)       (L.    S.)       (L.    S.)       (L.    S.) 

ratifi^ 
CHKISTIAN  FR6d6RIC. 
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Je  Ratifie  la  Convention  ci-dcssus  avec  la  reservation  et  Je  saisis  avec 
plaisii-  (ctte  prcniiere  occasion  pour  donner  une  preuve  de  mes  sentiraens 
envers.  la  Nation  et  l'armöe  Norvegienne. 

CHARLES  JEAN. 


Abkomiiu'ii     zwiselieii     dem     Kronprinzen    von     Schweden 
namens  des  Könii^s  von  Schweden  und  der  norwegischen 

Regierung. 

Art.  1. 
Son   Altesse  Royale   Le  Prince  Chretien  convoquera  aussitöt,   dans  le 
mode  prescrit  par  la  Constitution  existante,   les  etats  gön^raux  de  Norvege. 
La  diete  s'ouvrira  le  dernier  de  Septembre,   ou,   si  cela  n'est  pas  possible, 
dans  les  premiers  huit  jours  d'üctobre, 

Art.  2. 
8a  Majeste  Le  Roi  de  Suede   communiquera  avec  la  diete  directement 
par  un  ou  plusieurs  commissairs  qu'il  dösignera. 

Art.  3. 
Sa  Majeste  Le  Roi  de  Suöde  promet  d'accepter  la  Constitution  rödigee 
par   les   döput^s   de   la   difete   d'Edsvold.     Sa   Majeste  ne  proposera   d'autre 
changeraents  que  ceux  nöcessaires  ä  l'union  des  deux  royaumes,  et  s'engage 
de  n'en  faire  d'autres  que  de  concert  avec  la  diöte  ^). 

Art.  4. 
Les   promesses   f altes   par   Sa   Majestö   Le  Roi  Suede   au   peuple   nor- 
vegien.   ainsi  que  Celles  que  Son  Altesse  Royale  le  Prince  Royal  a  fait  au 
nom  du  Roi  seront  scrupuleusement  remplies,   et  confirmöes  par  Sa  Majeste 
ä  la  diete  norvegienne. 

Art.  5. 
La  di^te  sera  re^unie  ä  Christiania. 

Art.  6. 
Sa  Majeste  Le  Roi  de  Su^de  döclare,  que  personne  ne  sera  poursuivie, 
ni  directement,  ni  indirectement ,  pour  les  opinions  contraires  ä  l'union  des 
deux  royaumes  qu'il  aurait  pu  emettre  jusqu'ä  präsent.  Les  fonctionnaires 
civils  et  militairs  norvegiens  ou  etrangers  ä  ce  pays  seront  trait^s  avec  les 
egards  et  la  bienveillance  que  leur  doit  l'autorite  supMeure.  Aucun  d'eux 
ne  pourra  etre  recherchö  pour  ses  opinions.  Ceux  qui  ne  continueroient  pas 
leur  Services,  seront  pensionnös  d'aprös  les  loix  du  pays. 

Art.  7. 
Sa  Majeste  Le  Roi  de  Suöde  emploiera  Ses  bons  Offices  aupres  de  Sa 
Majeste  Le  Roi  de  Danmarc  pour  faire  revoquer  les  ordonnances  ou  edits, 

*)  Im  norwegischen   Exemplar  der   Konvention  lautet  der  letzte  Satz 
wie  folgt:  „et  s'engage  de  n'en  faire  que  de  concert  avec  la  diöte". 


380  Beilage  III 

promulgu^s  depuis  le  14  de  Janvier  1814,  contrc  les  fonctionnaires  publics 
aiissi  bien  que  contre  le  royauine  de  Norvege  en  gönöral. 
Au  quartier  g^neral  ä  Moss  14  d'Aoüt  1814. 

Jonas  Collett,  Aall,  Ä  F.  Skjöldehrand^ 
Conseillers  d'fitat.    General-Lieutenant  m.  m. 

(L.    S.)    (L.    S.)  (L.    S.) 

M.  Björnstjerna, 
General-Major  m.  m. 

(L.    S.) 

ratifiö 
CHRISTIAN  FREDERIC. 


Zusatzartikcl. 

Son  Altesse  royale  le  prince  Chretien  döclare  et  s'engage  solennelleincnt 
de  remettre  le  pouvoir  ex^cutiv  dont  il  est  revßtu  entre  les  mains  de  la 
nation  sans  r^servation  quelconque  et  que  c'est  pour  remplir  cette  formalitö 
qu'il  convoque  la  Di6te. 

Du  moment  qu'elle  sera  assembl^e  il  renouvellera  cette  döclaration  et 
la  fera  publier  dans  tout  le  Royaume;  et  ensuite  il  quittera  la  Norvege 
quand  mßme  la  Difete  voudroit  l'engager  ä  prolonger  son  s6jour  dans  ce 
pays.  En  foi  de  quoi  son  Altesse  royale  le  prince  Chretien  faira  remettre 
cette  promesse  par  öcrit  r^digö  en  due  forme  et  munie  de  son  Seing  et  de 
son  Sceau  ä  sa  Majest6  le  Roi  de  Suede  aussitot  que  faire  se  pourra.  Cet 
Article  ne  sera  publik  que  huit  jours  aprös  l'ouverture  de  la  Di^te. 

Cet  Article  additionel  aura  m6me  force  et  valeur  que  s'il  6toit  inserrö 
mot  pour  mot  dans  la  Convention  du  quatorze  d'Aoüt  1814. 

Jonas  Collett,  Aall,  Ä.  F.  Skjöldebrand, 
Conseillers  d'fitat.    Lieutenant-General  etc. 

(L.    S.)     (L.    S.)  (L.    S.) 

31.  Björmtjerna, 
General-Major. 

(L.    S.) 

ratifiß 
CHRISTIAN  FREDJÖRIC. 


Sonder-  und  Geheimartikel. 

1.  Son  Altesse  Royale  le  Prince  Chretien  confiera  de  suite,  sous  un 
prHexte  quelconque,  le  pouvoir  ex6cutif  au  conseil  d'^tat,  qui  le  conservtra 
jusqua  la  clAture  de  la  diöte,  ou  bien  jusqu'j\  ce  que  la  diöte  se  soit 
prononc<''c  d'une  manierc  positif  sur  le  mode  du  gouvernement. 

2.  Le  conseil  d'etat  ex^catera  ses  fonctions  constitutionellement. 
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3,    Jusqu'ä  l'epoque  de  la  röunion  de  la  di^te,  le  conseil  d'ötat  signera 
les  actes  d'administration-  (affaires  courantes).  par  ordre  suirreme. 
Fait  k  Moss. 

CHRISTIAN  FRlilÜERIC. 

(L.    S.) 

Je  döclare  et  je  m'engage  solennellement  de  remettre  le  pouvoir  exe- 
cutif,  dont  je  suis  revetu,  entre  les  mains  de  la  nation  sans  reservation 
quelconque;  je  renouvellerai  cette  d^claration  et  la  fera  publier  dans  tout 
le  royaume  des  que  la  diöte  sera  assembl6e,  apres  quoi  je  quitterai  la  Nor- 
w^ge,  quand  meme  la  diete  voudra  m'engager  ä  prolonger  mon  S(5jour  dans 
ce  pays. 

En  foi  de  quoi  je  signe  la  präsente,  en  y  apposant  mon  sceau. 

CHRISTIAN  FR^D^RIC. 

(L.    S.) 
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Beilage'IV. 

Beschliiss  des  Stortings  über  die  Vereinigung 
mit  Schweden 

vom  30.  Oktober  1814. 


Die  Präsidentschaft  des  norwegischen  Storting  an  die  Ge- 
schäftsträger Seiner  Königl.  Schwedischen  Majestät,  den 
20.  Oktober  1814. 

Norwegens  ausserordentliches  Storting,  das  mehrere  Tage  versammelt 
gewesen  ist,  um  über  die  Bedürfnisse  des  Reiches  zu  beraten,  hat  heute  den 
Beschluss  gefasst:  dass  Norwegen  als  ein  selbständiges  Reich  unter  einem 
König  mit  Schweden  vereinigt  werden  soll,  aber  unter  Beibehaltung  seines 
Grundgesetzes,  mit  den  zur  Wohlfahrt  des  Reiches,  und  anlässlich  dessen 
Vereinigung  mit  Schweden  notwendigen  Veränderungen. 

Diese  Veränderungen  in  der  von  Seiner  Majestät  dem  König  von 
Schweden  durch  den  Vertrag  von  Moss  am  14.  August  ds.  Jahres  aner- 
kannten Verfassung  werden  so  schnell  wie  möglich  vom  Storting  beraten 
und  beschlossen  werden;  und  sobald  dies  geschehen  ist,  wird  das  Storting 
Schwedens  König,  Seine  Majestät  König  Carl  den  XIII.  feierlich  erwählen 
und  anerkennen  als  Norwegens  verfassungsmässigen  König. 

Welches  ich,  gemäss  dem  Beschluss  des  Stortings,  und  mit  Bezug  auf 
die  Äusserung  seitens  der  Geschäftsträger  Seiner  Schwedischen  Majestät  bei 
ihrer  Gegenwart  im  Storting  am  13ten  dieses  Monats,  hierdurch  mir  die 
Ehre  gebe,  mitzuteilen. 

Sie  wollen  gleichzeitig  die  Versicherung  meiner  vollkommenen  Hoch- 
achtung entgegen  nehmen. 

Christiania,  auf  Norwegens  ausserordentlichem  Storting,  den  20 ton 
Oktober  1814. 

Christie, 
p.  t.  Präsident. 

L.  Weidemann, 
Sccretair. 

An  die  Geschäftsträger  Seiner  Königlichen  Schwedischen  Manst;lt  in 
Christianiii. 
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Beilage  V. 


Beglaubigung  des  norwegischen  Grundgesetzes 
seitens  der  schwedisclien  Geschäftsträger 

vom  4.  November  1814. 


Dass  das  Grundgesetz  des  Norwegischen  Reichs,  so  wie  es  Wort  für 
Wort  vorgesclirieben  steht,  unter  Vorbehalt  des  verfassungsmässigen  Rechts 
der  Stände  des  Schwedischen  Reichs  betreffs  der  Teile,  die  Änderungen  oder 
Berichtigungen  in  der  Verfassung  des  Schwedischen  Reichs  mit  sich  führen, 
zwischen  Unserem  Allergnädigsten  König  und  Herrn,  Carl  XIII.,  Schwedens, 
Norwegens,  der  Gothen  und  Wenden  König  usw.  usw.  usw.  durch  uns,  die 
unterzeichneten  bevollmächtigten  Geschäftsträger  in  Höchstdessen  Namen, 
sowie  dem  ausserordentlichen  Storting  des  Norwegischen  Reichs,  jetzt  in 
Christiania  versammelt,  verhandelt  und  beschlossen  worden  ist,  wird  hier- 
durch mit  Unterschrift  Unserer  Namen  und  Beifügung  Unserer  Siegel  be- 
glaubigt und  bestätigt. 

Christiania,  am  vierten  Tage  des  Monats  November  im  Jahre  Ein- 
tausend Achthundert  und  Vierzehn  nach  Christi  Geburt. 

gez.  M.  Rosenblad, 
(Siegel) 
gez.  B.  V.  Platen,  gez.  G.  af  Wetterstedt, 

(Siegel)  (Siegel) 

gez.  G.  F.  Wirsen,  gez.  A.  G.  Mörner, 

(Siegel)  (Siegel) 

gez.  Carl  v.  Rosenstein, 

(Siegel)  gez.  I.  D.  Valerius.  , 
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Beilage  VI, 

Schreiben  des  Kronprinzregenten  an  das 
Spezialkomitee. ') 


An  den  Vorsitzenden  des  Spezialkomitees, 

Herrn  Amtmann  Prebensen! 

Es  ist  mein  Wunsch,  dem  Komitee  gegenüber  folgendes  zu  äussern: 

Es  drängt  mich,  in  diesen  ernsten  Tagen  Euch  mein  Herz  zu  öffnen, 
und  ich  tue  dies  jetzt  nur  in  meiner  Eigenschaft  als  Norwegens  Regent. 

Ich  verstehe  vollkommen  die  Gefühle,  die  in  diesen  Tagen  das  nor- 
wegische Volk  durchströmen,  und  dass  Ihr  als  treue  Söhne  des  Vaterlands 
bei  den  zu  treffenden  Beschlüssen  einzig  und  allein  Norwegens  Bestes  im 
Auge  habt.  Aber  was  ist  Norwegens  Bestes,  ja  ich  sage  mit  gleicher  Stärke, 
was  ist  das  Beste  für  beide  Reiche?  Ich  bedenke  mich  keinen  Augenblick, 
diese  Frage  mit  dem  Worte  zu  beantworten:  Vereinigung. 

Deshalb  ist  es  meine  aufrichtigste  Hoffnung,  und  meine  innigste  Auf- 
forderung an  Euch ,  keinen  Weg  zu  betreten ,  der  zu  einem  Bruch  zwischen 
beiden  Völkern  führt.  Es  ist  so  oft  gesagt  worden,  die  Dynastie  habe  mehr 
ihre  eigenen  Interessen  im  Auge  als  die  der  Völker;  aber  das  ist  kein 
wahres  Wort.  Die  Union  ist  nicht  für  die  Dynastie  eine  Hauptsache,  sie 
sollte  es  aber  für  beide  Völker  sein,  sie  ist  eine  Lebensbedingung  für  deren 
Glück  und  Zukunft. 

Die  Königsgewalt  hat  sich  niemals  dem  Wunsche  Norwegens,  sein 
eigenes  Konsulatwesen  zu  erhalten,  hindernd  in  den  Weg  gestellt.  Die 
einzige  Bedingung  für  P^rfüllung  dieses  Wunsches  ist  und  muss  sein,  däss 
das  Verhältnis  zu  der  gemeinsamen  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
auf  eine  die  Union  gewährleistende  Art  und  Weise  geordnet  wird,  und  dass 
Sachen,  die  beide  Reiche  betreffen,  erst  nach  Verhandlung  in  t'bereinstimraung 
mit  §  5  der  Reichsakte  entschieden  werden  können.  Von  meinem  Standpunkt 
als  Regent  der  vereinigten  Reiche  kann  ich  niemals  anders  handeln,  als  wie 
ich  es  für  die  bestehende  Union  vorteilhaft  erachte,  an  der  festzuhalten  ich 
mich  verpflichtet  fühle. 


*)  In  der  Tagespresse  wurde  mitgeteilt,  dass  der  Vorsitzende  des  Spe- 
zialkomitees nach  Empfang  des  Schreibens  sich  an  den  Kronprinzregenten 
mit  der  Erklärung  wandte,  das  Komitee  habe  beschlossen,  alle  an  dasselbe 
eingehende  Zuschriften  als  vertraulich  zu  betrachten.  Das  Komitee  könne 
es  deshalb  nicht  übernehmen,  das  Schreiben  zu  veröffentlichen.  Der  Kroii- 
prinzregent  sorgte  deshalb  selbst  dafür,  dass  es  veröffentlicht  wunl(  .  was 
am  1.  März  geschah  (I.  W.  Hei])(rir,  Tnionsoplösninij:  190')  pair.  2^U. 
Beilage  fi). 
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Es  ist  nun  ein  Versuch  auf  dem  Wege  teilweiser  Reformen  gemacht 
worden,  der  leider  gescheitert  ist;  aber  deshalb  sollte  man  nicht  sofort  alles 
aufgeben  und  andere  Wege  einschlagen,  die  doch  nicht  zum  Ziel  führen 
werden.  Die  logische  Folge  hiervon  ist  vielmehr,  neue  Verhandlungen  mit 
Schweden  auf  einer  breiteren  Grundlage  aufzunehmen,  und  zu  einer  solchen 
Verhandlung  auf  Grundlage  gegenseitiger  Gleichstellung  beider  Reiche  er- 
kläre ich  mich  vollauf  bereit,  meinerseits  mitwirken  zu  wollen. 

Ich  erachte  es  für  meine  unabweisbare  Pflicht,  Euch  auf  die  grossen 
(Gefahren  und  verhängnisvollen  Folgen  hinzuweisen,  wenn  jedes  Volk 
seinen  eigenen  Weg  geht.  Vereint  besitzen  wir  immerhin  eine  gewisse 
Stärke  und  Berechtigung  in  dem  europäischen  Staatenverband,  aber  getrennt  — 
wie  viel  weniger  wiegt  da  nicht  Norwegens  oder  Schwedens  Wort?  Nein, 
möchten  diese  Völker,  die  von  der  Natur  selbst  darauf  angewiesen  sind,  zu- 
sammenzuhalten, dies  auch  in  Zukunft  tun. 

Wenn  ich  alles  dies  so  klar  vor  meinem  inneren  Auge  sehe,  so  werdet 
Ihr  ja  sicher  auch  verstehen,  mit  wie  aufrichtiger,  inniger  und  der  Tiefe 
meines  Herzens  entspringender  Sorge  ich  die  Lage  betrachte,  in  die  wir  ge- 
raten sind,  und  die  drohende  Wendung,  die  die  Sache  nun  zu  nehmen  scheint. 

Zum  Schlüsse  will  ich  bloss  noch  das  eine  sagen:  Wenn  Ihr  an  Euer 
Werk  geht,  so  tut  dies  mit  völlig  offenen  Augen  und  erwägt  genau  alle 
Folgen  Eurer  Handlungsweise.  Jeder  beschliesst  nach  seiner  besten  Über- 
zeugung, (lott  lenkt  das  Schicksal  der  Völker.  Er  gebe  Euch  und  uns  allen 
Weisheit,  den  Weg  einzuschlagen,  der  zum  wahren  Heil  des  Vaterlands  und 
des  Nordens  diene!  Diese  meine  Zuschrift  bitte  ich,  der  ()ifentlichkeit 
mitzuteilen. 

gez.  Gustaf 

Kristiania  Schloss.  den  28.  Februar  1905. 


Aall  und  (Ijelsvik:   Dio  iioruet,'i.sch-sch\vedi8clic  Union  2(J 
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Beilage  VII. 


König  Oskars  Verwahrung 

Urkunde  vom  10.  Juni  1905^). 


An   den   Präsidenten   des  Stortings. 

Ich  will  an  Sie  und  durch  Sie  an  das  Storting  und  das  ganze  nor- 
wegische Volk  folgende  Worte  richten  in  Erwiderung  der  Schreiben  und 
Beschlüsse  sowohl  der  norwegischen  Regierung  wie  des  Stortings. 

Der  Eid,  den  Norwegens  König  nach  §  9  des  Grundgesetzes  bei  seinem 
Regierungsantritt  ablegt,  „das  Königreich  Norwegen  in  Übereinstimmung 
mit  dessen  Verfassung  und  Gesetzen  regieren  zu  wollen",  macht  es  für  mich 
zu  einer  königlichen  Pflicht,  es  nicht  damit  bewenden  zu  lassen,  was  der 
norwegische  Staatsrat  anlässlich  meines  Beschlusses  vom  27.  Mai  d.  J.  aus- 
gesprochen hat,  in  dem  ich  erklärte,  dass  ich  es  zurzeit  nicht  für  zweck- 
mässig erachtete,  den  Beschluss  des  Stortings  betreifs  Errichtung  eigenen 
norwegischen  Konsulatwesens  zu  sanktionieren.  Der  Staatsrat  machte  hier- 
bei geltend,  dass  dieser  Beschluss,  im  Widerstreit  mit  dem  einstimmigen 
Vorschlag  des  norwegischen  Staatsraats,  eine  Aufhebung  des  verfassungs- 
mässigen Rechts  des  Norwegischen  Reiches  enthalte,  selbst  diese  Angelegen- 
heit zu  entscheiden,  sowie  eine  Kränkung  von  Norwegens  Freiheit,  Selb- 
ständigkeit und  Souveränität,  wobei  der  Staatsrat  erklärte,  dass  kein  Mit- 
glied der  gegenwärtigen  norwegischen  Regierung  sich  bereit  finden  lassen 
würde,  meinen  Beschluss  gegenzuzeichnen  und  ihm  dadurch,  nach  Auffassung 
des  Staatsrats,  die  verfassungsmässige  Gültigkeit  zu  verleihen. 

Das  Recht  des  norwegischen  Königs,  wann  er  findet,  dass  das  Wohl 
des  Reiches  es  erfordert,  einem  vom  Storting  in  gesetzmässiger  Weise  an- 
genommenen Gesetzesvorschlag  die  Sanktion  zu  verweigern,  ist  unbedingt. 
Von  dieser  Regel  gibt  es  keine  Ausnahme,  selbst  wenn  das  Storting  den- 
selben Beschluss  unverändert,  so  oft  es  will,  gefasst  haben  mag.  Nach  §  79 
des  Grundgesetzes  wird    indessen    der  Beschluss   des  Stortings   zum  Gesetz 

')  Amtlich  brkannt  gegeben. 
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für  Norwegen  auch  ohne  königliche  Sanktion,  jedoch  ist  hierzu  unveränderte 
Beschlussfassung  von  drei,  nach  drei  verschiedenen,  aufeinander  folgenden 
Wahlen  zusammengesetzten  Stortingen  erforderlich,  welcher  Beschluss  dem 
König  vorgelegt  werden  soll  „mit  dem  Ersuchen,  Seine  Majestät  wolle  einem 
Beschlüsse,  den  das  Storting  nach  reiflichster  Überlegung  für  nützlich  er- 
achte, seine  Sanktion  nicht  verweigern". 

In  dem  in  Frage  stehenden  Falle  indessen  lag  kein  vom  Storting  in 
solcher  Weise  gefasster  Beschluss  vor,  und  es  kommt  deshalb  für  diesen  Fall 
die  Bestimmung  des  §  78  zur  Anwendung :  „  Billigt  der  König  den  Beschluss, 
so  versieht  er  ihn  mit  seiner  Unterschrift,  wodurch  der  Beschluss  Gesetz 
wird.  Billigt  er  ihn  nicht,  so  sendet  er  ihn  an  das  Odelsting  zurück  mit 
der  Erklärung,  dass  er  es  zurzeit  nicht  für  dienlich  erachte,  den  Beschluss  zu 
sanktionieren".  Und  der  Paragraph  fährt  fort:  „Der  Beschluss  darf  in  diesem 
Falle  von  dem  dann  versammelten  Storting  dem  König  nicht  mehr  vorgelegt 
Averden". 

Durch  letztgenannte  Vorschrift  hat  das  Grundgesetz  deutlich  die  Frei- 
heit des  norwegischen  Königs  in  der  Ausübung  der  ihm  unbestreitbar  zu- 
stehenden Machtbefugnis  betreffs  der  Gesetzgebung  schützen  wollen. 

Mein  Beschluss,  ein  Gesetz  über  eigenes  norwegisches  Konsulatwesen 
nicht  zu  sanktionieren,  kann  demzufolge  nicht  als  irgendeine  Überschreitung 
der  Machtbefugnis  in  Gesetzesangelegenheiten,  die  nach  dem  Grundgesetz 
dem  König  zusteht,  gedeutet  werden,  nicht  einmal  wenn  man  fände,  dass 
die  vorliegende  Frage  eine  ausschliesslich  Norwegen  betreffende  Angelegen- 
heit sei.  Aber  auf  (irund  der  zwischen  Norwegen  und  Schweden  geltenden 
unionellen  Bestimmungen  war  es  nicht  allein  mein  Eecht,  sondern  auch 
meine  Pflicht,  als  Norwegens  König  die  Sanktion  zu  verweigern.  Denn  eine 
Aufhebung  des  bestehenden  gemeinschaftlichen  Konsulatwesens  konnte  allein 
dadurch  zuwege  gebracht  werden,  dass  Norwegen  auf  freiwillige  und  freund- 
schaftliche Verhandlung  über  veränderte  unioneile  Bestimmungen  einging 
auf  der  Grundlage  voller  gegenseitiger  Gleichstellung  der  vereinigten  Reiche, 
wozu  nicht  bloss  die  Königsmacht,  sondern  auch  Schwedens  Reichstag  ein- 
stimmig sich  bereit  erklärt  hatten.  Dass  eine  solche  Rücksicht  auf  die 
Forderungen  der  bestehenden  Union  einen  Eingriff  in  Norwegens  Selbständig- 
keit und  Souveränität  enthalten  sollte,  diese  Behauptung  ist  um  so  weniger 
begründet,  als  das  Grundgesetz  unzweideutig  Norwegens  Selbständigkeit  mit 
seiner  Vereinigung  mit  Schweden  verknüpft.  Norwegens  König  muss  stets 
§  1  in  dessen  Grundgesetz  im  Auge  haben:  „Das  Königreich  Norwegen  ist 
ein  freies,  selbständiges,  unteilbares  und  unabhängiges  Reich,  mit  Schweden 
unter  einem  König  vereinigt". 


Die  Äusserung  des  Staatsrats  —  dass  mein  Beschluss,  das  vom  Stor- 
ting angenommene  Konsulatgesetz  nicht  zu  sanktionieren,  der  verfassungs- 
mässigen Gültigkeit  entbehren  würde,  weil  kein  Mitglied  des  norwegischen 
Staatsrats  fand,  dass  es  den  königlichen  Beschluss  gegenzeichnen  könne  — 
diese  Äusserung  enthält  eine  Behauptung,  die  ich  als  wider  das  Grundgesetz 
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streitend  erklären  muss.  Die  Frage  über  die  Bedeutung  der  Gegenzeichnung 
nach  norwegischem  Staatsrecht  ist  nicht  neuen  Ursprungs,  sondern  ist  älter 
als  das  jetzige  norwegische  Grundgesetz.  Sie  fand  schon  durch  die  Reichs- 
versammlung in  Eidsvold  ihre  Lösung.  Ein  dort  eingebrachter  Vorschlag, 
dass  Gegenzeichnung  ausbedungen  werden  müsste,  damit  die  Befehle  des 
Königs  Gültigkeit  haben  sollten,  wurde  nämlich  als  im  Widerstreit  mit  den 
allgemeinen  Prinzipien  des  Grundgesetzes  in  der  Frage  über  die  Verteilung 
der  Staatsgewalt  verworfen.  Derselbe  Standpunkt  machte  sich  auch  geltend 
im  Grundgesetz  vom  4.  November.  Diese  Ansicht  ist  auch  ohne  Widerspruch 
vom  Konstitutionskomitee  in  2  Fällen  ausgesprochen  worden,  im  Jahre  1824 
und  1839,  als  das  Storting  ebenfalls  Vorschläge  verwarf,  die  in  einer  anderen 
Richtung  gingen.  Die  Veränderung,  die  §  32  des  Grundgesetzes  späterhin 
erfahren  hat,  verleiht  der  Ansicht  erhöhte  Stütze,  dass  die  Gegenzeichnung 
seitens  des  Staatsministers  nichts  anderes  ist,  als  ein  Beweis  dafür,  dass 
der  König  einen  Beschluss  von  einem  gewissen  Inhalt  gefasst  hat.  Und 
dass  §  31  des  Grundgesetzes  in  seiner  Vorschrift  über  die  Gegenzeichnungs- 
pflicht des  betreffenden  Staatsministers  unbedingt  ist,  dieser  Ansicht  haben 
auch  die  Staatsrechtlehrer  beigepflichtet,  die  das  Grundgesetz  ausgelegt 
haben.  Wenn  sich  der  Staatsrat  hiergegen  auf  eine  Äusserung  der  norwe- 
gischen Regierung  im  Jahre  1847  bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  da- 
mals vorliegenden  Entwurfs  zu  einer  neuen  Reichsakte  berufen  hat,  so  hat 
die  Staatsratabteilung  übersehen  —  teils  dass  diese  Äusserung  in  gleicher 
Weise,  wie  bei  §  38  der  schwedischen  Verfassung,  allein  Ausfertigungen  be- 
traf, dagegen  aber  nicht  die  in  den  Sitzungsbericht  aufgenommenen  Beschlüsse 
des  Königs,  teils  auch,  dass  die  norwegische  Regierung  nicht  geltend  ge- 
macht hat,  dass  das  Grundgesetz  Norwegens  wirklich  irgendwelches  Recht 
zur  Verweigerung  der  Gegenzeichnung  bestimme.  Das  Grundgesetz  schreibt 
im  Gegenteil  in  §  30  ausdrücklich  vor:  „Aber  es  ist  diesem  (dem  Könige) 
vorbehalten,  nach  seinem  eigenen  Ermessen  Beschluss  zu  fassen",  so- 
wie in  §  31 :  „Alle  vom  König  selbst  ausgefertigten  Befehle  (militärische 
Kommandosachen  ausgenommen)  sollen  von  einem  der  Staatsminister  (vor 
1873  dem  norwegischen  Staatsminister)  gegengezeichnet  werden". 

Dass  ich  unter  diesen  Umständen  mich  berechtigt  fühle,  Achtung  vor 
einem  von  Norwegens  König  in  verfassungsmässiger  Weise  gefassten  Be- 
schluss zu  fordern  —  das  darf  man  mir  nicht  verdenken. 

Die  Machtmittel,  die  das  Grundgesetz  dem  norwegischen  Könige  zur 
Verfügung  stellt,  um  ihn  instand  zu  setzen,  nach  seiner  Überzeugung  das 
Wohl  des  Landes  zu  fördern,  sind  nicht  grösser,  als  dass  sie  für  die  Königs- 
gewalt bewahrt  werden  müssen,  damit  nicht  ein  gegen  die  Grundsätze  der 
Verfassung  streitender  konstitutioneller  Gebrauch  eingeführt  werde,  etwas, 
was  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  in  §  112  nicht  einmal  durch  Ver- 
änderung des  Grundgesetzes  bewerkstelligt  werden  kann.  Eines  der  Haupt- 
prinzipien des  Grundgesetzes  —  das  wichtigste  —  ist,  dass  Norwegen  eine 
verfassungsmässige  Monarchie  sein  soll.  Damit  lässt  es  sich  nicht 
vereinbaren,   dass   der  König   au  einem  willenlosen  Werkzeug   in  der  Hand 
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des  Staatsrates  herabsinkt.  Sollten  indessen  die  Mitglieder  des  Staatsrates 
durch  Verweigerung  der  Gegenzeichnung  das  Zustandekommen  jedes  könig- 
lichen Beschlusses  verhindern  können,  so  würde  der  norwegische  König  von 
jeder  Teilnahme  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  ausgeschlossen  werden. 
Diese  Stellung  würde  in  ebenso  hohem  Grad  herabsetzend  für  den  Monarchen 
wie  schädlich  für  Norwegen  selbst  sein. 

Zu  den  Umständen,  die  sich  also  gegen  das  Verfassungsmässige  der 
Verweigerung  der  Gegenzeichnung  seitens  des  norwegischen  Staatsministers 
anführen  lassen  und  gleichzeitig  gegen  die  Gültigkeit  des  Dogmas,  das  man 
hat  schaffen  wollen  —  dass  ein  Beschluss  des  Königs,  um  Gültigkeit  zu  er- 
langen, von  der  Verantwortlichkeit  eines  der  Staatsratmitglieder  getragen 
sein  rauss  —  kommen  mit  Hinsicht  auf  die  Fragen,  die  das  Unionsverhältnis 
betreffen,  noch  weitere  Umstände  hinzu,  die  ihren  Grund  darin  haben,  dass 
Norwegens  König  auch  Unionskönig  ist.  So  verschiedene  Auffassungen  sich 
auch  betreffs  des  Umfangs  der  Gemeinschaft  geltend  machen  mögen,  welche 
die  für  beide  Reiche  bindenden  Unionsbestimmungen  geschaffen  haben,  so  ist 
es  doch  völlig  klar,  dass  die  Königsmacht  auch  eine  unioneile  Einrichtung 
ist.  Die  Stellung  dieses  Königs  als  König  nicht  bloss  in  Norwegen  oder  in 
Schweden,  sondern  als  Monarch  der  vereinigten  Reiche,  macht  es  dem  Könige 
zur  Pflicht,  nicht,  im  Widerspruch  zu  §  5  der  Reichsakte,  durch  Beschlüsse 
in  dem  einen  Reiche  Entscheidungen  vorzugreifen,  die  auch  das  andere  Reich 
betreffen.  Die  Pflicht  des  Königs  ist  in  dieser  Hinsicht  unvereinbar  mit  der 
Anschauung,  dass  das  eine  Reich  durch  die  Verweigerung  der  Gegenzeichnung 
seitens  des  Staatsrats  oder  ähnliche  Massnahmen  den  Beschluss  des  Königs 
sollte  umstossen  können,  wodurch  er  sich  geweigert  hatte,  eine  für  das  an- 
dere Reich  vorgreifende  oder  für  die  Union  schädliche  Entscheidung  zu 
treffen.  Wenn  man  in  Norwegen  an  einer  entgegengesetzten  Auffassung 
hat  festhalten  wollen,  und  wenn  das  norwegische  Volk  einen  Anspruch 
geltend  macht  auf  das  Recht,  den  König  zu  zwingen,  Beschlüsse  zu  fassen, 
die  dem  widersprechen,  was  er  mit  seiner  Stellung  als  Unionskönig  als  ver- 
einbar ansieht,  so  Hesse  sich  dies  auf  keine  andere  Weise  durchführen,  als 
dass  der  Unionskönig  und  damit  auch  Schwedens  König  in  seinen  Ent- 
scheidungen ganz  und  gar  abhängig  werden  würde  von  dem  Willen  des  nor- 
wegischen Volks,  seines  Stortings  und  seiner  Regierung.  Eine  solche  Stellung 
für  die  Königsmacht  muss  ich  als  wider  die  zwischen  den  Reichen  durch  die 
Reichsakte  gesetzlich  bestimmte  Vereinigung  streitend  bezeichnen.  Es  ist 
stets  mein  Bestreben  gewesen,  Norwegen  innerhalb  der  Union  den  Platz  zu 
geben,  auf  den  es  rechtmässig  Anspruch  machen  kann.  Meine  königliche 
Pflicht  gegen  die  Union  fordert  von  mir,  die  rechtliche  Grundlage  der  Union 
auch  im  Widerstreit  mit  einer  allgemeinen  norwegischen  Volksmeinung  auf- 
recht zu  erhalten. 

Die  Gesetze,  auf  die  ich  den  Eid  abgelegt  habe,  und  das  Wohl  der 
vereinigten  Reiche  sind  bestimmend  gewesen  für  meinen  Entschluss  bei  Ent- 
scheidung der  Konsulatsfrage,  aber  hierbei  bin  ich  nicht  bloss  auf  die  Ver- 
weigerung der  Gegenzeichnung  seitens  des  norwegischen  Staatsrats  gestossen. 
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sondern  auch  auf  die  Abschiedsgesuche  von  dessen  Mitgliedern.  Als  ich  er- 
klärte: „Da  es  mir  klar  ist,  dass  eine  andere  Regierung  gegenwärtig  nicht 
gebildet  werden  kann,  so  genehmige  ich  die  Abschiedsgesuche  der  Staatsräte 
nicht"  —  hat  der  Staatsrat  drohend  geäussert,  dass  der  Norweger,  welcher 
meinem  Beschlüsse  seinen  Beistand  gewähren  würde,  dadurch  im  selben 
Augenblick  ohne  Vaterland  sein  würde. 

Ich  wurde  also  in  die  Lage  versetzt,  entweder  gezwungen  zu  sein, 
selbst  den  Eid  zu  brechen,  den  ich  auf  die  Reichsakte  abgelegt  habe,  oder 
mich  dem  auszusetzen,  im  entgegengesetzten  Falle  ohne  Ratgeber  zu  stehen. 
Hier  gab  es  für  mich  keine  Wahl. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise,  im  Widerstreit  mit  dem  Grundgesetz, 
versucht  hatte,  den  von  Norwegens  König  gesetzmässig  gefassten  Beschluss 
zunichte  zu  machen,  hat  der  Staatsrat  dadurch,  dass  er  seine  Ämter  in  die 
Hände  des  Stortings  niedergelegt  hat,  Norwegens  König  ohne  Ratgeber  ge- 
stellt. Das  Storting  hat  diesen  Bruch  der  Verfassung  gutgeheissen  und 
durch  eine  revolutionäre  Handlung  erklärt,  dass  Norwegens  gesetzmässiger 
König  zu  regieren  aufgehört  habe,  sowie  dass  die  Union  zwischen  den  ver- 
einigten Reichen  aufgelöst  sei.  Schweden  und  mir  als  Unionskönig  kommt 
es  zu,  zu  entscheiden,  ob  Norwegens  Angriff  auf  die  bestehende  Vereinigung 
zur  gesetzmässigen  Aufhebung  der  Union  führen  soll. 

Das  Urteil  der  Gegenwart  und  der  Nachwelt  muss  entscheiden  zwischen 
mir  und  Norwegens  Volk!  — 

Rosendals  Schloss,  den  10.  Juni  1905. 

Oscar. 
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Beilage  VIII. 


Sog.  Karistader  Abkommen 


Proces-Verbal  de  Signature, 

dresse  ä  Stockholm  le  26  octobre  1905. 

Les  soussignös  M.  Thor  de  Ditten,  Plenipotentiaire  de  la  Norvege, 
d'un  cöte,  de  l'autre  M.  le  Comte  Axel  Frederic  Claesson  Wachtmeister, 
Plenipotentiaire  de  la  Su^de, 

Se  sont  reunis  aujourd'hui  en  vue  de  convertir  en  Conventions  for- 
melles les  projets  de  Conventions: 

1°   concernant  le  r6glement  de  diiförends  par  arbitrage; 

2^  relative  ä  l'^tablissement  d'une  zone  neutre,  ä  la  mise  hors  d'etat 
de  servir  de  fortifications,  etc.; 

3°  concernant  le  droit  des  Lapons  nomades  au  pacage  pour  les 
rennes,  etc.; 

4^»  concernant  le  trafic  en  transit;  et 

5°  concernant  les  lacs  et  cours  d'eau  communs, 
arret6s  ä  Karlstad  par  les  d6l6gu6s  norv6giens  et  suedois,  et  approuv^s  par 
le  Storthing  norvögien  le  9  octobre  1905  et  par  le  Riksdag  suödois  le 
13  octobre  1905,  ainsi  que  de  convertir  en  Acte  conventionnel  formel  le 
projet  d'acte  s^pare  concernant  les  mesures  vis6es  aux  articles  3  et  5  du 
projet  de  Convention  relative  a  l'etablissement  d'une  zone  neutre,  ä  la  mise 
hors  d'etat  de  servir  de  fortifications.  etc.,  arr6t6  par  les  delegu6s  men- 
tionnes  plus  haut  et  approuve,  conform6ment  ä  l'autorisation  des  reprö- 
sentations  nationales  respectives,  par  le  Gouvernement  norv6gien  le  10  oc- 
tobre 1905  et  par  le  Gouvernement  su6dois  le  13  octobre  1905. 

Les  soussignes  ont  pr6sent6  les  documents  suivants: 
du  c6t6  norvegien: 

1^  a).  acte  contenant  les  cinq  projets  de  Conventions  susmentionnös, 
arr6t6s  par  les  del(5gu6s  ä  Karlstad,  en  original  norvegien; 

b)  acte  contenant  le  projet  d'acte  s6par6  susmentionn6 ,    arr6t6  par 
les  del6gu6s  ä  Karlstad,  en  original  norvegien; 

2^  l'adresse  du  9  octobre  1905,  portant  que  le  Storthing  a  approuvö, 
ä,  condition  qu'une  d6cision  analogue  soit  prise  en  Su6de,  les  projets  de 
Conventions  raentionn^es  sub  1 "  a) ,  qui  devront  sortir  leur  effet  d6s  que  la 
Suöde  aura  reconnu  la  Norvöge  comme  Etat  separ6  de  l'union  avec  la  Su6de ; 
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3°  extrait  des  procös-verbaux ,  dressös  ä  la  Session  du  Gouvernement 
norv^gien  le  10  octobre  1905,  portant  que  le  Gouvernement  norv6gien  a. 
sur  le  rapport  du  Ministre  de  la  Justice,  approuv6,  au  nom  de  la  Norvöge. 
le  projet  d'acte  s6par6  susmentionn^ ; 

4^  l'adresse  du  18  octobre  1905,  portant  que  le  Storthing  autorise  le 
Gouvernement  norv^gien  ä  dösigner  un  ou  plusieurs  pl^nipotentiaires  pour 
signer,  au  nom  de  la  Norvege,  et  sans  r(5serve  de  ratification,  les  projets  de 
Conventions  et  d'acte  söpar^  susmentionn^s,  en  langues  norv^gienne,  suedoise 
et  frauQaise,  lesquels  devront  sortir  leur  effet  dfes  que  la  Su6de  aura  reconnu 
la  Nervige  comme  Etat  s6par6  de  l'union  avec  la  Suede;  et 

b^  pleins  pouvoirs  du  Gouvernement  norv^gien  pour  M.  de  Ditten   de 
signer  les  Conventions  et  l'Acte  separ6  susmentionnes ; 
du  cötö  suödois: 

1®  a)  acte  contenant  les  cinq  projets  de  Conventions  susmentionnes 
arretes  par  les  d^l^gu^s  ä  Karlstad,  en  original  suedois; 

b)  acte  contenant  le  projet  d'acte  s^pare  susmentionn6 ,  arrßt^  par 
les  d6l(?gu6s  ä  Karlstad,  en  original  suedois, 

2°  l'adresse  du  13  octobre  1905,  portant  que  le  Riksdag  a  approuv6, 
k  condition  qu'une  decision  analogue  soit  prise  en  Norvege,  les  projets  de 
Conventions  mentionnös  sub  1  °  a) ,  qui  devront  sortir  leur  elf  et  dös  que  la 
Suöde  aura  reconnu  la  Norvege  comme  Etat  separö  de  l'union  avec  la  Suöde, 
et  que  le  Riksdag  a  d^clare  que  cette  approbation  implique  l'autorisation 
pour  le  Roi  d'approuver,  au  nom  de  la  Suede,  le  projet  d'acte  separ^; 

3  ^  extrait  des  procös-verbaux  dress^s  au  Conseil  des  ministres,  pr^side 
par  le  Roi,  le  13  octobre  1905,  portant  que  le  Roi  a,  sur  le  rapport  du 
Ministre  de  la  Justice,  approuv^,  au  nom  de  la  Suede,  le  projet  d'acte  s^par^ ; 

4°  l'adresse  du  16  octobre  1905,  portant  que  le  Riksdag  a,  sur  la 
proposition  du  Gouvernement,  vot§  une  loi  concernant  l'abrogation ,  de  hi 
part  de  la  Suöde,  de  l'acte  d'Union,  laquelle  loi  devra  entrer  en  vigueür 
dös  que  des  traites  auront  6te,  dans  les  formes  internationales  d'usage, 
arrßtös  en  conformitö  des  projets  mentionnös  sub  1  °  a)  et  b),  et  (pK  h 
Riksdag  a  autorise  le  Roi  ä  reconnaitre,  au  nom  de  la  Suede,  la  N\iiv(L;r 
comme  Etat  s6par6  de  l'union  avec  la  Suede,  sous  röserve  de  la  si^natuu 
en  due  forme  des  dits  traitös; 

5°  extrait  des  procös-verbaux  dress(''S  au  C'onseil  des  ministres,  pre- 
sidö  par  le  Roi,  le  26  octobre  1905,  portant  que  le  Roi  a  d^cidc?  de  pro- 
mulguer  la  loi  mentionnee  sub  4°  et  de  reconnaitre,  sous  la  reserve  egalement 
visee  sub  4<',  la  Norvöge  comme  Etat  S(5pare  de  l'union  avec  la  3u^Jle;  et 

6"  pleins  pouvoirs  du  Gouvernement  suödois  pour  M  le  ("omt*^  W'acht- 
meister  de  signer  les  Conventions  et  l'Acte  söpart'i  susmciitiuiiiu -; 

Ayant  pris  connaissance  mutuellement  des  documents  pKtnir^.  les- 
quels ont  6t6  trouv6s  en  bonne  et  due  forme,  et  aprös  avoir  öchangö  les 
pleins  pouvoirs,  les  soussignös  ont  declarö  que  les  ('onventions  ot  l'Acte 
s^parfe  k  signer  seront  consid(jr6s  obligatoires  a  compter  dt  (<  jom.  sans 
aucane  ratiflcation. 
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Aprös  quoi  les  soussignes  ont  signö,  en  langiics  n(>rv(!jgiennc,  suc^doise 
et  frangaise,  et  en  double,  les  actes  suivants,  k  savoir: 

1®  Convention  concernant  le  röglement  de  diif Trends  par  arbitrage; 

2°  Convention  relative  k  l'ötablissement  d'une  zone  neutre,  k  la  mise 
liors  d'ötat  de  servir  de  fortifications,  etc. ; 

3°  Convention  concernant  le  droit  des  Lapons  nomades  au  pacage 
pour  les  rennes,  etc.; 

4°   Convention  concernant  le  trafic  en  transit; 

5°  Convention  concernant  les  lacs  et  cours  d'eau  communs;  et 

6°  Acte  s6par6  concernant  les  raesures  visöes  aux  articles  8  et  5  de 
la  Convention  relative  ä  l'i^tablissement  d'une  zone  neutre,  ä  la  niise  hors 
d'etat  de  servir  de  fortifications,  etc. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  dresse  le  prösent 
proces-verbal  de  signature.  qui  aura  la  meme  force  et  la  mßme  valeur  que 
si  les  dispositions  qu'il  contient  etaient  insc^röes  dans  lesdits  actes  eux-memes. 

Fait  ä  Stockholm,  en  double  expedition,  le  26  octobre  1905. 

v.  Bitten. 

(L.  S.) 

F.  Cl:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 


Convention 

concernant  le  reglement  de  differends  par  arbitrage. 

M.  Thor  de  Bitten,  Plönipotentiaire  de  la  Norvöge,  et 

M.  le  Comte  Axel  Frödöric  Claesson  Wachtmeister,  Pl^nipotentiaire 
de  la  Suede, 

S'etant  röunis  en  vue  de  convertir  en  Convention  formelle  le  projet  de 
Convention  concernant  le  reglement  de  differends  par  arbitrage,  approuvö 
par  le  Storthing  norv^gien  le  9  octobre  1905  et  par  le  Riksdag  su6dois  le 
18  octobre  1905,  et  düment  autoris(5s  a  cet  effet,  ont  sign6,  sans  r^serve 
de  ratification,  les  articles  qui  suivent: 

Article  1. 

Les  deux  Etats  s'engagent  ä  soumettre  ä  la  Cour  permanente  d' Arbi- 
trage, stabile  par  la  Convention  du  29  juillet  1899.  k  la  Haye,  les  dift'ö- 
rends  qui  viendraient  a  se  produire  entre  eux  et  qui  n'auraient  pu  etre 
r6gl6s  par  des  n^gociations  diplomatiques  directes,  ä  la  condition  toutefois 
qu'ils  ne  mettent  en  cause  ni  l'indöpendance,  ni  l'integrite,  ni  les  int6r6ts 
vitaux  de  Tun  ou  de  l'autre  des  Etats  respectifs. 

Article  2. 

En  cas  de  divergence  sur  le  point  de  savoir  si  le  diff^rend  qui  se  sera 
produit  met  en  cause  les  int6r6ts  vitaux  de  Tun  ou  de  l'autre  des  Etats^ 
et  de  ce  chef  doit  ßtre  compris  parmi  ceux  qui,   aux   termes   de   l'article 
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pr6c6dent,  sont  exceptäs  de  l'arbitrage  obligatoire,  la  dite  divergence  sera 
Süumise  ä  la  Cour  d'Arbitrage  susnomm6e. 

Article  3. 
La  präsente  Convention  recevra  son  application,  m^me  si  les  differends 
qui  viendraient  ä  se  produire  avaient  leur  origine  dans  des  faits  anterieurs 
ä,  sa  conclusion,  mais  eile  ne  s'appliquera  pas  aux  differends  relatifs  ä 
l'interprötation  ou  ä  l'application  de  Conventions  contenant  une  clause  spe- 
ciale d'arbitrage  et,  par  consequent,  pas  aux  differends  relatifs  ä  l'inter- 
pretation  ou  a  Tapplication  des  Conventions  conclues  ä  l'occasion  de  la 
dissolution  de  l'Union  entre  les  deux  Etats. 

Article  4. 

Lorsqu'il  y  aura  lieu  ä  un  arbitrage  entre  eux,  les  deux  Etats,  ä  defaut 
de  clauses  corapromissoires  contraires,  se  conformeront ,  pour  tout  ce  qui 
concerne  la  designation  des  arbitres  et  la  procedure  arbitrale,  aux  dispo- 
sitions  etablies  par  la  Convention  du  29  juillet  1899,  sauf  en  ce  qui  con- 
cerne les  points  indiques  ci-apres. 

Article  5. 

Aucun  des  arbitres  ne  pourra  etre  sujet  de  Tun  ou  de  l'autre  Etat, 
ni  domicilie  dans  leurs  territoires.  Ils  ne  devront  avoir  aucun  inter6t  dans 
les  questions  qui  feront  l'objet  de  l'arbitrage. 

Article  6. 

Le  compromis  prevu  par  l'article  31  de  la  Convention  du  29  juillet 
1899  fixera  un  terme  avant  l'expiration  duquel  devra  avoir  lieu  l'echange 
entre  les  deux  Etats  des  memoires  et  documents  se  rapportant  ä  l'objet  du 
differend.  Cet  echange  sera  termine  dans  tous  les  cas  avant  l'ouverture 
des  seances  du  Tribunal  Arbitral. 

Ces  dispositions  ne  portent  aucune  atteinte  ä  ce  qui  a  ete  arrßte  par 
la  Convention  de  la  Haye  du  29  juillet  1899  concernant  la  seconde  phase 
de  la  procedure  arbitrale  (article  39),  notamment  pas  aux  dispositions  des 
articles  43  ä  49.  ^^^.^^^  ^ 

S'il  y  a  lieu,  la  sentence  arbitrale  contiendra  l'indication  des  deiais 
dans  lesquels  eile  devra  etre  executee. 

Article  8. 
La  präsente  Convention  aura  la  duree  de  dix  ans,  ä  partir  du  jour  de 
la  signature,  et  sera  prolongee  pour  une  nouvelle  periode  de  la  mßme  duree, 
si  eile  n'est  pas  d6noncee  par  Tun  ou  l'autre  des  Etats  au  moins  deux  ans 
avant  l'expiration  de  la  pferiode  decennale 

Fait  ä  Stockholm,  en  double  expedition,  le  26  octobre  1905. 

V.  Ditten. 

(L.  8.) 

F.  Cl:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 
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Convention 

relative  ä  retablissement  d'une  zone  neutre,  ä  la  mise  hors  d'etat  de  servir 
de  fortifications,  etc. 

M.  Thor  de  Ditten,  Plönipotentiaire  de  la  Norv^ge,  et 

M.  le  Comte  Axel  Frederic  Claesson  Wachtmeister,  Plönipotentaire  de 
hl  Suede, 

S'etant  röunis  en  vue  de  convertir  en  Convention  formelle  le  projet  de 
Convention  relative  ä  l'etablissement  d'une  zone  neutre,  ä  la  mise  hors  d'^tat 
de  servir  de  fortifications ,  etc.,  approuvö  par  le  Storthing  norvegien  le 
9  octobre  1905  et  par  le  Riksdag  suedois  le  13  octobre  1905,  et  düment 
autoris^s  ä  cet  eifet,  ont  signö,  sans  r^serve  de  ratification,  les  articles  qui 
suivent: 

Article  1. 

Afin  d'assurer  des  relations  pacifiques  entre  les  deux  Etats,  il  sera 
etabli,  des  deux  cotes  de  la  frontiöre  commune,  un  territoire  („zone  neutre") 
qui  jouira  des  avantages  d'une  neutralitö  perpötuelle. 

Cette  zone  sera  limitöe  comme  suit: 

du  c6t6  norvegien  par  une  ligne  de  d^marcation  allant,  en  ligne  droite, 
par  le  Kirkö,  en  touchant  la  pointe  nord-ouest  du  Singleö  ä  l'^glise  d'Inge- 
dal  et,  de  la,  formant  une  succession  de  lignes  droites  passant  par:  l'eglise 
de  Rokke,  la  pointe  situöe  sur  la  rive  nord  de  l'embouchure  du  cours  d'eau 
de  Fredrikshald  dans  le  Femsjö,  l'embouchure,  dans  l'angle  nord-est  du 
Femsjö,  du  ruisseau  passant  pr6s  de  la  forme  de  Röd,  l'extr^mit^  est  du 
Klosatjern,  l'extrömitö  est  du  Grefslivand  (au  nord  de  l'eglise  de  Haerland). 
la  pointe  s'avangant  dans  l'Ogderensjö  au  sud-ouest  de  Kraaktorp,  le  dötroit 
entre  le  Mjermen  et  le  Gaasefjord,  l'Eidsdammen,  l'extrömitö  sud-ouest  du 
Dyrerudtjern  (a  l'extr^mitö  nord  du  Liermosen),  l'eglise  d'Urskog,  Textröraite 
sud  du  Holmtjern,  l'angle  sud  du  Digersjö,  l'extrömite  nord  du  Skasensjö, 
l'extrömitö  est  du  Nordre  Flögensjö,  jusqu'au  point  oü  l'Ulvaa  coupe  le  61©^ 
parallele. 

du  c6t6  su<5dois  par  une  ligne  de  dömarcation  partant  de  la  pointe 
septentrionale  du  Nordkoster  et  formant  une  succession  de  lignes  droites 
passant  par:  la  pointe  m^ridionale  du  Norra  Längö,  l'^xtrömit^  nord-est  du 
lac  de  Färingen,  l'extrömit^  nord-est  du  Lursjön,  l'embouchure  du  fleuve  de 
Kynne  dans  le  Södra  Bullaren,  l'extrömitö  sud-est  du  Södra  Kornsjön,  l'ex- 
tr(5mit6  sud  du  Stora  Le,  l'extrömite  ouest  de  l'Ögnesjön,  l'extr^mitß  sud  du 
Lysedstjärn,  l'extr^mit^  sud  du  Svalsjön,  l'extr^mitö  sud  du  Nässjön,  l'extr^- 
mite  sud  du  Bysjön,  l'extremitö  nord-ouest  du  lac  de  Kymmen,  l'extrömit^ 
nord-ouest  du  Grunnsjön,  l'extrömit^  nord-ouest  du  Kläggen,  l'extrfemit^ 
nord  du  Mangen,  l'extr^mitö  ouest  du  Bredsjön,  jusqu'au  point  oü  la  rive 
droite  du  Klarälfven  coupe  le  61  ©   parallele; 

Dans  la  dite  zone  sont  compris  les  iles,  ilots  et  recifs,  mais  non  pas 
les  parties  de  la  mer  elle-mßme  avec  ses  golfes,  qui  se  trouvent  dans  les 
limites  de  la  zone. 
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La  neutralitö  de  la  dite  zone  sera  compl^te.  II  sera  donc  döfendu  ä 
chacun  des  deux  Etats  de  faire  dans  cette  zone  des  Operations  de  guerre, 
de  s'en  servir  comme  point  d'appui  ou  comme  base  d'operations  de  ce 
genre  et  d'y  faire  stationner  (sauf  l'exception  prevue  par  l'article  6)  ou  con- 
centrer  des  forces  militaires  arm^es,  sauf  celles  qui  pourraient  ^tre  n^ces- 
saires  pour  le  raaintien  de  l'ordre  public  ou  pour  porter  secours  en  cas  de 
sinistre.  Si,  dans  Tun  des  Etats,  il  existe,  ou  si  plus  tard  il  y  est  construit 
des  chemins  de  fer  passant  par  une  partie  de  la  zone  neutre  de  cet  Etat 
dans  une  direction  essentiellement  parallele  ä  Taxe  longitudinal  de  celle-ci, 
les  präsentes  dispositions  ne  s'opposeront  pas  a  l'emploi  de  ces  chemins  de 
fer  pour  les  transports  militaires  de  passage.  Elles  ne  s'opposeront  pas  non 
plus  ä  ce  que  des  personnes,  domicili^es  dans  la  partie  de  zone  de  Fun  des 
Etats  et  qui  appartiennent  ä,  l'armee  ou  ä  la  flotte,  s'y  reunissent  pour  etre 
dirigees  sans  retard  hors  de  la  zone. 

On  ne  pourra  conserver  dans  la  zone  neutre  et  on  ne  pourra  y  etablir 
ä  l'avenir  ni  fortifications,  ni  ports  de  guerre,  ni  d^pöts  de  provisions  des- 
tin6s  ä  l'armee  ou  ä  la  flotte. 

Toutefois  ces  dispositons  ne  seront  pas  applicables  au  cas  oü  les  deux 
Etats  se  porteraient  secours  dans  une  guerre  contre  un  ennemi  commun. 
Si  Tun  des  deux  Etats  se  trouve  en  guerre  avec  une  tierce  Puissance.  elles 
n'engageront  pas  non  plus,  pour  la  partie  de  la  zone  qui  appartient  ä  chacun 
d'eux,  ni  celui  qui  se  trouve  en  guerre,  ni  l'autre,  en  tant  qu'il  s'agit  pour 
celui-ci  de  faire  respecter  sa  neutralitö. 

Article  2. 

En  vertu  des  dispositions  prec6dentes,  les  fortifications  qui  se  trouvent 
actuellement  dans  la  zone  neutre  teile  qu'elle  a  6te  6tablie  ci-dessus  seront 
d^mantelees,  ä  savoir:  les  groupes  de  fortifications  norv^giennes  de  Fred- 
rikssten  avec  Gyldenlöve,  Overbjerget,  Veden  et  Hjelmkollen,  d'Örje  avec 
Kroksund  et  d'Urskog  (Dingsrud). 

Article  3. 

Les  fortifications  vis6es  ä  l'article  2  seront  mises  hors  d'fetat  de  servir 
en  cette  qualite;  les  ouvrages  anciens  de  Fredrikssten  et  des  forts  de 
Gyldenlöve  et  d'Overbjerget  seront  toutefois  conserv6s,  mais  il  sera  dtHendu 
d'y  faire  des  travaux  d'entretien  ayant  un  caractere  de  fortification. 

Des  stipulations  plus  d^taillees  relatives  aux  constructions  modernes 
de  ces  trois  forts,  ainsi  qu'aux  mesures  ä  prendre  en  ce  qui  touche  les 
antres  fortifications,  seront  inser^es  dans  un  acte  s6par6  *)  qui  aura  la  intime 
force  et  la  m6me  valeur  que  la  präsente  Convention. 

Article  4. 
L'ex^cution  des  mesures  visfees  k  l'article  8  sera  achev^e  au  plus   tard 
huit  mois  aprös  l'entröe  en  vigueur  de  la  prfesente  Convention. 

Article  5. 
Une  commission   compos(Je  de   trois  officiers  de   nationalit«'   otrangere 
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(ni  norvegienne,  ni  siiedoise)  sera  chargee  de  contröler  que  les  mesures 
vis6es  ä  l'article  3  auront  6t6  düraent  ex6cut^es.  De  ces  officiers  un  sera 
nommö  par  chacun  des  deux  Etats  et  le  troisiöme  par  les  deux  officiers 
ainsi  dösignös  ou,  dans  le  cas  oü  ils  ne  pourraient  tomber  d'accord.  par  le 
l'ic'sident  du  Conseil  Föderal  Suisse. 

Des  dispositions  plus  detaillöes  relatives  ä  ce   contröle  seront  insC'rees 
(lans  l'Acte  separc^  mentionno  ci-dessus. 

Article  0. 
Frederikssten  pourra  continuer  k   etre   le   quartier   du   commandement 
inilitaire  du  district  et  celui  de  l'öcole  de  sous-officiers  des  forces   ressortis- 
sant  a  ce  commandement,  le  tout  essentiellement  sur  le  raßme  pied  qu'avant 
la  construction  des  fortifications  modernes. 

Article  7. 
Le  groupe  de  fortifications  de  Kongsvinger  ne  pourra  6tre  augmente, 
ni  comme  constructions,  ni  comme  armement,  ni  comme  garnison,  le  chiffre 
de  cette  dernii^re  n'ayant  pas,  jusqu'ici,  döpasse  300  hommes.  Ne  seront 
pas  compris  dans  la  garnison  les  hommes  convoques  pour  les  exercices  an- 
nuels.  En  application  de  la  disposition  ci-dessus,  il  ne  pourra  6tre  stabil 
de  nouvelles  fortifications  dans  un  rayon  de  dix  kilomötres  autour  de  la 
forteresse  ancienne  de  Kongsvinger. 

Article  8. 
Les  differends  relatifs  ä  l'interpretation  ou  ä  l'application  de  la  prä- 
sente Convention  qui  n'auront  pu  etre  rögles  par  des  negociations  diploma- 
tiques  directes  seront,  avec  Fexception  qui  suit  de  l'article  5,  soumis  k  un 
Tribunal  Arbitral  compose  de  trois  membres  dont  un  sera  nomm6  par  chacun 
des  deux  Etats  et  le  troisiöme  par  les  deux  membres  ainsi  dösignes,  ou,  s'ils 
ne  peuvent  tomber  d'accord  sur  ce  choix,  par  le  President  du  Conseil  Fö- 
deral Suisse,  ou,  subsidiairement,  de  la  raaniöre  prövue  par  les  deux  derniers 
alinöas  de  l'article  32  de  la  Convention  de  la  Haye  du  29  juillet  1899. 
Aucun  des  arbitres  ne  pourra  ötre  sujet  de  Tun  ou  de  l'autre  Etat,  ni  do- 
micilii dans  leurs  territoires.  Ils  ne  devront  avoir  aucun  interßt  dans  les 
questions  qui  feront  l'objet  de  l'arbitrage. 

A  döfaut  de  clauses   compromissoires   contraires,   le  Tribunal  Arbitral 
döterminera  le  lieu  de  sa  röunion  et  la  procedure  arbitrale. 

Article  9. 
La  prösente  Convention  entrera  immödiatement  en  vigueur  et  ne  pourra 
etre  denoncee  que  d'un  commun  accord. 

Fait  ä  Stockholm,  en  double  expfedition,  le  26  octobre  1905. 

V.  Bitten, 

(L.  S.) 

F.  Cl:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 
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Convention 

concernant  ie  droit  des  Lapons  nomades  au  pacage  pour  les  rennes,  etc. 

M.  Thor  de  Ditten,  Plenipotentiaire  de  la  Norvege,  et 
M.  le  Comte  Axel  Fred^ric  Claesson  Wachtmeister,  Plenipotentiaire  de 
la  Suöde, 

S'ötant  reunis  en  vue  de  convertir  en  Convention  formelle  le  projet  de 
Convention  concernant  le  droit  des  Lapons  nomades  au  pacage  pour  les 
rennes  etc.,  approuv^  par  le  Storthing  norvegien  le  9  octobre  1905  et  par  le 
Riksdag  suedois  le  13  octobre  1905,  et  düment  autorises  ä  cet  effet,  ont 
sign6,  Sans  reserve  de  ratification,  les  articles  qui  suivent: 

Article  1. 
Les  deux  Etats  s'engagent,  dans  un  but  humanitaire,  ä  continuer  do- 
rönavant  de  permettre,  chacun  sur  son  territoire,  que  les  Lapons  nomades 
de  l'autre  Etat  jouissent,  dans  les  proportions  aneiennes,  des  droits  men- 
tionnes  dans  la  premi^re  annexe  du  traite  de  d^limitation  du  7/18  octobre 
1751,  chacun  des  deux  Etats  renon§ant  ä  toute  pretention  de  pouvoir 
dönoncer  ladite  annexe  sans  le  consentement  de  l'autre. 

Article  2. 

La  loi  de  1883  sur  les  Lapons  nomades,  qui  remplace  actuellement 
dans  les  deux  Etats  l'annexe  susmentionn^e ,  et  qui  a  en  dernier  lieu  6te 
prorogee  jusqu'ä  la  fin  de  l'annöe  1907,  sera  prorogäe  pour  une  periode  de 
dix  annees  encore,  soit  jusqu'ä  la  fin  de  l'annöe  1917;  toutefois,  pour  ce 
qui  concerne  son  application  pendant  ladite  periode,  il  sera  ä  observer  ce 
qui  suit: 

lo^  Le  droit  qui  revient  aux  Lapons  de  chacun  des  Etats  de  sejourner 
avec  leurs  rennes  dans  l'autre,  sans  l'autorisation  des  proprietaires  fonciers 
ou  fermiers  Interesses,  durant  certains  mois  de  Tann^e  mentionnes  dans  la- 
dite loi,  ne  pourra  6tre  exerce  que  dans  les  pr^fectures  de  Tromsö  et  de 
Nordland  en  Norvege  et  dans  Celles  de  Norrbotten  et  de  Västerbotten 
en  Suede; 

20  II  ne  sera  pas  permis  aux  Lapons  passant  de  Tun  des  pays  dans 
l'autre  d'amener  des  rennes  appartenant  ä  des  personnes  ayant  demeure  fixe 
ou  ä  des  societ6s  anonymes; 

So  Les  Lapons  suedois  ne  pourront,  sans  l'autorisation  des  proprii 
taires  fonciers  ou  fermiers  Interesses,  passer  en  Norvege  avec  leurs  rennes 
avant  le  15  juin,  ä  moins,  que  des  conditions  m6t6orologiques  extraoidinaires 
ne  rendent  une  migration  anticipöe  nöcessaire.  La  Su^de  aura  cependant 
le  droit  de  soumettre,  k  ses  frais,  k  un  Tribunal  Arbitral  constitu6  confor- 
m6ment  k  l'article  4  ci-dessous  la  question  de  savoir  si  et  dans  quelle  rae- 
sure  il  est  nöcessaire  pour  les  Lapons  suedois,  indßpendamment  de  conditi(Mts 
meteorologiques  extraordinaires ,  de  passer  en  Nervige  avant  le  15  juin.  d 
dans  ce  cas,   il   sera  donn6  suite  k  la  d^cision  du  Tribnnil  Arlutral:    d.uis 
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aucune  hypothöse   cependant   ladite  migration   ne   pourra   avoir    Heu   avant 
le  1  mai. 

Article  3. 

En  temps  utile  avant  la  fin  de  l'ann^e  1917,  des  negociations  relatives 
k  la  revision  des  dispositions  dans  cette  matiere,  en  vigeur  entre  les  deux 
Etats,  seront  engag^es  entre  eux. 

Article  4. 
Les  diiförends  relatifs  ä  l'interprötation  ou  ä  l'application  des  dis- 
positions dans  la  matiöre,  en  vigueur  en  tout  temps  entre  les  deux  Etats, 
et  qui  n'auront  pu  6tre  reglös  par  des  negociations  diplomatiques  directes 
seront  soumis  ä  un  Tribunal  Arbitral  compos6  de  trois  membres  dont  un 
sera  nomme  par  chacun  des  deux  Etats  et  le  troisierae  par  les  deux  membres 
ainsi  designös,  ou  s'ils  ne  peuvent  tomber  d'accord  sur  ce  choix,  par  le 
President  du  Conseil  Fed6ral  Suisse,  ou,  subsidiairement,  de  la  mani^re 
prevue  par  les  deux  derniers  alinöas  de  l'article  32  de  la  Convention  de  la 
Haye  du  29  juillet  1899. 

A  defaut  de  clauses  compromissoires  contraires,  le  Tribunal  Arbitral 
determinera  le  lieu  de  sa  rfeunion  et  la  procödure  arbitrale. 

Fait  ä  Stockholm,  en  double  expedition,  le  26  octobre  1905. 

V.  Ditten. 

(L.  S.) 

F.  01:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 


Convention 

concernant  le  trafic  en  transit. 

M.  Thor  de  Ditten,  Pl6nipotentiaire  de  la  Norv^ge,  et 
M.  le  Comte  Axel  Frederic  Claesson  Wachtmeister,  Plönipotentiaire  de 
la  Suede, 

S'ötant  röunis  en  vue  de  convertir  en  Convention  formelle  le  projet 
de  Convention  concernant  le  trafic  en  transit,  approuvö  par  le  Storthing 
norvögien  le  9  octobre  1905  et  par  le  Riksdag  su^dois  le  13  octobre  1905, 
et  düment  autoris6s  ä  cet  effet,   ont  sign6,  sans  röserve  de  ratification,  les 

articles  qui  suivent: 

Article  1. 

(.'hacun  des  deux  Etats  s'engage  ä,  ne  pas  empßcher  ou  g6ner,  par  des 
prohibitions  d'importation  ou  d'exportation ,  par  des  entraves  apportöes  au 
transport  ou  par  d'autres  moyens,  le  transport  des  marchandises  passant 
par  son  territoire  et  venant  de  l'autre  Etat  ou  s'y  rendant  (marchandises 
en  transit). 

En  cas  d'hostilites  avec  une  tierce  Puissance  ou  entre  tierces  Puis- 
sances,   ou  bien  dans  d'autres  cas  extraordinaires ,  il  pourra  6tre  ffiit,  pour 
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les  armes,  munitions  ou  autre  material  de  guerre,  et,  en  temps  de  guerre, 
pour  toutes  marchandises  ayant  le  caract^re  de  contrebande  de  guerre,  les 
exceptions  provisoires  exigöes  par  le  droit  international  ou  commaudees  par 
le  souci  de  la  neutralite  ou  de  la  süretö  du  pays.  II  sera  ^galement  permis 
de  faire  les  exceptions  provisoires  necessaires  pour  empöcher  l'introduction 
ou  la  propagation  d'epideraies  ou  d'epizooties. 

Article  2. 
Les  marcbandises  en  transit  ne  seront  pas  soumises  ä  des   droits   de 
douane  ou  ä  d'autres  droits  analogues,  ni  frapp6es,  du  fait  du  transit,  d'un 
droit  special  quelconque.     Sur  les  marchandises  consignees  en  entrepöts  ou 
autres  semblables,  les  droits  6tablis  pourront  6tre  pergus. 

Article  3. 

Les  marchandises  en  transit,  transport^es  par  chemin  de  fer,  ne  seront 
pas  soumises,  dans  le  pays  de  transit,  ä  un  regime  moins  favorable  que 
celui  applique  en  general,  dans  ce  pays,  aux  marchandises  de  la  meme 
categorie.  Elles  n'auront  par  consequent  pas  a  acquitter,  sous  aucune  forme, 
des  taxes  de  transport  plus  elevöes  que  Celles  rösultant  des  tarifs  appliques 
de  fait  dans  le  dit  pays.  Si,  pour  certaine  categorie  de  marchandises.  le 
pays  de  transit  n'applique  pas  dans  tous  les  cas  le  m6me  tarif,  les  marchan- 
dises en  transit  n'auront  ä  acquitter  que  les  taxes  de  transport  jugees 
6quitables  par  rapport  aux  tarifs  qui  sont  de  fait  appliques  en  genöral  en 
dedans  des  limites  du  pays  de  transit,  abstraction  faite  des  r^ductions 
speciales  consenties  sur  des  lignes  locales  tertiaires  ou  pour  des  raisons 
exceptionelles.  Si,  dans  le  pays  de  transit,  le  transport  de  certaine  categorie 
de  marchandises  est  nul  ou  de  peu  d'importance,  les  marchandises  en  transit 
de  cette  categorie  n'auront  ä  acquitter  que  les  taxes  de  transport  jug6es 
equitables  par  rapport  aux  tarifs  appliqu6s  aux  marchandises  qui  s'en 
rapprochent  le  plus. 

Cet  article  s'applique  k  toute  marchandise  qui,  venant  de  Tun  des 
deux  pays  ou  s'y  rendant,  traverse  l'autre  par  une  ligne  de  chemin  de  fer 
appartenant,  en  tout  ou  en  partie,  ä  l'Etat  ou  ä  une  soci^tö  dont  l'Etat  est 
un  des  associfes.  Si  l'Etat  ou  une  soci6t6  dont  l'Etat  est  un  des  associös 
c6de  une  ligne,  ou  sa  part  d'une  ligne,  li  un  nouveau  proprietaire ,  l'Etat 
restera  garant  de  Tapplication ,  malgrä  cette  cession,  des  dispositions  du 
pr6sent  article. 

Article  4. 

Les  marchandises  en  transit,  ainsi  que  les  navires  aifröt^s  pour  leur 
transport,  ne  seront  pas  soumis,  dans  le  pays  de  transit,  a  des  droits  de 
port  ou  de  navigation  ou  ä  d'autres  droits,  de  quelque  nature  que  ce  soit. 
plus  6levfe8  que  ceux  r6sultant  des  tarifs  qui,  dans  le  traue  international  du 
pays  de  transit,  sont  de  fait  appliques  en  g6n<5ral  aux  marchandises  de  la 
mörae  categorie,  sans  pr6judice  toutefois  du  droit  des  communes  de  percevoir 
des  droits  de  port  conformöment  a  la  l<5gislation  g(5n6rale, 

Si  certaine  cat6gorie  de  marchandises  ne  figure  point  ou  seulement 
avec  des  qaantitC>s   peu   importantes   dans   le   trafic  international   du   pays 
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de  transit,  il  ne  sera  pas  per^u  de  droits  plus  61ev6s  que  ceux  jug^s 
öquitables  par  rapport  aux  tarifs  appiiques  aux  marchandises  qui  s'en 
rapprochent  le  plus. 

Article  5. 
Les  dispositions  ci-dessus  seront  appliqu^es  mßme  dans   le  cas  oü  une 
niaic'handise  en  transit  fait  l'objet  d'une  r(5exp6dition  dans  le  pays  de  transit, 

Article  6. 
La  presente  Convention    aura   la   duröe   de   trente    ans,    k   partir    du 
1  Jan  vier    1906,    et   sera   prolong6e  pour  une   nouvelle  periode   de  la  m^me 
diiree,  si  eile  n'est  pas  denoncee  par  Tun  des  Etats  au  moins  cinq  ans  avant 
l'expiration  de  la  pöriode  de  trente  ans. 

Article  7. 

Les  dispositions  pröcedentes  concernant  les  taxes  de  transport  par 
chemin  de  fer  n'infirment  en  rien  le  contrat  pour  le  transport  de  minerai 
sur  la  ligne  d'Ofoten,  conclu  le  11/7  octobre  1898  entre  TEtat  norvögien 
et  la  societö  anonyme  de  Luossavaara— Kiiranavaara,  en  ce  qui  concerne  la 
quantite  contractuelle  de  1,200,000  tonnes.  Si  les  gisements  de  Luossa- 
vaara—Kiirunavaara  passent  ä  un  nouveau  proprietaire,  celui-ci  ne  pourra, 
en  ce  qui  concerne  le  transport  de  la  dite  quantite,  se  prövaloir  de  la 
präsente  C'onvention  pour  obtenir  d'autres  conditions  que  Celles  stipul6es 
par  le  contrat. 

Article  8. 

Les  difförends  relatifs  a  l'interpr^tation  ou  ä  l'application  de  la  präsente 
Convention  qui  n'auront  pu  6tre  r6gl6s  par  des  nögociations  diplomatiques 
directes,  seront  soumis  ä  un  Tribunal  Arbitral  compos6  de  trois  membres 
dont  un  sera  nomra^  par  chacun  des  deux  Etats  et  le  troisieme  par  les 
deux  membres  ainsi  dösignös,  ou,  s'ils  ne  peuvent  tomber  d'accord  sur  ce 
choix,  par  le  President  du  Conseil  Föderal  Suisse,  ou,  subsidiairement,  de 
la  maniere  pr^vue  par  les  deux  derniers  alinöas  de  l'article  32  de  la  Con- 
vention de  la  Haye  du  29  juillet  1899. 

A  defaut  de  clauses  compromissoires  contraires,  le  Tribunal  Arbitral 
determinera  le  lieu  de  sa  röunion  et  la  procödure  arbitrale. 

Fait  a  Stockholm,  en  double  expedition.  le  26  octobre  1905. 

V.  Bitten. 

(L.  S.) 

F.  Cl:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 
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Convention 

concernant  les  lacs  et  cours  d'eau  communs. 

M.  Thor  de  Ditten,  Pl6nipotentiaire  de  la  Norvege,  et 
M.  le  Comte  Axel  Er6d6ric  Claesson  Wachtmeister,  Pl^nipotentiaire  de 
la  Su^de, 

S'^tant  r^unis  en  vue  de  convertir  en  Convention  formelle  le  projet  de 
Convention  concernant  les  lacs  et  cours  d'eau  communs,  approuve  par  le 
Storthing  norv^gien  le  9  octobre  1905  et  par  le  Riksdag  su6dois  le  13  octo- 
bre  1905,  et  düment  autorises  ä  cet  eifet,  ont  signe,  sans  reserve  de  ratifi- 
cation,  les  articles  qui  suivent: 

Article  1. 

S'il  est  question,  sur  le  territoire  de   Fun  des  deux  Etats,  d'endiguer 

un  lac,  d'en  abaisser  le  niveau  ou  d'en  döriver  les  eaux,   d'etablir  des   con- 

structions  dans  un  cours  d'eau,  d'en  deriver  les  eaux  ou  de  prendre  d'autres 

mesures   en   vue   d'en   modifier   la   profondeur,    le   lit  ou  la  direction,   c'est 

la   16gislation    de   cet   Etat  qui  sera  appliqu6e  en   ce   qui  concerne  le  droit 

d'entreprendre   les   travaux,   quand   mßme   ceux-ci   pourraient   influencer  les 

eaux  situäes  dans  l'autre  Etat.     Les  ressortissants   de  ce  dernier  Etat  au- 

ront,    pour   faire    valoir   leurs   droits,   les    m^mes    facilites    dont   jouissent, 

dans   des   circonstances    analogues,   les  ressortissants   de  l'Etat  oü  seraient 

entrepris  les  travaux,  et  ils  jouiront  ögalement  des  memes  droits  que  ceux-ci 

pour  tout  ce  qui  concerne  les   conditions  auxquelles  est   soumise  l'exöcution 

des  dits  travaux. 

Article  2. 

Conformöment  aux  principes  gen^raux  du  droit  international,  il  est 
fetendu  que  les  travaux  mentionnes  ä  l'article  1  ne  pourront  6tre  exöcutes 
dans  Tun  des  deux  Etats  sans  le  consentement  de  l'autre,  chaque  fois  que 
ces  travaux,  en  influengant  les  eaux  situ^es  dans  l'autre  Etat,  auraient 
pour  effet  soit  de  mettre  des  entraves  sensibles  ä  l'utilisation  d'un  cours 
d'eau  pour  la  navigation  ou  le  flottage,  soit  d'apporter  autrement  des 
changements  sörieux  aux  eaux  d'une  region  d'ötendue  considerable. 

Article  3. 
En  ce  qui  concerne  l'ouverture,   le  maintien  et  l'utilisation  d'un  cours 
d'eau   pour   la   navigation   ou   le  flottage,   les   ressortissuiita   de   tliatuu  des 
Etats  jouiront  dans  l'autre  des  mßmes  droits  et  libertes  que  les  ressortissants 
da  pays. 

Article  4. 

La  prösente  Convention  s'applique  k  tous  les  lacs  et  cours  (Itwn  coni- 
niuns  aux  deux  Etats.  Seront  consid(5r6s  comme  cominuns  les  iars  ( t  (ours 
d'eau  qni  servent  de  frontKMc  entre  les  deux  Etats  uu  ((ui  -ont  situ(''s 
dans  les  territoires  des  deux  ou  ((»li  sc  devorsent  dans  los  dits  lacs  et 
cours  d'eau. 
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Article  5. 
La  präsente  Convention  aura  la  dur6e  de  cinquante  ans,  k  partir  du  1 
jaiivirr    1906,    et    sera   prolongße    pour   une   nauvelle   periode    de    la    m6me 
duiöt',  si  eile  n'est  pas  dßnoncöe  par  Tun  des  Etats  au  moins  cinq  ans  avant 
l'expiration  de  la  pöriode  de  cinquante  ans. 

Article  6. 

Los  difförends  relatifs  ä  l'interpretation  ou  ä  l'application  de  la  pre- 
scntc  Convention  qui  n'auront  pu  6tre  röglös  par  des  n^gociations  diplo- 
matiques  directes,  seront  soumis  a  un  Tribunal  Arbitral  composö  de  trois 
membres  dont  un  sera  nommö  par  chacun  des  deux  Etats  et  le  troisi^me 
par  les  deux  membres  ainsi  d6sign6s,  ou,  s'ils  ne  peuvent  tomber  d'accord 
sur  ce  clioix,  par  le  President  du  Conseil  Föderal  Suisse,  ou  ,  subsidiaire- 
nient,  de  la  raaniere  prövue  par  les  deux  derniers  alinöas  de  l'article  32  de 
la  Convention  de  la  Haye  du  29  juillet  1899. 

A  döfaut  de  clauses  compromissoires  contraires,  le  Tribunal  Arbitral 
determinera  le  lieu  de  sa  röunion  et  la  procödure  arbitrale. 

Fait  ä  Stockholm,  en  double  expödition,  le  26  octobre  1905. 

v.  Ditten. 

(L.  S.) 
F.  Cl:son  Wachtmeister. 

(L.  S.) 
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Beilage  IX. 

Note  der  norwegischen  Eegierung 

im  NoTember  1905  den  Mächten  anf  diplomatischem  Wege 

zugestellt 

[Stellung  zu  internationalen  Verträgen  aus  der  UnionszeitJ 

Monsieur  le     (Titel) 

Une  des  cons^quences  directes  de  la  dissolution  de  l'Union  entre  la 
Norv^ge  et  la  Suöde  est  la  cessation  de  toute  communaute  entre  les  deux 
Etats  en  ce  qui  concerne  les  Conventions  et  arrangements  internationaux 
conclus  en  commun  par  eux  avec  un  ou  plusieurs  autres  Etats.  Si  ces  Con- 
ventions et  arrangements  pouvaient  6tre  jusqu'ici  consid6r6s  comme  entrainant 
pour  la  Norv^ge  et  pour  la  Su6de  une  responsabilite  commune  vis  ä  vis  des 
obligations  qui  en  rösultent  pour  chacun  d'entre  eux,  le  Gouvernement  Nor- 
vegien  se  tient  donc  dös  ä  präsent  responsable  seuleraent  des  obligations 
des  dits  Conventions  et  arrangements  communs  qui  concernent  la  Norvöge. 
II  en  est  de  meme  relativement  aux  Conventions  internationales  auxquelles 
la  Norvöge  et  la  Su6de  ont  adhörö  en  commun.  Pour  ce  qui  est  des  Con- 
ventions et  arrangements  conclus  pendant  l'Union  separöment  par  la  Suöde 
ou  auxquelles  la  Suede  a  adhöre  le  Gouvernement  Norv^gien  pense  qu'il  ne 
pourra  6tre  consid6re  responsable  de  l'accomplissement  des  obligations  qui 
en  döcoulent  pour  la  Suöde. 

De  l'autre  cöU  le  Gouvernement  Norvegien  est  d'avis  que  tous  les 
Conventions  et  arrangements  internationaux  conclus  par  la  Norvege  avec  un 
ou  plusieurs  autres  Etats,  soit  en  commun  avec  la  Suöde  soit  s6par6ment 
soit  comme  partie  adh^rente,  continuent  k  sortir  leurs  effets  comme  par  le 
pass6  entre  la  Norvöge  et  la  öu  les  autres  parties  contractantes  sans  que  la 
dissolution  de  l'Union  en  modifie  les  dispositions. 

Le  Gouvernement  Norv6gien  se  röserve  toutefois  de  faire,  aprös  une 
6tude  plus  approfondie,  une  communication  ult6rieure  quant  ä  la  question 
de  savoir  si  et  dans  quelle  mesure  il  y  aura  Heu  de  proc6der  ä  une  rfevision 
des  textes  des  traitös  en  vigueur  entre  la  Norvöge  et *). 

En  portant,  d'ordre  de  raon  Gouvernement,  ce  qui  pröc^de  k  la  con- 
naissance  de  Votre  Excellence  je  profite  de  l'occasion  de  Lui  offrir  les  as- 
surances  de  ma  plus  haute  considöration. 

')  Hier  steht  in  jeder  einzelnen  Note  der  Name  der  betreffenden  Re- 
gierung, an  welche  die  Note  gerichtet  wurde. 
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Königsgesetz  7,  23,  32 

Kollektivvertrag  106 

Kommandosachen  251,  327,  336 

Kommerzkollegium  160,  210 

Kommissäre  43  ff.,  47,  58  fg.,  111  fg., 
277 

Kommunale  Selbstverwaltung  158, 
186,  198 

Kommunique,  das  K.  vom  Jahre  1903 
229  ff.,  240  fg. 


Kompensation  157  fg.,  161,  169 
Konfession  328 

Konstitutionell  vgl.  verfassungsmässig 
Konstitutionskomitee  154, 164fg.,  211, 

213 
Konsulatabgaben  210 
Konsulatkomitee      186  fg.,      210 fg., 

228  ff.,  240 
Konsulatwesen,  Kfrage  79,  95,  106  ff., 

134  fg.,  146,  160,  163,  186  fg.,  191, 

201  ff.,     210 ff.,     218  fg.,     223  fg., 

226  ff.,  233  ff.,  241  fg.,  244,  246  ff., 

253,     255,     265,     284,     305,     333, 

337  ff.,  342 
Kontrolle  202 

Konvoikommissariat  160,  186 
Korea  37 
Krieg    vgl.    Kampf    38  fg.,     261  fg., 

271  fg.,  278,  287,  289,  309  ff. 
Kriegesflagge  52,  55,  98  fg.,  152,  155, 

165,  167  fg.,  261 
Kriegeskreditive,   Kriegsanleihe    172, 

221  fg.,  261,  264,  305 
Kriegführende  Partei  310  ff. 
Kristiania  10,  56  fg. ,  84,  121,  142, 

248,  339 
Kronprinz  246  ff.,  345 
Kündigung  75,   78,  82,  219  ff,  298, 

303 

liagting  198 

Lappen  (L.  Kodizill)  135,  264 

Lebensinteresse    des    Staats    292  ff., 

296  fg.,  299 
Liberale  vgl.  Linke  185,  187 
Linke  173  fg.,  190,  197  fg.,  200,  209, 

219  fg.,  227,  276 
Lösbarkeit  (Verträge)  284 ff.,  293  fg. 
Lustlager  149,  278 
Luxemburg  26,  114,  123 

Macht  291  fg  ,  332 

Mai,  der  17.  M.  41  fg.,  76,  151,  267, 

276.    Der  27.  M.  248  fg.,  255,  258. 
Majestät,  capita  majestatis  315,  317, 

319,  321,  327,  332  fg. 
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Mandatverhältnis  184 
Militärverwaltung-  188 
Minderjährigkeit,  des  Königs  55,  85, 

332 
Ministeriell  vgl.  auswärtig 
Ministerverantwortlichkeit   190,  214, 

217,  251,  253,  255  fg.,  265,  335  fg  . 

339 
Misstrauensvotum  188,  192,  218 
Moderate  vgl.  Gemässigte 
Monarchisch  60,  76  fg.,  317  if. 
Monarchomachen  318  fg. 
Monarchophile  318 
Moss,   Konvention   zu   M.   42  ff.,  47, 

62,  263,  272 
Münzkonvention  194 

Warne,    Norwegens    vor    Schwedens, 

S.s  vor  N.s,  100,  148,  168,  241 
Namenziffer  des  Königs  97  fg.  165 
Nationalbewegung,     N.    Bewusstsein, 

N.  Prinzip  173  fg,  185,  267,  275  fg. 

282  ff.,  299  fg, 
Nationalfesttag,   vgl.  17.  Mai  150  fg. 
Nationalversammlung ,    vgl.   Storting 

325  fg.,  338,  340 
Naturrecht  (und  göttliches  K.)  315  fg., 

317,  323 
Neutralitäts(erklärung)  106,  311 
Niederlanden,  vgl.  Holland 
Niederlegung  des  Amtes  253  fg.,  256, 

330 
Norwegische    Initiative,    N.s    Recht 

147,  192  fg.,  327  fg.,  331  fg. 
Notstand  296,  334 
November,  Vierter  N.  46,  276 
Novembertraktat  72  ff. 
Nützlichkeit  291 

Oberhoheit,  O.s  Ansprüche  Schwedens 

179,  205,  240 
Oesterreich,  O.-Ungarn  33  fg.,  42,  134 
Ordnung  293,  307  fg.,  332 
Orkney-Inseln  3 

Parlamentarismus  158,  188,  193,  200, 
337,  340 


Patrimonialrecht  P.  Staat  32,  329 
Personal-Union  2,  32  fg.,  270,  312 
Pfalzgraf  bei  Rhein  315 
Pflichten,  Zusammenstoss  299 
Plebiscit  40 
Politisches  Leben  266 
Pommern  24  fg,  268  fg. 
Prag  33  fg..  37 

Preussen,  vgl.  Deutsch  19 fg.,  30,  42,80 
Promemoria  241  fg. 
Protest  302,  336 
Protestanten  318 

Protest-Depesche  P.  Schreiben  des 
Königs  Oskar  262  fg. 

Realunion  2,  48,  81,  131  ff.,  312  fg., 
325 

Rechenschaft  166,  215 

Rechte    173  fg. ,    190,    197,    206  fg., 
218  fg.,  232,  276 
I   Rechtsbewusstsein  288 

Rechtssprechung  327 

Rechtssubjekt  6  fg.,  9,   15  fg..  72,  74 
I   Reformvorschläge  145 
i   Regierung,    norwegische  257  fg.,  343 
I   Regierungsform,  schwedische  93.  95 
122,  128,  274 

Regulatorische,  Traktatbestimmungen 
298 

Reichsakte  47  ff.,  51  ff.,  57,  62  fg., 
66,  69  ff.,  75,  78  fg.,  81,  83  ff.,  89, 
101,  106  fg.,  118,  128,  137,  139, 
144,  157,  168,  189,  203,  207  fg., 
216,  220,  248  fg.,  258,  262.  264, 
278  fg..  281,  295.  302,  304  fg. 

Reichsgericht  166,    174,   198  fg.,  340 

Reichsrat  2  ff..  5  fg..  9 

Reichs  stände  50 

Reichstag,  schwedischer  49  fg.,  177, 
263,  273  fg.,  305,  327 

Residenz  225  fg. 

Hetorsionsmassregeln  140 

Rettende  Tat  295 

Revision  der  Unionsgrundlage,  vgl. 
Zwangsrevision  MS,  17.").  17S.  lS2tT.. 
189  ff.,  193.  208,  220  fg. 
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Revolution  78  fg.,  262,  307  fg.,  334  fg. 
Hichterlirlio  (iewalt  10 
i;.>iiirr   814.   r}2<> 
Hügen  24  fg. 

Riissland  18  ff.,  30.  30  ff.,  42.  104, 
268,  280 

Sättet  262 

Sakrosankt  314 

Sanktion .  S.srecht ,  S.sverweigerung46, 
88,  100,  153,  156.  180,  182,  186, 
192.  196  fg.,  198  fg.,  213,  219,  226, 
24Sff.,  253,  256,  306,  327,  336, 
341  tf. 

Schiedsgericht  140,  264 

Schiedsspruch  309 

Schleswig  u.  Holstein  33  fg. 

Schliessung  des  Stortings  192 

Schottland  3 

Schreiben  der  Eeichsstände,  S.  des 
Stortingspräsidiums  179  fg.,  183, 
214.  217,  221. 

Scliwidisch,  S.  Empfindung,  Politik, 
(Icsichtspunkte,  Einmischung,  Kö- 
nigsgewalt, S.er  Staatsrat,  S.es 
Recht,  Volk91, 110, 113, 194, 199fg., 
217,  221,  259,  305  fg.,  326 ff.,  331  fg., 
337  ff. 

Schweiz  67 

Selbständigkeit  Norwegens  13,  26  fg. 
31,  39,  41  fg,  45,  67,  76,  80,  145' 
174,  198,  205,  208,  273,  304  fg., 
339,  344 

Selbsterhaltungstrieb  291 , 295,  299 fg., 
324 

Serbien  308 

Servitut  36,  103  fg. 

Skandinavisch,  S.e  Politik,  Bewegung 
16  fg.,  171  fg.,  188,  261,  269,  277, 

Souveränität,  vgl.  Selbständigkeit 
5 fg.,  8,  26,  46,  61,  68 fg.,  81, 
181  fg.,  191,  193  fg.,  239,  241,  245, 
250,  252,  255,  257,  260,*272fg., 
304  fg.,  313  ff. 

Spezialkomitee  244  fg.,  247 

Staat  70  ff.,  326 


Staatshoheit  35  fg.,  316  ff. 
Staatskasse  215 
Staatsministeramt  177  fg.,  195 
Staatsrat,    vgl.    norw.    schwed.    336, 

340  if ., 
Staatsschuld,   norwegisch  26,  52  fg., 

149 
Staatsstreich  147,  333  fg. 
Staatswille  252 
Ständeversammlung  6,  10 
Statthalter  272 
Statthalterfrage    95,    176 ff.,    194  ff., 

202,  304 
Status  quo  ante  193,  204,  206,  231, 

286 
Steuererhebung  327 
Stimmrecht  186,  190,  198,  282 
Stockholm  56fg.,84,  119,  142,  248fg., 

255 fg.,  261,  265,  269,  338 fg.,  343 fg. 
Stockung  des  Staatsgetriebes  214,  218 
Storting  43fg.,  76ff.,  143, 188,  190fg., 

192 fg.,  196 fg.,  214,  244,  247,  253ff., 

263,  308,  333,  337  fg. 
Streitigkeiten  267 
Streitpunkte  144  fg. 
Sukzessionsordnung  274 
Summus  magistratus  319 
Suprematie  vgl.  Oberhoheit 

Tagesordnung205,208,212fg.,214fg., 

216,  223 
Teilnahme,    der   Staatsräte    an    den 

Stortings verh.    185,    190,    192  fg., 

169  fg. 
Thronwechsel  83  fg.,  330  fg. 
Titel  des  Königs  97,  148,  165,  168 
Transitorische  Traktatbestimmungen 

298 
Translatio  vgl.  Übertragung 
Treue  11  fg.,  293,  298  fg. 

Uebertragung  316 

Umbildung    des    Unionsverhältnisses 

146,  189,  244,  247 
Unabhängigkeit  68.  273 
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ünionelle  Angelegenheit,  Bestim- 
mungen 47,  178  if.,  198,279 

ünionsflagge  52,  55,  99  fg.,  153  ff.,  219 

IJnionsjury  170 

Unionskönig  90,  122,  161,  199  ff.,  262. 
287 

Unionskomitee  167  fg.,  169fg.,  183  fg., 
188 fg.,  190fg.,  224  ff.,  227,  281 

Unionsparlament  170,  183,  189 

Unionspolitik  173  fg.,  188,  194,310ff. 

Unionsreiche  6 

Unionsstaat,  Einheitsstaat  67  ff.,  170, 
189,  191,  281  fg.,  287  fg. 

Unionsurkunde  48  ff.,  54  fg.,  157,  295 

Unionsvertrag  60,  276 

Universität  10 

Unveräusserliches  Reich  273,  317,  319 

UnVerantwortlichkeit  334  fg. 

Unverletzlichkeit  314,  317  ff. 

Vasallenstaat  238,  240  ff.,  305,  327 

Vaterland  254,  256,  259,  341 

Verantwortung  vgl.  Ministerverant- 
wortlichkeit, Gegenzeichnung  214, 
315,  317 

Vereinbarung,  in  Bergen  2 

Vereinigte  Staaten  67,  330 

Verfassung,  verf .  massig  40  fg. ,  250  fg., 
255  fg.,  272,  282,  300,  322,  333, 
341  ff.,  344,346 

Verfassungsbuch  296 

Verhandlungen  21,  220,  223,  228  ff., 
231,  233,  238,  240,  246  fg.,  345 

Verjährung  308  fg. 

Verkehrsverträge  133 

Verletzung  eines  Vertrages  301,  304  ff. 

Verpfändung  3 

Versailles  38  fg. 

Verschmelzungspolitik  151,  157,  173, 
175,  188,  240,  267  fg. 

Versöhnliche  Stimmung  168 ,  184, 
206  fg.,  228  fg. 

Verteidigungswesen,  unionelles  10 fg., 
HOfg.,  105.  1n9.  167.  172  f^r..  183, 
188fg.,  191.   l'.istt.,  -2)'>  i'u..  jlTl,  L^SO 


Vertrag  6  fg.,  8  ff.,  14  fg.,  48  fg.,  50, 
60,  69  ff.,  77,  81,  96,  102,  124,  133, 
144,  168,  281  fg.,  284ff.,  290ff.,  319 

Vertragsrecht  315  ff. 

Verzögerung  237. ff. 

Veto,  absolutes  oder  suspensives  59, 
150,  197,  200,  338,  340,  344 

Vizekönigtum  179 

Vizekonsuln  186 

vis  obligandi  290 

Volksabstimmung  80,  263 fg.,  293, 333. 

Volksbewaffnung  198  fg. 

Volkssouveränität  vgl.  Souveränität 
46,  316  ff. 

Volkswille  299,  320,  329  ff.,  338.  340 

Volljährigkeit  des  Königs  274 

Vollstreckbarkeit  des  Strafurteils 
172  fg.,  177 

Vollstreckende  Gewalt  300 

Vorbereitung  120  fg.,  129 

Vorläufige  Besetzung  212,  215.  218, 
224 

Waffenstillstand  43,  272 
Wahl  des  Königs  46,  272 
Wählbarkeit  der  Staatsräte  200 
Wahlkampf  190 
Wahlmonarchie  5 
Wahlrecht  vgl.  Stimmrecht 
Wappen,  norw.  151,  165,  168 
Wiener  Frieden.  Kongress  38,  269 
Wirtschafts-  und  Zollpolitik  173,  177. 
186  fg.,  194,  206,221 

Zone,  neutrale,  festungslose  L,  263  fir. 
Zusammengesetzter  Staatsrat  i»;").  los. 

110,  136, 159  fg.,  163.  168,  ITM.  isr>. 

186  fg.,  195.207,  215,  232,  243 
Zustimmung  329 
Zuversicht  42,  232,  240 
Zwangsrevision      vgl.     iHMlroliuiiiri  n 

182,  184,  222,  278 
Zwangsunion   19,  263 
ZwcikuiiniuTsystem  196 
Zwisclioiireichsgesetz    94.     173.    20t\ 
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1.  Fleischmann,  Max:   Der  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preussen  .     .    3,60  M. 

2  Glatzer,  Felix:  Das  Recht  der  provisorischen  Gesetzgebung  in  Sonderheit 
nach  preussischem  Staatsrecht.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  Gesetz  und  Ver- 
oi'dnung 3^50  M. 

3.  Posener,  Paul :  Das  Deutsche  ßeichsrecht  im  Verhältnisse  zum  Landesrechte. 
Eine  geschichtliche  und  dogmatische  Entwicklung  des  Grundsatzes,  dass  „die 
Eeichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorgehen"  (RV.  a.  2),  unter  eingehender 
Berücksichtigung  der  modernen  bürgerlichen  Gesetzgebung    .     .     5,—  M. 

4.  Steinitz,  Julius:  Dispensationsbegriff  und  Dispensationsgewalt  auf  dem  Ge- 
biete des  Deutschen  Staatsrechts 2,60  M. 

5.  Hamburger,  Georg:  Die  staatsrechtlichen  Besonderheiten  der  Stellung  des 
Reichslandes  Elsass-Lothringen  im  Deutschen  Reiche    ....     3,20  M. 

6.  Freund,  Ismar:  Die  Regentschaft  nach  preussischem  Staatsrecht  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Rechte 3,80  31. 

7.  Bahrfeldt,  Max:  Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation 
und  durch  Aufenthalt  im  Auslande  nach  geltendem  deutschem  und  franzö- 
sischem Staatsrechte 2, —  M. 

8  V.  Poser  und  Gross-Naedlltz,  Victor:  Die  rechtliche  Stellung  der  deutschen 
Schutzgebiete 2,40  M. 

9.  Fleischer,  Max :  Die  Zuständigkeit  des  deutschen  Bundesrates  für  Erledigung 
von  öifentlichrechtlichen  Streitigkeiten 3,60  31. 

10.  Riess,  Alfons :  Die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  bei  Staats- 
verträgen nach  deutschem  Staatsrechte 3,—  3f. 

11.  Riess,  Curt:  Auswärtige  Hoheitsrechte  der  deutschen  Einzelstaaten  2,40  3f. 

12.  Wiese,  AVilhelm:   Verfassungsänderunoen  nach  Reichsrecht    .     .     2,40  31. 

13.  Schreiber,    Karl:    Beteiligung    des    Staates    an    den    Volksschullasten 
in  Preussen .....     1,60  3f. 

14.  Walther,  Carl:   Das  Staatshaupt  in  den  Republiken        .         .     .    6,40  3f. 
lö.  Gravenhorst,  Georg:   Der  sogenannte  Konflikt  bei  gerichtlicher  Verfolgung 

von  Beamten 6,40  31. 

16.  V.  Rauchhaupt,  Fr.  W. :  Verfassungsänderungen  nach  deutschem  Landes- 
Staatsrecht,  insbesondere  in  Preussen 3,00  3f. 

17.  Speck,  Hermann:  Die  finanzrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Reich  und 
Staaten 7,20  31. 

18.  Kiefer,  Hermann  :  Das  Aufsichtsrecht  des  Reiches  über  die  Einzel- 
staatcn ö, —  3[. 

19.  Beyer,  r>runa:   Rechtsetzende  und  rechtausführende  Gewalt  .     .     2,20  3f. 

20.  Radiauer,  Ernst:  Finanzielle  Selbstverwaltung  und  Kommunalverwaltung  der 
Schutzgebiete.     Auf  rechtsvergleichender  Grundlage  dargestellt      8,—  3f. 

21.  Beckenkamp,  Otto:  Die  Kriegskonterbande  in  der  Behandlung  des  Instituts 
für  Internationales  Recht  und  nach  der  Londoner  Erklärung  über  das  See- 
kriegsrecht     4, —  31. 

22.  Ebers,  Godehard,  Josef:    Die  Lehre  vom  Staatenbunde.     .     .     .  10,—  31. 

23.  Brie,  O.Fischer,  Fleischmann:  Zwangsvollstreckung  gegen  fremde  Staaten  und 
Kompetenzkonflikt.    Rechtsgutachten  im  Anscbluss  an  den  Fall  Hellfeld     5, —  31. 

24.  Quabbe,  Georg:  Die  völkerrechtliche  Garantie       5,60  3f. 

25.  Fölsche,  Ernst:    Das  Ehrenamt  in  Preussen  und  im  Reich    .     .    8, —  31. 
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Seckel,  Emil:  Quellenfunde  zum  lombardischen  Lehenrecht,  insbesondere  zu  den 
Extravaganten-Sammlungen 4, —  M. 

von  Martitz,  Ferdinand:  Der  staatlicli  vcrlielieue  Elueiil  itt  1.  Ein  Beitrag  zur 
Lehre  von  der  Ehrenlioheit  deutscher  Landesherren      ....     1,20  M. 

Anschütz,  Gerhard:  Die  Schulaufsicht  und  die  rechtliche  Stellung  der  Volks- 
schullehrer  in  Preussen.  Eine  Studie  zum  dreiundzwanzigsten  Artikel 
der  preussischen  Verfassungsurkunde 1, —  M. 

Preuss,  Hugo:  Die  Lehre  Gicrkes  und  das  Problem  der  preussischen  Ver- 
waltungsreform       2, —  M. 
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